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178. Sitzung

Berlin, Dienstag, den 29. September 2020

Beginn: 10.00 Uhr

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte 

nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 1 a und 1 b auf:

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsge-
setz 2021)

Drucksache 19/22600
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD

Beschluss des Bundestages gemäß Arti-
kel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grund-
gesetzes

Drucksache 19/22887
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss

Im Rahmen der Haushaltsberatungen sind für die heu-
tige Aussprache im Anschluss an die voraussichtlich 45- 
minütige Einbringungsrede sechs Stunden vorgesehen, 
für Mittwoch acht Stunden, für Donnerstag neun Stunden 
und für Freitag drei Stunden. – Ich sehe, Sie sind damit 
einverstanden. Jedenfalls äußern Sie keinen Wider-
spruch. Dann verfahren wir so.

Ich erteile zur Einbringung des Haushalts dem Bundes-
finanzminister Olaf Scholz das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Olaf Scholz, Bundesminister der Finanzen:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir reden 

heute über den Haushalt, und damit reden wir auch über 
die weitere Zukunft unseres Landes. Deshalb ist es etwas 
Bemerkenswertes, dass wir heute diese Beratungen 
beginnen, an dem Tag, an dem 1990 der Einigungsvertrag 

in Kraft getreten ist. Ich will aus aktuellem Anlass sagen – 
auch im Hinblick auf eine Fraktion dieses Parlaments –: 
Wir alle wollen, dass es Deutschland gut geht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN)

Es geht ja, auch gerade wenn wir über den Haushalt 
reden, auch darum, wie wir verhindern, dass schwierige 
wirtschaftliche Lagen dazu führen, dass unser Land die 
Zukunft nicht meistern kann. Deshalb ist es etwas ganz 
Besonderes, was wir hier miteinander zu beraten haben: 
Der Haushalt für 2021 ist der zweite Haushalt – zum 
Haushalt 2020 gab es mehrere Nachtragshaushalte – im 
Zeichen der Coronakrise. Die Coronakrise hat Auswir-
kungen auf die Gesundheit vieler Bürgerinnen und 
Bürger, sie hat Auswirkungen auf Wirtschaft und Stabi-
lität, und sie hat auch Auswirkungen, auch was die 
Zukunftsfähigkeit unseres Landes betrifft.

Dass wir jetzt in dieser Phase über Haushalt und Kraft 
reden können, hat etwas damit zu tun, dass wir in den 
letzten Jahren nicht nur eine ordentliche Wirtschaftsleis-
tung verzeichnen konnten, sondern dass wir auch gut 
gewirtschaftet haben. Seit 2014 gab es in Deutschland 
Haushalte ohne Neuverschuldung. Und diese Haushalte 
der Vergangenheit sind die Grundlage für gute Haushalts-
politik jetzt und in dieser Krise.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir müssen einen erheblichen Rückgang der Wirt-
schaftsleistung verkraften. Es sind dieses Jahr, je nach 
Berechnung, etwa 5,8 Prozent. Das, was man sich dabei 
merken muss, ist: Das ist ungefähr der Rückgang, den wir 
auch 2009 in der damaligen Wirtschafts- und Finanzkrise 
hatten. Natürlich hat das Folgen auch für die Wirtschafts-
leistung insgesamt; das können wir sehen. Deshalb ist es 
notwendig und richtig, dass wir in der Krise entschlossen 
reagieren und dass wir auch mit ganzer Kraft gegenhal-
ten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Wir haben den Unternehmen Liquidität zur Verfügung 
gestellt und ihnen unmittelbar Geld überwiesen, damit sie 
durch die ganz schwierige erste Zeit kommen können. 
Unverändert gibt es Überbrückungshilfen, die in diesem 
Jahr den Unternehmen zur Seite stehen. Wir haben mit 
den Kreditprogrammen sehr viel Liquidität für die Unter-
nehmen bereitgestellt, damit sie durch diese Krise kom-
men können und Arbeitsplätze und Beschäftigung erhal-
ten bleiben. Das gilt natürlich auch für das 
Kurzarbeitergeld, mit dem wir dafür gesorgt haben, dass 
die Unternehmen durch die Krise kommen können und 
dass sie an ihren Beschäftigten festhalten können trotz 
einer schwierigen Zeit.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, aus meiner Sicht ist es 
unbedingt notwendig, dass wir das jetzt nicht beenden. 
Dass wir nicht nur für dieses Jahr gehandelt haben, son-
dern dass wir auch im nächsten Jahr das weiterhin tun. 
Deshalb ist es wichtig, dass wir Maßnahmen verlängern. 
Deshalb war es zum Beispiel richtig – das hat Folgen für 
den Haushalt –, zu entscheiden, dass die Kurzarbeiter-
regelung, die jetzt so gut hilft, bis zum Ende des nächsten 
Jahres verlängert wird. Denn es ist ein sicheres Zeichen 
für die Zukunft unseres Landes.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jeden Tag treffen hier in diesem Land Unternehmen 
Entscheidungen darüber, was sie demnächst tun. Deshalb 
ist es wichtig, dass sie sich auf uns und auf die Gemein-
schaft unseres Landes verlassen können, auch bei den 
Entscheidungen, die sie jetzt im Hinblick auf ihre eigenen 
Beschäftigten treffen. Darum war die Aussage über die 
Kurzarbeit für das ganze nächste Jahr so wichtig.

Wir haben ein großes Konjunktur- und Krisenbewälti-
gungsprogramm auf den Weg gebracht. Das haben wir 
schon einmal getan, nämlich mit Nachtragshaushalten 
in der letzten Finanzkrise 2009. Auch damals war es 
richtig, in großem Umfang zu helfen, und auch damals 
hat es geholfen und dazu beigetragen, dass unsere Volks-
wirtschaft aus der Krise wachsen kann.

Für das, was jetzt in diesem Haushalt, über den wir zu 
beraten haben, steht, gibt es eine ganz klare Botschaft: 
Wir werden dafür Sorge tragen, dass die Investitionstä-
tigkeit in diesem Jahr und in den folgenden Jahren nicht 
zurückgeht. Wir haben eine große Summe an Investitio-
nen aus öffentlichen Mitteln auf den Weg gebracht, um 
Konjunktur und Wirtschaft in Deutschland zu stabilisie-
ren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wenn man sich die Zahlen anguckt, sind sie auch be-
eindruckend. Zum Beispiel haben wir für die Zeit von 
2021 bis 2024 – wir beraten jetzt den Haushalt des nächs-
ten Jahres und die Finanzplanung bis 2024 – eine Summe 
von fast 200 Milliarden Euro, 199,2 Milliarden Euro, an 
Investitionen vorgesehen.

(Zuruf des Abg. Otto Fricke [FDP])

Das ist erheblich mehr als zum Beispiel in dem Vier-
jahreszeitraum der letzten Legislaturperiode – über 
80 Milliarden Euro –, und es wird sich positiv auf Arbeit 
und Beschäftigung und die Zukunftsfähigkeit unseres 
Landes auswirken. Denn all diese öffentlichen Investitio-
nen bewirken auch, dass wir gleichzeitig viele neue 
zusätzliche private Investitionen haben. Sie lösen Investi-
tionsketten für die Zukunft aus, und sie tragen dazu bei, 
dass unsere Wirtschaft schnell wieder wachsen kann.

(Beifall bei der SPD)
Mit den Investitionen dieses Haushaltes schließen wir 

gewissermaßen die Tür für die Zukunft unseres Landes 
weiter auf. Wir tragen dazu bei, dass all das geschehen 
kann, was notwendig ist, damit wir auch in den nächsten 
Jahren ein gutes Leben führen können.

Klar, all das, was wir jetzt tun, hat Konsequenzen, zum 
Beispiel für die Aufnahme von Schulden. In diesem Jahr 
werden es über 200 Milliarden Euro sein. Es werden im 
nächsten Jahr nach unserem Plan noch einmal fast 
100 Milliarden sein, genau 96,2 Milliarden Euro.

(Otto Fricke [FDP]: Ihr kriegt das Geld doch 
dieses Jahr gar nicht mehr raus!)

Das ist sehr, sehr, sehr viel Geld. Man muss auch klar 
sagen, dass diese riesige Summe, die hier in die Hand 
genommen wird, um dazu beizutragen, dass wir durch 
eine gesundheitliche, ökonomische und soziale Krise 
gut durchkommen, notwendig ist. Denn wenn wir jetzt 
nicht handeln würden, müssten wir in der Folge noch viel 
mehr Geld einsetzen, und wir würden gleichzeitig die 
Zukunft unseres Landes verspielen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Nicht handeln wäre viel teurer als handeln. Das ist das, 
was wir als Motto auf den Weg gebracht haben mit den 
Entscheidungen der Regierung und mit dem Haushalts-
entwurf, den wir Ihnen hier zur Beratung vorlegen. Klar, 
wir setzen viel Geld ein. Wir machen in diesem Sinne 
eine ganz klare Politik, die solide dafür sorgt, dass das 
Geld in guten Zeiten beieinanderbleibt, und wir setzen 
dieses Geld dann mit großer Kraft in einer schwierigen 
Zeit ein. Wir sind auch in der Lage und haben die Kraft, 
Kredite aufzunehmen, um durch eine Krise zu kommen. 
Klar, wenn das passiert, dann steigt auch die Schulden-
quote unseres Landes. Das – dies will ich dazu sagen – ist 
etwas, was man immer im Blick haben muss.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Alles im Blick!)
Es war gut, dass wir für das letzte Jahr berichten kön-

nen, dass die Schuldenquote auf unter 60 Prozent der 
Wirtschaftsleistung gesunken ist und wir das erste Mal 
seit sehr, sehr langer Zeit sämtliche Maastricht-Kriterien, 
auf die wir uns in Europa verständigt haben, erfüllt haben.

(Lachen der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])
Aber es ist auch die Grundlage dafür, dass wir jetzt das 
tun können, was wir hier miteinander beraten und was 
notwendig ist für unser Land. Trotzdem können wir 
berichten, dass die Schuldenquote nicht auf eine Höhe 
steigen wird, wie es in der letzten Finanzkrise der Fall 
gewesen ist. Damals ist die Schuldenquote auf über 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 178. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 29. September 2020                             22426 

Bundesminister Olaf Scholz 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



80 Prozent der Wirtschaftsleistung gestiegen. Sie wird 
diesmal – nach heutigen Berechnungen – auf etwa 75 
bis 76 Prozent steigen, also unter dem letzten Wert blei-
ben. Das ist, glaube ich, ein gutes Zeichen dafür, dass wir 
es auch schaffen werden, die Schuldenquote in den 
nächsten Jahren wieder abzusenken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Was uns schon einmal gelungen ist, sollte uns auch ein 
zweites Mal gelingen. Ich halte das für sehr wichtig und 
sehr zentral.

Ich glaube, dass es sich lohnt, auch einmal einen Ver-
gleich mit anderen Ländern anzustellen. Wenn wir uns 
zum Beispiel mit den anderen G-7-Ländern vergleichen, 
mit denen wir uns immer wieder treffen und die mit uns 
als Industrienationen darüber beraten, wie sich die Dinge 
in der Welt weiterentwickeln sollen,

(Otto Fricke [FDP]: Sie vergleichen uns jetzt 
mit den USA? Mit Herrn Trump?)

dann stellen wir fest, dass unsere Schuldenquote nach der 
Krise geringer sein wird als in all diesen Ländern vor der 
Krise.

(Otto Fricke [FDP]: Das ist bei Japan eine ganz 
große Kunst!)

Das ist ein Zeichen für die Stabilität unseres Landes, aber 
das ist auch ein Zeichen dafür, dass wir das eine oder 
andere in der Vergangenheit nicht ganz falsch gemacht 
haben können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dieses Geld einzusetzen, heißt aber auch, dass wir uns 
darüber klar werden müssen, dass wir in den nächsten 
Jahren wieder einen Pfad erreichen müssen, auf dem 
wir die Ausnahmeregel, die das Grundgesetz uns zur Ver-
fügung stellt, um solche zusätzlichen Kredite aufzuneh-
men, nicht mehr in Anspruch nehmen müssen. Wir wis-
sen, dass hier viele Aufgaben noch vor uns liegen, dass 
das eine herausfordernde Sache ist. Wir haben aus der 
Vergangenheit aber auch gelernt, dass das gut funktionie-
ren kann. Auch bei der letzten Krise gab es viele Haus-
halte, in denen Handlungsbedarfe definiert worden sind, 
die sich dann durch das Anspringen der Konjunktur, das 
wirtschaftliche Wachstum und die damit verbundenen 
Steuereinnahmen erheblich reduziert haben.

(Otto Fricke [FDP]: Das ist ein Lob für 
Schwarz-Gelb!)

Ich finde, das ist ein Weg, den wir erneut gehen kön-
nen, und den wir auch erneut erfolgreich beschreiten wer-
den. Aus meiner Sicht geht es jetzt darum, dieses wirt-
schaftliche Wachstum auch zu ermöglichen, das unseren 
Handlungsbedarf reduziert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Eines ist aber auch ganz klar – wir sollten uns da nichts 
vormachen –: Was uns jetzt durch die Krise führt, sind die 
Wirtschaftskraft dieses Landes, sein leistungsfähiges 
Gemeinwesen und – denken wir zum Beispiel an das 
Gesundheitswesen – ein guter Sozialstaat, der in der 

Lage ist, uns gemeinsam in einer solchen Situation Kraft 
zu verleihen und die Bürgerinnen und Bürger zu beschüt-
zen. Es wird in den nächsten Jahren um die Frage gehen, 
ob wir dieses aufrechterhalten, bewahren und ausbauen 
oder ob wir nach der Krise an all das die Axt legen, was 
uns jetzt so stark macht. Ich bin dafür, dass wir es bewah-
ren und ausbauen.

(Beifall bei der SPD)

Als Bundesminister der Finanzen erlaube ich mir, auch 
das zu sagen: Wer die Illusion hegt, dass für diejenigen, 
die am allermeisten verdienen, die am oberen Ende der 
Einkommensskala dieses Landes liegen, in den nächsten 
Jahren große Steuersenkungen anstünden, der verbreitet 
illusionäre Zahlen oder will die Axt an die Zukunft 
Deutschlands legen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Ralph 
Brinkhaus [CDU/CSU], an DIE LINKE 
gewandt: Euer Mann! – Gegenruf des Abg. 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: An der 
Stelle, ja! – Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: 
Die Linkspartei jubelt!)

Wir haben gehandelt. Das ist eine gute Situation und 
hat dazu beigetragen, dass Deutschland die Krise im 
internationalen Vergleich gemeistert hat.

Ich will sagen, dass wir das als Grundlage für das 
nehmen müssen, was uns jetzt noch bevorsteht; denn 
wir sind ja noch nicht durch, wir haben noch viel zu 
tun. Wir müssen jeden Tag auch ganz besonders um die 
Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger ringen und alles 
dafür tun, dass wir sie weiter beschützen können. Wenn 
heute die Bundesregierung mit den Ministerpräsidentin-
nen und Ministerpräsidenten neu berät, geht es immer 
wieder um die Frage: Wie können wir den Gesundheits-
schutz unserer Bürgerinnen und Bürger in einer so 
schwierigen Zeit gewährleisten?

(Otto Fricke [FDP]: Wie viel zahlt der Bund 
den Ländern?)

Ganz klar: Solange wir noch nicht die besten Thera-
pien neu entwickelt haben und solange keine Impfstoffe 
zur Verfügung stehen, werden wir vorsichtig bleiben 
müssen, und wir müssen darauf achten, dass nicht nur 
wir als Staat – der Bund, die Länder, die Gemeinden in 
Deutschland – das sind, sondern dass wir auch als bürger-
liche Gemeinschaft vorsichtig sind und alle miteinander 
aufeinander aufpassen und vorsichtig bleiben. Auch das 
ist eine Botschaft dieser Zeit.

(Beifall bei der SPD)

Es ist überhaupt nicht eine Zeit, in der man rücksichts-
los sein kann, sondern es ist eine Zeit, in der man auf-
einander Rücksicht nehmen muss. Dort, wo das gelingt, 
gelingt es eben auch besser, durch die Krise zu kommen – 
in gesundheitlicher, wirtschaftlicher und sozialer Hin-
sicht. Es geht eben auch um Solidarität. Auch sie ist in 
einer solchen Krise gefragt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)
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Was wir bisher getan haben, hat gewirkt. Die wirt-
schaftliche Aktivität erholt sich, und die Verbraucher-
stimmung wird besser. Das sind gute Nachrichten, die 
uns ermuntern sollten, dass wir weitermachen auf dem 
Pfad, den wir bisher eingeschlagen haben. Und es ist 
auch eine gute Nachricht, wenn wir hören, dass das wirt-
schaftliche Wachstum nicht nur in der zweiten Hälfte 
dieses Jahres, sondern insbesondere auch im nächsten 
Jahr weiter steigen wird.

(Otto Fricke [FDP]: Das Jahr mit der Notsi-
tuation!)

Trotzdem wird es so sein, dass wir eine Zeitlang brau-
chen werden, bis wir wieder an das Vorkrisenniveau 
anknüpfen können. Nach den Prognosen, die wir heute 
haben, wird das irgendwann zu Beginn des Jahres 2022 
der Fall sein. Auch das müssen wir, wenn wir über Haus-
halte und öffentliches Handeln reden, immer bedenken: 
Die wirtschaftliche Delle, die wir jetzt haben, wird, selbst 
wenn das Wachstum später wieder eintritt, auch in 
Zukunft nicht unbemerkt bleiben. Wir werden sie in den 
Haushalten sehr vieler Jahre noch wiederfinden, und des-
halb geht es eben darum, klug und vorsichtig zu agieren, 
aber mutig genug, damit wirtschaftliches Wachstum und 
die Zukunft gewonnen werden können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wenn wir diese Maßnahmen jetzt also auf den Weg 
gebracht haben, dann müssen wir auch dafür sorgen, 
dass wir die Zukunft gewissermaßen gleich mit auf den 
Weg bringen und dass es nach der Krise gut weitergeht. 
Wir dürfen nicht nur Maßnahmen ergreifen, die etwas mit 
Stabilisierung zu tun haben, sondern wir müssen auch 
sehr viele Dinge unternehmen, die dazu beitragen, dass 
unsere Zukunft gelingen kann. Das hat mit vielen Frage-
stellungen zu tun – solchen, die etwas mit dem Miteinan-
der zu tun haben, und solchen, die etwas mit technologi-
schen Innovationen zu tun haben, die uns helfen, das, was 
wir als Aufgaben vor uns haben, tatsächlich zu bewälti-
gen.

Eine große Aufgabe ist zum Beispiel, dafür zu sorgen, 
dass der Respekt für die Arbeit, dass Arbeit auch in 
Zukunft weiter eine große Rolle für unsere Volkswirt-
schaft spielt und dass es gute und ausreichend viele 
Arbeitsplätze gibt, damit man seinen Lebensunterhalt 
aus eigener Kraft verdienen kann.

(Beifall bei der SPD)
Bisher ist es der deutschen Volkswirtschaft immer wie-

der gelungen, die Verluste von Arbeitsplätzen durch 
Wachstum an anderer Stelle auszugleichen. Das ist eines 
der großen Erfolgsgeheimnisse der deutschen Volkswirt-
schaft in den letzten Jahren gewesen, und das unterschei-
det die Volkswirtschaft dieses Landes auch von der man-
cher anderer. Wir müssen natürlich alles dafür tun, dass 
das trotz all der Veränderungen, die vor uns liegen, immer 
wieder gelingt.

Deshalb ist es so wichtig, dass wir in dieser Krise zum 
Beispiel auch etwas für den Erhalt von Ausbildungsplät-
zen tun, dass wir ein Förderprogramm auf den Weg 
gebracht haben, damit sich die Ausbildung, die für die 
Zukunft so wichtig ist, in dieser Krise nicht reduziert.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb ist es so wichtig, dass wir etwas gemacht 
haben, um denjenigen, die studieren, in dieser Krise 
auch wirtschaftlich und finanziell zu helfen, damit nicht 
Studienabbrüche dazu beitragen, dass die wirtschaftliche 
Zukunft in unserem Land gefährdet ist, weil viele in die-
ser Krise nicht die notwendige Bildung und Qualifizie-
rung bekommen haben.

Deshalb ist es wichtig, dass wir dazu beitragen, dass 
sich Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer qualifizieren 
können, und es gibt eben nicht nur Maßnahmen, die sich 
an Studierende richten, sondern auch Maßnahmen, die 
sich an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer richten. 
Ich nenne nur das Qualifizierungschancengesetz und vie-
le andere Maßnahmen, die dazu beitragen, dass sich 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Krise qua-
lifizieren können.

(Beifall bei der SPD)

Was diese Krise aber auch gezeigt hat und was wir als 
Auftrag mit in die Zukunft nehmen müssen, ist, dass es in 
diesem Land sehr wohl auch Arbeitsverhältnisse gibt, 
von denen der eine oder die andere vielleicht gar nicht 
gedacht hätte, dass solche hier möglich sind. Ich will 
einfach nur an das Infektionsgeschehen in der Fleisch-
industrie erinnern. Es war unverantwortlich, dass es sol-
che Arbeitsverhältnisse und Arbeitsbedingungen in 
Deutschland überhaupt gibt, und es ist richtig, dass wir 
in dieser Krise nicht nur Konjunkturprogramme, sondern 
auch ein Gesetz auf den Weg gebracht haben, das solche 
Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie abstellt, und 
zwar für immer.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir dürfen unseren wirtschaftlichen Wohlstand nicht 
darauf gründen, dass es einigen bei uns im Lande ganz 
besonders schlecht geht, sondern wir müssen füreinander 
da sein. Das gilt nicht nur, wenn wir dafür sorgen, dass 
alle gewissermaßen gesundheitlich geschützt werden, 
sondern das gilt eben auch, wenn es um Arbeitsbedingun-
gen und Lebensverhältnisse geht, die sich damit verbin-
den. Ich finde, das muss ein Prinzip sein, das aus dieser 
Krise für uns erwächst: Wir wollen, dass jede Bürgerin 
und jeder Bürger dieses Landes, dass alle, die hierzulande 
arbeiten, gute und ordentliche Arbeitsverhältnisse haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Auch das spiegelt sich im Haushalt und der Finanz-
planung wider, und das wird für unsere Politik für die 
Zukunft wichtig sein. Wir können nicht akzeptieren, 
dass da eine Situation ist,

(Zuruf: Das gilt auch in Hamburg!)

in der wir alle glücklich darüber sind, dass einige auch in 
schwierigen Zeiten ihre Arbeit tun: im Einzelhandel, in 
der Logistik, in den Krankenhäusern, in den Pflegeein-
richtungen. Es reicht nicht, dass wir, froh darüber, dass 
diese Menschen das tun, nur klatschen. Sondern es muss 
auch so sein, dass wir sagen: Wir wollen, dass das gute, 
sichere Arbeitsplätze sind und dass sie besser bezahlt 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 178. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 29. September 2020                             22428 

Bundesminister Olaf Scholz 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



werden, als das in der Vergangenheit der Fall war. – Auch 
das gehört zu den Zukunftsaufgaben, die unsere Gesell-
schaft hat.

(Beifall bei der SPD)

Die Coronaheldinnen und Coronahelden wollen keine 
Orden von uns; sie wollen einfach ein ordentliches 
Gehalt. Das müssen wir sicherstellen, und dafür müssen 
wir auch Sorge tragen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Fabio De 
Masi [DIE LINKE])

Aus meiner Sicht ist es deshalb gut, dass wir mit einzel-
nen Maßnahmen im steuerlichen Bereich, aber auch mit 
Mitteln, die wir bereitgestellt haben, jetzt schon ein 
wenig geholfen haben. Aber wir wissen genau: Das 
kann nur der Anfang sein; denn sonst bleibt es eine Geste. 
Es geht darum, dass wir substanziell etwas ändern. Es soll 
in Deutschland bessere Arbeitsverhältnisse geben, gerade 
für diejenigen, auf die nicht jeden Tag geguckt wird, 
wenn nicht gerade Coronakrise ist, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da bin ich 
gespannt auf den Vorschlag im Rahmen des 
Bundeshaushalts!)

Das Gleiche gilt, wenn wir uns über die Situation unse-
rer Familien Gedanken machen. Die Familien haben ganz 
besonders zu kämpfen gehabt, insbesondere in der Phase, 
in der viele Einrichtungen, Schulen und Kindergärten, 
geschlossen waren, in der viele Möglichkeiten nicht 
bestanden, die sonst Familien nutzen können, um mit 
ihren Kindern eine gute Zeit zu haben, und in der 
unglaublich viele Männer und noch viel mehr Frauen 
damit zu kämpfen hatten, wie sie alles miteinander 
zusammenkriegen, nämlich die Betreuung ihrer Kinder, 
den Unterricht für ihre Kinder, und gleichzeitig auch 
dafür zu sorgen, dass Beruf und Arbeit weitergehen.

Das, glaube ich, kann man nicht einfach mit mehr 
Homeoffice lösen. Das setzt voraus, dass wir konstant 
bei dem weitermachen, was wir angefangen haben, näm-
lich mit dem Ausbau der Kinderbetreuung, der Möglich-
keit von mehr Ganztagsbetreuung, der Tatsache, dass das 
nicht so teuer sein darf, wie das heute der Fall ist, und 
dass man sich darauf immer verlassen kann. Auch das ist 
für die Zukunft dieses Landes wichtig.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb ist es kein Zufall, sondern Absicht, dass sich 
in den Programmen, die wir jetzt auf den Weg gebracht 
haben, eben auch Mittel finden, die vorsehen, dass dieser 
Ausbau weiter stattfinden kann in all den nächsten Jah-
ren. Denn das muss auch eine der Lehren aus dieser Krise 
sein, dass wir diese Infrastruktur noch viel leistungsfähi-
ger machen müssen, als sie heute ist.

Es gehört auch dazu, dafür zu sorgen, dass unsere 
Schulen endlich digitalisiert werden; auch das ist ein 
wichtiges Thema.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Michael Grosse-Brömer 

[CDU/CSU]: 5 Milliarden für den Digital-
Pakt!)

Jeder von uns weiß, wie schwierig das in einem Gefüge 
ist, wo so viele zuständig sind. Es braucht, glaube ich, 
schon eine lange Beteiligung an den vielen politischen 
Prozessen unserer kommunalen und föderalen Ordnung, 
um zu verstehen: Wer ist nun genau für welche Aufgabe 
zuständig? Aber im Ergebnis kommt es ja darauf an, wie 
es ist und wie es sein wird. Deshalb ist es richtig, dass die 
Bundesrepublik Deutschland sich jetzt mit den Ländern 
darauf verständigt. Ich bin Saskia Esken und Angela 
Merkel dankbar dafür,

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD – Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: In der 
Reihenfolge, ja!)

dass sie das ein bisschen in die Hand genommen haben, 
um zu erreichen, dass die Schulen jetzt mehr Geld für die 
Digitalisierung bekommen.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Das muss 
man sich auf der Zunge zergehen lassen!)

Ich denke, manchmal muss man ja die Gelegenheit für 
den guten Fortschritt nutzen. Ich jedenfalls finde: Dieser 
Fortschritt ist notwendig für unser Land. Gut, dass er jetzt 
anfängt!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Bettina Stark-Watzinger 
[FDP]: Jetzt anfängt – nach einem Jahr Coro-
na?)

Wir haben die Familien in diesem Jahr finanziell unter-
stützt und werden dafür Sorge tragen, dass das auch so 
weitergeht. Neben dem Bonus, der jetzt ausgezahlt wird, 
wird es ja zum Jahresanfang weitergehen. Das nächste 
Jahr wird mit einer Kindergelderhöhung beginnen, mit 
der Erhöhung der Freibeträge,

(Beatrix von Storch [AfD]: Steuersenkungen!)
mit der Abschaffung des Solis für über 90 Prozent der-
jenigen, die ihn heute zahlen, und der Senkung für wei-
tere 6,5 Prozent. Dadurch, dass wir die steuerlichen Ver-
änderungen, die sich durch die kalte Progression ergeben, 
kompensieren und insgesamt dafür sorgen, dass der 
Steuertarif sich als eine Entlastung für Bezieher kleiner, 
mittlerer Einkommen und für Familien erweisen wird. 
Das nächste Jahr beginnt mit mehr Netto für die aller-
meisten Bürgerinnen und Bürger. Das ist ein gutes Zei-
chen mitten in der Krise, aber auch gut für unser Land 
insgesamt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Gut, dass ihr uns da gefolgt 
seid! – Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Unser 
guter Einfluss!)

Wir machen Fortschritte. Diese Fortschritte werden wir 
auch dafür nutzen müssen, dass wir die Zukunft unseres 
Landes in vielerlei anderer Hinsicht in den Blick nehmen.

Ein großes Thema, vor dem wir heute stehen und noch 
lange stehen werden, ist: Wie kriegen wir es eigentlich 
hin, den menschengemachten Klimawandel aufzuhalten? 
Wir können jetzt in der Krise nicht sagen, dass das ein 
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Thema ist, das sich zwar nicht erledigt hat, aber das erst 
mal vertagt wird. Umgekehrt: Wir müssen die Zeit jetzt 
dafür nutzen, dass wir mit mutigen Entscheidungen dazu 
beitragen, den menschengemachten Klimawandel aufzu-
halten, Treibhausgasneutralität bis 2050 zu erreichen und 
dann CO2-neutral wirtschaften zu können. Wir müssen 
jetzt all die Entscheidungen auf den Weg bringen, die 
dazu notwendig sind.

(Beifall bei der SPD – Sven-Christian Kindler 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo sind denn 
die Entscheidungen?)

Es sind in der Vergangenheit sehr, sehr weitreichende 
Entscheidungen getroffen worden und werden jetzt gera-
de Stück für Stück umgesetzt. Schluss ist demnächst mit 
der Atomkraft.

(Jürgen Braun [AfD]: Kommt ja aus der Steck-
dose! Ihr habt ja Ahnung davon! Finde ich 
super!)

Ich will das ausdrücklich sagen angesichts der Tatsache, 
dass wir in dieser Woche eine lange Diskussion über die 
Frage neu begonnen haben, wo denn die nuklearen 
Abfallprodukte der Nutzung der Atomenergie in 
Deutschland auf Dauer gelagert werden; eine notwendige 
Debatte, die für das ganze Land bedeutet, dass man soli-
darisch ist und dass keiner sagt: „Bei mir nicht“, sondern 
dass alle dies als gemeinsames Projekt begreifen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Keine einzige Zahl!)

Aber es ist auch dringend erforderlich, dass wir in 
dieser Situation wissen, dass es den Ausstieg gibt und 
dass es richtig ist, dass wir ihn jetzt endgültig vollziehen 
werden, nachdem es da eine kleine Zwischenphase gab, 
in der das irgendwie irritierend wieder zurückgegangen 
ist.

Aber gleichzeitig haben wir auch entschieden, dass wir 
aus der Kohleverstromung aussteigen. Ich will auch das 
als einen Meilenstein für die Zukunftsentwicklung unse-
res Landes beschreiben. Klar: In diesem Haus wird über 
die Frage diskutiert, wann nun genau das beste Endjahr 
dafür ist. Aber an einer Tatsache kann niemand vorbei. 
Wir haben entschieden: In Deutschland werden wir aus 
der Kohleverstromung aussteigen. Wir haben die Maß-
nahmen dazu auf den Weg gebracht und alle notwendigen 
Entscheidungen getroffen, damit das auch gelingen kann. 
Und das ist gerade in diesen Zeiten gut so.

(Beifall bei der SPD)

Nur aussteigen alleine reicht nicht. Einsteigen muss 
man auch irgendwo, und zwar in die Nutzung von klima-
neutralen Energien. Deshalb ist es richtig, dass wir den 
Ausbau der erneuerbaren Energien auch mit zusätzlichen 
Mitteln vorantreiben. Deshalb ist es richtig, dass jetzt 
auch die Gesetze gemacht werden, die dazu erforderlich 
sind, dass es mehr Windstrom an Land und auf See gibt, 
dass es einen Ausbau des Netzes gibt; denn ohne ein 
stabiles Netz wird es auch nichts mit den erneuerbaren 
Energien. Alles das ist Teil der Politik, die diese Regie-
rung macht. Aber es ist auch Teil der Finanzmittel, die 

wir zum Beispiel mit dem Konjunkturpaket und dem 
kommenden Haushalt und seinen Folgehaushalten bereit-
stellen.

(Beifall bei der SPD)
Das Klimaschutzprogramm 2030 ist ein riesiges Inves-

titionspaket mit all den Maßnahmen, die wir auf den Weg 
gebracht haben und die wir sorgfältig miteinander ver-
handelt und besprochen haben. Sie beinhalten viele, viele 
Neuerungen, auf die viele lange gewartet und für die viele 
lange geworben haben, aber die jetzt gewissermaßen 
Realität werden.

Ich will einfach nur an das Brennstoffemissionshan-
delsgesetz erinnern; ein kompliziertes Wort dafür, dass 
wir in Deutschland in die CO2-Bepreisung einsteigen.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Mit dem Zer-
tifikatehandel!)

Das ist aus meiner Sicht ein richtiger Weg, den wir hier 
gehen. Er wird ab dem nächsten Jahr dafür sorgen, dass 
sich substanziell etwas ändert.

(Widerspruch des Abg. Christian Dürr [FDP])
Wir werden CO2 teurer machen, damit unsere Volkswirt-
schaft sich auf CO2-Neutralität umstellt. Das ist ein rich-
tiger Weg, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir nutzen die Mittel, die wir zum Beispiel aus dieser 
CO2-Bepreisung bekommen, auch für die Zukunft. Wir 
nutzen sie zum Beispiel, um das technologisch möglich 
zu machen, worüber technologisch in diesem Land schon 
so lange diskutiert wird, nämlich dass wir von der Nut-
zung fossiler Energien und Roh- und Treibstoffe weg-
kommen und dass wir zur Nutzung anderer Formen hin-
kommen, die für die Zukunft wichtig sind.

Wir wissen: Wenn wir erreichen wollen, dass mehr auf 
Elektrifizierung gesetzt wird, was für die Stromversor-
gung, für die Versorgung von Betrieben wichtig ist, was 
für die Mobilität und all die Möglichkeiten wichtig ist, 
die wir damit verbinden – wenn wir das erreichen wollen, 
dann müssen wir auch erreichen, dass die EEG-Umlage 
nicht mehr eine solche Belastung in der Nutzung dar-
stellt. Deshalb nutzen wir die Einnahmen aus der CO2- 
Bepreisung dafür, die EEG-Umlage zurückzuführen. Sie 
wird in diesem Jahrzehnt auch endgültig abgeschafft wer-
den; das ist das Ziel unserer Politik.

(Beifall bei der SPD)
Zum Konjunkturprogramm gehört, dass wir diesen 

Pfad nicht gefährden, sondern dass wir gesagt haben: 
Trotz der Schwierigkeiten, die mit den Veränderungen 
durch die Konjunktur verbunden sind, werden wir dafür 
Sorge tragen, dass die Mittel zur Verfügung stehen, um 
die Reduzierung der EEG-Preise und ihre Stabilisierung 
zustande zu bringen. Das sind Milliarden, die schon im 
nächsten Jahr und in den Folgejahren eingesetzt werden, 
damit die EEG-Umlage nicht die Strompreise nach oben 
treibt. Das ist ein richtiger Schritt für das Klima und ein 
richtiger Schritt für die Konjunktur gleichermaßen, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)
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In den Programmen, die wir mit dem aktuellen Haus-
halt und den Haushalten der Finanzplanung finanzieren, 
sind auch eine ganze Reihe von anderen wichtigen 
Zukunftsentscheidungen niedergelegt, die unverzichtbar 
sind, wenn wir die Zukunft für unser Land gut gestalten 
wollen. Eine der zentralen Weichenstellungen für 
Deutschland – von der ich befürchte, dass noch gar nicht 
alle sie wirklich in ihrer gesamten Dimension wahrge-
nommen haben – ist, dass wir für die industrielle Produk-
tion unseres Landes zukünftig auf Wasserstoff setzen 
wollen. Man kann nicht über CO2-Neutralität 2050 spre-
chen und nicht gleichzeitig den industriellen Einstieg in 
die Wasserstoffnutzung voranbringen wollen. Wir müs-
sen als Bundesrepublik Deutschland, als ein Land, das 
seit Langem über die entsprechenden technologischen 
Kapazitäten und Fähigkeiten, die damit verbunden sind, 
verfügt und das die Unternehmen hat, die das können, den 
industriellen Einstieg in die Wasserstoffproduktion nut-
zen. Wir werden das mit all den Programmen, die wir auf 
den Weg gebracht haben, auch tun.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Es geht um einen schnellen Hochlauf der Produktion. 
Es geht darum, dass wir die Erzeugungskapazitäten auf 5, 
10 Gigawatt ausbauen, damit wir das hinbekommen. Es 
geht darum, dass die Leitungsnetze entstehen, die dazu 
notwendig sind, damit Wasserstoff in den industriellen 
Zentren und allen Produktionsanlagen tatsächlich genutzt 
werden kann. Wir müssen in großem Maßstab Produk-
tionsanlagen, Elektrolyseanlagen, bauen, damit die ganze 
Welt sehen kann, dass das auch funktioniert, und zwar mit 
einer Technologie, die hierzulande entwickelt worden ist. 
Die Wasserstoffwirtschaft und der Einstieg darin ist der 
wichtigste Zukunftsbeitrag, den Deutschland gegenwär-
tig für den Kampf gegen den Klimawandel leisten kann, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Das führt vielleicht auch dazu, dass wir verstehen, dass 
die Dekarbonisierung unserer Wirtschaft nur gelingen 
kann, wenn wir gewissermaßen einem Slogan folgen, 
den ein berühmter Autor mit dem schönen Titel „More 
from Less“ geprägt hat. Es geht ausdrücklich darum, dass 
wir mit modernsten Technologien beweisen, dass beides 
geht, nämlich ein erfolgreiches Industrieland zu bleiben, 
das auch 2050 noch Arbeitsplätze mit guten Einkommen 
sowie mittelständische und große Unternehmen hat, die 
auf dem Weltmarkt eine Rolle spielen, und trotzdem dann 
schon – anders als viele andere – CO2-neutral zu wirt-
schaften, mit Technologien, die wir selber entwickelt 
haben. Das ist die große Aufgabe für die Zukunft, und 
an die machen wir uns jetzt.

(Beifall bei der SPD – Ralph Brinkhaus [CDU/ 
CSU]: Hauptsache, der Kollege Miersch hat 
das auch verstanden!)

Ich bin übrigens überzeugt, dass das auch eine gute 
Chance für unsere Volkswirtschaft ist; denn viele Leute 
haben Sorgen, wie es eigentlich weitergehen wird. Des-
halb müssen wir ihnen sagen: Wir trauen uns das schon 
zu. Wir können das bewältigen als Bundesrepublik 
Deutschland mit unseren Unternehmen, unseren Inge-
nieurinnen und Ingenieuren, mit den vielen Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmern – obwohl wir wissen, dass die 
Aufgabe nicht klein ist. Das will ich dann doch an dieser 
Stelle sagen, auch als Begründung dafür, warum wir so 
viele Milliarden für diese Projekte in die ganze Finanz-
planung hineingeschrieben haben. Das wird uns viele 
Jahre bewegen. Die ganze Industrialisierung, der ganze 
Fortschritt, der ganze Wohlstand, den wir heute haben, 
beruhen auf der Nutzung fossiler Rohstoffe, Energien 
und Treibstoffe.

Wenn wir von jetzt, 2020, bis gleich, 2050, CO2-neut-
ral wirtschaften wollen, in drei Jahrzehnten, ist das die 
größte Modernisierung und technologische Neuorganisa-
tion der Volkswirtschaft Deutschlands, die wir in den 
letzten 200 Jahren erlebt haben. Und wir sollten uns trotz-
dem an die Aufgabe machen, weil es wichtig ist – für uns, 
unsere Kinder und Enkel.

(Beifall bei der SPD)
Ich bin übrigens fest davon überzeugt, dass sich diejeni-
gen, die glauben, dass wir das nicht tun sollten, an unse-
rem Land eigentlich versündigen würden; denn wenn wir 
es nicht schaffen, diesen Wandel hinzubekommen, dann 
werden wir auch keine guten Arbeitsplätze haben. Nur 
weil wir das tun und weil wir das auf den Weg bringen, 
haben wir eine gute Chance.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Über den Strukturwandel, der damit verbunden ist, 
muss gesprochen werden; weil er ja immer stattfindet. 
Es gibt überhaupt keine Geschichte der modernen Volks-
wirtschaft, die nicht mit ständigen Veränderungen von 
ökonomischen und wirtschaftlichen Strukturen verbun-
den wäre. Es gibt welche, die politisch veranlasst sind, 
es gibt welche, die durch Zeitläufte, durch die Verände-
rung von Ökonomie und Technik veranlasst sind. Aber 
immer wieder werden sie uns begegnen, und deshalb ist 
die Frage „Wie gehen wir eigentlich mit Strukturwandel 
um?“ von allergrößter Bedeutung. Lassen wir diejenigen, 
die er trifft, alleine, oder betrachten wir das als eine 
Angelegenheit des ganzen Landes? Das ist in Wahrheit 
eine der zentralen Fragestellungen für die Zukunftsfähig-
keit unseres Landes.

Ich will das an dem Thema deutlich machen, das uns in 
diesem Jahr mit großer Freude begleitet: 30 Jahre deut-
sche Einheit, ein großer Strukturbruch, den unglaublich 
viele Bürgerinnen und Bürger unseres Landes miterlebt 
haben, hautnah bei sich selber, bei ihren Familienange-
hörigen, bei ihren Eltern. Überall hat es Veränderungen 
gegeben. Kaum einer hat an seinem Arbeitsplatz so wei-
termachen können, wie das vorher der Fall war. Wir 
haben es im 30. Jahr der deutschen Einheit überhaupt 
nur so weit gebracht, wie wir jetzt gekommen sind, weil 
wir das als eine Angelegenheit des ganzen Landes 
betrachtet und gesagt haben: Wir lassen niemanden 
allein. Wir werden füreinander einstehen und das mit-
einander hinbekommen. – Das ist der richtige Weg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das muss auch so sein, wenn wir uns über die Frage 
Gedanken machen, was jetzt zum Beispiel beim Ausstieg 
aus der Kohleverstromung geschieht, der im Westen und 
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Osten unserer Republik stattfindet. Da sind Regionen, die 
haben Jahrzehnte, fast hundert Jahre, teilweise noch län-
ger, zum wirtschaftlichen Wohlstand dieses Landes bei-
getragen mit dem, was sie tun und was sie sehr gut kön-
nen. Auch da gilt die gleiche Botschaft: Wir lassen 
niemanden alleine. Wir werden gemeinsam dafür sorgen, 
dass es eine Zukunft gibt für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, für ihre Betriebe und für diese Regionen. 
40 Milliarden Euro setzen wir ein, um den Strukturwan-
del, der mit dem Ausstieg aus der Kohleverstromung ver-
bunden ist, zu begleiten, und es sind 40 Milliarden Euro 
gut angelegtes Geld für die Zukunft und den Zusammen-
halt unseres Landes.

(Beifall bei der SPD)

Das Gleiche gilt, wenn wir über die Frage reden, was 
eigentlich geschieht, wenn die Verkehre jetzt elektrifi-
ziert werden. Auch dort sind Milliarden Euro vorgesehen, 
die wir miteinander auf den Weg bringen, um sicherzu-
stellen, dass unsere Unternehmen, dass die vielen Zulie-
ferbetriebe in Deutschland, die bisher einen guten Beitrag 
zu unserem Wohlstand geleistet haben, das auch zukünf-
tig können, aber eben mit neuen Technologien, die mit 
der Elektrifizierung von Verkehren verbunden sind. Wir 
wollen, dass die Automobilindustrie in Deutschland, dass 
alle Zulieferunternehmen auch in 10, 20, 30 Jahren ihre 
heutige Weltmarktstellung noch haben. Das geht auch – 
mit den Fähigkeiten, die wir haben, und mit den Mitteln, 
die wir dazu als Unterstützung bereitstellen.

(Beifall bei der SPD)

Der gleiche Grundsatz gilt, wenn wir uns etwa Gedan-
ken über die Frage machen, wie es mit der Digitalisierung 
weitergeht. Auch dort sind Milliarden bereitgestellt, die 
wir jetzt investieren wollen, als Bund für unsere eigenen 
Fähigkeiten, aber auch angefangen bei den Schulen, bis 
zu verschiedenen anderen Dingen, die wir unterstützen. 
Es geht um die Infrastruktur dieses Landes, es geht um 
künstliche Intelligenz, es geht um Quantentechnologie, 
alles Maßnahmen, die dazu beitragen sollen, dass die 
Zukunft mit uns ist; denn das ist ja das, was wir eigentlich 
erreichen wollen. Auch da geht es darum, dass wir Digita-
lisierung als eine Sache, die uns mehr Wohlstand und ein 
besseres Leben ermöglicht, begreifen, nicht als eine 
Bedrohung. Auch das geht nur, wenn man niemanden 
alleine lässt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Noch einmal spielt dieser Grundsatz eine Rolle: wenn 
wir zum Beispiel an unsere Gemeinden denken. Ich bin 
sehr froh darüber, dass wir in diesem Jahr mit sehr breiter 
Unterstützung des ganzen Deutschen Bundestages und 
am Ende auch des Bundesrates und der Länder sogar 
Verfassungsänderungen auf den Weg gebracht haben, da-
mit wir den Gemeinden helfen können, in der Krise in 
diesem Jahr ihre Gewerbesteuerausfälle auszugleichen, 
aber auch, damit wir strukturell eine Entlastung der 
Gemeinden zustande bringen, die gerecht ist, indem wir 
sagen: Der Bund trägt auf Dauer einen größeren Anteil an 
den Kosten der Unterkunft von Langzeitarbeitslosen. – 
Das hilft gerade den Gemeinden, die wirtschaftlich am 
schwierigsten dran sind, und das ist ein gutes Zeichen der 
Solidarität in ganz Deutschland.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE])

Krisen können zusammenschweißen, wenn die richti-
gen Leute regieren.

(Lachen bei der AfD)
Deshalb bin ich sehr froh, dass wir diesen Haushalt auf 
den Weg bringen dürfen

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

und dass wir damit ein Zeichen der Solidarität in diesem 
Lande setzen, nämlich dass wir tatsächlich gemeinsam 
den ganzen Weg durch diese Krise kommen wollen und 
dass wir danach gemeinsam für die Zukunft dieses 
Landes streiten wollen.

(Otto Fricke [FDP]: GroKo 22! Das ist GroK-
o 22! – Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Viel 
Spaß!)

Lassen Sie mich noch einen Blick auf Europa werfen. 
Denn es wird für unseren Haushalt von allergrößter 
Bedeutung sein, und das wird auch für unsere Möglich-
keiten von größter Bedeutung sein: Diese Krise verläuft 
anders als frühere Krisen, auch deshalb, weil Europa sich 
entschlossen hat, in der Krise gemeinsam zu handeln. Die 
beiden großen Programme, die wir in Europa auf den 
Weg gebracht haben – über 500 Milliarden Euro, um 
kleinen und mittleren Unternehmen zu helfen, um ein 
Kurzarbeitergeldprogramm überall in Europa möglich 
zu machen und die Finanzierung von Staaten zu erleich-
tern –, waren ein erster wichtiger Schritt.

(Beatrix von Storch [AfD]: Der erste Schritt in 
den Abgrund!)

Gerade in diesen Tagen haben wir die Meldung gehört: 
Über 80 Milliarden Euro werden von den Ländern Euro-
pas abgerufen, damit auch anderswo Kurzarbeit wie in 
Deutschland gemacht werden kann. Ich finde, das ist 
nicht nur ein Zeichen der Solidarität, sondern das zeigt 
auch, dass etwas, was aus unserer Kultur der Sozialpart-
nerschaft und des Miteinanders von Betriebsräten, 
Gewerkschaften und Arbeitgebern erwachsen ist, ein 
Produkt sein kann, das in der Krise überall auf der Welt 
hilft, und ganz besonders in Europa.

(Beifall bei der SPD)
Wir haben das auch bei dem Wiederaufbauprogramm 

hinbekommen, das jetzt beraten wird. Das ist ein wirkli-
cher Schritt nach vorne, dessen große Dimension, glaube 
ich, gegenwärtig noch gar nicht von allen wahrgenom-
men worden ist, weil erst einmal alle auf die wirklich 
großen Zahlen schauen, die damit verbunden sind: 
750 Milliarden Euro, davon 390 Milliarden Euro als 
direkte Hilfen für die Mitgliedstaaten dafür, dass sie 
einen Wiederaufbau zustande bringen können. Aber das 
darf uns nicht darüber hinwegtäuschen, dass damit meh-
rere Entscheidungen verbunden sind.

Erstens. Das Geld wird von der EU aufgenommen, 
anders als bisher.

(Zuruf von der AfD: Schuldenvergemein-
schaftung!)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 178. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 29. September 2020                             22432 

Bundesminister Olaf Scholz 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Es wird sofort zur Krisenbekämpfung eingesetzt und 
nicht – darauf haben wir geachtet – zur Budgetfinanzie-
rung, sondern für die Zukunft.

(Otto Fricke [FDP]: Wesentliche Änderung!)
Es wird – zweitens – wieder zurückgezahlt,

(Lachen und Beifall bei Abgeordneten der 
AfD)

und zwar auch in der Zeit des jetzigen mehrjährigen 
Finanzrahmens, über den jetzt noch die letzten Worte 
zwischen dem Parlament und den Regierungen gewech-
selt werden. Aber auch das ist Teil der Entscheidungen, 
die wir vorbereitet haben.

Das Dritte ist: Es wird Finanzmittel geben, um es 
zurückzuzahlen, nämlich eigene europäische Einnahmen, 
Own Resources, damit die fiskalische Handlungsfähig-
keit Europas verstärkt wird. Das ist der große Sprung 
nach vorne für die europäische Politik, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD)
Wir werden uns damit noch länger beschäftigen, weil 

wir ja zum Beispiel über diese eigenen Einnahmen zu 
reden haben. Auch das Thema, das wir eben besprochen 
haben, nämlich: „Wie bekommen wir die ökologische 
Transformation hin? Wie können wir den menschenge-
machten Klimawandel aufhalten?“, spielt dabei eine 
zentrale Rolle; denn zu den vorgesehenen eigenen Ein-
nahmen der EU zählen auch Einnahmen aus dem Emis-
sionshandel, die einen wichtigen Beitrag zur Finanzie-
rung dieses Krisenbekämpfungspakets leisten werden. 
Das heißt, wir bekommen es mit dieser Maßnahme nicht 
nur hin, vielen europäischen Ländern und damit auch 
unseren Exporten zu helfen, sondern wir bekommen es 
gleichzeitig hin, den ökologischen Wandel in Europa zu-
stande zu bringen, der dringend notwendig ist. Beides 
miteinander zu verbinden, ist sowohl im Lande wie 
auch in Europa der richtige Weg.

(Beifall bei der SPD)
Man sieht es ja: Die ganzen Populisten, die – ich habe 

eingangs schon darüber gesprochen – sich freuen, wenn 
es dem eigenen Land schlecht geht und die damit ihre 
Politik machen wollen,

(Ulli Nissen [SPD]: Widerlich!)
all diese Leute sind jetzt ganz still geworden, und die 
Bürgerinnen und Bürger vertrauen denjenigen, die ver-
nünftig regieren.

(Jürgen Braun [AfD]: Wir freuen uns bei Ihrer 
Rede die ganze Zeit schon!)

Das ist eine wichtige Entwicklung für die Zukunft unse-
res Landes. Eine starke, leistungsfähige Demokratie, ein 
starkes Europa sind die richtigen Antworten für die 
Zukunft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb, meine Damen und Herren, sind der Haushalt, 
über den wir jetzt beraten, und die Diskussion über die 
folgenden Jahre eine zentrale Weichenstellung für die 
Zukunft unseres Landes. Es geht um viel Geld, das wir 

einsetzen. Aber es geht auch darum, wie wir eigentlich 
sein wollen; denn in der Krise muss man zeigen, wer man 
ist. Das ist das, was ich mir wünsche: dass wir zeigen, wer 
wir sind: ein demokratisches Land mit einem leistungs-
fähigen Föderalismus; ein Land, das geeint ist und sich 
im 30. Jahr der Einheit darüber freut, dass es uns jetzt 
gelungen ist, so zusammenzuwachsen, und dass wir die 
nächste Krise gemeinsam bewältigen; aber auch ein 
Land, das weiß, wo es hingeht,

(Jürgen Braun [AfD]: Unter dem größten 
Finanzminister aller Zeiten!)

dass wir den Klimawandel aufhalten müssen, dass wir 
zusammenhalten müssen, dass wir ein soziales Land 
sind und dass wir weiter wirtschaftlich und technologisch 
an der Spitze stehen.

(Jürgen Braun [AfD]: Der größte Bundesfi-
nanzminister aller Zeiten!)

All das ist die Zukunft, um die es geht, und darum kämp-
fen wir auch mit diesem Haushalt.

Schönen Dank.
(Anhaltender Beifall bei der SPD – Beifall bei 

der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Ich eröffne die Aussprache. Wir kommen zur allge-

meinen Finanzdebatte einschließlich der Einzelpläne 08, 
20, 32 und 60. Erster Redner ist der Kollege Peter 
Boehringer, AfD.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: Oje!)

Peter Boehringer (AfD):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Eine „epidemische Lage von nationaler Tragweite“ 
besteht derzeit einfach nicht.

(Widerspruch der Abg. Ulli Nissen [SPD] und 
Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Die Sterberate liegt in Deutschland 2020 nicht über dem 
langjährigen Durchschnitt. Zu keinem Zeitpunkt gab es 
eine Überlastung des Gesundheitssystems.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ja, weil 
wir so klug regieren!)

– Genau. – Schon die gesetzgeberische Einführung des 
Begriffs der „epidemischen Lage“ war rechtsmissbräuch-
lich, weil er mangels objektiver Kriterien gegen den 
Bestimmtheitsgrundsatz des Artikels 80 Grundgesetz 
verstößt.

(Beifall bei der AfD)
Der Begriff wurde erst im März 2020 völlig neu erfun-

den. Der uralte und bewährte § 5 des Infektionsschutzge-
setzes wurde dazu grundlegend verändert, die Notlage 
von den Altparteien hier im Haus dann auch sofort aus-
gerufen und im Juli nochmals willkürlich bis heute ver-
längert. Vermutlich wird die Regierung sogar noch eine 
weitere Verlängerung bis Ende 2021 vorschlagen. Der 
Lehrstuhl für Gesundheitsrecht an der Uni Regensburg 
bezeichnet dieses Vorgehen des Gesundheitsministe-
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riums als „verfassungsrechtlich hochgradig problemati-
sches Ausnahmerecht“, als „Blankovollmacht“ und als 
„Ermächtigungsgrundlagen“.

(Beifall bei der AfD)
Das von der Koalition seit Monaten vorgetragene Nar-

rativ, wonach nur entschiedenes staatliches Handeln zur 
Begrenzung der Krankheitsfälle geführt hat – wir haben 
es ja eben wieder gehört –, ist weiterhin völlig unbelegt.

(Beifall bei der AfD)
Vielmehr hat erst die seit April faktenfern anhaltende 
staatliche Überreaktion

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie wissen überhaupt nicht, was 
das Wort „Fakten“ bedeutet!)

die größte Wirtschaftsreaktion der Nachkriegsgeschichte 
herbeigeführt. Darum wird die Haushaltsnotsituation des 
Artikels 115 Absatz 2 Satz 6 Grundgesetz nun für den 
Haushalt 2021 von der Bundesregierung erneut miss-
bräuchlich genutzt; denn dieser Artikel verlangt, dass 
sich die Notsituation „der Kontrolle des Staates“ entzieht. 
Die Notsituation ist aber, wie gesagt, in gesundheitlicher 
Hinsicht nicht mehr gegeben und der Eintritt der wirt-
schaftlichen Not beim nunmehr dritten Coronahaushalt 
des Bundes ganz sicher nicht mehr der Kontrolle des 
Staates entzogen. Die Voraussetzung für die Inanspruch-
nahme der Schuldensonderregel des Grundgesetzes ist 
daher erneut nicht gegeben.

(Beifall bei der AfD)
Der PCR-Test zum Nachweis von Covid-19 ist derart 

unspezifisch, dass ein Großteil der „infiziert“ Getesteten 
einfach nur „falsch Positive“ sind.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie haben einfach überhaupt keine 
Ahnung!)

Darum gibt es heute trotz angeblich fürchterlich vieler 
Infizierter nur sehr wenige Schwerkranke und nur noch 
extrem wenige wirklich kausal an Covid-19 Sterbende. 
Selbst viel höhere Opferzahlen in den schweren Grippe-
jahren der Vergangenheit haben niemals auch nur annä-
hernd zu irgendwelchen Masken- oder gar Lockdown- 
Verpflichtungen geführt.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was hat das mit Haushalt zu tun?)

Diese ganze moralinsaure Hysterie ist überflüssig.
(Beifall bei der AfD)

Warum also bei Corona? Wir haben es nicht mit Ebola 
oder mit der Pest zu tun.

Die AfD-Fraktion hat seit März die regelmäßige Über-
prüfung der Coronamaßnahmen und seitdem in über 
sechs Anträgen immer wieder deren Aussetzung gefor-
dert.

Insgesamt – wir haben es gehört – begründet die Regie-
rung inzwischen 315 Milliarden Euro Neuverschuldung 
seit März alleine nur mit Corona. Diese Schulden werden 
die Bürger jahrzehntelang abstottern müssen – etwa 
17 Milliarden Euro jedes Jahr über die nächsten zwei 
Jahrzehnte. Nur wegen Covid-19!

(Dennis Rohde [SPD]: Das ist auch vollkom-
men falsch!)

Und da sind die 750 Milliarden Euro EU-Schulden noch 
gar nicht mitgerechnet. Die wirtschaftliche Existenz 
unseres Landes wird auf dem Altar von Annahmen und 
Spekulationen geopfert. Das Grundgesetz wird miss-
braucht zum uferlosen Schuldenmachen. Wir lehnen aus 
diesen Gründen die Coronaverschuldung ab.

(Beifall bei der AfD)
Zwar sind – das ist wahr – viele Zahlungen wegen der 

durch das hysterische Regierungshandeln nunmehr bald 
depressiven Wirtschaftslage leider unabweisbar notwen-
dig. Hierzu zählen zum Beispiel die Unterstützungszah-
lungen für Kurzarbeiter und Arbeitslose sowie andere 
Hilfsprogramme für deutsche Unternehmen und Bürger. 
Doch selbst diese notwendigen Ausgaben könnten 2021 
aus Rücklagemitteln bestritten werden, also ohne Coro-
naneuverschuldung, alleine nur über nicht ausgegebene 
Budgetreste aus den Vorjahren, über die Asylrücklage 
oder über Einsparungen beim Klimafonds. Im Regie-
rungsentwurf wird aber nichts davon angetastet.

Die Steuereinnahmen 2021 sollen nun nur noch 
295 Milliarden Euro betragen, also 10 Prozent weniger 
als vor Corona; und selbst das ist noch sehr optimistisch. 
Das Szenario einer V-förmigen Erholung ist unwahr-
scheinlich und wird immer unwahrscheinlicher, je länger 
die Coronaeinschränkungen bestehen bleiben. Realis-
tisch muss man eher davon ausgehen, dass sich im 
kommenden Jahr das ganze Ausmaß der Coronapolitik 
in Form von Massenkurzarbeit und Firmenpleiten zeigen 
wird.

(Beifall bei der AfD)
Auch die Haushaltseinnahmen aus vom Bund begebe-

nen Anleihen sind unbillig hoch, weil durch viel zu hohe 
Zinscoupons heute bereits gewaltige milliardenschwere 
Buchgewinne für den Bundeshaushalt realisiert werden – 
auf Kosten der Steuerbürger der kommenden Jahrzehnte. 
Man verstößt hier bewusst gegen die haushaltsrechtlichen 
Gebote der Klarheit und Jährlichkeit – nach dem Motto

(Fabio De Masi [DIE LINKE]: Ehrlichkeit!)
„nach uns die Sintflut“; wie immer.

Es muss darum nun endlich an den ideologischen 
Punkten gespart werden: 42 Milliarden Euro für die 
EU – das ist nur die Direktzahlung –, Abermilliarden 
für Klima, Weltbeglückung, Zuwanderung, Hunderte 
Milliarden deutsche Haftung für EU-Neuschulden in völ-
lig neuer Größenordnung. Dazu dann am Freitag hier 
etwas mehr, auch zum Wasserstoff-Wunschdenken und 
-Märchen, das wir eben hier gehört haben.

(Beifall bei der AfD)
Zunächst hilft aber nur der sofortige Ausstieg aus den 

inzwischen nur noch irrsinnigen Corona-Lockdown- 
Maßnahmen jenseits jeder Verhältnismäßigkeit. Hinzu 
kommt: Viele der mit dem Nachtragshaushalt eingeleite-
ten Programme stehen gar nicht in Zusammenhang mit 
Corona. Auch das wäre aber rechtliche Voraussetzung für 
die Inanspruchnahme der doch angeblich coronabeding-
ten Ausnahmeverschuldung. Coronakreditgelder werden 
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stattdessen für völlig krisenfremde Daueraufgaben ver-
wendet. Sehr klar sieht das etwa auch der Bund der 
Steuerzahler.

All das sind zentrale verfassungsrechtliche Probleme 
im Haushaltsentwurf 2021 und übrigens auch schon im 
zweiten Nachtragshaushalt 2020.

Auch die FDP scheint ja diese Rechtsprobleme zu 
ahnen. Zitat des Kollegen Dürr – mit Genehmigung des 
Präsidenten – hier im Bundestag am 2. Juli 2020: Dieser 
Bundeshaushalt „verstößt gegen das Grundgesetz.“ Sie 
hatten damit im Juli ja recht, Herr Dürr; leider haben 
Sie bislang nicht dagegen geklagt. Wir haben diese Klage 
nun vorbereitet. Schon im Oktober werden Sie und alle 
anderen Kollegen hier im Haus gerne von uns eingeladen, 
eine entsprechende Normenkontrollklage auf den Weg zu 
bringen. Wir sind sehr gespannt.

(Beifall bei der AfD)
Wir fordern die Bundesregierung auf, die Einschrän-

kungen des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Lebens unverzüglich zu beenden, nur die kleine Risiko-
gruppe wirklich wirksam zu schützen und die anderen 
Menschen endlich realistisch anstatt hysterisch über die 
geringe Covid-Bedrohungslage zu informieren. Stoppen 
Sie die Maskerade der Nation! Ziehen Sie den vorgeleg-
ten Haushalt zurück! Noch sind nicht alle Branchen und 
nicht alle Menschen ruiniert. Sie arbeiten aber hart daran.

(Beifall bei der AfD)
Oder in den berüchtigten Worten Ihrer Kanzlerin: Wir 
schaffen das noch!

(Beifall bei der AfD – Gustav Herzog [SPD]: 
Peinlich!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort dem Fraktionsvorsitzenden 

der CDU/CSU, Ralph Brinkhaus.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ralph Brinkhaus (CDU/CSU):
Sind irgendwie immer noch eine Million Tote, ne? 

Eine Million Menschen, die Väter, Mütter, Kinder gehabt 
haben. Und dann einfach so zu sagen: „Das spielt alles 
keine Rolle“, ist schon ziemlich ambitioniert.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], zur AfD gewandt: Das ist wirklichkeits-
fremd! Erbärmlich!)

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben 
viel über Zukunft geredet; Olaf Scholz hat das auch 
getan. Wir können darüber reden, wie wir in der Zukunft 
leben wollen. Aber wir als Parlament haben auch die 
Verpflichtung, darüber zu reden, wovon wir in der 
Zukunft leben wollen. Wenn wir uns den Haushalt anse-
hen, dann stellen wir fest: Ja, wir haben 96 Milliarden 
Euro Schuldenaufnahme. – Ist das notwendig? Ja, es 
war notwendig; denn das ist Geld, das in die Gesundheit 
hineingesteckt wird, in die Wirtschaft hineingesteckt 
wird, in die Digitalisierung der Bildung hineingesteckt 

wird. Und vor allen Dingen ist es das starke Zeichen, 
dass wir in dieser Pandemie niemanden zurücklassen; 
das ist auch sehr wichtig. Insofern ist es notwendig, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Otto Fricke 
[FDP]: Beratungen kommen doch erst!)

Können wir uns das leisten? Ja. Ich habe mit Freude 
vernommen, Olaf Scholz, dass Sie sich gerade eben zum 
Verfechter der schwarzen Null gemacht und gesagt 
haben: Ja, weil wir in der Vergangenheit vernünftig 
gewirtschaftet haben, können wir uns das jetzt leisten. – 
Das ist wahr, und es ist schön, dass auch Sie zu dieser 
Erkenntnis gekommen sind. Ich hatte in den vergangenen 
Haushaltsdebatten das Gefühl, dass wir bei den Themen 
„schwarze Null“ und „solide Haushaltführung“ immer 
sehr alleine gestanden haben und wir das immer vertei-
digen mussten. Gut, dass wir Kurs gehalten haben, meine 
Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ist das ein Dauerzustand? Nein, das darf auf keinen 

Fall ein Dauerzustand werden.

(Jürgen Braun [AfD]: Das mit der schwarzen 
Null?)

Schulden sind ein süßes Gift. Sie sind in zweifacher Hin-
sicht ein süßes Gift. Zum Ersten führen Schulden immer 
dazu, dass man der Versuchung erliegt, alle Probleme mit 
Geld zu lösen und mit Geld zu erschlagen. Ich glaube, das 
ist nicht richtig. Wir müssen vielmehr ein bisschen intelli-
genter vorgehen. Zum Zweiten ist es ein süßes Gift, weil 
man ja nicht selber etwas tun muss, sondern weil es die 
kommenden Generationen tun müssen. Deswegen ist es 
nicht akzeptabel. Ich glaube, wer hier in diesem Haus von 
Nachhaltigkeit, von Generationengerechtigkeit spricht, 
der muss auch von finanzieller Generationengerechtig-
keit sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Deswegen muss es unser Anspruch sein, meine Damen 
und Herren, da so schnell wie möglich wieder herauszu-
kommen.

Zum So-schnell-wie-möglich-wieder-Herauskommen 
gibt es ja Ideen. Sie haben es im Gegensatz zu dem, 
was Sie in der Presse veröffentlichen, Herr Scholz, nur 
zart angedeutet – der Beifall war da besonders groß –: 
Man kann ja Steuern erhöhen; man kann es ja den Rei-
chen nehmen.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Ja, richtig – 
Weiterer Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE])

Das ist auch ganz einfach; denn man kann es ja den 
anderen nehmen. Das ist aber auch deswegen ganz ein-
fach, weil man dabei eines verschweigt: Wir reden bei 
Spitzensteuersätzen doch nicht über Fußballprofis, 
Showmaster oder ähnliche Leute, sondern wir reden 
über mittelständische Unternehmer. Wir reden darüber, 
dass diese Leute das Geld nicht haben, um es wieder in 
Arbeitsplätze zu investieren, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Ich habe monatelang mit Ihnen zusammengesessen 
und darum gebettelt und gefleht, dass wir endlich eine 
vernünftige Besteuerung von Personenunternehmen, 
von Einzelunternehmen vornehmen, damit die entlastet 
werden. Ich würde mich freuen, wenn wir das nach Ihrer 
Rede jetzt auf den Weg bringen könnten, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Jetzt kann man natürlich auch übers Sparen reden. Ja, 
das sollten wir auch tun. Wir haben sogar im Koalitions-
vertrag verankert, dass wir eine Aufgabenkritik vorneh-
men. Auch in schlechten Zeiten kann man einmal darüber 
nachdenken. Leider ist da noch nicht viel passiert.

(Otto Fricke [FDP]: Drei Jahre!)

Ich finde, wir sollten die letzten Monate nutzen, diesen 
Punkt im Koalitionsvertrag auch umzusetzen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Aber am Ende des Tages ist es ja so – da brauchen wir 
uns gar nichts vormachen; das ist absolut richtig: es gilt 
das gleiche Rezept wie 2009 –: Wir werden aus dieser 
Krise nur herauswachsen können. Wir bekommen das nur 
hin, wenn wir ein Wirtschaftswachstum haben. – Und 
jetzt kommt das Entscheidende: Wirtschaftswachstum 
nicht, damit Unternehmerinnen und Unternehmer höhere 
Gewinne machen – das ist nie Selbstzweck –, sondern es 
geht immer – Hubertus Heil – um gut bezahlte, faire 
Arbeitsplätze. Das ist der Schlüssel; denn gut bezahlte, 
faire Arbeitsplätze schaffen Steuereinnahmen, schaffen 
Sozialversicherungseinnahmen, schaffen Binnenkonsum. 
Arbeitsplätze, meine Damen und Herren, sind der Kitt, 
der unsere Gesellschaft zusammenhält. Deswegen muss 
es unsere gemeinsame Anstrengung sein, die Wirtschaft 
möglichst schnell wieder ans Laufen zu bringen, damit 
die Menschen in Lohn und Brot sind, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dafür gibt es genau zwei Instrumente. Das eine Instru-
ment – da sind wir uns zumindest einig – ist die konsequ-
ente Bekämpfung der Pandemie. Einen zweiten Lock-
down wollen und können wir uns nicht leisten. Da ist 
viel Eigenverantwortung gefragt. Da ist gutes staatliches 
Handeln gefragt – Frau Bundeskanzlerin, zum Beispiel 
heute Nachmittag mit den Ministerpräsidenten –; denn 
ohne das ist alles nichts. Das zweite Instrument ist, dass 
wir die Wirtschaft wieder ans Laufen bringen müssen. 
Das ist eine Frage der Wirtschaftspolitik. Meine Damen 
und Herren, wir haben hier in den vergangenen Jahren 
viel zu wenig über Wirtschaftspolitik geredet.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deswegen müssen wir jetzt diese Pandemie zum Anlass 
nehmen, auch einmal zu erklären, wie wir den Wohlstand 
in Zukunft entsprechend erwirtschaften wollen. Das ist 
wichtig, und das ist entscheidend. Wenn wir darüber 
reden, dann können wir natürlich sagen: Der Staat macht 
das schon. Der Staat sorgt dafür, dass die Wirtschaft wie-
der läuft. – Falsch! Die Einzigen, die dafür sorgen kön-

nen, dass die Wirtschaft wieder läuft, sind Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, Unternehmerinnen und 
Unternehmer, sonst niemand.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Deswegen, meine Damen und Herren, muss es jetzt so 
sein, dass wir ein Belastungsmoratorium machen, damit 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Unterneh-
merinnen und Unternehmer endlich wirtschaften können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Christian Dürr [FDP]: Aber warum machen 
Sie es dann nicht?)

Das ist es, was jetzt ansteht. Und wenn wir dieses Belas-
tungsmoratorium machen, dann müssen wir uns überle-
gen, was wir in den Rucksack dieser Wirtschaft, die 
Arbeitsplätze schaffen soll, alles hineinpacken wollen in 
den nächsten Wochen und Monaten. Ich rate dazu, sehr, 
sehr zurückhaltend und vorsichtig zu sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir müssen darüber hinaus einen Ordnungsrahmen 

schaffen – das ist in der Tat die Aufgabe des Staates –, 
und dazu gehören faire Arbeitsbedingungen. Das werden 
wir auch machen, Hubertus Heil, wir müssen es nur mit-
telstandsfreundlich machen; aber das kriegen wir im Lau-
fe der parlamentarischen Beratungen auch noch hin.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Die Union 
stimmt Ihnen nicht zu! – Otto Fricke [FDP]: 
Das ist so scheinheilig! – Jürgen Braun 
[AfD]: Pure Scheinheiligkeit!)

Dazu gehört aber auch, dass wir ein faires Steuersys-
tem haben; auch das ist ein Ordnungsrahmen. Meine Kol-
legen Fritz Güntzler und Sebastian Brehm haben Vor-
schläge vorgelegt, wo es darum geht, eine faire, 
international wettbewerbsfähige Unternehmensbesteue-
rung zu machen.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Wo ist sie?)
Die derzeitige Krise ist kein Grund, das jetzt sein zu 
lassen, vielmehr sollten wir es gerade jetzt angehen, liebe 
Freundinnen und Freunde.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Bei einem Ordnungsrahmen geht es darum, dass wir 

faire Wettbewerbsbedingungen schaffen. Wir haben jetzt 
mit Peter Altmaier,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der ist heute nicht da!)

mit der Bundesregierung, mit Christine Lambrecht das 
Wettbewerbsrecht entsprechend angepasst, um gegen 
die Plattformen vorzugehen. Auch das ist gut und richtig. 
Es geht auch darum, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
dass wir einen freien Welthandel ermöglichen.

(Otto Fricke [FDP]: Mit Lieferkettengesetz!)
Was mich jetzt in der Pandemie und auch drumherum 

und auch in der Nachhaltigkeitsdebatte wundert, ist: Wir 
gehen zurück in einen nationalen Protektionismus.

(Christian Dürr [FDP]: Wer denn?)
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Protektionismus hat uns immer nur geschadet. Wir brau-
chen offene Märkte, und offene Märkte bedeuten auch, 
dass wir eine vernünftige Außenhandelspolitik machen. 
Eine vernünftige Außenhandelspolitik bedeutet auch, 
dass wir uns nicht alles gefallen lassen. Wir haben 
Außenhandelsinteressen, und wenn es Länder gibt, die 
Regeln dauernd verletzen, dann sollten wir das auch 
anmerken.

(Beifall des Abg. Peter Beyer [CDU/CSU])

Wenn es Länder gibt, die uns nicht die gleichen Rechte 
einräumen, die wir ihnen geben, dann ist auch das eine 
Geschichte, die nicht geht. Es muss einen fairen Welt-
handel geben, und das gilt für alle, die auf der Welt unter-
wegs sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Rahmenbedingungen zu setzen, bedeutet auch, dass 
wir mit einer Wirtschaftspolitik für Arbeitsplätze das leis-
ten, was der Einzelne nicht leisten kann, das ist vernünf-
tige Infrastruktur. Da waren wir richtig gut, da haben wir 
richtig viel investiert. Olaf Scholz, Sie haben es gesagt: 
Wir werden das auch weiterhin machen. Wir werden jetzt 
in der Krise bei den Investitionen keinen Strömungs-
abriss haben, und das ist gut und richtig.

(Otto Fricke [FDP]: Sagen Sie das mal dem 
Verkehrsminister! Er braucht das!)

Wir haben ein Investitionsbeschleunigungsgesetz auf den 
Weg gebracht. Gut, dass Sie da endlich mitgegangen 
sind; denn das wird dazu führen, dass wir schneller inves-
tieren können. Das ist wichtig.

Wir werden etwas im Bereich Bildung machen. Zur 
Bildung muss ich eines sagen: Ich habe mich jahrelang 
dagegen gewehrt, dass der Bund Verantwortung für die 
Bildung von Kindern übernimmt. Ich muss eines sagen: 
Die Krise hat uns gezeigt: Es geht nicht mehr anders. Die 
Digitalisierung der Bildung kriegen wir nur zusammen 
hin, wenn der Bund eingreift. Alles andere hat sich als 
nicht erfolgreich erwiesen.

(Christian Dürr [FDP]: Warum sind davon nur 
16 Milliarden abgeflossen?)

Deswegen ist es gut, dass wir das jetzt entsprechend 
beschlossen haben und dass wir da gemeinsame Lösun-
gen gefunden haben und vor allen Dingen auch versu-
chen, gemeinsame Standards in diesen föderalen Flicken-
teppich bei der Digitalisierung der Bildung 
hineinzubringen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn wir über Rahmenbedingungen sprechen, dann 
wird deutlich, dass wir eines brauchen – ich glaube, das 
hat hier nicht jeder kapiert –: Ein Staat kann nur wirt-
schaftlich erfolgreich sein, wenn er auf Innovation und 
Kreativität setzt. Innovation und Kreativität, meine 
Damen und Herren, bedürfen einer offenen, toleranten, 
liberalen Gesellschaft, sonst wird das nicht funktionieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
der Abg. Heike Baehrens [SPD])

Dementsprechend sollten wir alles dafür tun, dass es so 
bleibt, wie es ist: dass die besten Köpfe der Welt, so wie 
es momentan ist, gerne nach Deutschland kommen, hier 
forschen, entwickeln und viel, viel tun.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Nee! Mehr 
muss kommen! – Lachen bei der AfD)

Unsere außeruniversitären Forschungsinstitute erfahren 
einen bemerkenswerten Zugang. Ich denke, dieses Pfund 
sollten wir uns auch entsprechend erhalten.

Aber – ich habe jetzt viel über Rahmenbedingungen 
gesprochen, die wir setzen müssen – wir brauchen auch 
Mut. Wir brauchen auch einfach einmal den Mut, wenn 
wir zum Beispiel an Daten denken, nicht an die Daten-
schutz-Grundverordnung zu denken, sondern an die 
Dinge, die man mit Daten machen kann, und daran, wel-
che Chancen das für Gesundheit, autonomes Fahren und 
viele andere Sachen mit sich bringt. Wir brauchen den 
Mut, meine Damen und Herren, wenn wir über mobiles 
Arbeiten reden, nicht über Rechtsansprüche und 
Schreibtischgrößen zu reden, sondern darüber zu reden, 
dass Familie und Beruf, das Leben im ländlichen Raum 
dadurch besser in Balance zu bringen sind. Wenn wir 
diesen Mut haben, wenn wir diesen Mut aufweisen, 
dann bin ich überzeugt davon, dass wir aus dieser Krise 
gut herauskommen. Aber dafür müssen wir weniger auf 
Bürokraten und Bedenkenträger hören, sondern mehr auf 
Macher und Leute, die Ideen haben. Ich glaube, das ist 
wichtig.

Und wenn wir jetzt über den Bereich Unternehmens-
gründung sprechen, dann sage ich: Wir haben seit letzten 
Oktober 10 Milliarden Euro dafür zur Verfügung. Es ist 
von der Bundesregierung leider noch nicht umgesetzt 
worden.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Ja! Absolut!)
10 Milliarden Euro Innovationskapital. Das ist doch ein 
Zeichen. Darüber sollten wir uns unterhalten, nicht über 
Umsatzsteuervoranmeldungen und Kassenbons, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Jetzt kann man natürlich sagen – das sagen übrigens 
auch einige, aus unterschiedlichen Gründen –: Das alles 
ist aber nicht in Einklang zu bringen mit Umwelt- und 
Klimapolitik. – Die einen sagen: Für Umwelt- und Kli-
mapolitik ist jetzt keine Zeit, weil wir eine große Krise 
haben. – Ich teile Ihre Ansicht, Herr Scholz: Das ist 
gefährlich, das ist eine Versündigung an unserem Land. 
Wir haben keine Zeit bei der Umwelt- und Klimapolitik. 
Wir müssen schnell handeln.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann machen Sie doch mal!)

Die anderen sagen: Wirtschaftliches Wachstum und 
Umwelt- und Klimapolitik sind ein Widerspruch. – Ich 
halte das für Blödsinn. Ich glaube, das ist eine große 
Chance.

Das Thema Wasserstoff wurde angesprochen, und ich 
will es an diesem Beispiel erläutern. Natürlich können 
wir den Grünen Wasserstoff, den wir brauchen, nicht 
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alleine in Deutschland produzieren; das muss ja auch 
nicht sein. Deswegen haben wir 2 Milliarden Euro einge-
stellt, weil wir gesagt haben: Das kann auch in anderen 
Ländern produziert werden, in Ländern, denen es heute 
schlecht geht. Aber das, was wir Deutsche wollen, ist, 
dass wir weltweit der Ausrüster für Wasserstofftechnolo-
gie werden. Dafür müssen wir entsprechende Anlagen 
bauen, und ich bin sehr froh, dass wir vereinbaren konn-
ten, das jetzt auch auf den Weg zu bringen. Ich halte das 
für eine zukunftsgerechte Symbiose zwischen Umwelt 
und Klima auf der einen Seite und Wirtschaftspolitik 
auf der anderen Seite.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen Umwelt- und Klimapolitik und Wirtschafts-
politik nur so in Einklang bringen – ich habe das letzte 
Woche schon gesagt –, dass der Kohlekumpel in der Lau-
sitz, dass der Autoarbeiter im Saarland genauso viel Spaß 
daran hat wie der Lehrer im Prenzlauer Berg. Denn wenn 
uns das nicht gelingt, dann werden wir darüber die 
Gesellschaft spalten, und das darf uns nicht passieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Haushaltspolitik ist 
nie Selbstzweck, sondern damit soll immer ein Ziel 
erreicht werden. Das Ziel jetzt, in dieser Zeit, wo um 
uns herum die Welt in Krisen, ja, ich will nicht sagen, 
zusammenbricht, aber viele Schwierigkeiten hat, ist, dass 
wir zusammenbleiben in diesem Land – ich glaube, das 
ist das Dringendste, was wir erreichen müssen –, dass wir 
das fortführen, was wir in den letzten Monaten geschafft 
haben, dass wir das alles gemeinsam angehen. Um 
zusammenzubleiben, ist es notwendig, dass wir die Leute 
mitnehmen, auch in der Umwelt- und Klimapolitik und in 
vielen anderen Punkten. Ich halte das für entscheidend; 
denn wenn wir nicht zusammenbleiben – das sehen wir in 
großen westlichen Demokratien –, dann ist alles andere 
nichts.

Zusammenbleiben hat auch viel mit Respekt zu tun – 
das wird ja an der einen oder anderen Stelle auch gesagt, 
und ich bin auch dafür –: Respekt gegenüber den 
Schwächeren, Respekt gegenüber demjenigen, der dazu-
gekommen ist, Respekt gegenüber dem Andersdenken-
den. Aber wir sollten auch ein bisschen über Respekt 
gegenüber denjenigen, die diese Gesellschaft stützen 
und tragen, reden. Ich sage es noch einmal: Die Leute, 
die morgens aufstehen, ihre Kinder zur Schule bringen, 
zum Arbeiten gehen, abends im Ehrenamt tätig sind.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Es gibt 
auch Leute, die Nachtschicht machen!)

Ich denke, wir sollten sie mehr in den Fokus unserer 
Politik nehmen. Wir sollten die Menschen, die diesen 
Staat schützen, unsere Polizistinnen und Polizisten, unse-
re Soldatinnen und Soldaten, mehr in den Fokus unserer 
Politik rücken. Ich finde es unerträglich, was momentan 
in Kreuzberg-Friedrichshain abgeht, wo die Bundeswehr 
sagt: „Wir wollen helfen“, und aus ideologischen Gründ-
en von Rot-Rot-Grün gesagt wird: Das gestatten wir 
nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Ziehen wir einmal Bilanz: Der Haushalt 2021 ist unter 
dem Gesichtspunkt, was wir beide gemeinsam vorgetra-
gen haben, Herr Scholz, ein guter Haushalt. Wir werden 
im parlamentarischen Verfahren da noch die eine oder 
andere Änderung haben.

(Otto Fricke [FDP]: Ach! Dann doch!)
Aber wir haben durchaus unterschiedliche Auffassungen, 
wie es 2022 weitergeht. Insofern nehmen wir die Finanz-
planung zur Kenntnis.

(Otto Fricke [FDP]: Jetzt bin ich gespannt!)
Wir haben unterschiedliche Herangehensweisen, und 

das hat sich auch in unser beider Reden gezeigt, Herr 
Scholz. Ich habe genau zugehört: Sie haben mehrfach 
das Wort „beschützen“ in den Mund genommen. Ja, 
beschützen ist gut. Ich glaube, der grundlegende Unter-
schied ist die Herangehensweise. Sie sagen: Der Staat 
regelt das alles.

(Otto Fricke [FDP]: Das ist der Finanzplan der 
Koalition!)

Wir sagen: Wir vertrauen mehr dem Einzelnen, wir ver-
trauen den Familien, wir vertrauen dem Ehrenamt, wir 
vertrauen den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 
den Unternehmerinnen und Unternehmern, und wir wol-
len gemeinsam mit ihnen dafür sorgen, dass dieses Land 
stark genug ist, um die Herausforderungen der Zukunft 
anzugehen.

Ich kann nur eines sagen: Wir als Union haben Lust auf 
Zukunft. Das zeigt sich in diesem Haushalt, und das wird 
sich in den Beratungen zeigen.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt hat das Wort der Kollege Otto Fricke, FDP.

(Beifall bei der FDP)

Otto Fricke (FDP):
Geschätzter Herr Präsident! Es ist schade, dass die 

Bundeskanzlerin jetzt den Raum verlässt, aber nach einer 
solchen Rede ist das vielleicht besser; denn man müsste 
sonst zugeben, dass das, was der Fraktionsvorsitzende 
der CDU/CSU gerade vorgetragen hat, nichts anderes 
war als eine scheinheilige Rede. Es war eine Oppositions-
rede.

Am Ende ist es so: Das ist der Haushalt der Koalition, 
und Sie tun das, was Sie am Ende einer Legislatur immer 
tun. Sie sagen: Wir wollten es eigentlich anders, aber es 
ging leider nicht. Wir machen bei allem mit. – Dasselbe 
werden Sie in Zukunft wieder machen. Was ich bei Ihrer 
Haushaltspolitik, der Haushaltspolitik von CDU und 
CSU, so wahnsinnig vermisse, ist eine Veränderung die-
ser Haltung.

Sie gehen hin und sagen: Wir werden 96 Milliarden 
Euro Schulden machen. – Und am Ende sagen Sie sogar: 
Wir ändern ein kleines bisschen. – Ich habe große Hoff-
nung, dass der Kollege Rehberg, anders als Sie, Herr 
Brinkhaus, klarmachen wird, dass dieser Haushalt 
wesentlich verändert werden muss, damit er auch nur in 
Ansätzen verfassungsgerecht ist.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Meine Damen und Herren, bei der Rede des Finanz-
ministers

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Exzellente 
Rede!)

applaudierte die SPD. Die CDU applaudierte an anderer 
Stelle. Ihr seid gar keine Koalition mehr. Seien wir ehr-
lich: Das ist ein Kanzlerkandidatenhaushalt, und das war 
eine Kanzlerkandidatenrede. Dieser Haushaltsentwurf 
hat mit einem vernünftigen, nachhaltigen und umsichti-
gen Haushalt nichts zu tun. Das ist das, wohin wir in 
diesem Jahr kommen. Es sind rote Zahlen, die diese 
Große Koalition uns am Ende dieser Legislatur hinter-
lassen wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Meine Damen und Herren, das Schlimme dabei ist: 
Wenn man diese Notsituationen vergleicht, wie Sie, 
Herr Scholz, und auch Sie, Herr Brinkhaus, das getan 
haben,

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Es wurden 
Überschüsse erwirtschaftet!)

dann sollte man auf einen Punkt ganz genau gucken, und 
zwar nicht auf die Frage, mit wie viel Neuverschuldung 
man hineingeht, sondern man sollte schauen, mit wie viel 
Mehrausgaben man da herauskommt. Darin liegt der 
Unterschied zu Schwarz-Gelb und zu dem Koalitionsent-
wurf, den damals der hinter mir sitzende Präsident als 
Finanzminister vorgeschlagen hat, nämlich zu sagen: 
Wir halten nach einer Krise die Ausgaben stabil.

Was aber machen Sie, Herr Brinkhaus, mit Ihrer Koali-
tion? Sie erhöhen die Ausgaben nach der Krise. Das ist 
Ihr Finanzplan, es ist nicht nur der Finanzplan des 
Finanzministers, sondern es ist der Finanzplan der Koali-
tion.

(Zuruf des Abg. Ralph Brinkhaus [CDU/CSU])
– Ja, ich weiß, Sie haben mit dem Kabinett und der Kanz-
lerin nichts zu tun. Es ist Ihr Finanzplan – dazu müssen 
Sie stehen –, und dieser besagt: Die CDU will Mehr-
ausgaben, aber sie sagt noch nicht, mit welcher Steuerer-
höhung sie nach dem Ende der Legislatur da rangehen 
will, und das halte ich für falsch.

(Beifall bei der FDP)
Meine Damen und Herren, das ist der letzte Haushalt 

dieser Bundeskanzlerin. Eigentlich ist das heute die Ein-
leitung des Endes der vielen Jahre – auch vielen guten 
Jahre; das will ich gar nicht bestreiten – mit Angela 
Merkel. DAber sind Rekordschulden wirklich das, was 
Angela Merkel hinterlassen will?

Dieser Finanzminister wird als Schuldenkönig in die 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland eingehen, 
und diese Bundeskanzlerin wird diejenige sein, die die 
höchste Neuverschuldung innerhalb von zwei Jahren 
einem Volk überlässt, das in die Zukunft gehen, investie-
ren, nachhaltig werden, die Wirtschaft umbauen und er-
kennen muss, dass Deutschland auch weiterhin eine ganz 
besondere Aufgabe in dieser Welt haben wird.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Eben! 
Und dafür braucht man Geld!)

All das ist das, was diese Große Koalition hinterlassen 
wird und was sich mit diesem Haushalt andeutet. Da kann 
ich nur sagen: Angesichts dieser Zukunft kann man sich 
eigentlich nur die Augen zuhalten. Man kann Herrn 
Brinkhaus zuhören und sagen: Ach, wäre er doch wirk-
lich das, was er vorgibt zu sein, nämlich ein vernünftiger 
Mensch. – Er ist es aber nicht;

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Oh!)

er guckt leider immer nur auf die nächste Wahl.

(Lachen des Abg. Ralph Brinkhaus [CDU/ 
CSU])

Sie, Herr Brinkhaus, gucken nicht auf die nächsten Haus-
halte.

Damit komme ich zu einem Punkt, der mich ganz 
besonders ärgert.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Jetzt erzähl 
mal!)

Der Minister gibt es nicht zu; Sie deuten es bei der 
Finanzplanung lediglich an: Sie haben Lücken in Ihrer 
Finanzplanung. In 2022 sind es, wenn ich das richtig 
sehe, 10 Milliarden, in 2023 über 10 Milliarden und in 
2024 wieder 10 Milliarden. Sie sagen dazu: Da besteht 
Handlungsbedarf. – Für diejenigen, die nicht wissen, was 
das bedeutet, sage ich: Diese Regierung legt einen 
Finanzplan vor, bei dem sie noch nicht weiß, wie sie 
die Schulden in den nächsten Jahren bedienen kann.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Können wir 
immer bedienen, Otto! Das ist kein Problem!)

Und Sie sagen dann auch noch: Darüber können wir noch 
reden. – Seien wir ehrlich, Herr Brinkhaus: Auch Sie 
wissen nicht, wie Sie das lösen können. Deswegen: Sie 
kritisieren das zwar, aber Lösungen haben Sie nicht.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Jetzt kommt 
Ihre Lösung, Herr Fricke!)

– Danke, Herr Brinkhaus. Ja, jetzt kommt meine Lösung.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Ja!)

Jetzt kommt die Lösung meiner Fraktion.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

– Herr Kollege Brinkhaus, wenn Sie mich ansprechen, 
sollten Sie mir auch zuhören; das ist ein Gebot der Höf-
lichkeit. Mit den Grünen können Sie später schäkern. Die 
werden dann die nächsten Schuldenhaushalte mit Ihnen 
machen; das ist auch in Ordnung.

(Beifall des Abg. Dr. Alexander Gauland 
[AfD])

Ich kann Ihnen für meine Fraktion nur eines ganz klar 
sagen: Wir werden diese Haushaltsberatungen dafür nut-
zen, um genau die einzelnen Punkte anzugehen, die ein-
zelnen Ausgaben zu hinterfragen.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Sehr richtig!)
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Das haben Sie nämlich nicht gemacht. Es gibt keine Aus-
gabe, die wesentlich gekürzt wird. Es gibt keine Subven-
tion, die wesentlich gekürzt wird. Und was ich noch viel 
schlimmer finde: Obwohl Sie als Koalition behaupten, 
dass Sie in einer Notsituation sind, sagen Sie: Wir sind 
in einer Notsituation, aber wir werden neue milliar-
denschwere Subventionen machen und wir werden neue 
milliardenschwere Sozialleistungen machen. – Das kann 
man alles machen, aber doch bitte nicht in einer Notsitua-
tion, sondern nach einer Notsituation. Sie aber sagen: 
Notsituation interessiert uns nicht.

Der Finanzminister – und das will ich deutlich am 
Schluss sagen – hat das sehr schön gemacht. Der Finanz-
minister hat ein paar Wochen vor dem Vorlegen des 
Haushaltes zu den hinter ihm sitzenden Kollegen gesagt: 
Ach übrigens, ihr braucht gar nicht zu sparen. Ich sage 
euch schon jetzt: Wir machen eine Notsituation. Ihr könnt 
so viel ausgeben, wie ihr einigermaßen vernünftig wollt 
und was ihr immer schon wolltet. – Das ist die Art, wie 
man Haushaltspolitik für die Zukunft nicht machen darf. 
Wir werden zeigen, dass es besser geht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP – Ralph Brinkhaus [CDU/ 
CSU]: Jetzt weiß ich immer noch nicht, was er 
will!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Zu einer Zwischenbemerkung erteile ich das Wort dem 

Kollegen Ernst, Die Linke.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was soll das jetzt?)

Klaus Ernst (DIE LINKE):
Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Herr Fricke, Sie 

haben mit großem Enthusiasmus vorgetragen, dass Sie 
jetzt in der Krise die Sparpolitik der FDP in den Vorder-
grund stellen würden.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: So ein 
Quatsch!)

Ich verstehe allerdings nicht, wo Ihre Vorschläge geblie-
ben sind. Sie haben hier nur gesagt: Sie schauen sich die 
einzelnen Posten an.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Kommen Sie 
mal in den Ausschuss!)

Sind Sie wirklich der Meinung, dass wir in der jetzigen 
Situation

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Sind die, 
ja!)

mit einem möglicherweise eingeschränkten staatlichen 
Handeln die Pandemie überwinden werden? Können 
Sie sich vorstellen, dass die Unternehmer dieses Landes, 
für die Sie ja immer eintreten, sich langsam fragen: Was 
haben wir eigentlich noch an der FDP, wenn sie uns in 
dieser Krise kaputtsparen will?

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Haben Sie vielleicht auch Verständnis dafür, dass sie sich 
deshalb mit Grauen von Ihnen abwenden? Das zeigen die 
Umfrageergebnisse.

Diese Pandemie und dieses Risiko erfordern – da hat 
der Finanzminister recht; das sage ich auch als Opposi-
tionspolitiker –,

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Ach schön!)
dass man tatsächlich Geld in die Hand nimmt, um jetzt 
die Wirtschaft zu fördern. Die Wirtschaft besteht nicht 
nur aus Unternehmen, sondern da geht es auch um 
Arbeitsplätze, und diese müssen wir jetzt schützen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Was Sie machen, ist ein Kaputtsparen der Wirtschaft in 

der Pandemie. Das ist der Ruin und keine Lust auf 
Zukunft, Herr Fricke. Das wollte ich Ihnen einmal sagen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Wenn Sie mögen, haben Sie das Wort zur Erwiderung.

Otto Fricke (FDP):
Sehr gern, Herr Präsident. – Ich danke für den ebenfalls 

zurückgegebenen Enthusiasmus. Aber, Herr Kollege, ich 
habe wirklich das Gefühl, dass Sie sich weder den Haus-
halt noch die Änderungsanträge der FDP in der Vergan-
genheit angesehen haben.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Sehr richtig!)
Der Unterschied zwischen linker Politik – Sie haben ja 

Herrn Scholz gelobt und damit die CDU auch – und 
liberaler Politik ist, dass ich in einer Krise nicht einfach 
sage: Alle Ausgaben vor der Krise waren richtig. – Ich 
finde schon interessant, dass Sie sagen: Alle Ausgaben 
vor der Krise waren richtig. Da habe ich Die Linke ganz 
anders verstanden.

(Zuruf des Abg. Klaus Ernst [DIE LINKE])
– Sind Sie nicht. Sehen Sie und damit stimmen Sie mir 
zu. – Das wird unsere Aufgabe sein. Wir haben das im 
letzten Haushalt mit über 400 Anträgen gemacht.

Noch etwas: Ich mache einen Sparvorschlag, damit 
dieser Staat als Sozialstaat sich auch in Zukunft das leis-
ten kann, was er verspricht. Ich will nicht, dass in diesem 
Staat noch einmal passiert – wie unter Rot-Grün –, dass 
man am Ende erkennen muss, dass man Versprechen, die 
man gegenüber Rentnern gemacht hat, rückgängig 
machen muss. Das ist der Unterschied. Es geht nicht 
um Sparen. Es geht darum, vernünftig zu haushalten, 
die Zukunft zu bewahren und diese Gesellschaft zusam-
menzuhalten, statt etwas zu versprechen, was am Ende 
keiner halten kann. Das ist der Unterschied zwischen 
links und liberal.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Damit hat das Wort der Kollege Dennis Rohde, SPD.
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(Beifall bei der SPD)

Dennis Rohde (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Bundesfinanzminister hat uns heute einen 
Haushaltsentwurf vorgelegt, der in die Zukunft gerichtet 
ist, einen Entwurf, der klar erkennbar eine soziale Hand-
schrift trägt, eben die Handschrift eines Staates, der sich 
als starker Partner in dieser Krise sieht.

Der heutige Haushaltsentwurf kommt in einer Zeit 
großer finanzpolitischer Herausforderungen. Seit über 
einem halben Jahr ist unser Land von der Coronapande-
mie betroffen. Bei der einen oder anderen Rede, die 
bisher hier gehalten wurde, hatte man das Gefühl, dass 
das nicht der Fall wäre. Aber diese Pandemie ist eine der 
größten Herausforderungen in der Geschichte der Bun-
desrepublik. Die aktuellen Zahlen des ifo-Instituts sehen 
einen Wirtschaftsrückgang im Jahr 2020 von 5,2 Prozent 
voraus. Das ist weniger, als wir befürchtet haben. Aber es 
ist, auch im Verhältnis zur letzten Weltwirtschaftskrise, 
immer noch besorgniserregend.

Diese Entwicklung stellt die Maxime unserer bisheri-
gen Haushaltspolitik auf den Kopf. Es war uns als 
Deutschem Bundestag in den letzten Jahren immer mög-
lich, all unsere Ausgaben durch die Steuereinnahmen des 
Jahres zu decken. Wir mussten keine neuen Schulden 
machen. Wir mussten keine Kredite hierfür aufnehmen. 
Und noch mehr: Es war uns in dieser Zeit sogar möglich, 
Rücklagen zu bilden, Rücklagen, die wir in den komm-
enden Jahren brauchen werden und die wir in den komm-
enden Jahren auch nutzen werden. Denn ich bin über-
zeugt: Die Haushaltspolitik der vergangenen Jahre – 
darüber besteht in der Koalition gar kein Dissens – ist 
Grundstein dafür, dass wir heute und morgen weiterhin 
aus dem Vollen schöpfen können.

(Beifall bei der SPD)
Das müssen wir auch. Wir erleben, dass ein ganz groß-

er Teil der Bevölkerung sich an die Regeln hält, die wir 
uns auferlegt haben, um durch diese Krise zu kommen. 
Ein ganz großer Teil der Bevölkerung trägt Maske. Ein 
ganz großer Teil der Bevölkerung hält Abstand und 
nimmt die Einschränkungen in Kauf, die auch wir als 
Belastung empfinden. Vor diesem Hintergrund sage ich: 
Ohne die Disziplin der Bevölkerung würde unser Land 
heute weder gesundheitlich noch ökonomisch so gut 
dastehen, wie wir im Kontext dieser Krise heute daste-
hen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Michael 
Grosse-Brömer [CDU/CSU])

Unsere Aufgabe als Parlament und als Koalition ist es, 
auf der einen Seite für den gesundheitlichen Schutz der 
Bevölkerung zu sorgen, auf der anderen Seite aber auch 
den dringend notwendigen Konjunkturimpuls für die 
Wirtschaft und somit für die Sicherung von Arbeit und 
Wohlstand zu setzen. Beiden Herausforderungen sind wir 
nachgekommen mit zwei Nachtragshaushalten im 
Jahr 2020, und dieser Herausforderung wird auch der 
Regierungsentwurf für das Haushaltsjahr 2021 gerecht, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dass die Wirtschaftskennzahlen sich heute besser ent-
wickeln, als wir noch vor einigen Wochen erwartet 
haben, geht zurück auf die Disziplin unserer Bevölke-
rung. Es geht aber eben auch zurück auf das entscheiden-
de und konsequente Handeln von Regierung und Parla-
ment in den letzten Wochen. Ich will Beispiele nennen.

Ich erlebe überall, dass durch die Absenkung der 
Mehrwertsteuer für viele gerade jetzt ein entscheidender 
Kaufanreiz gesetzt wurde, ein Kaufanreiz, der Geld von 
den Sparbüchern in den Wirtschaftskreislauf geholt hat 
und der dafür gesorgt hat, dass Arbeitsplätze gesichert 
wurden, Arbeitsplätze von Menschen, die wiederum 
investieren können und nicht von Sozialversicherungs-
beiträgen abhängig sind.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben das deutsche Erfolgsmodell: das Kurzarbei-
tergeld. Es war richtig, dass Hubertus Heil das Instrument 
gleich zu Beginn der Krise voll nutzbar gemacht hat. 
Millionen Jobs in Deutschland sind durch das Kurzarbei-
tergeld nicht verloren gegangen, Millionen Menschen in 
Deutschland haben weiterhin eine Perspektive bei ihrem 
bisherigen Arbeitgeber. Ich sage: Es ist richtig und wich-
tig, dass wir diese Brücke verlängern. Unternehmen müs-
sen nach der Krise wieder erfolgreich sein können, und 
wir müssen ihnen dabei helfen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir tun das alles nicht zulasten der abhängig Beschäf-
tigten. Dass wir die Sozialversicherungsbeiträge deckeln 
und nicht einseitig den Beitragszahlern aufbürden, ist 
Ausdruck dafür, dass niemand etwas für diese Krise 
kann und dass die Bewältigung dieser Krise eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe ist.

(Beifall bei der SPD)

Wir schauen nach vorne. Wir nehmen Geld in die 
Hand, um diese Krise hinter uns zu lassen. Wir nehmen 
Geld in die Hand, um das Land für die kommenden 
Jahrzehnte fit zu machen. Uns ist klar: Die Investitionen, 
die wir heute tätigen, sind die Steuereinnahmen von mor-
gen. Olaf Scholz schlägt daher richtigerweise vor, in den 
kommenden Haushalten zusammen 200 Milliarden Euro 
zu investieren. Das sind im Vergleich zur letzten Legisla-
turperiode immerhin 81 Milliarden Euro mehr. Wir liegen 
damit deutlich über Vorkrisenniveau. Das sind die gefor-
derten starken und deutlichen Impulse für unsere Wirt-
schaft; das ist der Beitrag, den wir als Parlament leisten, 
um unsere Wirtschaft aus dieser Krise zu führen.

(Beifall bei der SPD)

So investieren wir 73 Milliarden Euro für Straße, 
Schiene und Wasserstraße. Wir investieren in den Ausbau 
des schnellen Internets, in 5 G, aber auch schon in 6 G. Es 
sind 2,8 Milliarden Euro etatisiert für künstliche Intelli-
genz und für Quantentechnologie. Wir stellen Geld für 
den Ausbau von Kindertagesstätten zur Verfügung, für 
die ja gerade in dieser Krise deutlich hervorgetretene 
und immer noch große Problematik der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Wir setzen endlich die Grund-
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rente um. Wir sorgen dafür, dass die Lebensleistung von 
Menschen anerkannt und respektiert wird. Das alles wird 
aus Steuern finanziert.

(Beifall bei der SPD)
Wir helfen massiv beim Strukturwandel in den Regio-

nen, die vom Kohleausstieg betroffen sind. Wir lassen die 
Kumpel in den Revieren nicht alleine. Wir stehen an ihrer 
Seite und helfen den Regionen, sich neu aufzustellen. Wir 
unterstützen die Länder bei der Schaffung von preiswer-
tem Wohnraum, und wir entlasten die Kommunen. Wir 
entlasten die politische Ebene, die für die Ausgestaltung 
des Lebens vor Ort verantwortlich ist. Das alles tun wir 
nachhaltig mit jährlich 4 Milliarden Euro.

(Beifall bei der SPD)
Uns ist aber auch bewusst, dass die Bekämpfung der 

Folgen der Coronapandemie keine rein nationale Aufga-
be ist. Die Bundesrepublik Deutschland, wir, wir haben 
die Kraft, mit großen Unterstützungsprogrammen, mit 
großen Konjunkturpaketen die deutsche Wirtschaft zu 
stützen und sie wieder neu zu beleben. Aber gerade unse-
re Wirtschaft kann nur erfolgreich sein, wenn der Krise 
auch international begegnet wird. Deshalb stehen wir zu 
unserer Verantwortung innerhalb der Europäischen 
Union. Wir unterstützen europäische Programme wie 
SURE, das europäische Kurzarbeitergeld. Der Minister 
hat es gesagt: Anträge im Umfang von 80 Milliarden 
Euro – ein Riesenerfolg. Wir unterstützen den Wieder-
aufbaufonds, das größte Konjunktur- und Investitions-
programm in der Geschichte der Europäischen Union. 
Und wir unterstützen die Garantiefonds der Europäischen 
Union für kleine und mittlere Unternehmen.

Noch mal: 60 Prozent der deutschen Exporte gehen in 
den europäischen Binnenmarkt. Unsere Wirtschaft ist eng 
verflochten mit Betrieben in Österreich, in Frankreich, in 
Spanien oder in Italien. Unsere Wirtschaft wird nur dann 
genesen können, wenn die europäische Wirtschaft in 
Gänze wieder auf die Beine kommt. Auch dieser Heraus-
forderung werden wir gerecht.

(Beifall bei der SPD)
Wir stehen zu unserer Verantwortung darüber hinaus. 

Die Haushaltsansätze für humanitäre Hilfe und Entwick-
lungszusammenarbeit erreichen mit über 16 Milliarden 
Euro ein neues Rekordniveau. Das ist in Zahlen gegosse-
ner Ausdruck unserer Verantwortung für die internatio-
nale Staatengemeinschaft.

(Beifall bei der SPD)
Uns ist bewusst, dass wir die Pandemie und ihre Fol-

gen national bekämpfen müssen. Uns ist aber auch 
bewusst, dass wir die wirtschaftlichen Folgen in Gänze 
nur dann nachhaltig bekämpfen können, wenn wir diese 
Aufgabe auch international angehen. Ab heute, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, schlägt dafür die Stunde des Par-
laments. Es liegt jetzt an uns, einen Haushalt zu beraten 
und zu verabschieden, der diese Krise wirksam bekämpft. 
Herr Finanzminister, lieber Olaf Scholz, ich danke Ihnen 
für diesen Regierungsentwurf. Es liegt jetzt an uns. 
Machen wir aus einem sehr guten Regierungsentwurf 
einen noch besseren Haushalt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Gesine Lötzsch, 

Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Herr Minister Scholz, 
die zentrale Frage dieser Debatte haben Sie nicht beant-
wortet. Die lautet nämlich: Wer soll die Rechnung bezah-
len?

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Christian Dürr [FDP] – Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Seit wann interessiert 
das Die Linke?)

Auf diese Frage müssen die Menschen in unserem Land 
vor der Bundestagswahl eine Antwort bekommen. Die 
Bundesregierung hat – das ist eindeutig – einen Wahl-
kampfhaushalt vorgelegt. Das ist ein unehrlicher Haus-
halt; das müssen wir deutlich sagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Schauen wir auf die Jahre 2020 und 2021. Dort sollen 
insgesamt 314 Milliarden Euro neue Schulden aufgenom-
men werden. Niemand weiß, wie sich die Steuereinnah-
men in den nächsten Jahren entwickeln werden. Doch Sie 
haben jetzt schon eines in Stein gemeißelt: Union und 
SPD wollen nach der Bundestagswahl die unsinnige 
Schuldenbremse wieder in Kraft setzen. Wir Linke halten 
die Schuldenbremse für einen ökonomischen Unsinn. Die 
Schuldenbremse ist eine Zukunftsbremse. Sie muss abge-
schafft werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn Sie müssen doch ehrlich sein. Wenn Sie an der 
Schuldenbremse festhalten, dann haben Sie nur zwei 
Wege: entweder drastische Kürzungen im Sozialhaushalt 
oder Erhöhung der Steuern. Welchen Weg Sie gehen wol-
len, das haben Sie den Wählerinnen und Wählern ver-
heimlicht. Das nehmen wir nicht hin, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir Linke sagen ganz offen: Wir fordern eine Vermö-
gensteuer für Milliardäre und Millionäre. Wenn 45 Deut-
sche genauso viel besitzen wie der untere Teil der Gesell-
schaft – nach den Zahlen des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung –, dann ist das nicht normal. Da 
fordern wir endlich eine entschiedene Umverteilung.

(Beifall bei der LINKEN – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Unbedingt!)

Die Volkswirte der Allianz haben ausgerechnet und 
vorhergesagt, dass die privaten Vermögen nach dem 
Jahr der Pandemie mit einem Plus abschließen werden. 
Auf der anderen Seite sind die Löhne in Deutschland in 
der Coronarezession im Rekordtempo geschrumpft.
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(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Deswegen 
müssen wir die Leute Vermögen aufbauen las-
sen, statt es ihnen wegzunehmen!)

Das ist ungerecht; das nehmen wir nicht hin.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Pandemie trifft arme Menschen besonders hart. Ich 

meine die Menschen, die schon vor der Pandemie arbeits-
los waren und mit den unanständig niedrigen Hartz-IV- 
Sätzen auskommen müssen. Ich denke an die Menschen, 
die während der Pandemie ihre Arbeit verloren haben und 
keinen Anspruch auf Kurzarbeitergeld haben, weil sie 
zum Beispiel als 450-Euro-Kräfte arbeiten. Ich denke 
aber auch an die Menschen, die jetzt Kurzarbeitergeld 
beziehen und um ihren Arbeitsplatz bangen. Gleichzeitig 
müssen diese Menschen noch die Demütigungen eines 
gewissen Herrn Merz ertragen. Der sagte nämlich gegen-
über der „Bild“-Zeitung:

Wir müssen ein bisschen aufpassen, dass wir uns 
nicht alle daran gewöhnen, dass wir ohne Arbeit 
leben können.

Augenscheinlich kann er als BlackRock-Mann sehr gut 
ohne Arbeit leben. Ich hoffe, dass uns dieser Kanzler 
nicht beschert werden wird, meine Damen und Herren. 
Das wäre kein christlicher Kanzler.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 

Kollegin von Storch, AfD?

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):
Nein, das mache ich nicht. – Gegen den Megatrend, 

dass die Reichen reicher und die Armen ärmer werden, 
tut die Bundesregierung nichts. Im Gegenteil, Sie schüt-
zen den Reichtum der Reichen. Das sind unhaltbare Zu-
stände. Das muss sich endlich ändern in unserem Land.

(Beifall bei der LINKEN)
In der Krise ist der Niedriglohnsektor weiter gewach-

sen. Darum fordern wir endlich die Anhebung des Min-
destlohnes auf 12 Euro pro Stunde und die Erhöhung des 
Hartz-IV-Regelsatzes auf 658 Euro.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir fordern eine Mindestrente, die Altersarmut verhin-
dert.

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Und, meine Damen und Herren, wir brauchen jetzt ein 
„ziviles“ Investitionsprogramm. Wir brauchen endlich 
Klimaschutz statt Aufrüstung.

(Beifall bei der LINKEN)

Es wurden Milliarden Euro für Investitionen zur Ver-
fügung gestellt; davon sprachen der Finanzminister und 
andere. Das klingt erst einmal gut. Doch wir haben in den 
letzten Jahren erlebt, dass die Bundesregierung eben 
nicht in der Lage war, das Geld sinnvoll auszugeben. 

Häufig fehlen in den Ämtern die Ingenieure, die neue 
Projekte planen oder bewilligen können. Die Wahrheit 
ist: Die schwarze Null, die hier hochgelobt wurde,

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Genau!)
hat zu einer strukturellen Investitionsunfähigkeit geführt. 
Sie haben aus dem Investitionsstau eine Investitionskrise 
gemacht. Das muss sich endlich ändern.

(Beifall bei der LINKEN)
Beim Bildungsgipfel der Kanzlerin ist das besonders 

deutlich geworden: Von den 5 Milliarden Euro des Bun-
des für die Digitalisierung der Schulen sind zum Stichtag 
30. Juni gerade einmal 15,7 Millionen Euro in die Länder 
geflossen. Das kann nicht sein. Das ist eine Bankrotter-
klärung.

Meine Damen und Herren, wir brauchen ein Zukunfts-
programm für Bildung, Wohnen, Gesundheit und Klima-
schutz. Ich freue mich auf die Beratungen. Die Linke ist 
vorbereitet.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Sven-Christian 

Kindler, Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Um es am Anfang ganz klar zu sagen: Wir unter-
stützen, dass die Bundesregierung in dieser Ausnahme-
situation, angesichts dieser schweren Pandemie, auch im 
Jahr 2021 die Ausnahmeregel der Schuldenbremse in 
Anspruch nehmen will. Unternehmen, Beschäftigte und 
Bevölkerung müssen in der Krise unterstützt werden. Es 
wäre völlig falsch, in dieser Krise auch noch zu sparen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Lothar Binding [Heidelberg] 
[SPD])

Doch wenn man zu Recht so viel Geld in die Hand 
nimmt, dann ist es schon krass, zu sehen, wer alles bei 
den Hilfsmaßnahmen durch das Raster fällt und im Haus-
halt nicht berücksichtigt wird. Es ist zum Beispiel völlig 
lebensfremd, dass Soloselbstständige nicht auch ihre 
Lebenshaltungskosten ansetzen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Und warum weigert sich die Bundesregierung, den Ärms-
ten der Armen, den ALG-II-Empfängerinnen und -Emp-
fängern und ihren Kindern, einen befristeten krisenbe-
dingten Aufschlag zu geben? Die Bundesregierung hat 
eine bewusste politische Entscheidung getroffen. Ich hal-
te diese Entscheidung für extrem falsch und kaltherzig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Herr Scholz, Sie sind auf die Finanzplanung ab 2022 
eingegangen. Sie planen, 2022 zu den unveränderten 
Regeln der Schuldenbremse zurückzukehren. Sie haben 
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selbst gesagt: Das führt zu einem – Zitat – „finanzpoliti-
schen Handlungsbedarf“. Was für ein Euphemismus! 
Wenn man alle globalen Minderausgaben und Mehrein-
nahmen zusammenzählt, haben Sie für die Jahre 2022 bis 
2024 eine Deckungslücke von circa 60 Milliarden Euro, 
rund 20 Milliarden Euro pro Jahr. Das sorgt für eine 
massive Unsicherheit und einen gefährlichen Spardruck, 
Herr Scholz. Das sieht man auch daran, dass in Ihrem 
Finanzplan die Investitionen erst sinken und dann einge-
froren werden. Und diese Probleme kippen Sie einfach 
der nächsten Regierung vor die Füße. Das nenne ich 
keine verantwortungsvolle Haushaltspolitik. Es darf 
kein Kaputtsparen nach Corona geben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Michael Leutert [DIE LINKE])

Jetzt ist es wichtig, dass es politisch verbindliche 
Garantien in Deutschland und Europa gibt, dass man 
nicht auf einen harten Sparkurs einschwenkt. Das ist ext-
rem wichtig für die Planungssicherheit und die Erwar-
tungssicherheit der Unternehmen, damit sie sich neben 
den schweren Belastungen durch die Pandemie nicht 
auch noch auf sinkende Auftragszahlen und sinkende 
Investitionen einstellen müssen. Ebenso wenig darf es 
Einschnitte bei der kommunalen Infrastruktur, bei der 
sozialen Sicherheit oder bei der Grundversorgung geben. 
Das muss unbedingt verhindert werden. Herr Scholz, Sie 
haben in der Krise die Bazooka ausgepackt. Sorgen Sie 
dafür, dass nach Corona nicht die Abrissbirne kommt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich ist klar, dass es fair und solidarisch zugehen 
muss. Viele Menschen verlieren durch diese Krise; aber 
es gibt auch Menschen mit sehr hohen Einkommen, mit 
sehr hohen Vermögen, die von dieser Krise profitieren, 
die von staatlichen Rettungsmaßnahmen profitieren. Des-
wegen ist es auch richtig, dass wir sagen: Wir brauchen 
einen fairen, solidarischen Lastenausgleich zur Bewälti-
gung dieser Krise und zur Kostenteilung. Wir wollen, 
dass starke Schultern mehr tragen; denn sie können 
auch mehr tragen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
machen wir auch!)

Herr Scholz, Sie haben in Ihrer Rede, die strecken-
weise eine Parteitagsrede war, auch die Klimakrise ange-
sprochen und gesagt, man müsse weitreichende Entschei-
dungen treffen. Ja, dann fordere ich Sie auf, diese 
Entscheidung doch endlich einmal im Kabinett zu treffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Da hat 
er recht!)

„Man müsste“, „man sollte“, „man könnte“, das reicht 
eben nicht. Als Finanzminister haben Sie konkrete Ver-
antwortung. Wo ist denn zum Beispiel Ihr Vorschlag zum 
Abbau von klimaschädlichen Subventionen bei der Flug-
industrie, beim Diesel, bei der Plastikproduktion? Da ist 
viel zu holen, da kann man viel Geld einsparen. Das wäre 
ein sinnvoller Vorschlag für den Haushalt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich verstehe auch nicht, Herr Scholz, dass Sie wieder 
so eine kurze Tilgungsfrist vorschlagen. Die schwarz- 
gelbe Landesregierung in NRW sieht für ihre Corona-
kredite 50 Jahre Tilgungsfrist vor. Sie sprechen von 
17 Jahren. Das führt zur Belastung der nächsten Haus-
halte. Ab 2023 sind es 6 Milliarden Euro Tilgung, ab 
2026 sogar 11 Milliarden Euro. Deswegen sagen wir 
Grüne sehr klar: Diese Tilgungsfristen müssen sehr lang-
fristig und flexibel ausgestaltet werden, damit wir die 
wirtschaftliche Entwicklung nach Corona, damit wir 
Investitionen nach Corona nicht gefährden. Diese Til-
gungsfristen müssen im parlamentarischen Verfahren 
geändert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Klimakrise macht während Corona keinen Urlaub. 
Wir haben das gesehen: Kalifornien brennt lichterloh. 
Wir haben den dritten Dürresommer in Folge, und es 
gibt massives Waldsterben hier in Deutschland. Die Kli-
makrise ist längst da; sie ist längst bei uns angekommen. 
Deswegen muss man jetzt investieren: in den Klima-
schutz, in die Verkehrswende, aber auch in Digitalisie-
rung, Gesundheit und Bildung. Wir haben einen riesigen 
Investitionsstau in Deutschland. Wir sagen: Es ist gut 
angelegtes Geld, wenn man jetzt investiert. Man darf 
nicht nur die alten Strukturen konservieren, man muss 
jetzt mutig in die Zukunft investieren. Wir brauchen 
einen Aufbruch aus der Krise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Scholz, Sie haben es angesprochen: Unsere 
Industriegesellschaft steht vor riesigen Herausforderun-
gen, vor großen Transformationen, bei der Digitalisie-
rung, aber besonders bei der Klimakrise. Das ist die größ-
te Herausforderung seit 200 Jahren, haben Sie gesagt. 
Gleichzeitig haben wir die Situation, dass die Zinsen 
historisch niedrig sind, bei Bundesanleihen sogar negativ. 
Weltweit ist in den nächsten Jahren kein Trend zu einer 
Zinswende zu erkennen. In dieser Situation, wo wir Hun-
derte Milliarden an Investitionsbedarf haben, historisch 
niedrige Zinsen und sich vieles ändern wird, kann man 
doch nicht sagen: Aber die Schuldenbremse lassen wir 
eins zu eins, wie sie ist. – Das sagt die Union, das sagt 
Bundesfinanzminister Scholz. Das ist doch keine kluge, 
keine sinnvolle Finanzpolitik. Man muss doch den 
Reformbedarf erkennen, den wir haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen sagen wir klar: Wir wollen und brauchen 
eine Reform der Schuldenbremse. Ich sage „Reform“ 
der Schuldenbremse, nicht Abschaffung. Wir wollen 
natürlich intelligente Regelungen zur Begrenzung von 
Staatsschulden; aber wir haben doch in dieser Krise gese-
hen – wir sehen es beim Finanzplan, wir sehen es beim 
Investitionsstau –, dass wir über eine Weiterentwicklung 
der Schuldenbremse reden müssen. Wir haben einen kon-
kreten Vorschlag dazu gemacht. Über Nettoinvestitionen, 
zum Beispiel beim Schienenausbau, bei der Digitalisie-
rung, bei der Energiewende, beim klimaneutralen Umbau 
der Industrie, kann neues Vermögen, können neue Werte 
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geschaffen werden. Und es ist auch klug, diese dann über 
Kredite zu finanzieren, gerade in der historischen Situa-
tion mit so extrem niedrigen Zinsen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und deswegen erwarte ich auch, dass man sich diesen 

großen Herausforderungen, diesen großen Transforma-
tionsherausforderungen, vor denen wir stehen, stellt und 
ehrlich darüber diskutiert: Wie können wir die großen 
Investitionen in den nächsten Jahren finanzieren? Dafür 
reicht der Finanzplan bei Weitem nicht aus. Wir haben 
einen viel größeren Bedarf. Ich erwarte, dass sich die 
Union und der Bundesfinanzminister der Debatte stellen, 
wie wir die Schuldenbremse sinnvoll reformieren kön-
nen. Diese Debatte steht an. Es ist höchste Zeit.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Eckhardt Rehberg, 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Eckhardt Rehberg (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Kol-

lege Kindler, ich finde, Schuldenmachen ist ein bisschen 
platt. Das ist weder sexy noch geil. Ich sage Ihnen auch, 
warum mir das so geht: Es kann sein, dass wir unter-
schiedlich sozialisiert sind. Ich bin Flüchtlingskind, und 
zu DDR-Zeiten konnte bei uns nur so viel verbraucht 
werden, wie wir hatten. So bin ich sozialisiert, Mutter: 
Näherin, Vater: Schiffbauer. Vielleicht prägt mich das 
heute noch. Ich bin eigentlich froh, dass vor gut einem 
Jahrzehnt, damals in der Finanzkrise, dieser Deutsche 
Bundestag die Schuldenbremse, so wie sie heute ist, ein-
geführt hat. Denn zum Thema Nachhaltigkeit, zum The-
ma Klima gehört, wenn man schon darüber redet, auch 
die Nachhaltigkeit in der Haushalts- und Finanzpolitik. 
Beides ist Generationengerechtigkeit. Beides gehört 
zusammen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wird immer die 
Finanzkrise 2009/2010 mit der jetzigen Coronakrise ver-
glichen und geschaut, wie wir damals da rausgekommen 
sind.

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Das sind ja 
Milchbubenrechnungen!)

Die Schulden in den Jahren 2003 bis 2013 betrugen gut 
300 Milliarden Euro. Dieses und nächstes Jahr werden es 
314 Milliarden Euro sein. Es gibt nur einen gewaltigen 
Unterschied – es gibt sogar mehrere – zwischen 
2009/2010 und heute: Ja, wir hatten einen Haushalt von 
300 Milliarden Euro und eine Neuverschuldung von 
86 Milliarden Euro. Aber in fünf Kalenderjahren ist die 
Neuverschuldung auf null heruntergegangen; denn – ers-
tens – gab es in der Zeit keine Ausgabenzuwächse.

(Otto Fricke [FDP]: Eben!)

Zweitens – und das wird diesmal nicht so sein, Herr 
Scholz –: Die Zinsausgaben liegen seit Jahren bei 12 Mil-
liarden Euro, aktuell bei 9,7 Milliarden Euro. Damals 
lagen sie bei 40 Milliarden Euro und sind sukzessive, 
Stück für Stück gesunken. Wir hatten im ersten Jahr, 
2010, ein Wirtschaftswachstum von 4,1 Prozent; 2011 
waren es 3,9 Prozent. Das heißt: In zwei Jahren hat sich 
die Basis ganz schnell erhöht. – Wir werden der Prognose 
zufolge nächstes Jahr ein Wachstum von 4,4 Prozent 
haben.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Auf ein 
viel höheres Bruttoinlandsprodukt!)

Aber die Ausgaben in der alten und in der neuen Finanz-
planung wachsen deutlich.

(Otto Fricke [FDP]: So ist es!)
Und: In den Folgejahren dieses Wachstum zu generieren, 
wird, glaube ich, schwierig. Deswegen reden wir in der 
Union nicht vom Sparen. Sparen ist nicht das Thema.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, Maß und Mitte 
zu halten, ist, finde ich, schon das Thema.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Deswegen ist es auch richtig, Kollege Kindler, dass es 
eine Bremse beim Schuldenmachen gibt und dass es 
heißt, dass das, was über die Aussetzung der Schulden-
regelung nach Artikel 115 Grundgesetz aufgenommen 
wird, auch wieder getilgt werden muss. Ich bin schon 
dafür, dass noch diese Generation die Schulden tilgt, die 
sie heute zu verantworten hat,

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Sehr richtig!)
und dass man nicht Zeiträume von 40 oder 50 Jahren 
nimmt und es somit auf die nächste und übernächste 
Generation verschiebt. Es ist einfache Politik, Kollege 
Kindler, die Lasten wegzuschieben, die man heute verur-
sacht. Das ist aber keine Unionspolitik an der Stelle.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Da hier beklagt wird, dass wir zu wenig fürs Klima tun: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, guckt doch mal in den 
Energie- und Klimafonds. Wir haben dieses Jahr eine 
Zuführung von gut 26 Milliarden Euro. Im nächsten 
Jahr stehen gute 26 Milliarden Euro in diesem Fonds 
zur Verfügung. Es ist, glaube ich, richtig – auch das ist 
„Sozialpolitik“ –, 10,8 Milliarden Euro für die Stabilisie-
rung der Netzentgelte bereitzustellen.

In Richtung der FDP. Die Entlastung von knapp 11 Mil-
liarden Euro plus 17 Milliarden Euro – Soli plus Kinder-
gelderhöhung – bedeutet insbesondere eine Entlastung 
der Bezieher niedriger und unterer Einkommen im 
kommenden Jahr. Erzählen Sie uns nicht, wie wir Sozial-
politik machen sollen und wie wir die Bürgerinnen und 
Bürger entlasten! Das können wir schon ganz alleine an 
der Stelle.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Kollege Rohde ist umfänglich darauf eingegangen, wo 
und wie wir investieren.
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Ganz spannend finde ich das, was mir vorhin auf den 
Schreibtisch geflattert ist. Otto Fricke hat gesagt: Wir 
versprechen, was wir halten können. – Das ist ein Bauch-
laden, lieber Kollege Fricke. Ich habe das mal kurz über-
schlagen und komme auf 50 Milliarden Euro an Steuer-
entlastung, die die FDP strukturell in den nächsten Jahren 
vornehmen will.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Unfass-
bar! – Otto Fricke [FDP]: Wie die CDU! Wie 
Herr Söder!)

Mit der Abschaffung des Soli und des Mittelstandsbauchs 
komme ich auf über 50 Milliarden Euro.

Übrigens ist an der Stelle die Gegenrechnung ganz 
spannend.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Das macht 
er bestimmt ganz nachhaltig!)

Ich bin ein großer Freund der Mütterrente

(Otto Fricke [FDP]: I oder II?)

– beider –,

(Otto Fricke [FDP]: Ah!)

und zwar aus zwei Gründen: Erstens. Ich konnte meiner 
Frau nie erklären, dass sie keine Mütterrente bekommt, 
weil unsere Kinder vor 1992 geboren sind. Zweitens. 
Wisst ihr, warum die Altersarmut im Osten so gering 
ist? Gerade wegen der Mütterrente.

(Otto Fricke [FDP]: Das gilt aber auch für die, 
die gearbeitet haben!)

– Ja, klar. – Wir haben im Osten relativ gesehen nur ein 
Viertel der Altersarmut im Westen, und ein Hauptgrund 
sind die Renten der Mütter. Die Mütterrente hat mit dazu 
beigetragen, dass die Altersarmut im Osten gerade bei 
Frauen so gering ist.

(Otto Fricke [FDP]: Das sind zwei verschie-
dene Leistungen!)

Wir wären doch mit dem Klammerbeutel gepudert, wenn 
wir das zurückdrehen wollen würden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber besonders spannend ist der letzte Punkt bei euch. 
Da wird 1 Milliarde Euro veranschlagt für die regulierte 
Freigabe von Cannabis für den selbstbestimmten und 
verantwortungsvollen Konsum. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen der FDP, ich hätte da geschrieben: Kiffen gegen 
Schulden. – Wem nichts anderes einfällt, der tut mir leid 
an dieser Stelle.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Lachen 
bei der FDP – Christian Dürr [FDP]: Was ist 
denn das für ein Quatsch? – Alexander 
Dobrindt [CDU/CSU], an die FDP gewandt: 
Das ist ja peinlich! – Otto Fricke [FDP]: In 
der nächsten Legislatur werdet ihr das mit den 
Grünen beschließen!)

Also, passt mal auf: Wenn ihr mit dieser einen Milliarde 
Euro wenigstens noch dafür gesorgt hättet, dass im 
Rauschbereich regionale Produkte genommen werden, 
dann wäre ich ja vielleicht noch damit einverstanden 
gewesen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Das ist ein Wort!)

Aber außer Mecklenburger Kräuterlikör kommt bei mir 
nichts in den Kühlschrank.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Jeder, 
wie er will!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wieder zum Ernst 
der Stunde zurück. Natürlich gibt es Reserven in diesem 
Haushalt. Ich finde, es ist nicht in Ordnung, Herr Scholz, 
dass die Reste von 2016 – 9 Milliarden Euro – bis heute 
auf über 22 Milliarden Euro angewachsen sind,

(Otto Fricke [FDP]: Ja!)

davon 5 Milliarden Euro flexibilisiert. Warum? Warum 
schreitet das Bundesfinanzministerium da nicht ein? 
Warum wird den Ressorts nicht stärker auf die Finger 
geklopft an der Stelle?

(Otto Fricke [FDP]: Sehr wahr!)

Das, finde ich, ist eine Aufgabe für die Haushaltsberatun-
gen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Otto Fricke [FDP])

Ein weiterer Punkt sind die Abflüsse beim Sonderver-
mögen. Frau Kollegin Lötzsch, wenn der Bund mit allen 
16 Ländern eine Verwaltungsvereinbarung schließt und 
den Ländern das Geld zur Verfügung steht – nach dem 
Königsteiner Schlüssel oder wie auch immer –, dann 
können Sie doch nicht das Unvermögen für den Mittel-
abfluss dieser Titel – beim DigitalPakt Schule, beim 
Schulsanierungsprogramm und, und, und – beim Bund 
suchen. Dafür sind die Länder und Kommunen verant-
wortlich, die das Geld bekommen und die Maßnahmen 
umsetzen müssen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Mecklenburg-Vorpommern zum Beispiel hat bisher nicht 
einen Cent aus dem Schulsanierungsprogramm umge-
setzt, und die Schulen bei uns sehen auch nicht gerade 
schön aus. Deswegen sollten wir mal deutlich machen: 
Wir stellen im Bundeshaushalt den Ländern und Kommu-
nen insgesamt über 100 Milliarden Euro zur Verfügung. 
Aber die Verantwortung für die Umsetzung liegt nicht 
beim Bund, sondern vordringlich bei den Ländern und 
Kommunen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Otto 
Fricke [FDP])

Ich freue mich wie alle anderen Redner aus den Frak-
tionen auf intensive Haushaltsberatungen. Das Wort von 
Peter Struck gilt: Kein Gesetz verlässt den Bundestag so, 
wie es eingebracht wurde.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Albrecht Glaser, AfD.

(Beifall bei der AfD)

Albrecht Glaser (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Es soll eine Zeit der großen Transformation werden. 
Die Infektions- und daraus resultierende ökonomische 
Krise liefern den Vorwand dafür, im gesamten Euro- 
Raum die Schulden- und Haftungsgemeinschaft so zu 
vertiefen, dass dann niemand dieser Gemeinschaft ent-
rinnen kann. Ein großer Ökonom schrieb dieser Tage:

Verschuldungsprogramme sind niemals Wachs-
tumsprogramme, auch wenn die Politiker dies tau-
sendmal so sagen.

Ein weiser Mann! – Griechenland wurde 2010 EU-ver-
tragswidrig mit 320 Milliarden Euro subventioniert. 
Ergebnis: Rückgang des BIP bis heute um 20 Prozent. 
Italiens Verschuldung ist seit damals um 500 Milliarden 
Euro angestiegen. Ergebnis: Nullwachstum in Italien seit 
zehn Jahren.

Obwohl fast alle EU-Länder mit einer gewissen 
Berechtigung wegen der Coronakalamität große nationa-
le Schuldenprogramme fahren, meint die Europäische 
Union, sie müsse die Gunst der Stunde nutzen, um die 
EU von einer Wirtschafts- zu einer Schulden- und Trans-
ferunion umzugestalten. Emmanuel Macron sieht eine 
große Chance, dieses Ziel, das schon Mitterrand beseelt 
hatte, zu erreichen. Nichts anderes hatte er in seiner Sor-
bonne-Rede im September 2017 gefordert. In England 
sagt man seit Langem: The EU is a French affair with 
German money.

Die EU soll 750 Milliarden Euro verteilen, davon 
350 Milliarden Euro als Geschenk, obwohl sie das Geld 
gar nicht hat. Sie soll deshalb Anleihen begeben, welche 
die EZB kauft – Kreis- und Ringverkehr. Als Alibi wird 
auf den Artikel 122 AEUV Bezug genommen, der jedoch 
ein außergewöhnliches Ereignis für einen Einzelstaat 
voraussetzt. Das ist Corona sicher nicht, sonst wäre es 
keine Pandemie. Beim Maßstab der Mittelverteilung an 
die EU-Mitgliedstaaten spielt Corona daher auch keine 
Rolle. Mit einem Faustschlag auf den Tisch, so wird 
berichtet, musste Macron die „sparsamen Vier“ unter 
Druck setzen. Welche Machtmittel in Wahrheit gegen 
kleinere Staaten in der EU eingesetzt werden, kann man 
nur ahnen.

Wie sieht die Transformation aus? Erstens: ein mittel-
fristiger EU-Haushaltsrahmen bis 2027 von über 1 Billion 
Euro. Die EU-Umlage Deutschlands steigt danach von 
derzeit 30 Milliarden auf 65 Milliarden Euro jährlich, 
meine Damen und Herren – eine dauerhafte Verdopplung 
dieser Last; das wird der zweitgrößte Ausgabenposten im 
Bundeshaushalt sein. Zweitens: Target2-Kredite über 
1 Billion Euro, ohne Sicherheit, ohne Zinsen und ohne 
Rückzahlungsverpflichtung. Drittens: Anleihekäufe im 
Umfang von 3,785 Billionen Euro durch die EZB, 
zumeist als verbotene Staatsfinanzierung. Viertens: 
500 Milliarden Euro Gemeinschaftsdarlehen aus ESM, 
EFSF, ElB, SURE, NGEU und – davon hat kaum einer 
gehört – ANFA, ein Geheimabkommen, das jede Noten-

bank des Euro-Raums ermächtigt, selbst Euros zu erzeu-
gen. – Und nun fünftens – 750 Milliarden Euro kollektive 
Coronaschulden, einmalig und vorübergehend, wie es 
heißt, geplante Tilgung bis 2058. Apropos „nächste 
Generationen“, lieber Herr Rehberg: Verwendung jetzt, 
Tilgung durch die nächsten Generationen. Daher die 
zynische Bezeichnung für das Projekt: Next Generation 
EU.

(Beifall bei der AfD)

Deutschland wird dadurch mit 180 Milliarden Euro 
belastet.

An der Pathologie, die hier vorbereitet wird, meine 
Damen und Herren, ist die Lateinische Münzunion – 
1865 von Napoleon III. als Hegemonialinstrument 
gegründet – zwischen Frankreich, Italien, Spanien, Grie-
chenland und anderen Staaten

(Fabio De Masi [DIE LINKE]: Waren Sie 
schon dabei?)

im frühen 20. Jahrhundert gestorben, gleichermaßen die 
Skandinavische Münzunion und die Kronenzone. Dem 
gleichen Schicksal nähert sich die EU nun in riesigen 
Schritten, meine Damen und Herren, und Sie alle werden 
eifrig Ihren Beitrag dazu leisten.

(Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Ich glaube, 
Sie waren Zeitzeuge dieser Ereignisse!)

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Lothar Binding, SPD.

(Beifall bei der SPD)

Lothar Binding (Heidelberg) (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 

verehrte Damen und Herren! Heute beginnt ja die Haus-
haltswoche, also die Stunde der Haushälter, und der 
Haushaltsausschuss ist zuständig für kluge Ausgaben. 
Ich bin aber Finanzpolitiker, der Finanzausschuss, ist 
zuständig für die notwendigen Einnahmen, also im 
Wesentlichen Steuereinnahmen.

Worüber reden wir heute? Zum Ersten müssen wir den-
jenigen unseren Dank aussprechen, die uns die ganzen 
Einnahmen ermöglichen. Immerhin sind in diesem Haus-
halt 300 Milliarden Euro projektiert, und die kommen ja 
irgendwo her. Selbst in Krisenzeiten nehmen wir allein 
über den Bundeshaushalt – Land und Kommunen kom-
men hinzu – 300 Milliarden Euro ein. Ich finde, da sind 
wir unseren Steuerbürgern schon Dank schuldig; denn die 
Basis fürs Gemeinwesen sind die Abgaben aller Einzel-
nen. Wenn man diesen Zusammenhang versteht, macht 
man eine andere Steuerpolitik,

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Nee, mit der 
SPD nicht!)

als wenn man vergisst, was das Gemeinwesen für uns 
bedeutet.
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Ich bin auch Europa dankbar; denn ohne Europa wür-
den wir hier so gar nicht sitzen. Wir sind auf Europa 
angewiesen. Mehr muss ich dazu nicht sagen.

(Zuruf des Abg. Peter Boehringer [AfD])
Metin Hakverdi wird nachher sicher mehr zu Europa 
sagen.

Vorhin hat jemand gesagt – als Antwort auf Ralph 
Brinkhaus –, die Union mache alles mit. Nun bin ich 
mal gespannt, ob das stimmt; denn wenn die Behauptung 
stimmt

(Widerspruch des Abg. Ralph Brinkhaus 
[CDU/CSU])

– die Aussage kam gar nicht von dir, sondern von jemand 
anderem; wer es war, habe ich gerade vergessen –, dann 
wäre das natürlich super für uns, weil wir dann nur noch 
das Richtige machen würden.

Dann hat jemand gesagt, er trage die Lösungen „mei-
ner Fraktion, der FDP“ vor. Und was kam dann? Kein 
einziges Beispiel, weder wo noch was noch wie.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Über 
600 Anträge kann er nicht vortragen! – Gegen-
ruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE LIN-
KE]: Vorhin waren es noch 400 bei Herrn 
Fricke! Was denn jetzt? 600 oder 400 Anträ-
ge?)

Er hat kein einziges Beispiel hier genannt. Das ist hier 
aber eine Debatte für die Öffentlichkeit.

(Otto Fricke [FDP]: Also, was er in seiner Rede 
sagt, das entscheidet der Redner selbst!)

Gleichzeitig – deshalb habe ich das ja eben etwas vor-
sichtig formuliert – hat derjenige, der das vorgetragen 
hat, von der Scheinheiligkeit der anderen gesprochen. 
Das fand ich grenzwertig und auch nicht anständig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Gesine Lötzsch hat eine gute Frage gestellt: Wer 
bezahlt das alles? Und sie hat erklärt: Entweder die 
Sozialleistungen sinken, oder die Steuereinnahmen stei-
gen. – Jetzt funktioniert Wirtschaftspolitik aber nicht so 
einfach. Es gibt in der Wirtschaft noch weitere Parameter.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Schulden! Darüber hat sie gesprochen!)

Ich will vielleicht mal sagen, dass diese Wirtschaftspoli-
tik etwas zu schlicht ist. Kluge Investitionen dienen näm-
lich auch dem Zweck, Schulden abzubauen oder 
Schulden in der Wirtschaft zu marginalisieren.

Olaf Scholz hat eine ganze Liste von Investitionen vor-
getragen, entlang derer wir uns das klar machen, nämlich 
in Bildung, Klima, Entwicklungszusammenarbeit – ganz 
wichtig für Deutschland –, Forschung – ganz wichtig für 
Deutschland –, Verkehr, Digitalisierung. Und er hat 
gesagt: Es kann ja nicht sein, dass wir alles ganz schlecht 
gemacht haben. – Das fand ich übrigens falsch; denn 
anschließend kam fast eine Stunde lang eine Rede, in 
der aufgezeigt wurde, was wir alles gut gemacht haben. 
Wir haben also in dem Haushalt ganz viel gut gemacht. 
Das sichert unsere Zukunft, auch wenn wir jetzt in der 

Not richtig helfen müssen. Wer die richtigen Investitio-
nen versäumt, der vergeht sich an der Zukunft; denn das 
ist das Teuerste, was man machen kann. Im falschen 
Moment zu sparen, ist das Teuerste.

(Beifall bei der SPD – Ralph Brinkhaus [CDU/ 
CSU]: Aber im richtigen Moment zu sparen, ist 
gut, Lothar! – Dr. Gesine Lötzsch [DIE LIN-
KE]: Da sind wir uns einig!)

Ralph Brinkhaus hat gesagt, wir wollten es dann den 
Reichen nehmen. Also ist meine Gegenfrage: Wem denn 
sonst? Den Armen können wir es nicht nehmen, wenn wir 
in Not geraten; das ist klar. Alle, die was haben, können 
was geben; wer nichts hat, der kann auch nichts geben. 
Das ist schon die richtige Logik. Aber es ist ja umgekehrt: 
Die Union will ja nicht den Reichen was nehmen, son-
dern uns hier im Haus und allen, die mehr verdienen, 
noch was geben, nämlich 10 Milliarden Euro. Und die 
Logik verstehe ich jetzt nicht.

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU)

– Ja, doch, ihr wollt den Soli für die abschaffen. Also 
wollt ihr denen sozusagen etwas geben, worauf sie mühe-
los verzichten könnten. Auch ich kann den Soli mühelos 
bezahlen. Deshalb sollten wir auch dabei bleiben.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
des Abg. Sven-Christian Kindler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir vertrauen übrigens auch dem Einzelnen, wir ver-
trauen auch den Unternehmen, wir vertrauen auch den 
Arbeitnehmern; das hast du alles gesagt. Wir haben groß-
es Vertrauen in den Einzelnen. Und doch ist Tatsache: Die 
Unternehmen, für die du die Steuern senken willst, wären 
gar nicht mehr am Leben, wenn die Gemeinschaft, also 
alle, den Einzelnen nicht geholfen hätten.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
des Abg. Sven-Christian Kindler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Diese Logik, dass die Gemeinschaft von allen Einzelnen 
etwas bekommt, um dann, wenn es den Einzelnen 
schlecht geht, zu helfen, liegt diesem Haushalt zugrunde. 
Deshalb ist er zukunftsfähig, und deshalb ist es auch so 
ein kluger Haushalt.

Für einen Steuerpolitiker ist es nicht ganz leicht, zu 
sagen – wir wollen uns ja um Einnahmen kümmern –, 
worüber wir diesmal eigentlich reden. Wir reden über 
Steuermindereinnahmen, weil wir jetzt ganz viel helfen. 
So wie die Haushälter durch Ausgaben helfen, helfen die 
Finanzer durch die Ermöglichung von Steuerminderein-
nahmen, zum Beispiel, indem wir die Kfz-Steuer umstel-
len und stärker am CO2-Output orientieren. Wir haben 
ein Familienentlastungsgesetz, das 12 Milliarden Euro – 
das ist ein Riesenbetrag – für Kindergeld, für Kinder-
freibeträge, für die Anhebung des Grundfreibetrags vor-
sieht. Es gibt auch eine Rechtsverschiebung der Steuer-
kurve – das ist jetzt ein bisschen technisch –, die für eine 
Überkompensation der kalten Progression sorgt, auf der 
ja viele seit Jahren herumreiten, obwohl sie schon lange 
kompensiert wurde. Wir haben den Behindertenpausch-
betrag verdoppelt.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Leider hat das sehr lange gedauert. Aber das ist total 
wichtig für die Leute, weil es denen richtig schlecht 
geht. Und wer ein bisschen Empathie, ein bisschen Ein-
fühlungsvermögen hat, weiß natürlich, warum das so 
wichtig ist.

Wir haben noch eine offene Baustelle, wenn es darum 
geht, dass die Zahlung der Grunderwerbsteuer durch 
einen Share Deal umgangen wird. In den Fällen würden 
wir gerne die Steuereinnahmen erhöhen, weil sich die 
Leute, die diesen Trick anwenden, höhere Steuern leisten 
können.

Mit dem Jahressteuergesetz 2020 wollen wir die Inves-
titionsabzugsbeträge für die Unternehmen anheben. Das 
ist sehr gut.

Wir haben also Mindereinnahmen zur Unterstützung 
von Unternehmen, Arbeitnehmern, Familien.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Wer am 
Ende des Monats Geld übrig hat, ist reich! 
Habe ich das richtig verstanden?)

Das ist eine kluge Zukunftspolitik; denn wenn alle über-
leben, dann haben wir die richtige Politik gemacht. Daran 
orientiert sich dieser Haushalt, sowohl bei den Einnah-
men als auch bei den Ausgaben.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Christian Dürr, FDP.

(Beifall bei der FDP)

Christian Dürr (FDP):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Bundesminister Scholz, Sie haben zu Beginn Ihrer 
Rede den Vergleich zur Wirtschafts- und Finanzkrise der 
Jahre 2009 und 2010 gezogen und gesagt: Damals haben 
wir geholfen, und auch jetzt müssen wir helfen. – Darin 
besteht Konsens; der Vergleich zu dieser Krise ist grund-
sätzlich richtig. Damals haben wir es in Deutschland 
geschafft, aus einer Wirtschafts-und Finanzkrise und 
auch aus einer schwierigen haushaltspolitischen Situa-
tion – die FDP hat damals mitregiert – herauszuwachsen. 
Wodurch haben wir das geschafft? Das haben wir 
geschafft aufgrund von Reformen, die auch Ihre Partei – 
ich will an dieser Stelle die SPD-Politiker Gerhard Schrö-
der und gerade auch Wolfgang Clement nennen – auf den 
Weg gebracht hat. Ihre Partei hat sich historische Ver-
dienste um unser Land erworben, weil sie eine Reform-
politik auf den Weg gebracht hat, die es unserem Land 
ermöglicht hat, aus der Krise herauszuwachsen.

Aber jetzt erleben wir eine andere Politik. Als Bei-
spiele sind zu nennen das Lieferkettengesetz, das Verbot 
von Werkverträgen – das wird am Ende des Tages nicht 
nur für die Fleischindustrie gelten – und ein neues Unter-
nehmerstrafrecht. Die SPD hat sich von Wachstum und 
dem Herauswachsen aus Krisen komplett verabschiedet. 
Deswegen ist der vorliegende Haushalt auf Sand gebaut 
und nicht auf die Zukunft, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Noch ein Vergleich zur letzten Krise, Herr Minister 
Scholz. Im Vergleich zur letzten Krise planen Sie, vier-
mal so viele Schulden zu machen. Die Rückzahlung der 
Schulden, die Sie jetzt planen, wird frühestens im 
Jahr 2042 erfolgt sein. Lieber Herr Kollege Binding, 
Sie haben eben gefragt, wer das zahlt: Sie werden von 
Menschen in unserem Land zurückgezahlt, die noch gar 
nicht geboren sind.

(Zurufe der Abg. Lothar Binding [Heidelberg] 
[SPD] und Sven-Christian Kindler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es geht um viel Geld – ich will das in aller Klarheit 
sagen –, und deswegen hat Herr Rehberg recht, wenn er 
fordert, Maß und Mitte zu halten. Mit Geld um sich zu 
werfen, das ist noch keine Politik. Sie planen an jedem 
einzelnen Tag 430 Millionen Euro neue Schulden. Das 
sind sozusagen an jedem Tag zusätzliche Schulden in der 
Größenordnung der Kosten für die gescheiterte Pkw- 
Maut. Irgendwann, Herr Minister Scholz, wird Ihnen 
anderer Leute Geld ausgehen, und das ist das Problem 
dieser Haushaltspolitik.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Alle reden davon, wie gut wir auf die Krise vorbereitet 
sind. Die Frage, die wir uns auch jetzt schon stellen, ist: 
Wie gut sind wir eigentlich auf zukünftige Krisen vorbe-
reitet? Ich will in aller Klarheit in Bezug auf die Haus-
haltszahlen sagen – Kollege Fricke hat das vorhin sehr 
deutlich unterstrichen –: Die viertgrößte Volkswirtschaft 
der Welt wird man nicht dauerhaft auf Pump finanzieren 
können.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Sehr richtig!)
Wir müssen dafür sorgen, dass die Wirtschaft wieder den 
Staat finanziert und nicht, wie die SPD es plant, der Staat 
die Wirtschaft.

(Beifall bei der FDP – Bettina Stark-Watzinger 
[FDP]: So wird ein Schuh draus!)

Am Anfang war es richtig, sehr hart einzugreifen – des-
wegen haben wir als Freie Demokraten dem ersten Nach-
tragshaushalt auch zugestimmt –, aber jetzt braucht 
Deutschland endlich eine haushaltspolitische Wende.

(Beifall bei der FDP)
Herr Scholz, Sie reden jetzt schon von Steuererhöhun-

gen; das ist zwar grundfalsch, aber es ist zumindest ehr-
lich. Deswegen will ich mich an die Kolleginnen und 
Kollegen der Union wenden. Ich frage: Wo ist eigentlich 
Ihre Haushaltspolitik? Der Vorsitzende der CSU und 
Ministerpräsident Söder forderte am Wochenende zum 
hundertsten Mal Steuersenkungen, die Abschaffung des 
Solidaritätszuschlages und eine Unternehmensteuerre-
form. Das ist alles richtig. Das Problem ist, Herr 
Brinkhaus: Nichts davon steht im Haushalt. In Richtung 
der Kollegen der CSU sage ich: Sie werden einem Bun-
deshaushalt zustimmen, obwohl Ihr Parteivorsitzender 
das Gegenteil der entsprechenden Maßnahmen fordert. 
Das muss man erst einmal hinbekommen.
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(Beifall bei der FDP)
Herr Brinkhaus, nach Ihrer Rede frage ich mich, wie 

Sie diesem Bundeshaushalt eigentlich noch zustimmen 
können.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Ich habe es 
erklärt! – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/ 
CSU]: Sie haben wieder nicht zugehört!)

Es sind keinerlei Entlastungen enthalten. Übrigens müs-
sen die CDU/CSU-Minister im Kabinett dem ja auch 
zugestimmt haben, sonst hätte der Haushalt den Bundes-
tag überhaupt nicht erreicht.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Richtig!)
Herr Brinkhaus, ich will Ihnen einen gewissen Sinn für 

Humor gar nicht absprechen. Ich habe mir den Bericht 
des Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein-
mal angeschaut.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Dass der bei 
Ihnen landet, ist ja super!)

Dort steht – das ist sehr interessant vor dem Hintergrund 
dessen, was Sie gerade gesagt haben –: „Für uns als 
Union ist eine solide Haushaltpolitik die Grund-
voraussetzung für einen handlungsfähigen Staat.“ Für 
die Freien Demokraten auch. Ich frage mich, warum die 
Union die Politik, die in diesem Bericht beschrieben 
wird, nicht macht.

(Beifall bei der FDP)
Dann heißt es weiter: „Bundeshaushalt 2021: Priorität für 
Zukunft, Technologie und Innovation“. Über den Einzel-
plan der Bundesministerin für Bildung und Forschung 
schreiben Sie: „Für den Bereich Bildung und Forschung 
sind im Haushaltjahr 2021 rund 20,2 Mrd. Euro vorge-
sehen, womit sich der Ausgabenrahmen nahezu auf Vor-
jahresniveau befindet.“ Richtig ist: Das Volumen des Ein-
zelplans, mit dem in die Zukunft investiert werden soll, 
sinkt von 5 Prozent des Gesamthaushalts auf 4,9 Prozent.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Gucken Sie 
mal in den Einzelplan 60! Einzelplan 60!)

Herr Brinkhaus, was Sie an Politik in Deutschland 
machen, ist das Gegenteil von dem, was Sie hier gerade 
propagiert haben. Das muss man an dieser Stelle unter-
streichen.

(Beifall bei der FDP – Ralph Brinkhaus [CDU/ 
CSU]: Nein, nein!)

Herr Präsident, ich möchte zum Schluss zwei Punkte 
ansprechen. Nur durch Wachstum – das wissen wir – 
werden wir aus dieser Krise herauskommen können, nur 
durch Wachstum werden wir die Schulden zurückzahlen 
können. Es gibt zwei Voraussetzungen für Wachstum: 
Das eine sind Entlastungen, damit Unternehmen investie-
ren können und private Haushalte konsumieren können. 
Das Zweite ist, dass ausreichend Menschen am Arbeits-
markt die Chance haben, dieses Wachstum zu erarbeiten. 
Sie, auch Herr Brinkhaus, haben vorhin von Einwande-
rung gesprochen. Deutschland ist das Land mit der zweit-
ältesten Bevölkerung. Wir brauchen händeringend Ein-
wanderung in den deutschen Arbeitsmarkt, aber Ihr 
Fachkräftezuwanderungsgesetz

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Ist gut!)

ist nicht einmal ein Tropfen auf den heißen Stein. Meine 
Damen und Herren, Einwanderung in den Arbeitsmarkt, 
das ist die Voraussetzung für Wachstum und für haushalt-
spolitische Solidität in unserem Land. Das muss man in 
dieser Deutlichkeit sagen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Jetzt müssen Sie zum Schluss kommen.

Christian Dürr (FDP):
Zum Schluss. Zweimal, sowohl beim Thema Entlas-

tung als auch beim Thema Einwanderung in den Arbeits-
markt, hat sich die Union nicht für die Zukunft, sondern 
für die Vergangenheit entschieden. Ich freue mich auf die 
Haushaltsberatungen und würde mich freuen, wenn von 
dem Zukunftsspirit, den Sie in Ihrer Rede verbreitet 
haben, Herr Kollege Brinkhaus, sich am Ende auch etwas 
im Haushalt wiederfindet.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion 

Die Linke der Kollege Fabio De Masi.

(Beifall bei der LINKEN)

Fabio De Masi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir 

erleben mit diesem Haushalt einen alten politischen 
Taschenspielertrick: Bis zur Sperrstunde gibt es Geträn-
ke, und danach wird die Rechnung präsentiert. Es war 
richtig, in der Coronakrise die Wirtschaft mit vielen Mil-
liarden zu stützen, weil sonst Unternehmen kaputtgegan-
gen, Arbeitsplätze vernichtet und Steuereinnahmen weg-
gebrochen wären. Alles andere wäre Micky-Mouse- 
Ökonomie, verehrte Kolleginnen und Kollegen von der 
Union: Wenn man in der Krise kürzt, hat man am Ende 
mehr, nicht weniger Schulden.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Sven- 
Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Herr Finanzminister, Sie haben eben gesagt, dass Sie 
ab 2022 zur Schuldenbremse zurückkehren wollen. Das 
heißt, dass Sie von 218 Milliarden Euro in diesem Jahr 
auf 10 Milliarden Euro runterbremsen,

(Otto Fricke [FDP]: Das stimmt doch gar 
nicht!)

und das gibt eine dicke Bremsspur für die Wirtschaft. 
Deutschland befindet sich im Umbruch: in der Automo-
bilindustrie, bei der digitalen Infrastruktur, beim Thema 
Klimawandel. Deswegen brauchen wir mehr, nicht weni-
ger Investitionen in Deutschland, und zwar auch in der 
Zukunft.

(Beifall bei der LINKEN)
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Wenn wir für unsere Enkelkinder eine Universität bauen, 
dann ist es doch nur normal, dass das nicht nur die heu-
tigen Steuerzahler bei null Zinsen finanzieren. Gleichzei-
tig gibt es das 2-Prozent-Rüstungsziel. Aber haben wir 
etwa die Verteidigungsausgaben gekürzt, als die Wirt-
schaft eingebrochen ist? – Nein. Das ist doch völlig ver-
rückt. Sie setzen hier die falschen Schwerpunkte.

(Beifall bei der LINKEN)
Man muss sich ehrlich machen: Eine Rückkehr zur 

Schuldenbremse nach der Wahl bedeutet einen Kürz-
ungshammer nach der Wahl.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Richtig! 
Das ist die Wahrheit!)

Man muss sich hier ehrlich machen und sagen, an welche 
Bereiche man ranwill: an die Leute, die den Laden am 
Laufen gehalten haben, an die Pflegekräfte, an die Kas-
siererinnen, an die Kassierer, an die Polizisten oder eben 
an diejenigen in diesem Land, die von der Krise profitiert 
haben, wie die Quandts und die Klattens?

(Beifall bei der LINKEN)
Wir haben einen US-Präsidenten Donald Trump, der hat 
nicht nur einen teuren Friseur – das Problem haben viele 
in diesem Raum nicht –,

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Ich!)
sondern er hat auch nur 750 Dollar Steuern gezahlt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Im 
Jahr!)

Darin drückt sich die Bindung zum eigenen Land aus, so 
wie bei der Truppe hier rechts, die Deutschlandfähnchen 
schwenken, aber dann ihre Steuern in der Schweiz zahlen 
und sich freuen, wenn es dem Land dreckig geht. Sie 
lieben dieses Land nicht, Sie verachten es.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Aber auch in Deutschland gibt es den beliebten Enkel-
trick: Herr Döpfner lässt sich von Friede Springer Aktien 
im Wert von 1 Milliarde Euro schenken und entrichtet 
darauf kaum Steuern. In Deutschland gibt es die Quandts 
und Klattens, die mitten in der Krise Hunderte Millionen 
Euro aus BMW herausgezogen haben. Es ist Zeit, dass 
diese Menschen nicht immer nur fragen, was das Land für 
sie tun kann, sondern dass sie auch etwas für dieses Land 
tun.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Deswegen fordert Die Linke eine Vermögensabgabe mit 
hohen Freigrenzen auf Betriebsvermögen für die Milliar-
däre in diesem Land.

(Beifall bei der LINKEN – Otto Fricke [FDP]: 
Die bekommt aber nicht der Bundeshaushalt!)

Es war richtig, das Kurzarbeitergeld zu verlängern. 
Aber für viele Selbstständige in diesem Land geht die 
Krise jetzt im Winter doch erst richtig los. Es ist welt-
fremd, dass man denen keine Hilfe zum Lebensunterhalt 
gewährt. Die anderen Mittel werden gar nicht abgerufen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Gleichzeitig werden Amazon und Co in diesem Land 
immer mächtiger, sie haben von der Krise profitiert, 
Jeff Bezos geht es nach der Coronakrise besser. Deswe-
gen ist es eine Schande, dass ausgerechnet die Bundesre-
gierung auf europäischer Ebene mehr Steuertransparenz 
blockiert und so verhindert, dass für jedes Land klar wird, 
wie hoch die Gewinne und die bezahlten Steuern der 
Multis sind.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Und zuletzt: Wir können es nicht hinnehmen, dass die 
Gangster in Nadelstreifen mit ihren Cum/Ex-Geschäften 
ungeschoren davonkommen. Es ist richtig, dass wir dort, 
wo steuerrechtliche Straftaten bereits verjährt sind, jetzt 
strafrechtlich zugreifen können. Aber das gilt eben nicht 
für die Altfälle, für die Fälle vor dem 1. Juli 2020. Das 
müssen wir dringend korrigieren.

(Beifall bei der LINKEN)
Es kann nicht sein, dass bei Handwerkern jede Rechnung 
kontrolliert wird und die Gangster in Nadelstreifen unge-
schoren davonkommen. Das wird Die Linke niemals 
akzeptieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen ist die Kollegin Anja Hajduk.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehr-

ter Herr Finanzminister! Mein Kollege hat es schon 
gesagt: Wir Grünen finden es richtig, dass für den Haus-
halt 2021 die Neuverschuldung hochgefahren wird, auch 
unter Inanspruchnahme der Möglichkeiten hinsichtlich 
der Schuldenbremse. Von daher besteht an dem Punkt 
Einigkeit.

Aber ich muss hinterherschieben: Mir war Ihre Rede 
insgesamt zu sorglos,

(Christian Dürr [FDP]: Ja!)
zu sorglos angesichts der finanzpolitischen Zukunft die-
ses Landes.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Das ist rich-
tig!)

Wir gehen ja mit und sagen: „Wir müssen in der Krise 
jetzt noch mal Schulden machen, um Impulse zu setzen, 
um für Vertrauen zu sorgen, um Wirtschaft und Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer zu unterstützen“, aber 
wir müssen auch die Frage stellen: Wie gehen wir in 
den Jahren 2022 folgende damit um? Um die Frage zu 
beantworten, muss ich nur in Ihre eigene Finanzplanung 
gucken: Sie haben einen finanzpolitischen Handlungsbe-
darf von 42 Milliarden Euro bekannt gegeben.

(Otto Fricke [FDP]: Ja!)
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Wenn man die globalen Minderausgaben, die Sie zur 
Gegenfinanzierung ansetzen, und die Verschuldung, die 
Sie draufpacken, einbezieht, dann kommt man insgesamt 
in dieser Zeit auf einen finanzpolitischen Handlungsbe-
darf von über 100 Milliarden Euro.

(Otto Fricke [FDP]: Sehr wahr!)

Und das ist Anlass zur Sorge.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Deswegen ist es, glaube ich, ehrlich und richtig – liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der Union, ich habe sehr 
genau zugehört –, darüber zu reden, ob ein Tilgungsplan 
für die neuen Schulden, gesetzt auf 17 Jahre, der einzig 
sinnvolle Weg ist. Man sollte die Tilgung zwar nicht auf 
den Sankt-Nimmerleins-Tag schieben, aber vielleicht 
sollte man darüber reden, ob man einen Tilgungszeitraum 
von 25 oder 30 Jahren vorsieht.

(Peter Boehringer [AfD]: Also doch „Sankt- 
Nimmerleins-Tag“!)

Es ist unsere Verantwortung, die Situation im Griff zu 
haben. Wir können nicht zur Bundestagswahl sagen: 
„Wir haben die Situation im Griff“; aber 2022, 2023 
und 2024 ist dann großes Chaos angesagt, dann müssen 
wir harte Einschnitte vornehmen. So haben Sie den Haus-
halt jedoch jetzt aufgestellt, und das finden wir unver-
antwortlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen wollen wir darüber reden: Kann man die 
Schuldenbremse reformieren und trotzdem das Nachhal-
tigkeitsversprechen ganz ernsthaft einhalten? Wir wollen 
eine Reform der Schuldenbremse, die sich ausschließlich 
auf die klassischen Investitionen bezieht. Wir wollen 
einen Fonds, der der Wirtschaft das Vertrauen gibt, dass 
der Staat diese Investitionen über Jahre hinweg tätigt – 
mit Schuldenbremse, mit Solidität, mit einer Transforma-
tion der Wirtschaft. Wir stellen uns diese Fragen, und ich 
erwarte, dass sich die Union und die SPD vor der Wahl 
dieser Frage und dieser Reformaufgabe stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein letzter Punkt, ganz kurz. Herr Minister, Sie haben 
davon gesprochen, dass wir uns auf dem Sozialstaat 
abstützen konnten. Wir müssen ehrlich sein: Der Sozial-
staat und die gesetzliche Krankenversicherung sind mit 
16 Milliarden Euro unterfinanziert. Wenn der Kollege 
Brinkhaus sagt, wir brauchen ein Beitragsmoratorium 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Belastungs-
moratorium!)

– ja, Belastungsmoratorium –, für Unternehmerinnen und 
Unternehmer,

dann müssen Sie sich in diesen Haushaltsberatungen der 
Tatsache stellen, dass auf Basis Ihrer Haushaltsplanung 
die Sozialabgaben steigen werden, wahrscheinlich sogar 
auf über 40 Prozent. Und das ist die nächste ungelöste 
Aufgabe im Bereich der Finanzplanung: Beitragszahler-
innen und Beitragszahler sind durch eine ehrliche Finan-

zierung der Sozialversicherungen zu schützen. Das gilt 
insbesondere für den Bereich Gesundheit. Da haben Sie 
eine offene Baustelle, Herr Brinkhaus, Herr Scholz.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: In der Reihen-
folge!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht für die Fraktion 

der CDU/CSU der Kollege Dr. h. c. Hans Michelbach.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU):

Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Das Haus-
haltsjahr 2021 wird, wie schon das aktuelle Jahr, von der 
Coronakrise bestimmt. Wir haben bereits in diesem Jahr 
erhebliche Schulden aufgenommen, um die Coronakrise 
in Gesellschaft und Wirtschaft zu bewältigen.

Für 2021 sieht der Entwurf des Bundesfinanzministers

(Otto Fricke [FDP]: Der Koalition!)
eine weitere Schuldenaufnahme von 96 Milliarden Euro 
vor. Meine Damen und Herren, ich sehe das Auftürmen 
solcher Schuldenberge aus ordnungspolitischer Sicht mit 
sehr großer Sorge; denn Schulden sind Gift einer Staats-
wirtschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Vergleich mit der Finanzkrise 2009 ist grundsätzlich 
falsch, weil wir damals die konsumtiven Haushaltsausga-
ben eingefroren haben, was heute nicht stattfindet.

Angesichts der Zahlen des Etatentwurfs ist die Einhal-
tung der Schuldenbremse ab 2022 höchst gefährdet. In 
der mittelfristigen Finanzplanung bis 2024 klafft eine 
strukturelle Lücke von mehr als 131 Milliarden Euro. 
Gleichzeitig steigen die Ausgaben.

(Otto Fricke [FDP]: Tja, das ist ein Regie-
rungsbeschluss!)

Der Sozialetat verschlingt 51 Prozent des Gesamthaus-
haltes.

(Zuruf des Abg. Otto Fricke [FDP])
Meine Damen und Herren, die mittelfristige Finanzpla-
nung – das möchte ich betonen – verträgt keine zusätz-
lichen Belastungen. Meine Damen und Herren, Ausgabe- 
und Einnahmeseite eines Haushaltes müssen immer wie-
der in Einklang gebracht werden. Nur so sichern wir die 
dauerhafte Handlungsfähigkeit und damit die Zukunft 
unseres Landes.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Und meine Damen und Herren, wer heute hohe 

Schulden macht, sollte auch erklären können, wie er sie 
morgen zurückzahlen will.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Genau! Da 
bin ich gespannt!)
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In der jetzigen Situation eine Steuererhöhungsdebatte 
loszutreten, wie es Herr Scholz getan hat, ist, vorsichtig 
formuliert, absolut kontraproduktiv, meine Damen und 
Herren. Er schafft nur mehr Verunsicherung bei Wirt-
schaft und Verbrauchern, die aber Planungssicherheit 
brauchen, um zu investieren, um zu konsumieren, meine 
Damen und Herren. Was wir dringend brauchen, sind 
nicht Steuererhöhungsdebatten, sondern mehr Wachs-
tum. Ohne Wachstum werden wir die Ziele der Konsoli-
dierung nicht erreichen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen eine kluge, innovative und ordnungspo-
litische Strategie der sozialen Marktwirtschaft, damit wir 
Zuversicht und Perspektiven in die Wirtschaft bekom-
men, damit aus Kurzarbeit nicht mehr Arbeitslosigkeit 
wird, damit die Steuereinnahmen von Bund, Ländern 
und Kommunen wieder steigen.

Was wir brauchen, meine Damen und Herren, sind 
Reformen, die unser dauerhaftes Ziel verfolgen, welches 
auf der „3 mal 40“-Formel beruht: 40 Prozent Staatsquo-
te, 40 Prozent Steuerquote, 40 Prozent Sozialabgaben-
quote. Davon sind wir leider weit entfernt.

(Zuruf des Abg. Sven-Christian Kindler 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es muss unser Ziel sein, das wieder zu erreichen, meine 
Damen und Herren. Wir brauchen dafür die Anreize einer 
Steuerreform.

Es kann auch nicht sein, dass bei den Cum/Ex-Steuer-
betrügern eine steuerliche Verjährung eintritt.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Steuerhinterziehungsfälle mit einem Volumen von 
50 Milliarden Euro drohen zu verjähren, meine Damen 
und Herren. Das kann nicht sein. Wir brauchen schnell 
ein Gesetz. Im Rahmen der Änderung des Jahressteuer-
gesetzes muss dies in der Abgabenordnung geklärt wer-
den. Das muss erledigt werden, sonst erleichtern wir die-
sen Steuerhinterziehern das Geschäft; das kann nicht 
sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN und des Abg. 
Albrecht Glaser [AfD])

Wir brauchen endgültig das Ende des Soli, der ohnehin 
verfassungsrechtlich höchst fragwürdig ist. Es macht 
doch keinen Sinn, eine Handwerker-GmbH mit der 
Mehrwertsteuersubvention zu unterstützen, sie aber 
gleichzeitig den Soli zahlen zu lassen. Das ist doch wider-
sinnig, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das kann doch nicht sein. Ich kann mir das nur so erklä-
ren: Man erkennt zwar, dass das unlogisch ist, aber dass 
man jemand braucht, den man als Kapitalgesellschaft an 
den Pranger stellt,

(Lothar Binding [Heidelberg] [SPD]: „An den 
Pranger stellen“? Nein!)

und das ist dann der kleine Handwerker mit seiner 
GmbH. Das ist aber absolut kontraproduktiv, meine 
Damen und Herren.

Wir brauchen deswegen auch eine Änderung des 
Unternehmensteuerrechts. 70 Prozent des Mittelstandes, 
der mittelständischen Firmen sind Personengesellschaf-
ten, und die werden im Vergleich zu den Kapitalgesell-
schaften zu hoch belastet. Das ist Wettbewerbsverzer-
rung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Wir wollen die Personengesellschaften stärken; denn das 
sind die Familienunternehmen, die noch persönlich haf-
ten für die Arbeitsplätze, die sie schaffen, die Risikobe-
reitschaft haben.

(Otto Fricke [FDP]: Wenn Sie jetzt regieren 
würden mit Ihrer Partei! – Heiterkeit bei Abge-
ordneten der AfD und der FDP)

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. – Wir brau-
chen ein Belastungsmoratorium. Nicht der Staat, sondern 
die unternehmerische Kraft und die Motivation unserer 
Arbeitnehmer schaffen das notwendige Wachstum, das 
wir brauchen. Wir brauchen Stabilität und einen klaren 
Kurs der sozialen Marktwirtschaft.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Lothar Binding [Heidelberg] [SPD]: Darum 
retten wir jetzt die Unternehmen! Damit sie 
überleben!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht für die Fraktion 

der SPD der Kollege Metin Hakverdi.
(Beifall bei der SPD)

Metin Hakverdi (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sind nach wie vor – das war heute in der 
Debatte nicht so ganz klar – in einer Krise. Die Pandemie 
hat das ganze Land bis heute einem riesigen Stresstest 
unterzogen. Seit März dieses Jahres ist eine Menge pas-
siert: Wir hatten einen Lockdown, Homeschooling, 
Homeoffice – mal besser, mal schlechter –, Angst vor 
Entlassungen, Sorge vor Überforderung des Gesundheits-
systems. In dieser Phase konnten wir sehr froh sein, dass 
wir einen starken leistungsfähigen Staat haben.

(Beifall bei der SPD)
Wir haben eine Menge gemacht. Wir haben sehr viel 

Geld in die Hand genommen: mit zwei Nachtragshaus-
halten mit einem Volumen von über einer halben Billion 
Euro in diesem Haushaltsjahr. Wir haben mit dem Kurz-
arbeitergeld viele Tausend Menschen vor der Arbeitslo-
sigkeit bewahrt und einen ökonomischen Schock fürs 
ganze Land verhindert.

Aber die Unsicherheit bleibt, weil wir keinen wirksa-
men Impfstoff haben, weil wir kein wirksames Medika-
ment haben. Diese Unsicherheit hat nach wie vor Konse-
quenzen: für die Stimmung im Land ganz allgemein, für 
die Wirtschaft, und – das muss man sagen – bei den einen 
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oder anderen Demonstrationen, die es in den letzten 
Wochen gab, hatte sie auch Konsequenzen für die Demo-
kratie.

Deshalb müssen wir mit diesem Haushalt auch ein 
Zeichen an unser Land senden: Wir handeln. Wir werden 
das gemeinsam durchstehen, die Gesundheit der Men-
schen erhalten und den Karren so schnell es irgend geht 
wieder flottmachen.

(Beifall bei der SPD)
Dafür nehmen wir noch einmal viel Geld in die Hand. 

Wir nehmen viel Geld in die Hand für den Krankenhaus-
zukunftsfonds. Das Konjunkturpaket setzen wir im 
nächsten Jahr natürlich fort. Für die Kurzarbeiterrege-
lung, die wir bis Ende 2021 verlängern, stellen wir die 
Bundesagentur zum Beginn des Jahres 2022 schulden-
frei, komme was wolle.

(Peter Boehringer [AfD]: Das wird richtig 
teuer! Extrem teuer!)

Hinzu kommt eine Investitionsinitiative, die historisches 
Ausmaß hat – das ist hier schon gesagt worden –: Von 
jetzt bis 2024 investieren wir 270 Milliarden Euro. Das ist 
die größte Investition in der Geschichte unserer Landes – 
ein richtiges und historisches Zeichen zu diesem Zeit-
punkt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich glaube aber, wir sollten noch mehr tun. Zusätzlich 

würde ich mich freuen, wenn wir gemeinsam mit der 
Union unsere Programme noch passgenauer machen für 
die, für die de facto immer noch ein Berufsverbot besteht. 
Ich denke hier zum Beispiel an die Reise- und Veran-
staltungsbranche.

(Otto Fricke [FDP]: Selbstständige!)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, während die Coro-

napandemie stattfindet, bleibt die Welt um uns herum 
nicht stehen. Während der Haushaltsberatungen – sie 
dauern bis zur zweiten Dezemberwoche – wird in den 
USA ein neuer Präsident gewählt. Egal wie diese Wahl 
ausgeht, Europa wird in Zukunft mehr Verantwortung für 
sich selbst übernehmen müssen. Wir haben in der Krise 
festgestellt, dass wir zu abhängig sind von Wertschöp-
fungsketten bis nach Asien; dies macht uns sehr anfällig. 
Wir sehen, dass sowohl die gesundheitliche Entwicklung 
als auch die wirtschaftliche Situation in den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union an uns nicht spurlos vorbei-
gehen, auch menschlich nicht an uns vorbeigehen. Das 
Virus macht an der Grenze eben keinen Halt.

Lassen Sie uns diese Krise deshalb auch nutzen, um 
uns national, aber auch auf europäischer Ebene hand-
lungsfähiger zu machen. Wir werden hier in den komm-
enden Monaten wichtige Entscheidungen hinsichtlich des 
EU-Haushalts und des Recovery Fund, des Wiederauf-
baufonds, treffen. Das könnte tatsächlich ein Hamilton- 
Moment werden.

Wir sollten diese Krise, wie wir das schon oft in der 
Vergangenheit gemacht haben, zum Anlass nehmen, uns 
zu fragen: Reicht das? Können wir als einzelnes Land 
tatsächlich im Konzert der Mächtigen – USA, China, 
Indien usw. – mitspielen? Können wir unsere Art, zu 

leben, global pflegen und verteidigen? Wir sollten die 
EU einen Schritt souveräner machen. Denn nur so kön-
nen wir in Zukunft unseren eigenen nationalen Interessen 
auf der Weltbühne Gehör verschaffen.

Souveränität setzt aber auch finanzielle Handlungsfä-
higkeit voraus. Deshalb müssen wir, auch hier in diesem 
Haus, unsere Sichtweise auf EU-Eigenmittel und die 
Refinanzierungsmöglichkeiten der Europäischen Union 
den neuen globalen Herausforderungen anpassen.

Die Pandemie hat uns in den letzten sieben Monaten 
einiges gelehrt. Wir haben gelernt, dass wir nur solida-
risch einer Krise entgegenwirken können. Wir haben 
gelernt, dass die Verantwortung tragen, die Abstand hal-
ten und Maske tragen – für alle, für Arbeitsplätze, für die 
Möglichkeit, Schulen offen zu halten, und für gesund-
heitlich besonders verletzliche Menschen. Wir haben 
auch gelernt, dass wir einen handlungsfähigen Staat brau-
chen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das will ich 
an dieser Stelle auch noch mal sagen: Wir haben gelernt, 
dass wir ohne einen Sozialstaat keine Pandemie bekämp-
fen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Fabio De Masi [DIE LINKE])

Wir werden in diesem Jahr und in den nächsten Jahren 
handeln. Ja, es gibt weiterhin Ungewissheiten. In der 
Wissenschaft gibt es Ungewissheiten, in der Wirtschaft 
und auch im privaten Umfeld. Unsere Antwort mit die-
sem Haushalt ist: Wir sind bereit. Was immer nötig ist, 
werden wir tun, um die Menschen in unserem Land vor 
gesundheitlichen Schäden zu schützen, um wirtschaftli-
chen Schaden abzuwenden und um unser solidarisches 
Gemeinwohl zu stärken. Die Menschen in unserem 
Land können sich auf uns verlassen.

Ich freue mich auf die Haushaltsberatung.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Letzter Redner in der allgemeinen 

Finanzdebatte ist für die Fraktion der CDU/CSU der Kol-
lege Tankred Schipanski.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Tankred Schipanski (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Kolleginnen und 

Kollegen! Als letzter Redner dieser Debatte fasse ich die 
Debatte nicht zusammen, sondern ich möchte vielmehr 
zu einem Haushalt sprechen, der noch gar keinen Einzel-
plan hat. Es handelt sich um den Digitalhaushalt. Es ist 
eine gute Tradition bei der Unionsfraktion geworden, 
dass die Digitalpolitiker in der allgemeinen Finanzdebat-
te dazu zu Wort kommen.

Digitalpolitik ist Zukunftspolitik. Es sind Zukunftsin-
vestitionen. Es bleibt bedauerlich, dass der Bundesfi-
nanzminister auch für diesen Bundeshaushalt nicht in 
der Lage ist, eine Übersicht über die Digitalausgaben 
der Ressorts zu erstellen.
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(Beifall des Abg. Otto Fricke [FDP])
Daher lädt der Ausschuss Digitale Agenda nun die Ress-
orts einzeln ein, um diesem Geheimnis auf den Grund zu 
gehen. Einige konkrete Positionen werde ich aber bereits 
in dieser Debatte aufzeigen.

Lassen Sie mich die drei großen digitalpolitischen 
Leitlinien bei diesem Haushalt darstellen:

Erstens: die finanzpolitischen Vorgaben für künstliche 
Intelligenz. Wir als Koalition haben die KI-Mittel mehr-
fach erhöht. Wir haben das in drei Tranchen getan, drei-
mal 500 Millionen Euro. Diese Mittel sind jetzt auch an 
die einzelnen Ressorts verteilt, obwohl man kritisch 
sagen muss, dass sich einem Parlamentarier der Ablauf 
dieser Verteilung nicht immer erschließt.

Wichtig ist, dass fachlich zuständige Ressorts wie das 
Bundesforschungsministerium und das Bundeswirt-
schaftsministerium von diesen Mitteln profitieren; denn 
ihre Haushalte zeigen, wie sinnvoll diese Mittel einge-
setzt werden. Ich bin froh, dass die KI-Strategie weiter 
mit Mitteln hinterlegt wird. Wir haben jetzt im Einzel-
plan 60 noch mal 2 Milliarden Euro eingestellt, die ent-
sprechend abgerufen werden, insbesondere auch im euro-
päischen Kontext.

Zweitens: die finanzpolitischen Vorgaben beim Thema 
digitale Schulbildung: 5 Milliarden für den DigitalPakt 
Schule, 500 Millionen Euro für die Endgeräte bedürftiger 
Schüler, 500 Millionen Euro für die System-
administratoren, 500 Millionen Euro noch mal zusätzlich 
für Endgeräte für Lehrer – alles verpackt in Bund-Län-
der-Vereinbarungen, bei denen der Bundestag unseres 
Erachtens viel stärker in das Monitoring und die Ausge-
staltung einbezogen werden muss. Der Bundesrech-
nungshof findet hierzu in seinem Bericht die richtigen 
Worte.

Lassen Sie mich aber auch sagen: Noch mehr Geld löst 
die strukturellen Probleme unseres föderalen Schulsys-
tems nicht. Wenn die Länder im Bereich der digitalen 
Schulbildung nicht endlich zusammenarbeiten und 
kooperieren und auch mit dem Bund kooperieren, werden 
wir diese angestauten Probleme nicht bewältigen.

Drittens: die finanzpolitischen Vorgaben der Koalition 
beim Thema Zukunftsfonds für Start-ups. Wir hatten uns 
darauf geeinigt, über zehn Jahre 10 Milliarden Euro aus-
zugeben. Mit einem Teil dieses Fonds soll Wagniskapital 
von institutionellen Anlegern mobilisiert werden, um 
unser lokales Start-up-Ökosystem zu festigen. Seit April 
sind Wirtschaftsministerium und Finanzministerium hier 
in Verhandlungen. Wir sind jetzt auf der Zielgeraden. 
Vielen Dank an Thomas Jarzombek, den Start-up-Beauf-
tragten im Wirtschaftsministerium, dass er dieses Thema 
gemeinsam mit den Digitalpolitikern vorantreibt. Der 
heute veröffentlichte „Startup Monitor“ zeigt, dass unsere 
Aktivitäten Wirkung entfalten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns bei-
spielhaft auf einige Einzelhaushalte blicken, in die die 
Digitalprojekte eingebettet sind:

Beim Bundesinnenministerium sind zum Thema „E- 
Government“ für die Umsetzung des Onlinezugangsge-
setzes für 2021  1,4 Milliarden Euro und für das folgende 

Jahr 1,3 Milliarden Euro vorgesehen. Lieber Ralph 
Brinkhaus, vielen Dank, dass Du dieses wichtige Thema 
im Koalitionsausschuss so gut durchgesetzt hast.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich hoffe sehr, dass die Länder jetzt im IT-Planungsrat 
mitziehen und nicht blockieren und dass nachhaltige 
Strukturen geschaffen werden.

Im Übrigen: Für die dringend notwendige Registermo-
dernisierung wurden für dieses Jahr noch 200 Millionen 
Euro und im nächsten Jahr 65 Millionen Euro eingestellt. 
Ich hoffe, dass hier jetzt auch der Koalitionspartner mit 
uns an einem Strang zieht und wir auch bei diesem The-
ma vorankommen.

Blicken wir in den BMBF-Haushalt. Dort gibt es einen 
deutlichen Aufwuchs bei der Nationalen Forschungsda-
teninfrastruktur, und knapp 200 Millionen Euro geben 
wir für Quantentechnologie aus.

Beim Bundeswirtschaftsministerium gibt es mit 
88,5 Millionen Euro ein klares Signal für unser Projekt 
„Gaia-X“. Hier sind wir Taktgeber in Europa.

Blicken wir auf das Ministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur. Im nächsten Jahr stehen 920 Millionen 
Euro für den Breitbandausbau und 40 Millionen Euro für 
die Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft zur Verfügung. 
Ich hoffe sehr, Andi Scheuer, dass das, was sich die 
CSU da vorstellt, auch hebt. Darüber hinaus stehen 
50 Millionen Euro für die Förderung der Computerspiele-
entwicklung zur Verfügung. Auch das ist ein wichtiger 
Beitrag. Vielen Dank auch dafür. Wir müssen hier Inno-
vationstreiber bleiben.

Um Doppelförderungen zu vermeiden, ist es notwen-
dig, dass wir ein gezieltes Projektmanagement gewähr-
leisten. Dazu brauchen wir zukünftig ein Digitalbudget. 
Wir müssen als Parlament besser steuern können. Die 
gegenwärtige Budgetzersplitterung macht die notwendi-
ge Gestaltung, aber auch die Kontrolle durch den Haus-
haltsgesetzgeber schwierig. Auch die Regierung muss in 
der nächsten Legislatur die Digitalpolitik noch besser 
organisieren.

Ich bin davon überzeugt, dass wir mit dem Haus-
halt 2021 die richtigen Schwerpunkte setzen. Es sind 
Zukunftsinvestitionen; es ist ein Zukunftshaushalt, und 
ich freue mich auf die Beratungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen zur allgemei-

nen Finanzdebatte liegen nicht vor.

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
Einzelplan 12.

Das Wort hat als erster Redner der Bundesminister 
Andreas Scheuer.

(Beifall bei der CDU/CSU – Alexander Ulrich 
[DIE LINKE]: Ist er noch Minister?)
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Andreas Scheuer, Bundesminister für Verkehr und 
digitale Infrastruktur:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
„Zuversicht“ ist der Kernbegriff dieses Haushalts des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur. Es braucht Zuversicht und Mut, damit es in Deutsch-
land wieder aufwärts geht – damit die Wirtschaft wieder 
wächst, Arbeitsplätze gesichert werden und wir den Kli-
mawandel bremsen können.

Dieser Haushaltsentwurf ist das klare Signal, dass 
unsere Gesellschaft zusammenhält und die Herausforde-
rungen dieser schwierigen Zeiten meistern kann. Garant 
für diese Entwicklung ist der größte Investitionsetat des 
Bundes, nämlich der Etat des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur. Das allerdings ist 
nichts, was einfach so von allein passiert. Dazu müssen 
wir Projekte und Investitionen aktiv vorantreiben.

Natürlich gibt es auch Projekte, die nicht so gut laufen. 
Ich nenne hier die Fehmarnbeltquerung, den Fehmarn-
belttunnel, und blicke einmal zurück: 2008 haben sich 
Deutschland und Dänemark auf dieses Projekt verstän-
digt und es zusammen festgemacht. Das ist zwölf Jahre 
her. Seitdem gab es auf deutscher Seite 12 600 Einwen-
dungen, auf dänischer Seite nicht einmal 50. Dieses Pro-
jekt wird jetzt gerade beim Bundesverwaltungsgericht 
verhandelt. Es vergeht also noch mal Zeit, bis es losgeht.

Das Geld ist nicht das Problem; das Geld ist da. Wir 
nehmen uns aber oftmals viel zu viel Zeit zum Investie-
ren, Anpacken und Vorantreiben.

(Till Mansmann [FDP]: Ja, Sie!)

Dass wir handeln, ist auch klar. Mittlerweile sind drei 
Planungs- und Genehmigungsbeschleunigungsgesetze 
verabschiedet, und eines ist auf dem Weg. Das heißt, 
wir wollen die Planungen und Genehmigungen beschleu-
nigen, wie es der Fraktionsvorsitzende Ralph Brinkhaus 
heute schon gelobt hat. Hier haben wir noch einiges vor: 
mehrere Projekte zur Planungs- und Genehmigungsbe-
schleunigung.

Ich bin überzeugt: Wir können für alle Bedenken 
Lösungen finden, wenn sich alle grundsätzlich darauf 
verständigen, dass wir Schienenwege, Straßen, Brücken, 
Tunnel, Breitbandnetze und Mobilfunk als lebensnot-
wendige Adern für unsere Gesellschaft brauchen. Es 
wäre hilfreich, wenn wir einen nationalen Grundkonsens 
pro Infrastruktur hätten. Dann würden wir uns bei der 
Umsetzung in Deutschland viel leichter tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich bin daher froh, dass wir verkünden können: Im 
nächsten Jahr werden 21 Milliarden Euro für Investitio-
nen zur Verfügung stehen. Damit ist das BMVI das Inves-
titions- und Innovationsministerium für Fortschritt, 
Wohlstand und Arbeitsplätze. Wenn man die Mittel aus 
dem Digitalfonds – mein Vorredner, lieber Kollege 
Schipanski, hat schon darauf verwiesen – und dem Ener-
gie- und Klimafonds dazurechnet, dann sind es gar 
23 Milliarden Euro. 18,6 Milliarden Euro sind allein für 
die Verkehrsinfrastruktur gedacht: für Schiene, Straße, 
Wasserstraße und den kombinierten Verkehr.

Dabei liegen Schiene und Straße übrigens mittlerweile 
fast gleichauf – und das, obwohl das Straßennetz im Ver-
gleich zum Schienennetz ein Vielfaches an Kilometern 
umfasst. In den nächsten Jahren werden wir sogar erst-
mals mehr Geld in die Schiene investieren als in die 
Straße. Diese Regierung und diese Koalition starten ein 
Jahrzehnt der Schiene wie kein anderer vor uns.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Übrigen: Wir kommen unserer Verantwortung für 
die Strukturstärkung nach. Die Gelder aus dem Strukturs-
tärkungsgesetz kommen noch obendrauf.

Besonders freut mich, dass wir auch noch 120 Millio-
nen Euro für ein Sofortprogramm zur Sanierung von 
Bahnhöfen bekommen. Zusammen mit dem Sofortpro-
gramm, das wir schon in diesem Jahr gestartet haben, 
verbessern wir damit die Attraktivität und die Atmosphä-
re von rund 400 bis 500 Bahnhöfen.

Ich sage: Jede Zugfahrt beginnt am Bahnhof.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das sind neue Erkenntnisse!)

Neben vielen Projekten, die schon laufen, nutzen wir 
auch dieses Schnellläuferprogramm vor allem dafür, um 
jetzt, in der Krise, ordentlich etwas für die Handwerksbe-
triebe zu tun, die unsere Bahnhöfe verschönern. Das ist 
eine gute Botschaft an viele Wahlkreise.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir setzen daneben auf klimafreundliche Mobilität 
und darauf, dass die Investitionen und Förderungen pass-
genau für den Klimawandel sind.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wo?)

Das gilt gerade auch hinsichtlich der Art, wie wir uns 
fortbewegen.

Viele haben das Fahrradfahren neu entdeckt; es gibt 
einen Boom. Es freut mich, dass wir dies zur Kenntnis 
nehmen können und endlich eine Diskussion darüber füh-
ren, wie wir noch besser Modellprojekte, Radschnellwe-
ge sowie den Neu-, Um- und Ausbau von Radwegen 
fördern können. Hier investieren wir so viel wie nie 
zuvor: 1,45 Milliarden Euro bis 2023.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Beim Auto ist der schnelle Umstieg auf alternative 
Antriebe sehr wichtig. Deswegen haben wir das schon 
in den letzten Jahren intensiv gefördert – mit dem Klima-
schutzpaket, mit dem Konjunkturpaket.

Wir haben den Masterplan Ladeinfrastruktur. Die 
Menschen müssen einfach und überall laden können, da-
mit die Fahrzeuge der Zukunft auch auf die Straße kom-
men.

Wir fördern klimafreundliche Lkws, Busse, Handwer-
kerfahrzeuge, kommunale Flotten und werden im 
Bereich der Nutzfahrzeuge im Herbst ein Gesamtkonzept 
für Null-Emissions-Logistik auf der Straße vorstellen.
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Wir haben darüber hinaus die Nationale Wasserstoff-
strategie und sind spitze in ganz Europa, wenn es um das 
Tankstellennetz für Wasserstoff geht. Wir sind hier mit 
bald 100 Tankstellen am Start. Keiner hat mehr in ganz 
Europa.

Daneben setzen wir auf die Produktion von syntheti-
schen Kraftstoffen. Diesel ohne Erdöl ist das Ziel, und 
daran arbeiten wir.

Strom, Wasserstoff und E-Fuels sind die Kraftstoffe 
der Zukunft. Wir wollen technologieoffen agieren, aber 
nicht beliebig. Und ja, wir können selbstbewusst, mutig 
und zielorientiert sein. Das Ende des fossilen Verbrenners 
muss bis 2035 gelingen. In 15 Jahren schaffen wir es aber 
auch, einen Verbrenner zu entwickeln, der mit neuen 
synthetischen Kraftstoffen fährt. Damit hat der Verbren-
ner Zukunft – mit synthetischen Kraftstoffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir müssen dafür sorgen, dass das durch die Corona-
krise verloren gegangene Vertrauen in Bus und Bahn 
wieder zurückkehrt. Wir haben so viel Geld für den 
ÖPNV vor Ort bereitgestellt, für den Betrieb von Bus 
und Bahnen – Rekordinvestitionen! –, und auch für die 
Digitalisierung.

Mein Haus ist auch Digitalisierungsministerium.
(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN)
Wir setzen nicht nur auf Konzepte von Homeoffice, son-
dern auch auf Homeschooling. Bundesfinanzminister 
Scholz hat heute vielen gedankt. Ich danke vor allem 
der Bundeskanzlerin und der SPD-Parteivorsitzenden, 
Frau Esken, dafür, dass wir das Konzept Homeschooling 
unterstützen, dass wir die schnellen Datenleitungen an 
die Schulen bringen und dass das schnelle Internet flä-
chendeckend ausgerollt wird.

(Zuruf von der LINKEN: Davon reden wir 
schon seit Jahren!)

Genauso geht es uns um flächendeckenden Mobilfunk. 
Das Ergebnis der letzten Mobilfunkgipfel zeigt: Durch 
die Entscheidungen der letzten zwei Jahre gibt es einen 
richtigen Schub für die Flächenabdeckung beim Mobil-
funk; das bestätigen alle Experten. Aber wir müssen auch 
bei den Genehmigungen an dieser Stelle viel schneller 
werden.

Wir wollen was bewegen: Deutschland mobil und digi-
tal. Das Investitionsgeschehen macht ja nicht irgendwo 
halt, sondern wir sind flächendeckend unterwegs, auch 
mit dem Ziel der Koalition, die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse in Stadt und Land herzustellen.

Das Verkehrsministerium ist auch ein Wiedervereini-
gungsministerium.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Was ist 
denn das?)

Da wir in diesen Tagen 30 Jahre Wiedervereinigung 
feiern, nenne ich als Beispiele nur die 17 Verkehrsprojekte 
„Deutsche Einheit“. Damit ist unser Land zusammenge-
wachsen. Die Infrastruktur ist der Garant fürs Zusam-
menwachsen, und diese Investitionen sind einzigartig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir werden diese Projekte auch dokumentieren. Wir 
haben über 100 Personen in ein Projekt gebracht, in dem 
sie erzählen, wo sie in den Tagen der Wiedervereinigung 
unterwegs waren, wie sie Straßen, Schienenwege, Tun-
nel, Brücken gebaut haben: der Baggerfahrer, der Polier, 
der Umweltbeauftragte, die Planerin, der Bauleiter. Dank 
an die Helden der Mobilität und Logistik, die jeden Tag 
auf den Baustellen Deutschlands und überall in den Pla-
nungsbüros dafür sorgen, dass die jetzige und zukünftige 
Infrastruktur in Deutschland exzellent ist und bleibt!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben mit der Fotodokumentation das Ziel, zu 
beweisen, dass wir viele große Projekte auf den Weg 
bringen können. Und diese Anpackmentalität wünsche 
ich mir: Stemmen statt hemmen! Deswegen freue ich 
mich auf die Beratungen in der Haushaltsdebatte.

Ich bedanke mich schon im Vorfeld bei den Verkehrs-
politikern und den Haushaltspolitikern, ebenso bei den 
Berichterstattern. Ich habe einen Wunsch: Machen Sie 
den Haushalt, der ohnehin schon exzellent ist, noch ein 
Stück besser!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

AfD der Kollege Dr. Dirk Spaniel.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Dirk Spaniel (AfD):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Für eine moderne Industrie-
nation ist eine leistungsfähige Infrastruktur lebensnot-
wendig. Insofern ist der investive Teil der Ausgaben in 
diesem Haushalt des Bundesministeriums grundsätzlich 
eine sinnvolle Geldanlage.

Aber kommen wir erst mal zum Trümmerfeld des digi-
talen Breitbandausbaus. Es ist begrüßenswert, dass mitt-
lerweile nur noch der Ausbau mit Glasfaser gefördert 
wird. Es ist aber bedauerlich, dass immer noch über 
400 Millionen Euro in die Förderung laufender Projekte 
mit der nicht zukunftsfähigen Vectoring-Technologie 
fließen und dass dort kurzfristig eine Modernisierung 
der heute noch gar nicht vorhandenen digitalen Infra-
struktur notwendig wird. Das ist offensichtlicher Unsinn, 
und das wird von uns natürlich abgelehnt.

(Beifall bei der AfD)

Nun zur Verkehrsinfrastruktur. Wir sind der Auffas-
sung, dass es die Aufgabe der Regierung ist, Verkehrs-
infrastruktur strikt nach Bedarf und nicht nach Ideologie 
zu planen. Deutschland hat nun mal eine Verteilung der 
Verkehrsleistung im Personenverkehr von etwa 89 Pro-
zent auf der Straße und 10 Prozent auf der Schiene. Im 
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Güterverkehr sind es etwa 71 Prozent Transportleistung 
auf der Straße, 19 Prozent auf der Schiene und 7 Prozent 
auf den Wasserwegen.

Die so oft propagierte Verlagerung des Verkehrs von 
der Straße auf die Schiene bedeutet für die Schiene gigan-
tische Ausbauziele. Im Personenverkehr würde die von 
Ihnen angestrebte Verdoppelung der Passagierzahlen 
gerade einmal eine Reduktion von 10 Prozent im Straßen-
verkehr bedeuten. In Summe bleibt die Straße – das kön-
nen Sie drehen, wie Sie wollen – der mit Abstand wich-
tigste Verkehrsträger.

(Beifall bei der AfD)

In einem vernunftorientierten Staat würde sich genau 
das auch im Budget für die Erhaltung und den Ausbau der 
Straßen widerspiegeln. Genau diese vernunftgesteuerte 
Priorisierung können wir aber in Ihrem Entwurf hier nicht 
erkennen. Entgegen allen Beteuerungen kürzen Sie die 
Mittel für den Straßenausbau der Bundesautobahnen um 
25 Prozent. Die ausgewiesene Erhöhung der Erhaltungs-
aufwendungen entspricht der jährlichen Preissteigerung 
und ist damit keine Nettoinvestition.

Die Einnahmen, die Sie aus dem Straßenverkehr gene-
rieren, wie Kfz-Steuer, Energiesteuer, Maut usw., 
summieren sich auf eine Größenordnung von 60 Milliar-
den Euro pro Jahr. Demgegenüber stehen im Etat des 
Verkehrsministeriums Ausgaben in der Größenordnung 
von 11 Milliarden Euro für die Straße. In Summe verdient 
dieser Staat am Autofahrer und am Straßenverkehr einen 
mittleren zweistelligen Milliardenbetrag.

Ganz anders ist die Situation beim Verkehrsträger 
Schiene. Die Bahn kostet uns inklusive Regionalisie-
rungsmittel circa 21 Milliarden Euro jährlich. Und nein: 
Ein Großteil dieses Geldes für die Bahn sind Betriebs-
kostenzuschüsse und keine Investitionen. Pünktlichkeit, 
Sauberkeit und Zuverlässigkeit sind weit von den Stan-
dards Schweizer oder ostasiatischer Bahnbetreiber ent-
fernt. Wenn uns also die heutige Bahn über 20 Milliarden 
Euro kostet, was kostet uns dann eigentlich erst eine aus-
gebaute, pünktliche und saubere Bahn?

(Beifall bei der AfD)

Die Bahn darf nicht ein steuerfinanziertes Eins-zu-eins- 
Modellbahnprojekt für Politiker werden.

(Beifall bei der AfD)

Wir sind für rationale Priorisierung beim Infrastruktur-
ausbau. Projekte, die sich volkswirtschaftlich rechnen, 
werden priorisiert. Den Rest – sofern er keine strategische 
Bedeutung hat – sollten wir in diesem Land lassen.

Wir sind für den bevorzugten Straßenausbau, weil er 
schlicht die vernünftigste Lösung zur Bewältigung der 
Verkehrsleistung in diesem Land ist. Wir erwarten, dass 
diese Vernunfthaltung im Umgang mit Steuergeldern – es 
ist ja nicht Ihr Privatvermögen – auch in den Köpfen der 
Regierung endlich ankommt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

SPD der Kollege Arno Klare.

(Beifall bei der SPD)

Arno Klare (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dies ist ein guter 
Haushalt; erste Bemerkung. Zweite Bemerkung: Dies ist 
ein innovativer Haushalt. Und drittens – ganz wichtig; 
das hat der Minister aber auch gerade gesagt –: Dieser 
Haushalt wird in dem Durchgang, den wir heute begin-
nen, verbessert werden. – Das ist immer so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Gesine Lötzsch [DIE LIN-
KE]: Na ja!)

Ich möchte am Anfang, weil ich ja in meiner letzten 
Rede von kleinen Rädchen gesprochen habe, die man 
betrachten muss, auf ein Kapitel im Einzelplan 12 hin-
weisen, das nie so im Rampenlicht steht: Kapitel 1205. 
Da sind lächerliche 354 Millionen Euro eingestellt, aber 
zum Beispiel auch ein Programm, das jetzt schon seit 
Jahren das Navigationssystem Galileo fördert und weiter 
fördert.

Warum erwähne ich das? Wenn wir einen modernen 
vernetzten Verkehr der Zukunft organisieren wollen, 
dann geht das nur mit einem solchen System. Anders 
als das NAVSTAR-System der Vereinigten Staaten – 
NAVSTAR kennen wir als GPS – ist es eben zivil und 
nicht militärisch, und es ist wesentlich genauer: auf 
20 Zentimeter genau. Das ist sehr wichtig.

Einen Titel, der auch in Kapitel 1205 zu finden ist, 
müssen wir noch mal verbessern – da werden wir das 
aufgreifen, was der Minister vorgeschlagen hat –, da 
müssen wir nacharbeiten, nämlich die Unterstützung 
kleinerer Flughäfen.

(Otto Fricke [FDP]: Ah, die nächste Subven-
tion!)

Da steht im Moment null. Wir haben im letzten Haushalt 
dafür 50 Millionen Euro für 2021 veranschlagt; die 
möchte ich da wieder sehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Otto 
Fricke [FDP]: Und noch eine Subvention!)

Den Blick muss man natürlich, wenn man Verkehr 
bewerten will, noch mal ein bisschen weiten. Es steht 
ganz viel auch im Sondervermögen „Energie- und Klima-
fonds“, was den Verkehr angeht. Da steht zum Beispiel 
die Erhöhung der Mittel von Modellprojekten zur Stär-
kung des ÖPNV von 25 Millionen auf 49 Millionen Euro; 
Maßnahmen zur Weiterentwicklung der E-Mobilität 
2019: 234 Millionen Euro, jetzt 630 Millionen Euro. 
Und – jetzt kommt wirklich ein Wumms –: Für die Um-
setzung der Nationalen Wasserstoffstrategie stehen da 
1,7 Milliarden Euro.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 178. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 29. September 2020                             22458 

Dr. Dirk Spaniel 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



1,7 Milliarden Euro! In den Verpflichtungsermächtigun-
gen stehen noch mal 4,47 Milliarden Euro. Insgesamt 
6,17 Milliarden Euro: für den Verkehr, die Mobilität der 
Zukunft enorm wichtig.

Auch bei dem Titel, der direkt danach folgt, nämlich 
100 Millionen Euro PtL für die Luftfahrt, steht jetzt eine 
Verpflichtungsermächtigung bis 2036; das summiert sich 
auf insgesamt 1,54 Milliarden Euro. Auch das ist ein ganz 
wichtiger Schritt. Denn wer eine Kerosinquote bei Flug-
zeugen will, der muss in diesem Punkt die Technologie 
hochfahren und die industrielle Verfügbarkeit sicherstel-
len; denn sonst wäre das eine Sonderbelastung, die die 
deutsche Luftverkehrswirtschaft nicht tragen kann.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Herr Klare, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-

legen Kraft von der AfD?

Arno Klare (SPD):
Nein. – Insgesamt, wenn man den Energie- und Klima-

fonds betrachtet, betragen die Ausgaben für Verkehr in 
diesem Sektor 5,5 Milliarden Euro. Das waren im vorigen 
Jahr nur 1,85 Milliarden Euro. Im Jahre 2022 wird der 
Verkehrssektor sogar mehr Geld haben als der Gebäude-
sektor.

(Otto Fricke [FDP]: Ist das gut?)
Unser Ziel ist die klimaneutrale Mobilität; darauf hat der 
Minister gerade richtigerweise hingewiesen. Auf dieses 
Ziel müssen wir uns konzentrieren. Die Mittel, die bereit-
gestellt werden, dienen genau diesem Ziel.

Wir haben – ich habe das schon erwähnt – einen guten 
Haushalt, einen innovativen Haushalt. Aber ich betone 
auch, dass im Jahre 2021 – schon jetzt startend – die 
Umsetzung beginnen muss. Die 1,7 Milliarden Euro für 
die Wasserstoffstrategie und insbesondere die 100 Millio-
nen Euro, die für PtL eingestellt sind, müssen umgesetzt 
werden. Das muss jetzt ein wenig schneller gehen als 
bisher.

(Otto Fricke [FDP]: Ein wenig?)
– Wenn ich „ein wenig schneller“ sage, dann meine ich, 
dass es schneller gehen muss.

(Otto Fricke [FDP]: Wir stimmen zu!)
Ich glaube, darin sind wir in diesem Hause einer Mei-
nung.

Die letzte Bemerkung ist eine persönliche Bemerkung. 
Ich weiß, dass unser Kollege Stephan Kühn von den 
Grünen uns verlassen wird, weil er einen tollen neuen 
Job hat. Ich hoffe, dass du da Vernünftiges für unsere 
Sache machst. Ich erwähne das deshalb in meiner Rede, 
weil ich nicht weiß, ob ich ihn noch mal sehe: Du warst 
immer ein wirklich kompetenter und auf gleicher Augen-
höhe diskursiv arbeitender Kollege. Ein hohes Lob von 
mir!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

In der letzten Diskussion, die wir gemeinsam geführt 
haben, ging es um Green Logistik. Kannst du dich noch 
daran erinnern? Das war irgendwo ganz im Süden von 
Berlin. Es war eine spannende Diskussion und schön, mit 
dir dort auf dem Podium zu sitzen. Ich hoffe, dass du nun 
eine tolle Zeit in Dresden hast.

Danke. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Ich gestatte dem Kollegen Kraft die 

Möglichkeit einer Kurzintervention.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank. Wir wollen es auch kurz halten. – Herr 

Klare, Sie haben den zivilen Charakter des Galileo-Pro-
jekts gelobt und die militärische Nutzung von GPS ver-
urteilt. Warum ist es dann eigentlich so, dass seit circa 
20 Jahren die Europäer erlauben – ich glaube, es war 
sogar eine rot-grün geführte Bundesregierung, die dem 
damals zugestimmt hat –, dass die Amerikaner das Gali-
leo-System abschalten oder dessen Qualität verschlech-
tern dürfen? Warum ist das den Amerikanern erlaubt 
worden, wenn Sie hier diese Unterscheidung fordern?

Arno Klare (SPD):
Es ist nicht erlaubt. Das, was Sie erzählen, stimmt 

nicht; das verwundert mich jetzt nicht. Es ist jedenfalls 
nicht erlaubt. Passiert ist in der Tat, dass die Daten unge-
nauer wurden, wenn die Amerikaner es wollten, und zwar 
bei GPS. Das hat schon einmal dazu geführt, dass KEP- 
Dienste erhebliche Probleme hatten, Pakete zuzustellen. 
Die Amerikaner hatten nicht mehr so genaue Daten gelie-
fert. Das ist im ersten Golfkrieg passiert; daran kann ich 
mich gut erinnern. Wahrscheinlich sind Sie zu jung, um 
sich daran zu erinnern. Ich bin ja schon ein bisschen älter.

Das, was Sie behaupten, wird also nicht passieren. 
Dieses Faktum gibt es nicht. Ich weiß nicht, wovon Sie 
hier sprechen. Das System, das wir aufbauen, ist das 
modernste der Welt und das einzige zivile auf dem gan-
zen Globus. Darauf sollten wir eigentlich stolz sein.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Wir fahren in der Debatte fort. Das 

Wort hat für die FDP der Kollege Christoph Meyer.

(Beifall bei der FDP)

Christoph Meyer (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was haben 

wir in den letzten drei Jahren erlebt? Einen Minister, der 
Projekte nicht fertig bekommt, immer zu viel Geld aus-
gibt, mit seinem zentralen Prestigeobjekt, der Pkw-Maut, 
ein Debakel erlebt hat und immer – auch in dieser Rede, 
Herr Scheuer, heute wieder – von der Zukunft schwelgt. 
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Die Umsetzung hinkt dann leider – das haben wir eben 
auch von einem Vorredner gehört – immer ein bisschen 
hinterher.

Sie haben Ihren Etat unter die Überschrift „Zuversicht“ 
gestellt. Ich kann mir nicht vorstellen, dass man mit 
Zuversicht bei Ihnen noch weiterkommt. Am Schreib-
tisch des Ministers sitzt das Generalversagen, und ich 
glaube, das weiß auch jeder hier im Haus, wenn man 
sich die Bilanz der letzten Jahre anguckt.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Victor 
Perli [DIE LINKE] und Sven-Christian Kindler 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Stefan 
Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch! – Marianne Schieder [SPD]: Das ist 
ein bisschen dick aufgetragen! Finden Sie 
nicht?)

Als Haushälter reiben wir uns ja schon öfter die Augen. 
Doch was Sie in den letzten Jahren mit Blick auf den Etat 
des BMVI abgeliefert haben, ist schon speziell. Ich sagte 
es schon: die gescheiterte Pkw-Maut, anhaltender Mil-
liardeninvestitionsstau, langsamer Breitbandausbau, das 
Versagen als Gesellschafter beim Berlin-Brandenburg 
Flughafen, bei der Deutschen Bahn und – so eine Art 
Evergreen – die konstante Kritik des Bundesrechnungs-
hofs an Ihrem Etat, immer Rekordzahlen, was die Kritik 
angeht, immer Kritik, aber von Ihnen keine Handlungen, 
die diese Kritik sinnvoll und durchgreifend abstellen. Das 
ist so viel Minus, dass die fünf Minuten, die ich habe, hier 
an der Stelle nicht reichen. Sie versagen schon im Klei-
nen. Der Berliner Flughafen ist hochverschuldet, schlit-
tert vermutlich in die Insolvenz. Sie glauben immer noch 
an Bilanzmärchen und Mondplanung. Sie winken einfach 
immer mehr Geld durch. Wann wollen Sie sich ehrlich 
machen, Herr Scheuer?

Und wenn wir aufs Große gucken: Am Minuskonzept 
der Deutschen Bahn ändert sich nichts, obwohl das 
Staatsunternehmen mittlerweile über 30 Milliarden 
Euro Schulden wieder angehäuft hat, über 6 Milliarden 
Euro Eigenkapitalspritze. Der Eigenbeitrag der Deut-
schen Bahn, der versprochen wurde, ist noch nicht mal 
in Umrissen klar. Warum haben Sie bei den Beraterver-
trägen der Deutschen Bahn nicht weiter aufgeklärt? Und 
so lässt sich die Liste munter fortführen. Breitbandaus-
bau? Sie wollen schnelles Internet, und blinden Aktionis-
mus liefern Sie, Herr Scheuer.

(Beifall bei der FDP)
In der letzten Sitzung des Haushaltsausschusses haben 

Sie uns berichtet, dass Sie eine neue Mobilfunkinfrast-
rukturgesellschaft haben gründen lassen. Dabei haben wir 
schon drei Einrichtungen, die sich mit Netzabdeckung 
befassen. Das wirklich Ärgerliche ist, dass private Inves-
toren, private Betreiber vor der Tür stehen. So was ist 
keine solide Politik. Das ist eine Bankrotterklärung an 
die Wirtschaftlichkeit von politischem Handeln, was Sie 
machen.

(Beifall bei der FDP)
Da Sie sich für die Investitionsquote loben, die Sie in 

Zukunft verbessern wollen: Gucken wir uns die letzten 
Jahre an! Sie haben einen Milliardeninvestitionsstau zu 
verantworten, und das Konjunkturpaket bei den Corona-

hilfen ist nur ein Deckmantel, um dieses Investitionsver-
sagen der Bundesregierung aus den letzten Jahren zu ver-
schleiern. Beispiel Gigabitausbau: Ende 2019 wurden 
von rund 1,5 Milliarden Euro Fördermitteln gerade mal 
107 000 Euro ausgezahlt: 0,007 Prozent. Da ist sogar 
Frau Karliczek schneller als Sie, Herr Minister.

(Otto Fricke [FDP]: Ui, ui! – Alexander Ulrich 
[DIE LINKE]: Das geht nicht!)

Das ist kein Investitionsstau, das ist eine Vollsperrung. 
Ich glaube, man muss immer wieder verdeutlichen, dass 
Sie als Minister dafür Verantwortung tragen. Sie tragen 
zwar Verantwortung dafür, dass wir hier einen zielgerich-
teten Mitteleinsatz nach dem tatsächlichen Bedarf sehen. 
Aber alles, was Sie anfassen, dauert nur länger, kostet 
mehr oder wird gar nicht abgerufen.

Zu Beginn der Legislaturperiode haben Sie sich ja mit 
Ihrem Neuigkeitenraum, dem Newsroom, geschmückt, 
der Ihre Erfolgsprojekte in die Welt hinaus berichten 
soll. Wenn man sich jetzt diesen Kanal anguckt, hat 
man das Gefühl, dass sogar dem Newsroom nichts 
mehr einfällt, wie man Ihre Bilanz verbessern kann. Ich 
glaube auch nicht, was die Vorredner formuliert haben, 
nämlich dass wir diesen Haushalt in den Haushaltsbera-
tungen durchgehend deutlich besser machen können. Es 
bleibt eigentlich nur, dass Sie für Ihr Versagen gerade-
stehen und die Konsequenzen ziehen, vielleicht schon vor 
der Schlusslesung, spätestens im nächsten Jahr. Machen 
Sie den Weg frei für einen Neuanfang im Verkehrsminis-
terium!

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der FDP – Marianne Schieder 
[SPD]: Ihr wolltet doch nicht, oder? Ihr braucht 
auch nicht zu regieren!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion 

Die Linke der Kollege Victor Perli.
(Beifall bei der LINKEN)

Victor Perli (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Heute findet ein Warnstreik der Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes statt, weil die Arbeitgeber 
sich weigern, über einen bundesweiten Tarifvertrag zu 
verhandeln. Der ist aber nötig, damit die Arbeitsbedin-
gungen besser werden, damit sich mehr Menschen für 
diese Berufe entscheiden. Es wird auch dringend mehr 
Personal gebraucht, damit wir mehr Busse und Bahnen 
in die Spur bringen. Deshalb rufen wir von hier den 
Streikenden zu: Ihr habt unsere Solidarität! Ihr seid 
unverzichtbar!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der vorliegende Haushaltsentwurf ist gemessen an 
dem, was viele Bürgerinnen und Bürger jetzt von der 
Politik erwarten, eine Vollkatastrophe. Auch kleine 
Lichtblicke können darüber nicht hinwegtäuschen. 
Geklotzt wird wieder vor allem bei neuen Autobahnen 
und bei den milliardenschweren Prestigeprojekten, die 
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reihenweise in den Sand gesetzt werden. Das neueste 
Milliardengrab für die Steuerzahler sind die Autobahn-
projekte A 3 und A 49. Innerhalb eines Jahres sind die 
kalkulierten Kosten um über 1 Milliarde Euro gestiegen, 
weil diese Regierung auf eine Teilprivatisierung setzt. 
Private Konzerne bauen und betreiben diese Autobahn-
abschnitte 30 Jahre lang. Der Staat zahlt dafür, allerdings 
viel mehr als bei einem Bau in Eigenregie. Das kritisiert 
auch der Bundesrechnungshof. Für uns Linke ist klar: 
Straßen sind keine Melkkühe für private Profite. Mit 
der Privatisierung muss endlich Schluss sein!

(Beifall bei der LINKEN)
Auch die Reform der Autobahnverwaltung läuft völlig 

aus dem Ruder. Eigentlich sollte bei der Autobahn GmbH 
schon am 1. Januar 2021 alles startklar sein. Aber der 
Zeitplan wurde gerissen, und die Kosten explodieren. 
Jetzt lesen wir in den Medien, dass überhöhte Gehälter 
gezahlt werden. Der Neujahrsempfang war so pompös, 
dass die Aufsichtsräte aus Sorge um ihren Ruf gar nicht 
erst hingegangen sind. Solche Zustände sind ein Füh-
rungsversagen des Ministers. Es stellt sich die Frage: 
Herr Scheuer, was machen Sie eigentlich beruflich?

(Beifall bei der LINKEN)
Die neuen Enthüllungen zum Pkw-Mautskandal legen 

nahe, dass der Minister hier im Haus die Unwahrheit 
gesagt hat. Es gab das Angebot der Betreiberfirmen, 
erst das Gerichtsurteil abzuwarten. Über eine halbe Mil-
liarde Euro Schaden wäre erspart geblieben. Wann zieht 
die Kanzlerin, wann zieht CSU-Chef Söder endlich Kon-
sequenzen?

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gar nicht!)

Es ist doch klar: Wer mit Steuergeld Roulette spielt, wer 
hier im Parlament die Unwahrheit sagt, der darf nicht 
Minister sein.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, bei der Deutschen Bahn 
gibt es einen neuen Negativrekord. Die Aktiengesell-
schaft hat in den letzten 26 Jahren mehr Schulden ange-
häuft, als die alte Bundesbahn jemals hatte. Zudem wurde 
in derselben Zeit jeder fünfte Schienenkilometer stillge-
legt und jeder siebte Bahnhof geschlossen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Und nicht mal das hat 
gereicht!)

Aber für Stuttgart 21 ist Geld da. Der unterirdische Bahn-
hof soll inzwischen über 8 Milliarden Euro kosten. Das 
ist der teuerste Bahnhof aller Zeiten. Stoppen Sie endlich 
diese Geldverschwendung!

(Beifall bei der LINKEN)
Das zentrale Problem ist die falsche Bahnstrategie der 

Regierung. Das Modell einer auf Wettbewerb getrimmten 
Bahn war schon vor Corona gescheitert. Jetzt hat 
Deutschland einen weltweit agierenden Bahnkonzern, 
aber 123 mittelgroße Städte ohne Zugang zum Bahnnetz.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Unglaub-
lich!)

Das gibt’s doch gar nicht.
(Beifall bei der LINKEN)

Das wäre bei unseren Nachbarn in der Schweiz 
undenkbar. Die Schweizer geben pro Kopf fünfmal so 
viel für die Bahn aus, aber eben für die Stärkung der 
Schiene und nicht für Milliardengräber. Wir brauchen 
jetzt eine Bahnreform für Land, Leute und Klima,

(Beifall bei der LINKEN)
das heißt eine starke öffentliche Bahn, die Menschen und 
Regionen verbindet, eine Bahn, die deutlich günstiger 
wird, die Güter von der Straße auf die Schiene bringt, 
damit weniger Lastwagen auf den Autobahnen sind. 
Eine gute Sache wäre doch auch, wenn der Bund die 
Kommunen unterstützen würde, die den Preis für den 
öffentlichen Nahverkehr senken wollen. Das wäre ein 
Konjunkturprogramm für soziale Gerechtigkeit und ein 
gutes Klima, und genau dafür steht Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)
Meine Damen und Herren, ich erwähnte eingangs den 

Arbeitskampf im öffentlichen Nahverkehr; er ist nicht der 
einzige. Die aktuelle Krise birgt eine Menge sozialen 
Sprengstoff. Wir erleben gerade, dass verschiedene 
Unternehmen – MAN, Conti, Bosch, Schaeffler – trotz 
großzügiger Staatshilfen die Coronakrise als Vorwand für 
Massenentlassungen und für eine Verlagerung der Pro-
duktion ins Ausland nutzen. Das ist nichts anderes als 
Tarif- und Standortflucht. Das darf nicht zugelassen wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir fordern: Wer so was macht, muss die Staatshilfen 

zurückzahlen. Wir dürfen nicht zulassen, dass die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer unter die Räder kom-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen der Kollege Sven-Christian 
Kindler.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Herr Minister Scheuer, Sie haben am Anfang Ihrer 
Rede von der Zuversicht geredet, die Sie bei diesem 
Haushalt haben. Es ist ja der vierte Haushalt von Ihnen 
in dieser Legislaturperiode. Auch ich habe Zuversicht bei 
diesem Haushalt; denn es ist damit auch der insgesamt 
letzte Haushalt von Ihnen. Vielen Dank!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Wie 
lange haben Sie für den Satz geübt? Meine 
Güte! Fällt Ihnen nichts Neues ein!)

Es ist auch Zeit, kurz Bilanz zu ziehen. Herr Minister, 
Sie haben in den letzten zweieinhalb Jahren für Milliar-
den Euro Autobahnen privatisiert. Sie haben die Bahnre-
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form blockiert. Sie haben beim Mautdesaster das Ver-
gaberecht gebrochen – das hat Ihnen der Rechnungshof 
sehr deutlich klargelegt –, und – Kollege Perli hat es 
gesagt – Sie haben den Deutschen Bundestag belogen. 
Sie haben die Reform der Straßenverkehrs-Ordnung 
gegen die Wand gefahren, Sie haben massiv für die Au-
toindustrie lobbyiert und den Klimaschutz blockiert. Man 
kann es so zusammenfassen: Sie haben alles – wirklich 
alles – getan, um die Verkehrswende und den Klima-
schutz gegen die Wand zu fahren. Diesen Minister kann 
sich Deutschland in Zeiten der Klimakrise nicht mehr 
leisten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir haben am Wochenende ein großes Schauspiel 
beim CSU-Parteitag erlebt. Da hat Ihr Parteichef, Herr 
Söder, gesagt, er fordere das Aus für den fossilen Ver-
brennungsmotor bis 2035; das haben Sie heute widerwil-
lig auch wiederholt. Nur hat derselbe Markus Söder 2007 
dem „Spiegel“ schon mal ein Interview gegeben und da-
bei gesagt, man brauche „ein klares Ultimatum“ für den 
Verbrennungsmotor, das bringe den „notwendigen Inno-
vationsdruck“. Er hat damals das Datum 2020 genannt; 
das ist das Jahr, in dem wir gerade leben. Es ist aber nichts 
passiert. Alles hat die CSU getan, alles haben die CSU- 
Verkehrsminister Herr Ramsauer und Herr Dobrindt, Sie 
und Herr Söder in Bayern getan, damit der Verbrennungs-
motor weiter künstlich am Leben erhalten wird. Das 
nenne ich scheinheilig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man kann nicht gleichzeitig Öko-PR machen und sich 
dann wie Herr Söder oder wie Sie für Prämien für Ver-
brennungsmotoren aussprechen. Das passt nicht zusam-
men. Wir brauchen jetzt einen deutlichen Wechsel in der 
Automobilindustrie, in der Verkehrspolitik. Man muss 
auf Elektromobilität und andere Antriebe setzen; das ist 
wichtig für den Klimaschutz. Da kann man nicht gleich-
zeitig für Prämien für Verbrennungsmotoren werben; da 
kann man nicht gleichzeitig gegen die Klimaziele der 
Europäischen Union schießen. Herr Scheuer, das passt 
nicht zusammen; das ist scheinheilig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Kollege Perli hat es gesagt: In diesem Haushalt gibt es 
auch wieder viele öffentlich-private Partnerschaften. 
Noch nie wurde so viel Geld für Privatisierungsprojekte 
bei Autobahnen ausgegeben wie in dem Haushalt 2021. 
In der Coronakrise haben Sie für den Ausbau der A 3 und 
der A 49 zwei große ÖPP-Verträge mit riesigen Kosten-
steigerungen – insgesamt 4,2 Milliarden Euro – abge-
schlossen. Die Verträge dazu und die Wirtschaftlichkeits-
berechnung dazu haben wir bis heute nicht. Ich habe 
unzählige Anfragen an Sie gestellt und viele Briefe 
geschrieben. Gleichzeitig haben Sie sich in dem Koali-
tionsvertrag verpflichtet, alle Verträge zu ÖPP-Projekten 
und die Wirtschaftlichkeitsberechnung dazu zu veröffent-
lichen – im Internet! Ich habe heute Morgen auf bmvi.de 
nachgeschaut: Da war nichts zur A 3, da war nichts zur 
A 49 zu sehen.

Ich kann Ihnen sagen: Die Wirtschaftlichkeitsberech-
nung, die Sie mir geschickt haben, war ein schlechter 
Scherz. Original alle Zahlen waren in diesem Dokument 
entfernt, original alle Zahlen waren geweißt. Ich frage 
mich schon, wie viel Zeit Ihre Beamtinnen und Beamten 
dafür verwendet haben. Ich frage mich auch: Wovor 
haben Sie eigentlich Angst? Wenn Sie davon überzeugt 
sind, dass das wirtschaftlicher ist, dann können Sie die 
Zahlen doch auch offenlegen. Dann können Sie auch 
zeigen, welche Zahlen in der Realität da sind. Aber ich 
glaube, Sie wissen genau: Ihre teuren Berater rechnen 
Ihnen die ÖPP-Projekte schön. Sie wissen, das sind 
hohe Renditen, hohe Beraterkosten, und deswegen wol-
len Sie sie nicht veröffentlichen. Das ist maximale Trans-
parenz, wie wir sie bei Ihnen, Herr Scheuer, immer wie-
der erleben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sehen auch, wenn wir uns den Haushalt und die 
Finanzmittel bei der Deutschen Bahn angucken, dass jetzt 
massiv gespart wird. Sie haben mir in einer Antwort auf 
eine Anfrage schwarz auf weiß bescheinigt, dass wir von 
2021 bis 2040 beim Schienenausbau 74 Milliarden Euro 
für Investitionen brauchen. Das ist ohne den Deutsch-
landtakt, das ist ohne Digitalisierung und ohne den 
Abbau des Sanierungsstaus erforderlich. Wenn ich jetzt 
Ihren Haushalt angucke, dann gehe ich davon aus, dass 
diese Gelder auch eingestellt sind. Wir bräuchten jährlich 
3,7 Milliarden Euro. Wenn ich den Haushalt schaue, was 
sehe ich? Da sind 1,5 Milliarden Euro vorgesehen. So 
wird das nichts mit der Verkehrswende, sage ich Ihnen. 
So wird das nichts mit den 2030-Zielen beim Personen-
verkehr, so wird das nichts beim Güterverkehr. So geht 
keine Verkehrswende, Herr Scheuer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich ist auch klar: Mehr Geld alleine wird es nicht 
richten. Aber wir können natürlich auch viel Geld im 
Haushalt einsparen und das Geld umschichten. Wir haben 
ganz viele überflüssige Straßenbauprojekte; ich habe die 
A 3 und die A 49 erwähnt. In Zeiten der Klimakrise 
brauchen wir keine neuen Straßenbauprojekte mehr. 
Was wir brauchen, ist ein Straßenbaumoratorium; damit 
können wir viel Geld einsparen. Das Geld können wir 
einsetzen für die Verkehrswende, für die Schiene.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will noch mal einen Satz zur Mobilfunkinfrastruk-
turgesellschaft sagen; Kollege Meyer hat das schon ange-
sprochen. Der Bundesrechnungshof hat Ihnen aufge-
schrieben, dass Ihre Wirtschaftlichkeitsberechnung, die 
Sie für 100 000 Euro durchgeführt haben, Herr Scheuer, 
das Blatt Papier nicht wert ist, auf dem sie geschrieben 
ist. Er hat klar nachgewiesen, dass man eine Wirtschaft-
lichkeitsberechnung so nicht anstellen kann, weil die 
Wirtschaftlichkeit eben nicht bewiesen ist.

Sie haben die Behörde trotzdem bei Ihnen im Bereich 
von Toll Collect angesiedelt. Ich finde es schon krass, 
wenn Sie einfach eine Megabehörde schaffen, dafür meh-
rere Millionen Euro im Haushalt einstellen, neues Perso-
nal einstellen, obwohl wir nicht wissen, ob diese Behörde 
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nachher wirklich gut arbeiten kann. Das ist ein klarer 
Verstoß gegen die Bundeshaushaltsordnung, sage ich 
Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was jetzt im Haushalt notwendig ist, ist eine klare Ver-

kehrswende mit Schwerpunkt auf der Bahn, auf der 
Schiene, auf dem öffentlichen Nahverkehr und auf dem 
Radverkehr sowie ein klarer, konsequenter Abbau von 
umwelt- und klimaschädlichen Subventionen im Ver-
kehrssektor. Das ist jetzt notwendig im Haushalt. Dafür 
werden wir uns einsetzen.

Danke. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

CDU/CSU der Kollege Reinhold Sendker.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Reinhold Sendker (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das 

Verkehrsaufkommen ist schon ein sehr zuverlässiges 
Barometer für die Wirtschaftskraft. Die Bilder aus den 
Frühjahrsmonaten mit den verwaisten Flughäfen, Auto-
bahnen, den leeren Zügen, Straßenbahnen und Bussen 
haben uns das dramatisch vor Augen geführt. Deshalb 
war es sehr wichtig, dass die Bundesregierung nach Aus-
bruch der Coronapandemie besonnen und schnell gegen-
gesteuert hat.

Da gilt mein und unser Dank der Bundeskanzlerin und 
der gesamten Bundesregierung für die schnellen und, ich 
sage, wirkungsvollen Hilfen in den letzten Monaten, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die zeitweise Aussetzung des Sonntagsfahrverbotes für 
Lkw war absolut richtig, genauso das historische Ret-
tungsprogramm für Bahn und ÖPNV. Ich weise auf die 
Hilfen für die Bustouristik hin, die wohl auch weiterhin 
unsere Unterstützung benötigt.

Der zweite Nachtragshaushalt 2020 – auch das sei 
gesagt – hat im Übrigen enorm zur Stabilisierung im Ver-
kehrsbereich beigetragen, unter anderem mit zusätzlichen 
Mitteln in Milliardenhöhe für die Digitalisierung und den 
Breitbandausbau sowie der Förderung von Mobilität und 
alternativer Antriebe zur weiteren Absenkung der Emis-
sionen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir werden jetzt Rekordinvestitionen in die Schiene täti-
gen, ohne den notwendigen Straßenneubau und -ausbau 
zu gefährden. Lieber Andi Scheuer, die Richtung stimmt. 
Wir als Unionsfraktion sind gerne dabei, diese Politik mit 
weiteren Vorschlägen zu unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zu den Schieneninvestitionen äußerte sich Dirk Flege 

von der Allianz pro Schiene – ich zitiere ihn-: „Mit die-
sem Bundeshaushalt legt Deutschland bei den 

Schieneninvestitionen einen kraftvollen Sprung nach 
vorne hin.“ So ist es, und ein 10-Milliarden-Ansatz für 
die Schiene ist nicht mehr weit weg – so viel Geld, wenn 
ich mal daran erinnern darf, wie vor gut zehn Jahren noch 
für die gesamte Verkehrsinfrastruktur zur Verfügung 
stand. Die Investitionslinie steht nunmehr bei 18,5 Mil-
liarden Euro. Das sind 1,4 Milliarden Euro mehr als im 
Vorjahr.

Mehr noch: Der Blick in den Finanzplan zeigt Konti-
nuität mit vergleichbar hohen Ansätzen für die nächsten 
Jahre. Herr Meyer, das ist kein Generalversagen, ganz im 
Gegenteil. Das generiert enorm viel Gestaltungskraft für 
Straße, Schiene und Wasserwege in Deutschland. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ich stelle fest: Dieser Entwurf 
ist schon deshalb ein sehr guter Aufschlag für die Haus-
haltsdebatte in den nächsten Wochen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Blickpunkt der Schieneninvestitionen – die sind ja 
angesprochen worden – stehen die weitere Sanierung der 
Bahnhöfe und die Herstellung von Barrierefreiheit im 
Sinne von mehr Attraktivität und reibungslosem Zugang 
zu den Gleisen, der Investitionshochlauf bei der digitale 
Schiene mit mehr als einer Verdoppelung der Ansätze 
und der Zielsetzung hoher Verlässlich- und Pünktlichkeit 
und mehr Tempo bei der Verwirklichung des Deutsch-
landtaktes, was wir sehr begrüßen. Das alles sowie die 
weitere Verlagerung von Güterverkehren auf die Schiene 
stärken den Klimaschutz und schaffen bei den Menschen 
erheblich mehr Akzeptanz für die Bahnverkehre, und 
genau das wollen wir.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Diejenigen, die hier noch immer – das haben wir eben 
wieder gehört – Kritik üben, sollten aufpassen, dass sie 
diesen Zug nicht verpassen; denn er hat gewaltig an Fahrt 
aufgenommen. Herr Minister, der Investitionsplan Schie-
ne ist absolut zielführend und erhält deshalb von uns volle 
Unterstützung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bei der Verlagerung deutlich ansteigender – auch das 
will ich sagen – Güterverkehre rücken immer mehr unse-
re Wasserwege ins Blickfeld. Allein die jährlich 20 000 
geschleusten Schiffe auf dem Wesel-Datteln-Kanal ent-
sprechen etwa 1,8 Millionen Lkw-Fahrten. Damit wir 
diese emissionssparenden Güterverkehre aufrechterhal-
ten können, braucht es eine möglichst schnelle Sanierung 
unserer Schleusen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Andreas Mrosek [AfD])

Planungsbeschleunigung ist dafür die beste Vorausset-
zung. Unsere Koalition hat deshalb schon in der letzten 
Haushaltsrunde mit weiteren, ich betone, 165 Stellen für 
die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung ein gutes Funda-
ment geschaffen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir 
werden hier für die Reparatur und den Ausbau unserer 
Kanäle weiter entschlossen kämpfen. Genauso soll die 
Autobahn GmbH schneller planen und mit effizienteren 
Abläufen mehr Investitionen tätigen können.
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So lautet mein Fazit: Dieser Haushaltsentwurf 2021 
hat dank der Rekordinvestitionen eine Menge an Optio-
nen und Zukunftsperspektiven wie kaum einer vor ihm. 
Ja, Herr Minister, es ist richtig: Da macht es richtig Freu-
de, sich auf die nächsten Wochen Haushaltsdebatte ein-
zustellen und einen ohnehin schon sehr guten Haushalt 
noch besser zu machen.

In diesem Sinne: Herzlichen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht für die Fraktion 

der AfD der Kollege Marcus Bühl.
(Beifall bei der AfD)

Marcus Bühl (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Zuschauer an den Bildschirmen! Wir bera-
ten heute mit dem Haushaltsentwurf für den Bereich Ver-
kehr und digitale Infrastruktur den größten Investitions-
haushalt des Bundes. Hohe Ausgabenreste, 
Bauverzögerungen und Kostensteigerungen bei Projek-
ten waren die deutlichen Kritikpunkte der vergangenen 
Jahre. Aber heute muss ich, Herr Minister Scheuer, noch 
einmal deutliche Worte zu Ihrer größten Baustelle finden: 
die Deutsche Bahn AG.

Im zweiten Nachtragshaushalt hat die Regierungskoa-
lition eine Eigenkapitalerhöhung bei der Deutschen Bahn 
von 5 Milliarden Euro durchgedrückt. Für 2021 sollen 
noch einmal über 1 Milliarde Euro dazukommen. Der 
Bahnvorstand hat dem Parlament ein Szenario vorgelegt, 
das komplett auf Annahmen beruhte, und dem Steuer-
zahler die Rechnung präsentiert. Gleichzeitig werden 
mit der Eigenkapitalerhöhung auch die zahlreichen Aus-
landsunternehmen der Deutschen Bahn mit Steuergeld 
gerettet, was mit Bahnfahren in Deutschland so gar nichts 
zu tun hat. Unternehmerische Verantwortung des Vor-
stands der Deutschen Bahn? Fehlanzeige! Politische 
Konsequenzen der Regierung? Ebenso Fehlanzeige!

Bereits im letzten Jahr, Herr Minister, hatten Sie ange-
regt, über Strukturreformen bei der Bahn nachzudenken. 
Geschehen ist dazu allerdings leider nichts.

(Beifall bei der AfD)
Lieber sprechen Sie über den Deutschlandtakt und darü-
ber, mehr Verkehr auf die Schiene zu lenken. Dies bedarf 
jedoch transparenter Strukturen und eines klaren Sanie-
rungskonzepts.

Die Bahnreform von 1994 ist in ihrer Umsetzung völ-
lig gescheitert.

(Beifall bei der AfD)
Die Schulden sind astronomisch, und auch die Leistungs-
fähigkeit lässt viele Wünsche offen. Den Mitarbeitern 
wird ein Beitrag zur Überwindung der Coronakrise 
abverlangt, aber das Management vergibt millionen-
schwere Beraterverträge an ehemalige Politiker. Der 
Bundesrechnungshof sprach in seinem jüngsten Bericht 
richtigerweise von politischer Landschaftspflege.

(Beifall bei der AfD)
Manche Verträge wurden sogar am Aufsichtsrat vorbei 
geschlossen. Wir kritisieren den mangelnden Aufklä-
rungswillen von Bahn und Bundesregierung in dieser 
Affäre.

Herr Minister Scheuer, Sie sind hier in der Verantwor-
tung, lückenlos aufzuklären. Die Beraterverträge der 
Bahn mit ehemaligen Politikern müssen beendet werden. 
Der Vorstand der Bahn muss zur Verantwortung gezogen 
werden, auch mit personellen Konsequenzen. Das Miss-
management gilt es zu beenden. Das Auslandsgeschäft 
muss abgewickelt und mit einem Sanierungskonzept 
muss das Kerngeschäft Bahn neu aufgestellt werden. 
Sie, Herr Minister, sind aufgefordert, sich dem Thema 
persönlich zu widmen und die Krise der Bahn als Chance 
für neue Anfänge zu begreifen. Ein Weiter-so wird der 
Bahn noch mehr schaden und die Steuerzahler massiv 
belasten.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner für die Fraktion der 

SPD ist der Kollege Thomas Jurk.

(Beifall bei der SPD)

Thomas Jurk (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Die diesjährigen Haushaltsberatun-
gen stehen ja ganz im Zeichen der Coronakrise und des 
damit verbundenen massiven Wirtschaftseinbruchs. 
Haushaltspolitisch haben wir deshalb zweifellos eine 
besonders herausfordernde Situation. Mit Blick auf 
2021 geht es für mich daher nicht nur um Krisenbewäl-
tigung, sondern auch zugleich darum, klug in die Zukunft 
zu investieren. Der Haushaltsentwurf der Bundesregie-
rung bietet dafür mit Investitionsausgaben von insgesamt 
55 Milliarden Euro eine gute Grundlage. Wir setzen die 
Investitionsoffensive des Bundes fort, stärken so die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage und stützen auch die 
Konjunktur.

Der Etat des Bundesverkehrsministeriums ist bekannt-
lich der größte Investitionshaushalt des Bundes. Daher ist 
es kein Wunder, dass sich die Investitionsoffensive des 
Bundes auch hier niederschlägt. Zwar sinken die Aus-
gaben im Einzelplan 12 insgesamt gegenüber 2020, die 
Mittelansätze für die klassischen Verkehrsinvestitionen – 
ich denke an Straße, Schiene und Wasserstraße – steigen 
dagegen im kommenden Jahr um 1,4 Milliarden Euro auf 
rund 18,6 Milliarden Euro; das ist erneut Rekordniveau. 
Dies gilt im Übrigen auch für die Finanzplanung bis zum 
Jahr 2024, und das trotz coronabedingt stagnierender 
Mauteinnahmen.

Wir nehmen also Geld in die Hand für die Modernisie-
rung der Schieneninfrastruktur; denn Investitionen in 
eine zeitgemäße Infrastruktur sind eine unverzichtbare 
Voraussetzung für ein modernes Land. So werden im 
Rahmen des Konjunktur- und Zukunftspaktes für die 
Digitalisierung des Schienenverkehrs im kommenden 
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Jahr weitere sage und schreibe 400 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt. Damit soll die Umstellung von kon-
ventionellen auf digitale Stellwerke beschleunigt werden. 
Insgesamt stehen damit für die Digitalisierung im Finanz-
planungszeitraum jetzt über 2 Milliarden Euro zur Ver-
fügung. Das ist auch eine spürbare Verbesserung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Hinzu kommen zusätzliche 120 Millionen Euro für das 
Sofortprogramm zur Sanierung der Bahnhöfe. Damit soll 
das Erscheinungsbild vieler Bahnhöfe verbessert und 
zugleich ein Beitrag zur konjunkturellen Belebung 
geleistet werden. Wir nehmen Geld in die Hand, damit 
die Fahrgäste sich wohler fühlen und die Handwerker vor 
Ort mehr Aufträge haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wenn wir unsere Ziele für 2030 bei den Fahrgastzahlen 
erreichen wollen, dürfen wir natürlich nicht nur auf Digi-
talisierungseffekte und schöne Bahnhöfe setzen, sondern 
wir müssen die Kapazitäten der Schieneninfrastruktur 
weiter erhöhen. Deshalb ist es richtig, die Mittel für 
Investitionen in Bundesschienenwege im nächsten Jahr 
um über 60 Millionen Euro zu erhöhen und ab 2023 
dann jährlich 2 Milliarden Euro zur Verfügung zu stellen. 
Ich kann nur dazu auffordern, die hierfür vorgesehenen 
Mittel auch tatsächlich zu nutzen, was ja in der Vergan-
genheit nicht immer der Fall gewesen ist.

Auch für die Umsetzung der Maßnahmen aus dem 
Klimapaket gibt es zusätzliche Mittel im Schienenbe-
reich. So soll das Eigenkapital der DB AG bekannter-
maßen um 1,125 Milliarden Euro jährlich erhöht werden. 
Außerdem sollen gegenüber der letzten Finanzplanung 
zusätzlich 40 Millionen Euro für die Reduzierung der 
Anlagenpreise im Schienengüterverkehr und 10 Millio-
nen Euro für das Bundesprogramm „Zukunft Schienen-
güterverkehr“ eingesetzt werden. Zudem wachsen die 
Mittel für die Förderinitiative zur Elektrifizierung von 
Güterbahnstrecken um 15 Millionen Euro auf 25 Millio-
nen Euro auf. Und für die Umsetzung des Deutschland-
taktes sind im nächsten Jahr 11 Millionen Euro geplant.

Lassen Sie mich darauf hinweisen, dass das Konjunk-
tur- und Zukunftspaket nicht nur bei der Schiene wirkt. 
Wir nehmen auch Geld in die Hand für Investitionen in 
Bundeswasserstraßen und die Förderung der Schifffahrt; 
einige Vorredner haben bereits darauf hingewiesen. Bis 
2024 sollen dafür aus dem Konjunktur- und Zukunfts-
paket 554 Millionen Euro allein im Einzelplan 12 ausge-
geben werden.

Ab 1. Januar 2021 wird die Autobahn GmbH des Bun-
des die Planung, den Bau, die Erhaltung und den Betrieb 
unserer Autobahnen von den bisherigen Auftragsverwal-
tungen der Länder übernehmen. Nach dem Regierungs-
entwurf soll die Autobahn GmbH im nächsten Jahr knapp 
5,5 Milliarden Euro investieren. Gleichzeitig wird bei 
den Verwaltungskosten der Autobahn GmbH mit dem 
Haushaltsplan 2021 erstmals Transparenz über die tat-
sächlichen Kosten hergestellt. Das betrifft unter anderem 
Personal-, Planungskosten, die Kosten der Immobilien 
und der notwendigen Konsolidierung der unterschiedli-

chen IT-Systeme der 16 Bundesländer. Diese Kosten 
waren bisher überwiegend in den Länderhaushalten ver-
steckt. Daran wird auch deutlich, in welchem Umfang der 
Bund mit der Reform der Auftragsverwaltung die Länder 
finanziell entlastet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte 
die Gelegenheit nutzen, mich an dieser Stelle bei den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Autobahn 
GmbH, die die größte Reform der deutschen Straßenbau-
verwaltung stemmen müssen, ganz herzlich für ihren Ein-
satz zu bedanken.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Bekanntlich lagen zwischen dem Kabinettsbeschluss 

und dieser Debatte nur sechs Tage. Dies verdeutlicht, 
dass wir uns in einer außergewöhnlichen Zeit befinden, 
dass die anstehenden Haushaltsberatungen intensiv wer-
den und dass wichtige Entscheidungen zu treffen sind. 
Ich bin überzeugt, dass die Regierungskoalition dabei 
erneut ihre Fähigkeit zum entschlossenen Handeln 
beweisen wird, ohne sich zuerst am Koalitionspartner 
abzuarbeiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

FDP der Kollege Oliver Luksic.
(Beifall bei der FDP)

Oliver Luksic (FDP):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Infrastruktur, der gesamte Mobilitätssek-
tor, ist Voraussetzung für Wachstum, auch für Auf-
schwung; aber da hakt es an allen Ecken und Enden. 
Wir müssen feststellen, dass das Geld vom Ministerium 
nicht immer verplant und verbaut wird – es gibt immer 
mehr Haushaltsreste –, und die Investitionslinie ist um 
3,3 Milliarden Euro nach unten korrigiert worden. Inso-
fern müssen wir ebenfalls feststellen: Bei Minister 
Scheuer versickert das Geld, es fließt nicht ab, und bei 
der Maut wird es jetzt auch noch verschwendet.

(Beifall bei der FDP)
Die großen Investitionsprojekte wurden ja eben gelobt. 

Das entspricht aber leider nicht so ganz den Tatsachen. 
Schauen wir uns die großen Projekte an: Beim Bau von 
Zulaufstrecken zum Gotthardtunnel warten die Schwei-
zer auf uns. Der Brenner-Nordzulauf soll erst 2040 fertig 
werden. Der Straßenbauetat für Sanierung wird gerade 
um 10 Prozent gekürzt. Also, da zu behaupten, dass es 
mit der Investitionslinie gut aussieht, ist doch sehr 
gewagt. Wir sind der festen Überzeugung: Wir müssen 
mehr investieren und nicht weniger.

(Beifall bei der FDP)
Bei der Autobahnreform – sie wurde eben angespro-

chen; es gibt jetzt schon den vierten Entwurf eines Pla-
nungsbeschleunigungsgesetzes – hakt es leider vorne und 
hinten: Auch da ist der Fortschritt eine Schnecke. Das 
konnten wir gerade im „Handelsblatt“ nachlesen. Das 
muss dringend im Parlament diskutiert werden. Es kann 
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doch nicht sein, dass die Aufbaukosten explodieren auf 
1,4 Milliarden Euro und dass ein externer Revisor kom-
men muss.

Herr Minister Scheuer, wir haben Fragen dazu gestellt. 
Wir wollen ja, dass diese Reform ein Erfolg wird. Wir 
haben ja gefragt: Was ist mit der DEGES? Was ist mit den 
Anteilen der Länder? Was ist mit der Mischverwaltung 
bei den Bundesstraßen? – Da wurde abgewiegelt, wurde 
gesagt, es sei kein Problem. Aber jetzt müssen wir hören 
und vernehmen, dass nicht nur die Kosten explodieren. 
Es gab sogar eine Rüge für die Führungskräfte, die sich 
auf der Reeperbahn getroffen haben. Also, auf der Ree-
perbahn nachts um halb eins, da wird in Ihrem Ministe-
rium anscheinend die Verkehrspolitik gemacht.

(Beifall bei der FDP)

Zu Recht wurde die Mobilfunkinfrastrukturgesell-
schaft angesprochen; der Bundesrechnungshof übt mas-
sive Kritik. Leider müssen wir auch da feststellen: Hier 
entsteht eine unnötige Doppelbehörde, eine Megabehör-
de; wir haben schon eine Reihe anderer Behörden dieser 
Art. Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung stimmt vorne 
und hinten nicht. Es kommt zu Geldverschwendung. – 
Leider müssen wir auch feststellen, dass bei der Bahn 
immer nur mehr Geld reingeschüttet wird, ohne die 
Strukturen zu ändern. Auch deswegen fand kürzlich 
eine Demo für privaten Wettbewerb statt, die wir unter-
stützen; denn es fehlt leider an Richtlinien für einen fairen 
Wettbewerb. Der Luftverkehrssektor ist in der Krise, 
ebenso der gesamte Logistiksektor, der Fahrzeugbau. 
Da braucht man jetzt Verlässlichkeit, Planungssicherheit.

Und was erleben wir? Im Hinblick auf den Gas-Lkw 
hat die EU-Kommission schon frühzeitig gesagt, dass es 
eine Ausnahme vom Erheben der Lkw-Maut nicht geben 
kann. Darüber wurde das Parlament nicht informiert. 
Jetzt merken wir: Die Spediteure, die Hersteller leiden 
am Schluss unter diesem Chaos. Die Branche braucht 
Verlässlichkeit; Verlässlichkeit gibt es bei diesem Minis-
ter aber nicht.

(Beifall bei der FDP)

Beim Untersuchungsausschuss „Maut“ muss man 
mittlerweile schon von „House of Maut“ reden. Was 
wir da jede Woche erfahren müssen! Letzte Woche waren 
Vertreter der Telekom da und haben auch noch mal klar 
dargestellt: Die ganze Maut war falsch konzipiert –

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Seit 
Monaten die gleiche Soße! Nichts Neues da-
bei!)

völlig analog, nicht digital.

Es wurde die Frage gestellt, ob man die Lkw-Maut- 
Zahlstellen von Toll Collect mitbenutzen dürfe. Das wur-
de verneint. Dann hat man aber nachher erfahren, dass 
autoTicket das machen durfte – ganz klar vergaberechts-
widrig, ein Bruch des Haushaltsrechtes. Und Herr Minis-
ter Scheuer kommt auf die Idee, sich in einem laufenden 
Verfahren am 3. Oktober 2018 mit Betreibern zu treffen – 
vergaberechtlich ein totales Unding. Wie kommen Sie 
überhaupt auf diese Idee? Das wird Ihnen jetzt am Don-
nerstag wirklich auf die Füße fallen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Sven- 
Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Sie haben hier im Deutschen Bundestag auf meine 
Frage, ob es ein Angebot der Betreiber gegeben habe, 
die Maut zu verschieben, fünf Minuten um den heißen 
Brei herumgeredet, und dann haben Sie gesagt, ein sol-
ches Angebot habe es nicht gegeben. Jetzt haben wir aber 
Protokolle der Vernehmungen mehrerer Zeugen, die das 
Gegenteil sagen. Deswegen ist für uns ganz klar: Wenn es 
offensichtlich ist, dass Sie hier die Unwahrheit gesagt, 
das deutsche Parlament und die deutsche Öffentlichkeit 
belogen haben, dann sind Sie im Amt nicht mehr zu 
halten, Herr Scheuer.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Wir müssen feststellen, dass in Ihrem Ministerium das 
Geld versickert oder nicht abfließt. Bei der Maut wird es 
verschwendet. Wir müssen leider feststellen, dass „House 
of Maut“ nicht nur ein Krimi ist, für Sie ist es eher ein 
Horrorfilm, vor allem auch für den Steuerzahler. Und 
deswegen müssen Sie daraus endlich Konsequenzen zie-
hen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion 

Die Linke der Kollege Andreas Wagner.

(Beifall bei der LINKEN)

Andreas Wagner (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Wer oft 
mit dem Zug unterwegs ist oder in einer ländlichen 
Region wohnt, kennt das: nervige Funklöcher und lahmes 
Internet. Da macht das Arbeiten und Lernen im Mobile 
Office beim besten Willen keinen Spaß. Hinzu kommen 
unzuverlässige und teure Bahnverbindungen sowie nicht 
barrierefreie Züge und Bahnhöfe, die nicht nur Menschen 
mit Mobilitätseinschränkung, sondern auch Eltern mit 
Kinderwagen oft vor Probleme stellen. Während man 
auf dem Land froh sein kann, wenn überhaupt ein Bus 
fährt, wird von der Bundesregierung geduldet, dass Miet-
wagenunternehmen wie Uber das Taxigewerbe in den 
Städten kaputtmachen und das Angebot des öffentlichen 
Personennahverkehrs gefährden. Das kann es ja wohl 
nicht sein!

(Beifall bei der LINKEN)
Herr Bundesminister Scheuer, was den Ausbau der 

digitalen Infrastruktur und des öffentlichen Personennah-
verkehrs betrifft, insbesondere in den ländlichen Räu-
men, ist noch deutlich Luft nach oben. Die Linke wird 
daher in den Haushaltsberatungen darauf hinwirken, dass 
die Weichen richtig gestellt werden. Die Coronapande-
mie hat gezeigt: Wir brauchen eine deutlich besser aus-
gebaute digitale Infrastruktur, und wir brauchen eine Ver-
kehrspolitik, die sich an den Mobilitätsbedürfnissen der 
Menschen orientiert, den Klimaschutz in den Mittelpunkt 
stellt und nicht die Profitinteressen großer Konzerne!
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(Beifall bei der LINKEN)

Allein im laufenden Jahr rechnet der Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen mit pandemiebedingten Ein-
nahmeausfällen von 5 bis 7 Milliarden Euro. Das ist eine 
enorme finanzielle Belastung sowohl für die Nahver-
kehrsbetriebe als auch für die Länder und Kommunen. 
Hinzu kommen zusätzliche Aufwendungen im Bereich 
des Infektions- und Arbeitsschutzes. Die Kommunen 
und Nahverkehrsbetriebe werden angesichts sinkender 
Steuereinnahmen und wegfallender Ticketeinnahmen 
nicht in der Lage sein, die Einnahmeausfälle ohne Unter-
stützung des Bundes zu kompensieren. Die im Rahmen 
des zweiten Konjunkturpaketes von der Bundesregierung 
einmalig bereitgestellten 2,5 Milliarden Euro halten wir 
für völlig unzureichend. Herr Bundesminister Scheuer, 
hier muss deutlich nachgebessert werden!

(Beifall bei der LINKEN)

Damit ist es allerdings nicht getan. Die Kommunen 
brauchen auch das nötige Geld, um dringend erforder-
liche Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
durchführen und das Angebot mit Bus und Bahn aus-
bauen zu können. Die Bundesregierung muss die Ver-
kehrsbetriebe durch eine auskömmliche öffentliche 
Finanzierung in die Lage versetzen, mehr Personal ein-
zustellen, um die Arbeitsbelastung der Beschäftigten zu 
senken und so die Arbeitsbedingungen zu verbessern. 
Nur so wird es gelingen, das Personal zu halten und die 
für den Ausbau des Angebots dringend benötigten 
zusätzlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewin-
nen.

(Beifall bei der LINKEN)

An dieser Stelle möchte ich die Gelegenheit nutzen 
und den Beschäftigten in den Verkehrsbetrieben danken, 
ohne die es ein Angebot mit Bus und Bahn nicht geben 
würde. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wünsche 
euch viel Kraft und Erfolg in der laufenden Tarifrunde! 
Solidarische Grüße an euch alle, die heute im Streik sind! 
Ihr habt mehr verdient als Klatschen und warme Worte!

(Beifall bei der LINKEN)

Und an Sie gerichtet, Herr Bundesminister: Wie wäre 
es statt eines Autogipfels mal mit einem ÖPNV-Gipfel? 
Ich finde, ein solcher Gipfel ist längst überfällig. Ver-
kehrspolitik muss alle im Blick haben, auch diejenigen, 
die sich kein Auto leisten können oder aufgrund des 
Alters oder aus gesundheitlichen Gründen nicht fahren 
dürfen. Es ist unsere Aufgabe, dafür zu sorgen, dass alle 
mobil sind; denn Mobilität bedeutet auch, Freunde, 
Bekannte und die Familie besuchen und am gesellschaft-
lichen Leben teilhaben zu können.

(Stephan Brandner [AfD]: Wenn die streiken, 
was dann?)

Unser Ziel ist: ein unschlagbar günstiger, gut ausge-
bauter, sicherer und attraktiver ÖPNV – für alle, in der 
Stadt und auf dem Land. Und in den anstehenden Haus-
haltsberatungen werden wir uns dafür starkmachen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster erhält das Wort für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kollege Stephan 
Kühn,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
dem ich ganz herzlich gratulieren möchte zu seiner Wahl 
als Baubürgermeister der sächsischen Landeshauptstadt 
Dresden,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

weshalb er hier heute vermutlich seine letzte Rede im 
Bundestag halten wird.

Herr Kühn, Sie haben das Wort.

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ja, Herr Präsident, so ist es. Vielen Dank. – Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Verkehrsminister hat 
recht, wenn er sagt: Es mangelt nicht am Geld, aber es 
mangelt an klaren und vor allen Dingen mutigen Ent-
scheidungen für den Klimaschutz in diesem Haushalt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Gustav Herzog [SPD]: Das werden wir in Dres-
den ja dann sehen!)

Als ob es keine Klimakrise gäbe, wächst der Straßen-
bauetat weiter. Trotz Digitalisierung und Automatisie-
rung in der Mobilität wird weiter Landschaft zubetoniert 
und werden Wälder abgeholzt. Meine Damen und Her-
ren, wir brauchen eine Überprüfung der Straßenbaupro-
jekte. Diese müssen endlich auf den Prüfstand.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jörg Cezanne [DIE LINKE])

Corona hat gezeigt: Die Schiene ist das Rückgrat für 
eine krisenfeste Verkehrsinfrastruktur, gerade im Güter-
verkehr.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Eben nicht!)
Aber die Infrastruktur ist ausgelastet und überlastet. Wir 
brauchen mehr Aus- und Neubau für die Schiene im Netz. 
Das Bundesverkehrsministerium hat dafür jährlich 
3,7 Milliarden Euro als Bedarf bemessen. Wieder gibt 
es keinen Mittelaufwuchs dafür im Haushalt. Wieder ste-
hen nur 1,5 Milliarden Euro im Etat drin. Die Verdopp-
lung der Fahrgastzahlen bis 2030, die Verlagerung von 
Güterverkehr auf die Schiene oder die Umsetzung des 
Deutschlandtakts, meine Damen und Herren, das alles 
bleibt nur Ankündigung.

Der Minister hat jetzt ein europaweit schnelles Fern-
verkehrsangebot auf der Schiene voranbringen wollen. 
Dabei ist er selber der größte Bremsklotz, weil der Aus-
bau der Infrastruktur gerade in Deutschland nicht voran-
kommt, sei es der Brenner-Nordzulauf, sei es das Ober-
rheintal. Meine Damen und Herren, mit diesem 
Verkehrsminister bleibt die Schiene leider unter ihren 
Möglichkeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Der Haushalt ist, wenn man so will, ein einziger 
Gemischtwarenladen. Es ist für jeden etwas dabei: von 
allem etwas, aber keine klare Prioritätensetzung.

Für den Energie- und Klimafonds gibt es einen erfreu-
lichen Mittelaufwuchs bei der Tank- und Ladeinfrastruk-
tur für alternative Kraftstoffe und Elektromobilität sowie 
für die Förderung von Bussen und Nutzfahrzeugen. 
Gleichzeitig bleibt aber der Steuerrabatt für Diesel weiter 
über der Förderung von klimafreundlichen Alternativen. 
Alte Technologien zu subventionieren, gleichzeitig neue 
zu fördern, das funktioniert nicht. Das muss ein Ende 
haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jörg Cezanne [DIE LINKE])

Wenn Sie jetzt drei Jahre fossile Gas-Lkws mautfrei 
stellen wollen, dann unterstützt das einerseits nicht die 
CO2-basierte Maut, es führt andererseits auch zu einer 
Rückverlagerung von Verkehren von der Schiene auf 
die Straße und hilft uns beim Klimaschutz überhaupt 
nicht weiter.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Diesel einsetzen!)
Es ist schon gesagt worden: Corona hat die Mobilität 

verändert. Immer mehr Menschen fahren Fahrrad. Das 
werden sie aber nur auf Dauer tun, wenn die Verkehrs-
infrastruktur für den Radverkehr weiter wächst und vor 
allen Dingen sicher ist. Aber im Verkehrsetat macht die 
Radmobilität weiterhin nur 1 Prozent aus. Es gibt jetzt 
mehr Geld im Etat – das sehen wir wohl –, beispielsweise 
für das Sonderprogramm „Stadt und Land“. Aber das 
Geld kommt bei den Kommunen nicht an, weil die not-
wendige Verwaltungsvereinbarung fehlt.

Wir brauchen jetzt außerdem einen starken Impuls für 
den ÖPNV. Erfreulich ist, dass die GVFG-Bundesmittel 
für den Aus- und Neubau auf 1 Milliarde Euro steigen. 
Aber wo bleiben denn die Verbesserungen beim Pla-
nungs- und Genehmigungsprozess, Herr Minister? In 
dem von Ihnen angesprochenen Investitionsbeschleuni-
gungsgesetz finde ich nichts zum Personenbeförderungs-
recht. Genau hier wäre es aber notwendig, die Verfahren 
zu verkürzen, damit das Geld eben auch schneller 
abfließt, sonst kommt der ÖPNV nicht voran.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Kommunen sind die Treiber für die Verkehrswen-

de. Wenn wir die Klimaschutzziele erreichen wollen, 
dann brauchen wir die Kommunen. Sie brauchen deutlich 
mehr Unterstützung durch den Bund. Das sage ich zuge-
gebenermaßen mit einem gewissen Eigeninteresse. Der 
Präsident hat es gesagt: Ich wurde am letzten Donnerstag 
in der Landeshauptstadt Dresden zum Beigeordneten für 
Stadtentwicklung, Bau, Verkehr und Liegenschaften ge-
wählt. Das ist also deshalb heute voraussichtlich meine 
letzte Rede hier im Hohen Haus nach elf Jahren. Es war 
eine gute Zeit. Es hat mir Spaß gemacht. Ich möchte mich 
an der Stelle für die überwiegend sehr gute Zusammen-
arbeit mit Ihnen hier bedanken, insbesondere natürlich im 
Verkehrsausschuss, in den fraktionsübergreifenden Parla-
mentsgruppen, beispielsweise „Elektromobilität“ und 
„Kulturgut Alleen“, und natürlich in der fraktionsüber-
greifenden Fußballmannschaft FC Bundestag, die jetzt 
einen neuen Schatzmeister braucht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Ich war gerne Parlamentarier. Ich freue mich aber 
natürlich jetzt auch auf die neue Herausforderung. Lassen 
Sie uns in Kontakt bleiben.

Schönen Tag!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der 
LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank, Herr Kühn. Wir wünschen Ihnen für Ihre 

neue Aufgabe alles Gute und immer ein gutes Händchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Jetzt machen wir weiter mit der Debatte. Nächster 
Redner ist für die Fraktion der CDU/CSU der Kollege 
Ulrich Lange.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die-

ser Verkehrshaushalt ist ein Investitionshaushalt und da-
mit ein Konjunkturprogramm für sich. Das ist genau das, 
was unser Land jetzt braucht: Modernisierung von Stra-
ße, Schiene, Wasserstraße, Breitband, Mobilfunk und 
ganz, ganz viel Klimaschutz.

Lieber Kollege Kindler, wenn Ihnen dann nicht mehr 
als „scheinheilig“ einfällt und dieses Wort als Hauptvoka-
bel Ihre Rede prägt, dann haben Sie eigentlich nicht viel 
zu kritisieren und inhaltlich nichts mehr auszusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sven-Christian 
Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wür-
de ich anders sehen! – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Na ja! Ob die-
ser Maßstab so positiv ist!)

Zum Kollegen Luksic. Wir sehen uns ja am Donners-
tag länger im Untersuchungsausschuss, sehr lang.

(Oliver Luksic [FDP]: Immer eine Freude!)

Es wird mir eine Freude sein. Ich hoffe, Sie sind besser 
vorbereitet als beim letzten Mal, als Sie nur aus dem 
„Handelsblatt“ zitiert haben. Wer keine andere Quelle 
als das „Handelsblatt“ hat, der ist nämlich schon ziemlich 
arm dran.

(Widerspruch bei der FDP)

Denn oberflächlicher kann man nicht informiert sein, als 
wenn man nur das „Handelsblatt“ liest.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wollen Sie jetzt das „Handelsblatt“ 
beschimpfen?)

Lieber Kollege Luksic und liebe Kolleginnen und Kol-
legen der FDP, ich warne Sie vor Hybris am Donnerstag. 
Ihr Kronzeuge gibt ein Protokoll ab, datiert auf den 
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19. September 2020. Das ist doch eine ganz spannende 
Frage, die wir da am Donnerstag diskutieren können, und 
dann schauen wir mal, wer zum Schluss lacht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zurufe von der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Jetzt zum Verkehrshaushalt. Die Schiene stärken wir 
durch Eigenkapitalerhöhung, durch attraktive Bahnhöfe, 
durch Modernisierung von Signaltechnik, durch Elektri-
fizierung und neue Stellwerke, durch Reparaturen an den 
Bahnhöfen. 120 Millionen Euro extra für kleine Bahn-
höfe, für kleinere Maßnahmen, digitale Stellwerke, 
125 Millionen Euro extra für Mobilfunkempfang, Sen-
kung der Trassenpreise. Klimafreundlicher geht es nicht, 
liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Kühn 
[Dresden] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Doch! Doch!)

Und dann geben wir noch zusätzliche Mittel für die 
Regionalisierung, für den Schienenpersonennahverkehr: 
im ÖPNV-Paket 2,5 Milliarden Euro. Wer dann sagt, man 
würde den öffentlichen Verkehr nicht stärken, der kann 
Haushalte nicht lesen. Das ist auch ein Teil der Wahrheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Thomas Jurk [SPD] – Oliver Krischer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da klatscht 
doch kaum einer!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, den Straßenbau wer-
den wir auch weiter brauchen: Sanierung der Straßen, 
Sanierung der Brücken.

(Zuruf von der LINKEN: Da war doch ÖPP!)

Denn eines ist doch klar: Der Rückhalt und das Rückgrat 
der Wirtschaft, und zwar in ganz Deutschland und beson-
ders im ländlichen Raum, war doch in der Coronakrise 
der Lkw. Erinnern wir uns hier in Berlin doch mal bitte an 
die Autobahn Richtung Polen. Wer war denn der Rück-
halt, der uns versorgt hat? Wer?

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ja, aber es führt kein Weg daran vorbei: Die Menschen 
brauchen Lebensmittel und – ich will nicht nur daran 
erinnern – Toilettenpapier. Aber genau das ist mit dem 
Lkw transportiert worden, und genau das haben wir 
sichergestellt.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und genau deshalb, um die Autobahnen zu sanieren, zu 
erhalten und auszubauen, haben wir die Autobahngesell-
schaft gegründet. Diese Autobahngesellschaft wird allen 
Unkenrufen zum Trotz funktionieren. Anders als in der 
Presse zu lesen war, ist da keine Reißleine gezogen wor-
den. Das ist doch einfach Unfug! Die Autobahngesell-
schaft startet, lieber Kollege Jurk, zum 1. Januar 2021, 
so wie wir das beschlossen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
LINKEN: Am 1. Januar 2016 wurde die Maut 
beschlossen!)

Der Transformationsprozess ist eine Herausforderung. 
Das Fernstraßen-Bundesamt in Leipzig wird aufgebaut, 
auch mit diesem Haushalt. Wir sind da also auf dem 
richtigen Weg.

Lassen Sie mich noch einen Satz zum Luftverkehr 
sagen. Über den redet interessanterweise kaum mehr 
jemand.

(Zuruf von der SPD)
– Kaum mehr. – Aber auch der Luftverkehr ist wichtig für 
uns. Der Luftverkehr ist wesentlich für Deutschland. 
Deswegen war die Hilfe für die Lufthansa richtig. Ich 
möchte aber jetzt Richtung Lufthansa ganz bewusst den 
Zeigefinger heben: Wenn wir unterstützen, erwarten wir 
Kundenorientierung bei dem, was die Lufthansa derzeit 
an Hausaufgaben zu erledigen hat.

(Beifall des Abg. Patrick Schnieder [CDU/ 
CSU] – Alexander Ulrich [DIE LINKE]: 
Beschäftigungssicherung! – Sven-Christian 
Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 
hätten das mal sichern sollen!)

Auch das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist ein wich-
tiger Hinweis dieser Debatte.

Wir werden in den nächsten Wochen im Rahmen der 
TKG-Novelle natürlich auch über Breitband sprechen 
müssen, wir werden über Mobilfunk reden müssen. 
Wichtig ist, dass unser Minister in Brüssel durchgehalten 
hat,

(Lachen der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

dass die alte deutsche Kupfergesellschaft weiß, dass der 
Kupferdraht nicht die Zukunft ist, sondern Glasfaser und 
dass wir Gigabit in ganz Deutschland wollen.

Wir haben viele wichtige Themen auf den Weg 
gebracht. Wir arbeiten weiter erfolgreich, weil die Men-
schen das von uns erwarten.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Wolfgang Wiehle von der AfD.
(Beifall bei der AfD)

Wolfgang Wiehle (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Der Lockdown hat die Schwächen der Infrastruktur 
in Deutschland schonungslos offengelegt und wird ihre 
Nutzung auch auf Dauer verändern.

Die digitale Infrastruktur ist in wichtigen Teilen unse-
res Landes mangelhaft.

(Beifall bei der AfD)
Viele andere Länder sind uns da weit voraus – beschä-
mend weit. Wer von zu Hause arbeiten will, merkt das, 
wenn zum Beispiel eine Videokonferenz mit Arbeitskol-
legen nicht funktioniert. Schülerinnen und Schüler mer-
ken es, wenn sie am Onlineunterricht nicht teilnehmen 
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können. Wo es weit und breit keine Glasfaserleitung gibt, 
könnte der Mobilfunk helfen. Könnte! Funklöcher sind 
aber gerade auf dem Land allgegenwärtig. Alles spricht 
dafür, dass Büroarbeiten von zu Hause – auf neudeutsch: 
im Homeoffice – für sehr viele zur Dauerlösung werden. 
Auch deshalb, meine Damen und Herren, wird der Aus-
bau der digitalen Infrastruktur immer mehr zur Lebens-
frage für unser Land. Die Anstrengungen dafür reichen 
bei Weitem nicht aus.

(Beifall bei der AfD)
Die staatliche MIG, die Mobilfunkinfrastrukturgesell-

schaft, gerät geradezu zur Lachnummer.
(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Das stimmt!)
Das Ziel, dass sie von den Haushaltsmitteln, die ihr 
zufließen, künftig einmal Mobilfunkmasten aufstellt, ist 
in weite Ferne gerückt. Vielmehr ist sie inzwischen ein 
Beobachtungsobjekt für den Bundesrechnungshof.

Der Bahnverkehr, vor allem der Personenverkehr, hat 
durch den Lockdown dramatische Einbrüche erlebt. Die 
Erholung verläuft langsam.

Die regelmäßigen ideologischen Abgesänge auf das 
Automobil, wie sie vor allem aus den Reihen der Grünen 
kommen, sind klar widerlegt. Gerade das Auto bietet 
vielen Bürgern auf ihren Fahrstrecken einen unübertrof-
fenen Schutzraum.

(Beifall bei der AfD)
Busse und Bahnen haben Marktanteile verloren: durch 

die Coronaangst. Damit sich die Fahrgäste wohlfühlen, 
muss jetzt mehr für die Hygiene getan werden, zum Bei-
spiel durch Luftfilterung mit verbesserten Klimaanlagen. 
Wir brauchen höhere Standards für Sauberkeit und 
Sicherheit.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Erst mal Masken tragen! Das würde 
auch schon viel bringen! – Zuruf von der 
SPD: Ich dachte, es gibt kein Corona!)

Das ist hundertmal wichtiger als die linke Strategie, Herr 
Kollege Perli, Fahrpreise mit Milliardenaufwand noch 
mehr zu subventionieren. Staatliche Fördermittel müssen 
deshalb verstärkt in bessere Qualität fließen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Victor 
Perli [DIE LINKE])

Leistungsfähige Bahnstrecken sind gerade da beson-
ders wichtig, wo die Bahn große Verkehrsströme bündeln 
kann. Das ist volkswirtschaftlich und strategisch sinnvoll. 
Deutschland braucht mehr schnelle Bahnlinien zwischen 
den großen Städten. Mehr Transitgüterverkehr muss von 
den Autobahnen auf die Schiene geholt werden. Damit 
der Bahnverkehr von seinen Nachbarn akzeptiert wird, 
muss mehr Geld in den Lärmschutz fließen.

(Beifall bei der AfD)
Wir haben hier im Bundestag vor wenigen Wochen 

beschlossen, mehr für den Lärmschutz zu tun beim 
Aus- und Umbau der Bahnstrecke zwischen Lübeck 
und Puttgarden. Das muss auch für andere große Vorha-
ben der Maßstab sein, zum Beispiel beim Zulauf des 

Brennerbasistunnels bei Rosenheim in Oberbayern. 
Auch das Mittelrheintal, zum Weltkulturerbe erklärt, 
braucht eine Perspektive, wie es vom Lärm der vielen 
Güterzüge entlastet werden kann.

Mit klaren Maßstäben kann der Ausbau der Bahn eine 
Erfolgsgeschichte sein. Wer die Bahn aber zum Spielball 
der Ideologie macht und ehrgeizige Planziele für Ver-
kehrsmengen vorgibt, der wird Milliarden an Steuergeld 
verschwenden. Und das, meine Damen und Herren, 
macht die AfD nicht mit!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht für die Fraktion 

der CDU/CSU der Kollege Gero Storjohann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gero Storjohann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

aktuelle Pandemie hat gezeigt: Die individuelle Mobilität 
kann sich sehr schnell verändern. Und der Radverkehr hat 
eine große Chance erfahren. Wir sehen, dass immer mehr 
Menschen auf das Fahrrad umsteigen, um ihre individuel-
le Mobilität zu erhalten, und sei es auch bei Streiks in 
Berlin.

Rad- und Fußverkehr sind deutliche Gewinner der 
Coronakrise. Ein Viertel der Menschen in Deutschland 
ist nach einer Befragung des Fahrrad-Monitors im 
Sommer 2020 mehr Rad gefahren als im Vorjahreszeit-
raum. 30 Prozent der Befragten haben angegeben, häufi-
ger zu Fuß unterwegs gewesen zu sein. Auch das Auto 
wurde mehr genutzt. Einen Rückgang gab es nur beim 
ÖPNV. Auch die Fahrradbranche boomt trotz Lockdown. 
Mit einem Umsatzplus von über 9 Prozent im ersten 
Halbjahr 2020 zum Vorjahr legte sie deutlich zu – Ten-
denz steigend. Bereits 2019 konnte die Branche mit 
4,2 Milliarden Euro Rekordumsätze einfahren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beraten heute 
den Haushalt für das Jahr 2021. Der Verkehrshaushalt 
ist der drittgrößte Einzelhaushalt des Bundes, er ist der 
größte Investitionshaushalt. In der Vorankündigung, Herr 
Präsident, auf der Homepage des Deutschen Bundestages 
wird der Radverkehr mit keinem Wort erwähnt, obwohl 
wir alle wissen, dass er ein Schwerpunkt des Minister-
iums und von Andi Scheuer ist. Und darauf möchte ich 
jetzt auch eingehen.

Für den Haushalt 2020 bis 2023 stehen insgesamt 
900 Millionen Euro für den Radverkehr bereit. Und 
davon gewährt das BMVI über die Richtlinie zur Förde-
rung innovativer Projekte zur Verbesserung des Radver-
kehrs in Deutschland im Zeitraum 2020 bis 2023 für 
investive Modellprojekte insgesamt 127 Millionen 
Euro. 34 Projekte mit Modellcharakter und einem Förder-
volumen von 127 Millionen Euro wurden im Rahmen der 
Interessenbekundung bereits ausgewählt.

Mit dem Sonderprogramm „Stadt und Land“ werden 
investive Maßnahmen der Länder und Kommunen mit 
bis zu 657 Millionen Euro gefördert. Wir möchten das 
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Sonderprogramm nutzen, um möglichst getrennten und 
sicheren Radverkehrsnetzen, modernen Abstellanlagen 
und Fahrradparkhäusern eine Chance zu geben.

Zur Unterstützung der Länder und Gemeinden bei Pla-
nung und Bau von Radschnellwegen stellt der Bund seit 
2017 jeweils 25 Millionen Euro bereit. Und dies ist etwas 
Besonderes: Hier werden nämlich im Gegensatz zum 
Straßenbau auch Planungskosten finanziert. Es wurden 
bereits über 20 Förderanträge gestellt und insgesamt 
280 Kilometer mit einem Volumen von 41,5 Millionen 
Euro bewilligt.

Das ist alles schön. Und der Minister hat jetzt über 
zehn Professuren auf den Weg gebracht, um letzten Endes 
auch Kompetenz in die Kommunen und Länderverwal-
tungen zu bringen, damit Radverkehr auch umgesetzt 
werden kann, wenn wir das Geld zur Verfügung stellen.

Meine Damen und Herren, wir haben aber auch ein 
Problem in der Abwicklung unserer Programme. Und 
deshalb müssen wir über Haushaltsrecht noch mit unse-
ren Haushältern sprechen. Der Zeitraum bis 2023 ist viel 
zu kurz, um letzten Endes Projekte, die wichtig sind – 
auch für den Klimaschutz –, auf den Weg zu bringen. 
Zur Deckung des unabweisbaren Bedarfs der Förderung 
klimafreundlicher Mobilitätslösungen ist es zwingend 
erforderlich, die Mittel für den Radverkehr auch nach 
2023 fortzuschreiben. Deshalb müssen die Haushaltsmit-
tel inklusive Verpflichtungsermächtigungen insgesamt 
für mindestens fünf Jahre zur Verfügung stehen. In den 
Haushaltsverhandlungen muss also sichergestellt wer-
den, dass die aktuell nicht benötigen Verpflichtungser-
mächtigungen der Anlaufjahre auf die späteren Haus-
haltsjahre ab 2024 verschoben werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die CDU/ 
CSU-Fraktion begrüßt, dass unser Minister Andi Scheuer 
engagiert den Radverkehr nach vorne gebracht hat.

(Lachen des Abg. Victor Perli [DIE LINKE])
An der Beseitigung des haushaltsrechtlichen Wurzel-
werks werden wir jetzt noch arbeiten müssen.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Victor Perli [DIE LINKE]: 
Niemals den Humor verlieren!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank, Herr Storjohann, für den Hinweis auf die 

Homepage des Deutschen Bundestages. Das ist sicher ein 
Thema von allgemeinem Interesse; denn vermutlich sind 
noch nie so viele Menschen Fahrrad gefahren wie in den 
letzten sechs Monaten.

Wir fahren fort in der Debatte. Nächster Redner ist für 
die Fraktion der SPD der Kollege Gustav Herzog.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gustav Herzog (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

gab noch keinen Bundeshaushalt, in dem, verteilt auf die 
verschiedenen Ressorts, so viele Mittel für das Digitale 

bereitgestellt worden sind: für Forschung, für Infrastruk-
tur, aber auch um die Transformation unserer Gesell-
schaft zu begleiten, um den Menschen zu helfen, die nicht 
auf der digitalen Sonnenseite sind, sondern eher Proble-
me damit haben, dass sich vielleicht am Arbeitsplatz ganz 
viel ändert. Olaf Scholz hat heute Morgen bei der Ein-
bringung des Haushaltes sehr deutlich gesagt: Ziel dieses 
Haushaltes ist es auch, die Menschen in diesem Prozess 
nicht alleinzulassen.

(Beifall bei der SPD)
Ich möchte noch eine Vorbemerkung machen. Herr 

Kollege Wiehle, Ihre Partei hat ja Interesse daran, dass 
es dem Land schlecht geht, weil Sie hoffen, dass es Ihnen 
dann gut geht.

(Zuruf von der AfD: So ein Quatsch!)
Sie brauchen das nicht fortzusetzen, indem Sie das Land 
schlechtreden. Ja, wir haben Nachholbedarf bei der digi-
talen Infrastruktur. Aber mit Blick auf das, was sich in der 
Coronakrise abgespielt hat, gestatten Sie mir den Hin-
weis, dass die Netze stabil waren. Wir waren niemals, 
weder im Festnetz noch beim Mobilfunk, irgendwo an 
der Leistungsgrenze, sondern das, was vorhanden war, 
hat auch hervorragend funktioniert. Und wenn Schülerin-
nen und Schüler Probleme hatten, dann lag es eher an den 
fehlenden pädagogischen Konzepten als an den Bits und 
an den Bytes, die nicht durch die Leitung gegangen sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Zuruf von der AfD: Was für ein 
Unfug!)

Ich will etwas zum Festnetz, zum Mobilfunk und zu 
den Anwendungen sagen:

Zum Festnetz. Die Bagger rollen. Oder noch besser: 
Die Bagger baggern. In meinem Landkreis gibt es kaum 
noch eine Gemeinde, in der man jetzt nicht dabei ist, die 
Leerrohre für die Glasfaser zu verlegen. Der Mittelab-
fluss rollt. Ich bin dem Bundesminister dankbar, dass 
wir den Gordischen Knoten in Europa für die nächste 
Welle der Förderung durchschlagen haben und somit 
2025 wirklich das im Koalitionsvertrag vereinbarte Ziel 
erreichen, dass jeder Zugang zu einem schnellen 
Anschluss hat.

Aber, Herr Minister, das Scharnier dazu ist die Moder-
nisierung im Rahmen des Telekommunikationsgesetzes. 
Vielleicht nehmen Sie mal den Herrn Seehofer und den 
Herrn Altmaier mit in eine Klausur und kommen da in die 
Puschen. Wir als Parlamentarier würden das Gesetz gerne 
beraten; das sage ich Ihnen.

Zum Mobilfunk. Es wird kräftig ausgebaut. Nahezu 
kein Tag vergeht, ohne dass in der Zeitung steht: Anten-
nen wurden aufgerüstet. – Wir mussten da etwas 
schieben, weil es sich die Telekommunikationsunterneh-
men bei den Versorgungsauflagen wohl etwas zu leicht 
gemacht haben. Aber auch der eigenwirtschaftliche Aus-
bau rollt. Ich schaue in die Richtung der Grünen: 5 G ist 
natürlich auch deutlich klimafreundlicher als die Vorgän-
gergenerationen im Mobilfunk. Da wollen wir hin.

Nicht nur an diesem Haushalt, sondern auch am Ord-
nungsrecht haben wir als Koalition gearbeitet. Ich will 
nur daran erinnern, dass wir das Bundesfernstraßengesetz 
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so geändert haben, dass die Masten nun an den Straßen 
aufgestellt werden können und die Verkehrswege besser 
ausgeleuchtet werden. Ich bin meinem Kollegen Thomas 
Jurk insbesondere dafür dankbar, dass wir über 140 Mil-
lionen Euro zur Verfügung haben, um die Trennung von 
Zugfunk und LTE 900 hinzubekommen, sodass also auch 
die Versorgung entlang der Schiene deutlich besser wird.

(Beifall bei der SPD)
Der Innovationswettbewerb läuft. Die 5x5G-Strategie 

läuft. Ich will nur daran erinnern, dass in meiner Heimat-
stadt Kaiserslautern in den nächsten Tagen acht Campus-
netze zugeschaltet werden. Alle sind mit vertrauenswür-
diger Technik von europäischen Herstellern gebaut. Da 
kann man wirklich alles ausprobieren, was es nur gibt. Ich 
glaube, da sind wir gemeinsam auf einem richtigen Weg, 
und dieser Haushalt ist dazu eine gute Grundlage.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Kollege Eckhard Pols für die CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Eckhard Pols (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wir haben ja viel über Straße, Schiene 
und eben auch übers Fahrrad gehört, und es wird Zeit, 
dass wir mal aufs Wasser gehen. Ich möchte heute hier 
über die Binnenschifffahrt und die Wasserstraßen spre-
chen. An gleicher Stelle habe ich das schon 2018 getan. 
Heute, zwei Jahre später, kann ich sagen: Die Koalition 
hat die Binnenschifffahrt und die bundeseigenen Binnen-
wasserstraßen weiter gestärkt und auch entsprechende 
Maßnahmen dazu im Bundeshaushalt ergriffen.

Ein Blick auf die Zahlen zeigt es: Die Investitionen in 
Bundeswasserwege steigen von knapp 845 Millionen 
Euro auf rund 1 Milliarde Euro in 2021, und das trotz 
eines geringeren Gesamtvolumens des Bundeshaushaltes 
und des Einzelplans 12 in 2021. In meinen Augen enthält 
der Einzelplan 12 gerade für die Binnenschifffahrt viele 
gute Aspekte. Positiv bewerte ich, dass für Ersatz-, Aus- 
und Neubaumaßnahmen an Bundeswasserstraßen rund 
700 Millionen Euro vorgesehen sind. Das sind rund 
240 Millionen Euro mehr als noch in diesem Jahr. Auch 
für einen erneuten Stellenzuwachs bei der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes – kurz: WSV – wer-
den zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Mathias Stein [SPD])

Zusätzliches Personal wird dringend benötigt; denn die 
WSV, die für den Betrieb und den Unterhalt unserer Bun-
deswasserstraßen zuständig ist, ist mehr als ausgelastet 
und steht vor großen Herausforderungen. Ein Problem 
bereitet hierbei allerdings auch der angespannte Fach-
kräftemarkt in Verbindung mit einer wahrgenommenen 
mangelhaften Attraktivität des öffentlichen Dienstes, 
was die Stellenbesetzung zusätzlich verzögert. Durch 

den Fachkräftemangel bei der WSV, aber auch im priva-
ten Baugewerbe kommt es deswegen immer wieder zu 
zeitlichem Verzug bei der Umsetzung von Bauvorhaben 
an unseren Wasserstraßen. Das ist ein ernstzunehmendes 
Problem, da viele Wasserbauwerke inzwischen stark in 
die Jahre gekommen sind. Etwa die Hälfte der Wehran-
lagen und rund 66 Prozent der Schleusenanlagen wurden 
vor 1950 errichtet, etwa 10 bis 20 Prozent vor 1900. Des-
halb müssen zahlreiche Wasserbauwerke jetzt und in 
naher Zukunft zeitgleich saniert bzw. auch neu errichtet 
werden.

Das dabei angewandte Prinzip „Erhalt vor Aus- und 
Neubau“ kann angesichts der Umstände nur die richtige 
Prioritätensetzung sein. Doch hierbei dürfen wir übrigens 
auch die Nebenwasserstraßen nicht zu kurz kommen las-
sen; denn die sind gerade für den Wassertourismus und 
damit für die lokale Wirtschaft besonders in den jeweili-
gen Regionen von zentraler Bedeutung. Der Erhalt und 
die Funktionsfähigkeit dieser Wasserstraßenverkehrsinf-
rastruktur sind für den Bund ebenfalls wichtig.

Ebenso werden die Mittel für die Beihilfen zur Aus- 
und Weiterbildungsförderung für die Binnenschifffahrt 
um fast 1 Million Euro steigen. Mehr Geld gibt es auch 
für die Förderung von Motoren und die Modernisierung 
der Binnenschifffahrt. Neu geschaffen werden außerdem 
die Haushaltsziele „Digitale Testfelder in Häfen“ und 
„Digitale Testfelder an Wasserstraßen“ sowie der Titel 
„Nachhaltige Modernisierung für die Küstenschifffahrt“.

Im Großen und Ganzen freue ich mich natürlich über 
die positive Tendenz, gerade was die Erneuerung und 
Ersatzneubauten anbelangt. Aber, lieber Andi Scheuer, 
Sie müssten vielleicht noch mal eine Schippe drauflegen, 
um auch zeitgemäß zu bleiben und in die Zukunft blicken 
zu können. Aber ich glaube, das werden wir in den anste-
henden Haushaltsverhandlungen noch leisten. Ich sehe, 
das ist auch hier richtig und gut investiertes Geld. Ein 
kleines Beispiel – das haben wir hier heute vielleicht 
auch schon gehört –: Große moderne Motorgüterschiffe 
können bis zu 150 Lkws ersetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Das ist letztendlich auch etwas, das wir für unser Klima 
tun können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun die Kollegin Korkmaz- 

Emre das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Elvan Korkmaz-Emre (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Niemand von uns konnte das Ausmaß der Corona-
pandemie wirklich absehen. Stand jetzt sind wir gut 
durchgekommen. Unser Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz hat Wort gehalten: Es wird nicht nur gerettet, es 
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wird investiert. Das ist ein verantwortungsvoller Haus-
halt mit richtig Wumms dahinter, damit wir nämlich 
gestärkt aus dieser Krise hervorgehen können.

(Beifall bei der SPD)
Im letzten Jahr standen wir an dieser Stelle mit der 

schwarzen Null. Wir kommen von einem soliden Funda-
ment und von einer niedrigen Schuldenquote. Genau des-
halb können wir uns diesen Haushalt leisten. Wir können 
uns heute selbstbewusst gegen die Krise stemmen, und 
das ist die sozialdemokratische Handschrift.

(Beifall bei der SPD)
Sozialdemokratische Politik ist es auch, dass wir in 

dieser Legislaturperiode über 80 Milliarden Euro mehr 
investieren als in der letzten. Davon fließen knapp 19 Mil-
liarden Euro allein im nächsten Jahr in den Bereich Ver-
kehr. Das sind Investitionen auf Rekordniveau. Dieses 
Geld, liebe Bürgerinnen und Bürger, kommt bei Ihnen 
allen an. Denn die anstehenden Herausforderungen 
bewältigen wir nur gemeinsam, und das vor Ort und 
gerade bei der Verkehrswende.

(Beifall bei der SPD)
Warum Verkehrswende? Ich möchte es noch einmal 

sagen – kurzer Nachhilfeunterricht, weil es immer noch 
nicht alle verstanden haben –: Wir brauchen die Ver-
kehrswende, weil nämlich nachhaltige Verkehrspolitik 
konkreter Klimaschutz ist. Wir brauchen die Verkehrs-
wende, weil wir Mobilität für alle brauchen, damit Teil-
habe und Selbstbestimmung Selbstverständlichkeit wer-
den. Auch das ist Sozialdemokratie pur.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Für die Gemeinden heißt das ganz konkret: Die Mittel 

im Topf der Gemeindeverkehrsfinanzierung steigen auf 
1 Milliarde Euro an. Das sind 1 Milliarde Euro für kon-
krete Verbesserungen der Verkehrsverhältnisse. Das sind 
1 Milliarde Euro für Streckenreaktivierungen, für Stra-
ßenbahnen, für Haltestellen, für Bahnhöfe. Das sind alles 
Maßnahmen, die wir dringend brauchen. Jetzt ist das 
Geld da. Also: Packen wir es an!

(Beifall bei der SPD)
Für die Länder heißt das auch: Sie können im nächsten 

Jahr mehr Geld auf die Schiene bringen, und zwar kon-
kret 9,2 Milliarden Euro. Und – das will an dieser Stelle 
einmal gesagt werden –: Wir haben gerade bei den Regio-
nalisierungsmitteln in diesem Jahr außer der Reihe 
2,5 Milliarden Euro draufgesattelt, um eben die Auswir-
kungen der Coronapandemie abzufedern und dem SPNV 
durch die Krise zu helfen. Und ja, man sieht: Wir können 
eben Wumms, und zwar an den richtigen Stellen, wenn es 
darauf ankommt.

Allen, die jetzt denken: „Das war’s“, sage ich Nein. 
Denn eine Sache möchte ich am Schluss noch anmerken, 
weil sie mir besonders wichtig ist und ich mich darüber 
sehr freue: Der Bund gibt im nächsten Jahr 280 Millionen 
Euro für den Ausbau von Fahrradnetzen – für alle, die auf 
dem Radschnellweg schnell und stressfrei zur Arbeit pen-
deln wollen, für alle, die lieber mal mit dem Lastenrad 
einkaufen fahren, statt nach Parkplätzen zu suchen. Des-
halb auch die Bitte an die Länder und die Kommunen: 

Macht was mit dem Geld! Denn Verkehrswende braucht 
nicht nur Haushaltsmittel, sondern auch den absoluten 
Willen, tatsächlich vor Ort zu gestalten und zu verändern. 
Wir brauchen engagierte Planungsbehörden und natürlich 
handlungsfähige Kommunen.

Corona hat uns gezeigt, dass gerade im Bereich des 
Radverkehrs verdammt viel Potenzial steckt. Deshalb 
kommen die 200 Millionen Euro mehr als im letzten 
Jahr für Radverkehr auch genau zur richtigen Zeit. Und 
wenn ich Titel an die Bundesregierung vergeben dürfte, 
dann stünde für mich eins zumindest fest: Mein Fahrrad-
minister, das ist Olaf Scholz.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 

Rüdiger Kruse das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Rüdiger Kruse (CDU/CSU):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Korkmaz- 

Emre, ich sage Ihnen mal ganz pragmatisch: Wenn Sie 
meinen, dieser Haushalt trage allein die sozialdemokra-
tische Handschrift, dann nehmen wir gern auch noch ein 
bisschen mehr davon.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir hätten gar nichts dagegen – auch der Kollege Thomas 
Jurk nicht –, wenn Sie den „Verkehrsminister“ bzw. 
„Fahrradminister“ Olaf Scholz dazu brächten,

(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haha!)

den Verkehrsetat noch mal zu erhöhen.
(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da muss der Verkehrsminister selber 
lachen!)

Ich glaube, sogar die Kollegen von den Grünen würden 
applaudieren, wenn im parlamentarischen Verfahren, 
vielleicht in der Bereinigungsvorlage der Bundesregie-
rung, zum Beispiel für die Bahn noch die fehlenden 
2,5 Milliarden Euro für Investitionen drin wären. Das 
würden Thomas Jurk und ich dann auch gerne entspre-
chend in den Etat einbringen.

(Zuruf von der LINKEN)
Es sind ja auch andere Bestellungen gemacht worden, 

und es ist daher gut, so einer Debatte zu folgen. Dann 
spart man sich zum Beispiel dank der Rede des Kollegen 
Storjohann morgen den Termin, für den eine Stunde 
angesetzt ist. Du hast vier Minuten gebraucht, um klarzu-
machen, was du gerne im Haushalt hättest. Ich streiche 
dann mal diese eine Stunde aus meinem Kalender.

Der Verkehrsetat ist der größte Investitionsetat, und 
damit ist er auch der größte Gestaltungsetat. Der Minister 
hat vorhin gesagt – das zeugt ja auch von einem gewissen 
Selbstbewusstsein –: „Machen Sie den Haushalt, der 
ohnehin schon exzellent ist, noch ein Stück besser!“ Vie-
len Dank für die Erinnerung daran, dass es vorrangig die 
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Aufgabe des Parlaments ist, den Haushalt zu gestalten! 
Aus der Erfahrung weiß der Verkehrsminister auch, dass 
wir das immer sehr liebevoll gemacht haben.

In der Vergangenheit – wenn man sich mal diese Legis-
latur anguckt – haben wir den Hochlauf der Investitionen 
hinbekommen. Und ich muss auch sagen: Ich bin richtig 
glücklich, dass dieser Minister so viel Geld ausgibt. Denn 
das war ja nicht immer so. Wir haben Jahre gehabt, in 
denen man die Mittel erhöht hat, und dann hat man am 
Ende damit sozusagen die Reste erhöht. Das ist Ins- 
Schaufenster-Stellen, das nützt uns nichts. Und der Inves-
titionshochlauf, der gelungen ist, ist wirklich ein Produkt 
dieser Legislaturperiode. Das hat auch viel damit zu tun, 
dass wir die Planungskapazitäten hochgefahren haben. 
Das heißt, dass das Parlament im Verfahren mehr Stellen 
bewilligt hat und damit natürlich auch die Planung 
ermöglicht hat.

Was uns dann aber immer Schwierigkeiten macht, ist 
die Umsetzung. Wir sind uns hier in vielen Dingen einig. 
Wir wissen zum Beispiel, dass wir, wenn wir den Güter-
verkehr stärken wollen, die Maßnahmen für den Einsatz 
von 740-Meter-Zügen hinbekommen müssen. Natürlich 
können sie schon heute fahren, aber sie können nicht 
überholt werden und sind damit ein großes Problem.

Neue Strecken zu bauen, ist absolut notwendig. Aber 
man muss es natürlich auch vor Ort umsetzen. Die Müh-
sal der Ebene ist ja die Umsetzung. Wichtig wäre, dass 
wir den Konsens finden, zu sagen: Wenn wir hier im 
Parlament Verkehrswege beschließen, dann müssen wir 
in der Umsetzung auch dahinterstehen, und zwar die 
Politik insgesamt, damit es zu einer Beschleunigung 
kommt,

(Zuruf des Abg. Reinhold Sendker [CDU/ 
CSU])

sodass wir zukünftig nicht mehr schätzungsweise 20 oder 
25 Jahre von der Idee einer schnellen Bahnstrecke bis zu 
deren Verwirklichung brauchen.

Übrigens glaube ich, dass es auch für denjenigen, der 
gegen eine solche Strecke klagt, besser ist, wenn er nicht 
15 Jahre lang seine Energie in eine Sache stecken muss 
und erst dann die Entscheidung erfährt. Kann man es 
nicht hinbekommen, die Dinge innerhalb von drei, vier 
oder fünf Jahren endgültig abzuwägen, dann zu bauen 
oder vielleicht auch nicht? Dafür muss auch die Bereit-
schaft bestehen, vor Ort gemeinsam dafür zu kämpfen.

Signifikant ist jedenfalls, dass der Schienenanteil am 
Haushalt deutlich gewachsen ist. Ich will jetzt nicht 
weiter auf den Konflikt Schiene/Autoverkehr eingehen. 
Denn wir müssen im Sinne der Nachhaltigkeit schauen, 
wie wir die Transportleistung am besten erbringen. Wir 
müssen sicherlich auch zukünftig in den Straßenbau 
investieren, weil es uns nichts bringt, wenn wir marode 
Straßen haben; das macht den Güterverkehr nicht besser.

Die alternativen Kraftstoffe sind angesprochen wor-
den. Sie werden manchmal ja auch belächelt. Wenn ich 
mir die Situation in meinem Wahlkreis angucke, dann 
glaube ich beinahe, dass diese E-Fuels eigentlich nur 
dafür gemacht werden, damit die Grünen mit besserem 
Gewissen ihre SUVs fahren können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jedenfalls lag bei der letzten Europawahl das Wahllokal 
mit den meisten Stimmen für die Grünen in dem Stadtteil, 
der die meisten neuen Anmeldungen von SUVs hat. Wir 
tun also was dafür, dass man alle Möglichkeiten des 
Lebens nutzt und sich dabei wohlfühlt.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Das war nicht 
schlecht!)

– Was war schlecht?

(Jan Korte [DIE LINKE]: Nein, das war nicht 
schlecht!)

– Danke. Stimmt ja auch. – Aber so ist eben die Lebens-
wirklichkeit.

Eines wollen wir alle gemeinsam tatsächlich nicht, 
nämlich miesepeterig unterwegs sein, sondern wir wollen 
eine Verbesserung in Richtung Nachhaltigkeit hinbekom-
men. Das wird der entscheidende Faktor sein. Und wenn 
man hier den größten Investitionshaushalt zu verantwor-
ten hat, dann ist natürlich die spannende Frage: Welchen 
Beitrag leisten wir damit zu einer nachhaltigen Entwick-
lung? Schaut man sich die Entwicklung dieses Etats an, 
dann sieht man: Er ist noch nicht perfekt, aber er ist mit 
jedem Jahr besser geworden.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Weitere Wortmeldungen zu diesem Einzelplan liegen 

nicht vor.

Wir kommen nun zu dem Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukle-
are Sicherheit, Einzelplan 16.

Das Wort hat die Bundesministerin Svenja Schulze. – 
Wir warten noch einen Moment, bis alle ihren Platz 
gefunden haben. – Ich denke, jetzt haben wir die notwen-
dige Ordnung. Sie haben das Wort, Frau Ministerin.

Svenja Schulze, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordnete! Umwelt- und Klimaschutz zahlen 
sich aus – das hat heute Morgen unser Finanzminister 
Olaf Scholz sehr eindrucksvoll dargelegt. Das ist eine 
der zentralen Botschaften des Bundeshaushaltes für 
2021, den die Bundesregierung diese Woche hier in den 
Deutschen Bundestag einbringt. Sie zahlen sich aus, weil 
sie gute, gesunde Lebensbedingungen sicherstellen, sie 
zahlen sich aus, weil sie Standortvorteile sind und Wett-
bewerbsfähigkeit von morgen sicherstellen, und sie zah-
len sich aus, weil sie die Teilhabe aller Menschen in 
unserem Land sichern und damit auch den Zusammenhalt 
stärken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Der Klimaschutz ist daher – und das ist genau richtig – 
auch nicht die alleinige Aufgabe der Umweltministerin. 
Ich habe immer wieder eingefordert, dass die gesamte 
Bundesregierung, also alle Ministerien, hier Verantwor-
tung übernehmen. Und dieser Haushaltsentwurf zeigt, 
dass inzwischen alle Ministerien auf dem Weg sind, Kli-
maministerien zu werden. Das haben Sie gerade bei der 
Einbringung des Haushalts des Verkehrsministeriums ge-
hört

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was? – Jan Korte [DIE LINKE]: Das 
war ein Knaller!)

– ja, natürlich! –, welches dank Olaf Scholz verstärkt in 
Bus, in Bahn, in Elektromobilität investiert. Und das 
sehen Sie in den Haushaltsentwürfen des Wirtschafts-, 
des Landwirtschafts-, des Bauministeriums.

Die Bundesregierung wird in 2021 so viel wie nie 
zuvor in der Geschichte der Bundesrepublik in den Kli-
maschutz investieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sehen Sie sich allein die Ausgaben für den Energie- und 
Klimafonds an: Sie werden mit knapp 27 Milliarden 
Euro – nicht Millionen – mehr als verdreifacht. Der vor-
liegende Haushaltsentwurf ist damit die konsequente 
Fortsetzung des Weges, den die Bundesregierung mit 
dem Klimaschutzprogramm 2030 und dem Klimaschutz-
gesetz eingeschlagen hat. Wir bekennen uns zum Ziel der 
Klimaneutralität in 2050, und wir unterstützen Wirtschaft 
und Gesellschaft auf dem Weg dahin. Wir investieren 
ganz massiv in Forschung und Innovation. Wenn Sie 
sich allein mein Ministerium ansehen: Über den Energie- 
und Klimafonds sind Investitionen in die Dekarbonisie-
rung der Industrie vorgesehen. Im Finanzplan bis 2024 
stehen dafür rund 1,5 Milliarden Euro zur Verfügung. Ich 
glaube, das ist sehr gut investiertes Geld.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir unterstützen den Markthochlauf von Grünem Was-
serstoff – das ist wichtig, weil wir Klimaneutralität in der 
Stahlproduktion sowie in den Bereichen Chemie und 
Luftfahrt wollen; das eröffnet starke industriepolitische 
Perspektiven für Deutschland –, und wir setzen im 
Umwelt- und im Klimaschutz beim Kampf gegen den 
Artenverlust auf neue Technologien wie Digitalisierung 
und KI und fördern innovative Pilotprojekte.

Mir ist besonders wichtig, zu betonen: Wir schaffen 
neue Perspektiven in den vom Strukturwandel besonders 
betroffenen Regionen. Mit diesem Bundeshaushalt wer-
den erstmals Mittel zur Strukturstärkung in den Kohlere-
gionen eingestellt. Im Rahmen des Strukturstärkungsge-
setzes ist das Bundesumweltministerium mit einer 
Vielzahl von Projekten an der Umsetzung von Förder-
maßnahmen beteiligt. Hierzu zählen das Zentrum für 
Biodiversitätsmonitoring in Leipzig, das Kompetenz-
zentrum für PtX, das Kompetenzzentrum Elektromagne-
tische Felder sowie das Kompetenzzentrum Klimaschutz 
in energieintensiven Industrien, alle in der Lausitz behei-
matet.

(Beifall bei der SPD)
Diese Einrichtungen liegen alle in Ostdeutschland. Ich 

weise noch mal ausdrücklich darauf hin, weil wir in die-
ser Woche 30 Jahre deutsche Einheit feiern; das wird am 
Freitag mit einer Debatte hier im Bundestag begleitet. 
Das Bundesumweltministerium hat in der letzten Woche 
daran erinnert, dass aus dem ehemaligen Todesstreifen, 
den die DDR an der Grenze zur Bundesrepublik errichtet 
hatte, in den vergangenen 30 Jahren das Grüne Band 
geworden ist. Es ist inzwischen eine Lebenslinie, die 
Ost und West verbindet und heute zum Lebensraum von 
vielen bedrohten Tier- und Pflanzenarten und gleichzeitig 
ein sehr bemerkenswerter Ort der Erinnerungskultur 
geworden ist.

Umweltschutz wird auch hier immer wieder als Streit-
thema wahrgenommen. Das ist gut so; denn wir wollen 
den Wettstreit um die besten politischen Konzepte und 
Ideen. Was aber unterschätzt wird, ist, wie verbindend 
die Wirkung des Umweltschutzes ist. Das Grüne Band 
ist wirklich ein Symbol dafür. Wir verdanken der 
Umweltbewegung in der DDR einen wichtigen Anteil 
an der Friedlichen Revolution und auch das großartige 
Nationalparkprogramm, das inzwischen zu einer verbind-
enden Erfolgsgeschichte in ganz Deutschland geworden 
ist.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Marie- 
Luise Dött [CDU/CSU])

Meine Damen und Herren, ein Ende der weltweiten 
Coronapandemie ist noch nicht in Sicht. Wichtig ist, 
dass der wirtschaftliche Neustart nach dem Lockdown 
jetzt genutzt werden muss, um mit dem staatlichen Kon-
junkturprogramm den Aufbruch in eine klimaneutrale 
Zukunft zu beschleunigen, um den Weg dahin zu ebnen. 
Die Fenster, die Türen für diese Veränderungen stehen 
weit offen, und deswegen ist es jetzt so wichtig, zu han-
deln und umzusteuern.

Unsere deutsche Ratspräsidentschaft ist die perfekte 
Gelegenheit dafür, das europäische Band im Klimaschutz 
enger zu knüpfen. Der European Green Deal ist die rich-
tige Antwort der EU-Kommission auf die Klimakrise 
genauso wie der Vorschlag für eine Anhebung des EU- 
Klimaziels auf mindestens 55 Prozent Minderung der 
Treibhausgase. Beides liegt im deutschen Interesse und 
verdient unsere volle Unterstützung. Morgen beim infor-
mellen Treffen der EU-Umweltministerinnen und -minis-
ter werde ich mit daran arbeiten, dass wir bald eine Eini-
gung auf europäischer Ebene bei der neuen Klimapolitik 
und den Klimazielen hinbekommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, schließen möchte ich mit 
einem Thema, das wichtig ist und das uns seit Anfang der 
Woche auch öffentlich stärker beschäftigt. Es geht darum, 
Verantwortung für die Endlagerung unseres Atommülls 
zu übernehmen. Drei Generationen haben die Atomkraft 
in Deutschland genutzt, 30 000 Generationen werden sich 
mit den Hinterlassenschaften beschäftigen müssen.

Gestern hat die Bundesgesellschaft für Endlagerung 
ihren ersten Zwischenbericht vorgelegt. Das ist ein ganz 
wichtiger Schritt auf dem Weg hin zu einer sicheren 
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Lagerung der Hinterlassenschaften der Atomenergienut-
zung. Wir brauchen den sichersten Ort in Deutschland für 
den Atommüll. Entscheidend ist für mich – und ich den-
ke, für alle hier im Haus –, dass das Verfahren strikt 
wissenschaftlich ist und dass die Geologie am Ende 
über den Standort entscheidet. Politische Überzeugungen 
dürfen hier keine Rolle spielen. Es geht nicht darum, das 
hier politisch auszufechten, sondern wir brauchen wirk-
lich den sichersten Ort. Wir haben, glaube ich, über Jahr-
zehnte schmerzhaft gelernt, dass die Endlagersuche nur 
gemeinsam, dass sie nur solidarisch gelingen kann. Des-
wegen will ich die Gelegenheit nutzen, hier im Bundestag 
daran zu erinnern, dass wir mit allen 16 Bundesländern, 
mit allen damals im Parlament vertretenen Parteien über 
Parteigrenzen hinweg diesen Weg der Suche beschlossen 
haben. Das ist ein breiter Konsens gewesen, und ich bitte 
darum, diesen Konsens zu bewahren. Ich erwarte von 
allen, dass sie zu dieser Verantwortung stehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Bettina 
Hoffmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Einzelplan 16 stellt sich den aktuellen und den 
langfristigen Herausforderungen. Ich freue mich sehr 
auf die Beratungen mit Ihnen und werbe natürlich um 
Ihre Unterstützung.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Karsten Hilse für die 

AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Einer von Donald Trumps Leitsprüchen lau-
tet „Make America Great Again“, macht Amerika wieder 
großartig. Er sieht also im Zentrum seiner Politik die 
Interessen des amerikanischen Volkes. Das mag uns nicht 
passen und führt an der einen oder anderen Stelle zu Ver-
werfungen in Deutschland, aber auch nur deshalb, weil 
die deutsche Regierung nicht konsequent deutsche Inte-
ressen vertritt.

(Beifall bei der AfD – Karsten Möring [CDU/ 
CSU]: Ha, ha, ha!)

Macht Deutschland wieder großartig – diesen Satz wer-
den wir von einem der hier schon länger Herumsitzenden 
niemals hören,

(Marianne Schieder [SPD]: Da muss die AfD 
aber weg, wenn wir großartig werden wollen!)

und das nicht nur aus Angst vor dem zu erwartenden 
Shitstorm der links-grünen Gesinnungsgenossen, es ist 
auch Ihre Grundüberzeugung. Sie möchten nicht, dass 
Deutschland großartig ist. Sie alle möchten, dass 
Deutschland über kurz oder lang von der Landkarte ver-
schwindet

(Timon Gremmels [SPD]: Blödsinn!)

und aufgeht in einer sozialistisch geprägten Union euro-
päischer Räterepubliken,

(Marianne Schieder [SPD]: Was ist das Thema 
Ihrer Rede? – Patrick Schnieder [CDU/CSU]: 
Märchenstunde!)

zentral geführt, aller kulturellen und wirtschaftlichen 
Unterschiede, aller Vielfältigkeit und aller Verschieden-
artigkeit beraubt.

(Beifall bei der AfD – Jan Korte [DIE LINKE]: 
Genau!)

Die einzige im Bundestag vertretene Partei, die sich die 
Erhaltung und Bewahrung des Nationalstaates Deutsch-
land, unseres Vaterlandes, auf die Fahne geschrieben hat,

(Timon Gremmels [SPD]: Haben wir ja gestern 
gesehen! Ihr Pressesprecher!)

die die Interessen des deutschen Volkes ohne Wenn und 
Aber vertritt, ist die Alternative für Deutschland.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Patrick 
Schnieder [CDU/CSU] – Weiterer Zuruf: Er 
hat den Verstand verloren!)

Der Rest des Bundestages ist darauf bedacht – oder 
nimmt es zumindest billigend in Kauf –, Deutschland 
mit immer mehr Migranten zu fluten,

(Timon Gremmels [SPD]: Reden Sie doch mal 
zum Thema!)

die deutsche Wirtschaft zu zerstören, getreu der Anwei-
sung eines grünen Steinewerfers, so viel Geld wie mög-
lich aus den Deutschen herauszupressen, ihr Geld zu ver-
schwenden und möglichst viel davon in alle Welt zu 
verteilen,

(Marianne Schieder [SPD]: Oijoijoi! – Timon 
Gremmels [SPD]: Nichts zum Thema zu 
sagen!)

Hauptsache, die Deutschen haben es nicht. Dann wäre die 
Welt gerettet.

Allein für sogenannte Klimaschutzmaßnahmen wech-
seln verteilt über den Haushalt und über die abgepresste 
EEG-Abgabe circa 45 Milliarden Euro den Besitzer,

(Zuruf des Abg. Jan Korte [DIE LINKE])
raus aus dem Portemonnaie des Steuerzahlers, rein in die 
schon jetzt prall gefüllten Taschen weniger Profiteure wie 
global agierender Konzerne, Finanzspekulanten und vor 
allem aber auch dubioser NGOs.

(Beifall bei der AfD)
Auf unsere Kleine Anfrage, welche Projekte mit wie 

viel Steuergeld finanziert werden, bekamen wir das hier: 
700 Seiten DIN A3

(Timon Gremmels [SPD]: Gibt es auch online!)
mit insgesamt 10 000 Projekten, die Deutschland pam-
pert, und das nur im Umweltbereich.

Liebe Zuschauer, wenn Sie das nächste Mal über maro-
de Straßen fahren, wenn Sie sich fragen, warum Schulen, 
Kindergärten und Sporthallen nicht saniert werden, 
warum wir das fast niedrigste Rentenniveau haben,
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(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Weil die AfD- 
Leute ihre Steuern nicht bezahlen!)

warum die Alters- und Kinderarmut immer mehr um sich 
greift und viele Dinge, die eigentlich von Ihrem Steuer-
geld bezahlt werden sollten, nicht verwirklicht werden, 
dann denken Sie an diesen Packen bedrucktes Papier – 
und das im digitalen Zeitalter und angesichts einer ver-
meintlich drohenden Klimakatastrophe.

Dass es den Protagonisten keinesfalls um die Abwen-
dung des drohenden Weltuntergangs geht, wie es fast 
täglich in den Leitmedien kolportiert wird, ist jedem 
klar, der sich nur ein wenig mit dem Thema beschäftigt, 
statt nur Nachrichten vom Propagandastaatsfunk zu 
schauen. Alle geologischen Daten, die für jeden öffent-
lich zugänglich sind, belegen, dass CO2 in der Erdge-
schichte noch nie der treibende Faktor für Klimaverände-
rungen war.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Timon 
Gremmels [SPD])

Worum geht es dann? Ottmar Edenhofer, Chefökonom 
des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung bringt 
es auf den Punkt – ich zitiere mit Ihrer Genehmigung –:

Wir verteilen durch die Klimapolitik de facto das 
Weltvermögen um ... Man muss sich von der Illusion 
freimachen, dass internationale Klimapolitik 
Umweltpolitik ist. Das hat mit Umweltpolitik, mit 
Problemen wie Waldsterben oder Ozonloch, fast 
nichts mehr zu tun.

Zitat Ende.

(Beifall bei der AfD)

Es geht also um Geld, um viel Geld und um eine 
grundlegende Transformation unserer Gesellschaft. 
Und, liebe Landsleute, es geht hier nicht um irgendje-
mandes Geld, es geht um Ihr Geld, das nicht dafür ver-
wendet wird, Deutschland wieder zu einem großartigen 
Land zu machen, sondern dafür, es schlussendlich zum 
Schafott zu führen; und das ist mit der AfD nicht zu 
machen.

(Timon Gremmels [SPD]: Oh mein Gott!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der CDU/ 
CSU – Gegenruf des Abg. Karsten Hilse 
[AfD]: Bald ohne Sie! – Jan Korte [DIE LIN-
KE]: Mein Gott! Was für ein Faschoschrott! 
Faschogelaber! – Weiterer Zuruf von der LIN-
KEN: Pressesprecher, Hilse, alles das Glei-
che! – Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So etwas Peinliches!

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Marie-Luise Dött für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marie-Luise Dött (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Die unionsgeführte Bundesregierung wird laut vor-
liegendem Haushaltsentwurf 2021 so viel wie nie zuvor 
in den Klimaschutz investieren. Zugegeben, allein die 
Höhe der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel sagt 
noch nichts über den Erfolg der Politik und ihrer Instru-
mente aus. Aber ich kann die Opposition beruhigen: Erste 
Prognosen von einschlägigen Denkfabriken und auch der 
Klimaschutzbericht 2019 der Bundesregierung kommen 
zu dem Schluss, dass Deutschland sein Klimaziel für 
2020 erreichen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das ist der Erfolg dieser Bundesregierung.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Keine Märchen erzählen, bitte!)

Es ist also nicht immer alles schlecht; lassen Sie uns 
auch über die positiven Punkte sprechen. Auch die Kritik, 
dass der Einspareffekt aufgrund der sich im nächsten Jahr 
hoffentlich erholenden Wirtschaft wieder verpufft, ist 
nicht richtig. Damit dieser Trend anhält, haben wir in 
unserem Konjunkturprogramm zahlreiche Elemente ver-
ankert, die im Sinne der Nachhaltigkeit diesen Entwick-
lungspfad unterstützen.

Meine Damen und Herren, natürlich können und wol-
len wir uns auf dem Erreichten nicht ausruhen. Im Klima-
schutzbereich ist kontinuierliche Arbeit erforderlich. Vor 
zwei Wochen hat zum Beispiel die EU-Kommission die 
Erhöhung des EU-Klimaziels für 2030 auf minus 55 Pro-
zent gegenüber 1990 vorgeschlagen. Damit hier keine 
Missverständnisse aufkommen: CDU und CSU stehen 
zu den internationalen Verpflichtungen, und natürlich 
ist es wichtig, dass die EU einen angemessenen Beitrag 
leistet, um das Übereinkommen von Paris umzusetzen.

Zwei Dinge sind bei der EU-Zielerhöhung elementar:
Erstens müssen wir von den abstrakten Zieldiskussio-

nen wegkommen. Wenn ich höre, dass die Berichterstat-
terin im Umweltausschuss im Europäischen Parlament 
eine Zielverschärfung auf mindestens minus 65 Prozent 
fordert, dann sieht mir das sehr nach einem Überbie-
tungswettbewerb aus.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wichtiger ist doch, dass wir bei den Instrumenten und 
Wegen, wie wir die EU bis 2050 klimaneutral aufstellen 
können, ansetzen. Darüber sollten wir politisch streiten 
und im Wettbewerb die besten Lösungen finden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Hier steht die Union für einen technologieoffenen 

Ansatz. Daher sind beispielsweise die 1,5 Milliarden 
Euro aus dem Energie- und Klimafonds für Technologien 
und großtechnische Anlagen, die fossile Energieträger 
durch Wasserstoff ersetzen sollen, gut investiertes Geld. 
Wenn wir bis 2050 klimaneutral werden wollen, dann 
müssen wir alle vertretbaren Möglichkeiten zur CO2- 
Reduktion nutzen. Da kann es nicht sein, dass man bei-
spielsweise einen Feldzug gegen klimafreundliche syn-
thetische Kraftstoffe führt, nur weil einem das gerade 
nicht ins Weltbild passt, da es zu einer weiteren Verwen-
dung von Verbrennungsmotoren führen würde. Da kann 
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es nicht sein, dass nachhaltige Biokraftstoffe, die allein 
2018  9,5 Millionen Tonnen CO2 eingespart haben, klein-
gehalten werden, nur weil das Bundesumweltministerium 
einseitig auf Elektromobilität setzt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Selbst die vom Bundesumweltministerium in Auftrag 

gegebene Studie des Öko-Instituts zum Klimaschutzpro-
gramm 2030 kommt zu dem Schluss, dass wir die Klima-
ziele im Verkehrssektor durch Batterieautos allein nicht 
erreichen werden. Wir brauchen vielmehr einen sinnvol-
len Mix. Also, liebe Frau Ministerin Schulze, setzen Sie 
die Erneuerbare-Energien-Richtlinie dergestalt um, dass 
wir auf allen Ebenen signifikante CO2-Einsparungen 
erreichen können.

Um zu meiner Aufzählung zurückzukommen: Es kann 
ferner nicht sein, dass man die technischen Abscheide- 
oder Entnahmemöglichkeiten von CO2 und dessen 
anschließende Speicherung verteufelt. Selbst der IPCC 
sagt, dass solche Maßnahmen notwendig werden, um 
die Welt klimaneutral aufzustellen. Es gilt also das Motto: 
Wer A sagt, muss auch B sagen.

Ich werbe für einen breiten Ansatz, für Innovationen 
und für die bereits vorhandenen Brückentechnologien. 
Sonst, meine Damen und Herren, werden wir die Klima-
ziele nicht einhalten können.

Zweitens müssen wir bei den auf die EU-Klimazieler-
höhung folgenden Schritten genau hinschauen: Was 
bedeutet ein neues europäisches Ziel für 2030 konkret 
für Deutschland? Die EU-Kommission erwägt, die Ober-
grenze des europäischen Emissionshandels anzupassen 
und ihn auf die Sektoren Seeverkehr, Gebäude und Stra-
ßenverkehr auszuweiten.

Einer Ausweitung des europäischen Emissionshandels 
steht die Union grundsätzlich positiv gegenüber. Fraglich 
ist aber, ob die Lastenteilung zwischen den EU-Mitglied-
staaten in den Sektoren Verkehr, Wärme und Landwirt-
schaft angepasst wird. Hier fordert die Unionsfraktion 
eine faire Verteilung der Lasten der CO2-Reduktion. Mei-
ne Damen und Herren, wir müssen an den Punkt kom-
men, wo auch unsere europäischen Freunde ihre Ambi-
tionen steigern. Nur wenn wir gemeinsam unsere 
Anstrengungen erhöhen, werden wir erfolgreich sein.

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeiten im Umweltbe-
reich ist die Kreislaufwirtschaft. Dazu müssen wir neben 
einer Stärkung der internationalen Zusammenarbeit die 
Forschungsaktivitäten deutlich steigern.

Auch bei der Frage der ökologischen Vorteile be-
stimmter Getränkeverpackungen haben wir Informa-
tionsdefizite. Deshalb haben wir im Haushalt 2020 unter 
anderem 400 000 Euro für die Erstellung von Ökobilan-
zen für Getränkeverpackungen bereitgestellt. Festzustel-
len ist: Es ist nichts passiert, und das, obwohl im UBA 
eine Methodik zur Erstellung von Ökobilanzen erarbeitet 
wurde. Ich halte das für nicht akzeptabel.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abge-
ordneten Ulla Ihnen [FDP])

Es kann nicht sein, dass im Haushalt Mittel bereitste-
hen, ein klarer Auftrag für die Erstellung von Ökobilan-
zen formuliert ist und dieser Auftrag schlicht ignoriert 

wird. Wenn es tatsächlich bei der Erarbeitung der Ökobi-
lanzen Probleme gibt, dann hätte ich mir zumindest ein 
Gesprächsangebot vom BMU gewünscht. Dass dieses 
Gespräch jetzt stattfindet, ist den Haushältern zu verdan-
ken, denen die Untätigkeit des BMU aufgefallen ist.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir erwarten jetzt schnell Vorschläge, wie das Thema 
„Ökobilanz von Getränkeverpackungen“ weiter-
bearbeitet werden soll und wann das BMU endlich den 
Auftrag an das UBA zur Erarbeitung der Ökobilanz 
geben wird, und zwar ohne ideologische Vorfestlegun-
gen.

Ein weiteres Thema aus dem Bereich der Kreislauf-
wirtschaft ist der Rezyklateinsatz. Stoffkreisläufe zu 
schließen, das ist unser Ansatz. Das wird aber nur gelin-
gen, wenn wir aus Abfällen wieder hochwertige Produkte 
machen. Wir haben mit einem Entschließungsantrag zum 
Gesetz zur Umsetzung der Abfallrahmenrichtlinie der 
Europäischen Union konkrete Vorschläge zur Verbesse-
rung der Rezyklatnutzung gemacht. Ein wichtiger Ansatz 
ist die Identifikation von Produkten, bei denen Rezyklate 
ohne größere Probleme genutzt werden können. Starten 
Sie jetzt mit den Branchendialogen, Frau Ministerin; 
unsere Unterstützung haben Sie. Starten Sie endlich mit 
den Arbeiten!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Abgeordnete Ulla Ihnen für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Ulla Ihnen (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Frau Ministerin, ich möchte Ihnen an dieser 
Stelle heute gerne zum Geburtstag gratulieren. Dass Sie 
heute da sind, ist natürlich sehr schön. Leider kann ich im 
Namen der Freien Demokraten nicht zu Ihrem Haushalts-
entwurf gratulieren.

(Beifall bei der FDP und der LINKEN – 
Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Aber zum 
Geburtstag klatschen wir!)

Dieser Haushaltsentwurf steht nicht unter dem Vorzei-
chen sprudelnder Steuereinnahmen, sondern beinhaltet, 
wie auch der Haushalt des aktuellen Jahres, eine massive 
Neuverschuldung. Generationengerecht ist das nicht und 
damit eben leider auch nicht nachhaltig. Deshalb muss 
wenigstens sichergestellt sein, dass die Ausgaben auf 
Pump, die Sie in Ihrem Haushaltsentwurf einplanen, 
eine kluge Investition in die Zukunft des Landes sind. 
Und haben Sie, Frau Ministerin, für uns bisher zukunfts-
gewandte Politik gemacht? Nach zweieinhalb Jahren 
kann man, glaube ich, konstatieren: eher nicht. Denn 
die Eisberge schmelzen, und die Schuldenberge wachsen 
ins Unermessliche.
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Meine Damen und Herren, der Haushaltsentwurf des 
Bundesumweltministeriums sieht für 2021 Gesamtausga-
ben in Höhe von 2,68 Milliarden Euro vor. Hinzu kom-
men weitere milliardenschwere Programme, die im Ener-
gie- und Klimafonds veranschlagt sind; große Summen.

Aber was bringt das, wenn die verfügbaren Mittel nicht 
abfließen? Ein Beispiel: Für Ihr Programm zur Dekarbo-
nisierung in der Industrie standen in diesem Jahr 80 Mil-
lionen Euro bereit. Aber die Programmmittel fließen bis-
lang nicht ab, weil – da zitiere ich Sie – die für die 
Projekte notwendigen Investitionsentscheidungen in den 
Unternehmen fehlten. Das müssen wir uns aber mal auf 
der Zunge zergehen lassen, Frau Ministerin. Das heißt 
doch nichts anderes, als dass ihr Programm in der Wirt-
schaft gar nicht angenommen wird.

(Beifall bei der FDP)
Es gibt viele weitere Beispiele. Zu Ende gedacht bedeutet 
das jedenfalls für uns: Ihre Politik der Förderprogramme 
ist schwerfällig, bürokratisch und leider ineffizient.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Warum 
werden dann immer mehr Anträge gestellt?)

Die Folge: Sie haben aus dem Jahr 2019 für dieses Jahr 
sagenhafte 495 Millionen Euro an Ausgaberesten ange-
häuft. Und wie passend: Ihr Haus liefert zur ersten 
Lesung dieses Haushaltes keine Istzahlen für dieses 
Jahr über den Mittelabfluss. Wir als Haushälter sind wirk-
lich gespannt, wie der Mittelabfluss sein wird. Wo sind 
Ihre Anstrengungen, Frau Ministerin, für eine zielgerich-
tete Aufgaben- und Förderkritik?

Die Konsequenz für uns Freie Demokraten ist: So kann 
keine Zukunft gestaltet werden. Die deutsche Umwelt- 
und Klimapolitik braucht einen Neustart. Als Serviceop-
position unser Rat: Wettbewerb ist immer noch der beste 
Klimaschützer.

(Beifall bei der FDP – Widerspruch bei der 
SPD und der LINKEN)

Meine Damen und Herren, spätestens seit gestern – Sie 
haben es erwähnt, Frau Ministerin – ist das Thema der 
Endlagerung hochradioaktiver Abfälle wieder präsent. 
Ich stimme Ihnen für die Freien Demokraten zu: Alle 
beteiligten Akteure müssen jetzt den Suchprozess trans-
parent gestalten, die Bevölkerung mitnehmen und auch 
Verantwortung übernehmen, und das gilt für alle Bundes-
länder.

(Beifall der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Aber dieser Suchprozess kostet natürlich wie die gesamte 
Zwischen- und Endlagerung enormes Geld. Allein für 
2021 sind dafür über 1 Milliarde Euro in Ihrem Haushalt 
vorgesehen.

Meine Damen und Herren, bei den Zukunftstechnolo-
gien steht sich die Bundesregierung leider selbst im Weg. 
1,7 Milliarden Euro für die Wasserstoffstrategie stehen 
für 2021 zwar im Haushaltsentwurf; diese Gelder sind 
jedoch gesperrt, weil um die Mittelverteilung – wie schon 
bei der für dieses Jahr – ein Kleinkrieg – wenn ich das so 
sagen darf – zwischen den Ressorts Energie, Bildung, 
Verkehr und Umwelt über die Verteilung dieser Mittel 

tobt. Die Bundesregierung selbst verhindert, dass 
Deutschland beim Zukunftsthema Wasserstoff endlich 
vorankommt. Wir fordern Sie auf, dieses Problem mit 
Ihren Kollegen zu lösen.

(Beifall bei der FDP)
Frau Ministerin, nicht nur beim Klimaschutz sollte das 

Verursacherprinzip gelten – Stichwort „erfolgreicher 
Emissionshandel“ –, sondern auch in der Abfall- und 
Kreislaufwirtschaft. Dieses Prinzip wird konterkariert 
durch die Umsetzung der EU-Abfallrahmenrichtlinie. 
Die Produktproduzenten sollen künftig die Kosten der 
Entsorgung ihrer Produkte tragen, nicht die Verursacher 
des Mülls. Wollen Sie, Frau Ministerin, die Hersteller der 
dringend benötigten Masken an den Kosten der Entsor-
gung der Masken beteiligen? Es kann doch nicht sein, 
dass wir Hersteller von Produkten pauschal für die Ent-
sorgung von Müll bezahlen lassen. Auf die Ökobilanzen 
hat die Kollegin Dött, die ich da sehr unterstütze, schon 
hingewiesen.

Macht die Bundesregierung also zukunftsgewandte 
Umweltpolitik? Nein! Ganz egal ob Wasserstoff, Emis-
sionshandel oder Naturschutz: Für das Können gibt es nur 
einen Beweis, Frau Ministerin: das Tun. Fangen Sie am 
besten im Haushaltsverfahren damit an. Schulden sind 
ein süßes Gift.

Wir können den Wind nicht ändern; aber wir können 
die Segel richtig setzen – sagte Aristoteles.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Frau Kollegin, Sie können selbstverständlich weiter-

sprechen. Sie tun es aber auf Kosten Ihres Kollegen.

Ulla Ihnen (FDP):
Ich bin fertig. – Sorgen Sie, Frau Ministerin, dafür, 

dass Sie in Ihrem Ressort nachhaltig wirtschaften. Das 
wäre generationengerecht.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP – Jan Korte [DIE LINKE]: 

Das regelt der Markt!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Frau Ministerin, ich nutze die Gelegenheit, Ihnen zu 

gratulieren. Ich wünsche Ihnen alles Gute.
(Beifall)

Damit ist die Beschwerde von dieser Seite des Hauses 
geheilt, dass man die Glückwünsche vorhin nicht entspre-
chend unterstreichen konnte, weil der Glückwunsch 
gleich mit der Kritik gekoppelt war.

Das Wort hat die Kollegin Heidrun Bluhm-Förster für 
die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Heidrun Bluhm-Förster (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Frau Ministerin, auch von mir herz-

liche Glückwünsche! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich will das Fazit meiner Rede vorwegnehmen: 
Es ist aus meiner Sicht zu erkennen, dass diese Regierung 
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ein Jahr vor der Bundestagswahl keine neuen Projekte 
wagt. Alles, was nicht exponentiell sichtbar Problem ist, 
wird also in die nächste Regierung verschoben.

Die Koalition präsentiert uns für 2021 einen Etatent-
wurf, der im Wesentlichen dem entspricht, was auch für 
das laufende Jahr 2020 vorgesehen war, und das in Zei-
ten, in denen umweltpolitisch sicherlich nicht von Ent-
warnung, Entspannung oder auch Besserung der Lage 
gesprochen werden kann.

(Beifall bei der LINKEN)
Nun denn, so etwas sagt ja die Regierung auch nicht. 

Stattdessen heißt es in der Erläuterung der Kabinettsvor-
lage: Auch in diesem Haushaltsjahr werden in erheblich-
em Umfang Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und 
des Klimas, insbesondere zur internationalen Klima-
schutzfinanzierung, zur internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes und zur Anpassung 
an den Klimawandel, finanziert. Die Erhöhung der Mit-
tel – es ist hier schon genannt worden – für die Interna-
tionale Klimaschutzinitiative auf 600 Millionen Euro in 
2021 trägt dabei den besonderen Bedarfen einer klima-
freundlichen Erholung der Wirtschaft nach dem Schwer-
punkt der Coronapandemie Rechnung. – Da frage ich 
mich: Wodurch eigentlich? Das ist hier bisher nicht 
beantwortet worden.

(Beifall bei der LINKEN)
Das sieht auf den ersten Blick nach Engagement, 

Durchsetzungsvermögen oder auch Weitsicht aus. Dahin-
ter verbirgt sich aber gewissermaßen ein Taschenspieler-
trick, der lautet: Wir von der Regierung wissen, dass wir 
für Umweltschutz und Nachhaltigkeit bei Weitem zu 
wenig tun; aber das, was wir tun, machen wir richtig 
und seriös. – Ich finde nicht nur, dass das nicht reicht. 
Ich finde auch, dass die Koalition mit diesem Umweltetat 
die Bürgerinnen und Bürger eigentlich für dumm ver-
kauft. Das dürfen wir Ihnen nicht durchgehen lassen.

(Beifall bei der LINKEN)
Seit Jahren benennt Die Linke die Widersprüche in der 

Regierungspolitik. Hier: vollmundige Versprechungen, 
Kanzlerrunden, Klimagipfel, Nachhaltigkeitskommissio-
nen. Dort auf der anderen Seite: die praktische Politik, 
Stillstand, Agonie, Problemverwaltung und Innovations-
verweigerung. Der Stellenwert der Umweltpolitik war 
noch nie so hoch wie heute, und im Kabinett ist er ange-
sichts der jetzigen Probleme so unterbewertet wie zu kei-
ner Zeit vorher.

(Beifall bei der LINKEN)
Das Bemühen der Umweltministerin um die stärkere 

Verankerung der Umweltpolitik im Regierungshandeln 
scheint keine wirklichen Früchte zu tragen. Denn der 
Etat des Ministeriums hat sich kaum verändert. Er stag-
niert wie schon in den Vorjahren bei 0,6 Prozent des 
Gesamthaushaltes.

Ich glaube, Frau Ministerin, trotz Geburtstag: Ihre 
gewählte Taktik funktioniert nicht. Viel Zeit, diese Taktik 
zu ändern, haben Sie aber auch nicht mehr. Mit Sicherheit 
ist in dieser jetzigen Phase weltpolitischer Unsicherhei-
ten, ökonomischer Unwägbarkeiten und gesundheitspoli-
tischer Belastungen wegen der Coronapandemie ein 

robustes und nachhaltiges Krisenmanagement gefragt. 
Dass die Bundesregierung hierfür die kontraproduktive 
und antisoziale Schuldenbremse aussetzt, finden wir rich-
tig; besser wäre jedoch, sie ganz aufzuheben.

(Beifall bei der LINKEN)
Und richtig ist auch, großflächige Hilfsmaßnahmen für 

die von der Pandemie besonders Betroffenen einzusetzen. 
Aber deswegen haben doch der Klimawandel und die 
Erderwärmung nicht aufgehört.

(Timon Gremmels [SPD]: Das sagt ja auch 
keiner!)

Wir haben in Mitteleuropa sehr trockene Sommer erlebt, 
auch diesen Sommer wieder. Waldbrände, Unwetter prä-
gen die Klimarealität.

(Timon Gremmels [SPD]: Deswegen machen 
wir ja auch den Kohleausstieg!)

Jetzt zeigt uns ein Beispiel ausgerechnet aus den USA, 
welche politischen Möglichkeiten auch beim Klima-
schutz auf der Ebene der Administration bestehen. Der 
US-Bundesstaat Kalifornien hat verkündet, fossile Ver-
brennungsmotoren in Neuwagen ab 2035 zu verbieten. 
Ob das reicht, weiß ich nicht; aber ein richtiges Zeichen 
ist es sehr wohl.

(Beifall bei der LINKEN)
Man kann es daher nicht oft genug wiederholen: Eine 

separierte und isolierte Umweltpolitik ist nicht möglich. 
Sie funktioniert einzig und allein im Zusammenspiel zwi-
schen Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft – mit 
nachhaltiger Entwicklung und vor allem mit der Einsicht, 
dass nur eine neue Lebensweise mit neuem und anderem 
Wachstum, ohne Profitstreben und Ausbeutung von 
Mensch und Natur unseren Lebensraum erhalten kann.

(Beifall bei der LINKEN)
Wenn es eine progressive Pandemieerfahrung des Jah-

res 2020 gibt, dann doch wohl die, dass uns weniger 
Reisen trotzdem gut leben lässt und dass wir dafür auch 
eine Atempause in Bezug auf die Klimabelastung bekom-
men haben. Das weiterzuführen – und nicht überall hin-
fliegen und überall den Sonderangeboten nachjagen –, 
muss für uns ein Anreiz sein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich muss zum Ende 
dieser Rede kommen. Deshalb will ich an dieser Stelle 
noch mal deutlich sagen: Als Hauptberichterstatterin 
werde ich dafür werben, dass wir mit diesem Haushalt, 
wie er eingebracht wurde, nicht am Ende sind, sondern 
hier im parlamentarischen Verfahren noch große Qualifi-
zierungen vornehmen.

Ich freue mich auf die Beratungen mit den Kolleginnen 
und Kollegen im Ausschuss und in den Berichterstatter-
gesprächen.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun Steffi 

Lemke das Wort.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Frau Ministerin, in meinen Augen ist Ihr Haus-
halt einer, der vor 15 Jahren möglicherweise ein guter 
gewesen wäre; das war die Zeit, als Frau Merkel und 
Herr Gabriel, der damalige Umweltminister, auf einem 
grönländischen Gletscher in roten Parkas posiert haben. 
Den Gletscher gibt es heute nicht mehr; er ist abge-
schmolzen. Hätten Sie einen solchen Haushalt zu dieser 
Zeit vorgelegt, hätten wir ihn möglicherweise sogar loben 
müssen, aber jetzt, da wir in diesem Sommer in Deutsch-
land und international von Hitzewellen, Dürrekatastro-
phen und Waldbränden in einem sehr immensen Ausmaß 
betroffen sind, ist er einfach komplett aus der Zeit gefal-
len.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Stefan Keuter [AfD]: Wo waren Sie diesen 
Sommer?)

Hinzu kommt, dass mit diesem Bundeshaushalt, wenn 
er so beschlossen wird, so viel Geld vom Deutschen Bun-
destag in die Hand genommen wird wie in den letzten 
Jahrzehnten nie, und in einer solchen Situation setzen 
Sie keinerlei Akzente für Investitionen in Naturschutz, 
in Klimaschutz und in Umweltschutz, und legen Sie kei-
nerlei wirksame ordnungsrechtliche Maßnahmen für 
Umweltschutz und Klimaschutz vor; das Kohleausstiegs-
gesetz nehme ich an dieser Stelle aus. Nach drei Jahren 
legen Sie außerdem lediglich einen Referentenentwurf 
zum Insektenschutzgesetz vor, der die Pestizidreduktion, 
eine der wichtigsten Stellschrauben, auch noch komplett 
ausklammert. Das ist Versagen auf der ganzen Linie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte daneben anfügen, dass Sie auch die 
umweltschädlichen Subventionen – seien es die Plastik-
subventionen, das Dieselprivileg oder das Privileg für 
Dienstfahrzeuge – mit diesem Haushalt um keinen Milli-
meter abbauen; sie bleiben auf der Höhe von 57 Milliar-
den Euro. Auch an dieser Stelle und in dieser Situation, in 
der sich in unserer Welt so viel verändert und wir durch 
die Coronapandemie sehr viel in Bewegung setzen muss-
ten, muss ich sagen: Das ist einfach schlichtweg zu 
wenig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Am 15. September 2020 haben die Vereinten Nationen 
ihren Globalen Bericht zur Lage der biologischen Vielfalt 
vorgelegt: komplettes Scheitern bei allen vereinbarten 
Zielen von vor zehn Jahren. Auch Sie sind fast bei allen 
Zielen der nationalen, deutschen Biodiversitätsstrategie 
komplett gescheitert; es wurde kaum eines erreicht.

Sie, Frau Ministerin, haben im April verkündet, dass 
die Coronapandemie dazu führen muss, dass wir daraus 
Lehren für mehr Naturschutz ziehen, und dass dies ein 
Weckruf für Naturschutz sein muss, weil die Naturver-
nichtung eine der Ursachen für eine solche Pandemieent-
wicklung ist. Mit diesem Haushalt und Ihren Gesetzen 
liefern Sie an dieser Stelle aber überhaupt gar nichts.

(Timon Gremmels [SPD]: Arbeitnehmer-
schutzgesetz! Natürlich!)

– Ich habe gerade über den Naturschutz geredet.
Dieser Haushalt ist im Klein-Klein verhaftet. Er bildet 

an den entscheidenden Stellschrauben nichts ab – und 
das, ich habe es gesagt, obwohl so viel Geld wie nie zuvor 
in die Hand genommen wird. Der Umweltetat sinkt 
gegenüber dem Nachtragshaushalt vom letzten Jahr sogar 
um 11 Prozent. Unter anderem sinken die Mittel für das 
Biodiversitätsprogramm, das Programm für die bio-
logische Vielfalt. An dieser Stelle nehmen Sie 7 Millionen 
Euro weg. Das ist für mich komplett unverständlich und 
passt mit den Reden, die Sie zur Coronapandemie, zum 
Naturschutz und zum Insektenschutz gehalten haben, 
überhaupt nicht zusammen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ihr Haushalt ist einer, der den von Ihnen selbst einge-

forderten Perspektivwechsel beim Umgang mit den 
natürlichen Ressourcen zum Klimaschutz eben nicht 
vornimmt. Zum Klimaschutzfonds wird meine Kollegin 
Badum noch ausführen, aber in den anderen Bereichen 
bleiben Sie komplett blank.

Positiv an diesem Haushalt ist, dass die Sicherungs-
leistungen für die Altlasten aus der Atomenergie in der 
Tat abgesichert bleiben; das ist gut, und das begrüßen wir. 
Ebenso begrüßen wir, dass Gorleben beim Endlagersuch-
gesetz jetzt aufgrund wissenschaftlicher Kriterien – eine 
These, die wir Grüne seit langer Zeit vertreten haben – 
ausgegliedert wurde. Das ist ein positives Fazit.

Die Leistung der Bundesregierung für den Etat, mit 
dem wir jetzt in das letzte Jahr der Legislaturperiode 
starten, ist aber einfach dürftig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Metin Hakverdi für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Metin Hakverdi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Coronapandemie ist wohl eine der schwie-
rigsten Herausforderungen unserer Lebenszeit. Sie ist 
eine gesundheitliche, aber auch eine wirtschaftliche 
Herausforderung für uns alle.

Seit März dieses Jahres haben wir schwere politische 
Entscheidungen treffen müssen, um die Gesundheit der 
Menschen in unserem Land zu schützen. Gleichzeitig 
haben wir einen Haushalt historischer Dimension auf 
den Weg gebracht, um die Folgen der Pandemie für die 
Menschen in unserem Land zu lindern. Die Coronapan-
demie und ihre Folgen sind im Zentrum unserer Auf-
merksamkeit – zu Recht; denn es geht um die Gesundheit 
der Menschen in unserem Land, es geht aber auch um ihre 
wirtschaftliche Existenz.

Aber selbst diese Pandemie darf uns den Blick auf die 
größte Herausforderung dieses Jahrhunderts, auf den Kli-
mawandel, nicht verstellen. Bei aller Notwendigkeit, die 
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Folgen der Coronapandemie für die Menschen in unse-
rem Land abzufedern, ist es trotzdem wichtig, festzuhal-
ten: Wir haben keine Zeit zu verlieren, um die Ursachen 
des Klimawandels zu bekämpfen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Fridays for Future haben uns zuletzt mit Demonstratio-
nen wieder daran erinnert; recht haben sie.

Der Einzelplan 16 – der Haushalt des Bundesumwelt-
ministeriums – ist vielleicht nicht der größte Haushalt, 
der heute in diesem Haus beraten wird. Mit knapp 3 Mil-
liarden Euro gehört er zu den eher kleineren Etats unseres 
Bundeshaushalts. Umso gewichtiger und wegweisender 
sind die Entscheidungen und die Weichen, die in diesem 
Ministerium gestellt werden. Sie strahlen auf alle Minis-
terien aus.

Je länger und intensiver wir uns mit Umwelt- und 
Klimaschutz beschäftigen, desto sichtbarer ist in den letz-
ten Jahren geworden: Bei der Umwelt- und Klimapolitik 
geht es neben der ökologischen Nachhaltigkeit eben auch 
um ökonomische und soziale Nachhaltigkeit. Die Ursa-
chen des Klimawandels werden wir nur im Dreiklang von 
ökologischer, ökonomischer und sozialer Nachhaltigkeit 
wirksam bekämpfen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ein Beispiel: Um unsere Klimaziele zu erreichen, wer-

den industrielle Produktionsprozesse dekarbonisiert wer-
den müssen. Das wird in vielen Branchen einen massiven 
Strukturwandel auslösen.

Mein Wahlkreis liegt im Hamburger Süden; mit Struk-
turwandel kennen wir uns aus. Diese Region wurde durch 
die Krisen der Werften, vom Strukturwandel der 70er- 
Jahre stark gebeutelt. Daher haben die Menschen in mei-
nem Wahlkreis sehr viel Erfahrung mit Strukturwandel. 
Wir wissen, dass jeder Strukturwandel von umfassender 
Arbeits-, Sozial- und Wirtschaftspolitik begleitet und 
abgefedert werden muss.

(Marie-Luise Dött [CDU/CSU]: Genau, rich-
tig!)

Deshalb gehören zum Anforderungsprofil einer moder-
nen Umweltpolitikerin und eines modernen Umweltpoli-
tikers auch Kompetenzen in der Sozial- und Arbeits-
marktpolitik.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deswegen ist es gut, dass eine Sozialdemokratin an der 
Spitze des Bundesumweltministeriums steht.

(Marie-Luise Dött [CDU/CSU]: Nein, das 
können wir besser!)

Herzlichen Glückwunsch, liebe Svenja.

(Beifall bei der SPD)
Sozialdemokratische Umweltpolitik wirkt: Auf der 

einen Seite haben wir ein Klimaschutzgesetz mit verbind-
lichen CO2-Mengen für alle Bereiche verabschiedet und 
den Kohleausstieg beschlossen. Das ist ein echter Struk-
turwandel. Gleichzeitig bringen wir sehr große Mittel auf, 
um den von diesem Strukturwandel betroffenen Regio-

nen zu helfen und neue Perspektiven zu entwickeln. Wir 
lassen die Kumpel und ihre Familien in den Kohleregi-
onen nicht im Regen stehen,

(Karsten Hilse [AfD]: Doch, das macht ihr! 
Genau das macht ihr!)

und wir alle wissen: Das ist eine Herkulesaufgabe.

(Beifall bei der SPD)
Diesen Weg wollen wir weitergehen: einerseits die not-

wendigen Entscheidungen für den Klima- und Umwelt-
schutz treffen, andererseits die wirtschaftlichen und so-
zialen Konsequenzen auffangen.

Die soziale Dimension ökologischer Nachhaltigkeit ist 
Gegenstand einer jüngst erschienenen Studie des 
Umweltbundesamtes. In der Studie „Verkehrswende für 
ALLE“ wird festgestellt, dass Haushalte mit niedrigen 
Einkommen überdurchschnittlich stark von verkehrsbe-
dingten Emissionen betroffen sind, obwohl sie ver-
gleichsweise wenig zur Verkehrsbelastung beitragen. 
Gleichzeitig sind die Preise im öffentlichen Personennah-
verkehr doppelt so stark gestiegen wie die Kosten für 
Kauf und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen. Sozial 
gerechte Umweltpolitik muss hier ansetzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem Haushalts-
entwurf 2021 unterstreichen wir unsere Verantwortung 
für den Umwelt- und Klimaschutz. Neben dem Etat des 
Umweltbundesministeriums stehen erhebliche Mittel aus 
dem Energie- und Klimafonds zur Verfügung. 2021 wer-
den wir so viel wie nie zuvor in den Klimaschutz inves-
tieren. Dazu gehört die Erhöhung des Etats auf insgesamt 
knapp 27 Milliarden Euro. Damit werden die Mittel aus 
2020 mehr als verdreifacht. Wichtige Förderprogramme 
zur Elektromobilität und zur Dekarbonisierung unserer 
Industrie sind auf den Weg gebracht, die Programme 
„Sozial und Mobil“ und „Klimaanpassung in sozialen 
Einrichtungen“ ebenso.

Kolleginnen und Kollegen, machen wir uns aber nichts 
vor: Ohne die internationale Zusammenarbeit wird es uns 
nicht gelingen, den Klimawandel mit seinen Folgen in 
den Griff zu bekommen. In den Monaten März bis Mai 
dieses Jahres sind trotz Lockdowns die CO2-Emissionen 
nur um 17 Prozent zurückgegangen. Das hat eine inter-
nationale Forschergruppe rund um die kanadische Klima-
forscherin Corinne Le Quéré jüngst ermittelt. Das ist eine 
bedauerlich niedrige Zahl, wenn wir bedenken, welche 
wirtschaftlichen Folgen die Coronamaßnahmen für unser 
Land haben. Das liegt daran, dass China und andere 
asiatische Staaten nach nur wenigen Wochen wieder zur 
Normalproduktion zurückgekehrt sind. Daher werden wir 
verstärkt auf internationale Zusammenarbeit setzen, 
wenn wir uns mit dem Klimawandel auseinandersetzen 
wollen. Für den Haushalt des Umweltbundesministe-
riums bedeutet das, dass internationale und europäische 
Klimaschutzinitiativen einen weiteren Aufwuchs erfah-
ren, und das ist auch gut so.

(Beifall bei der SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Klimawandel 

findet statt; manchmal offensichtlich, dramatisch und 
spektakulär, aber meistens still und schleichend. In mei-
ner Heimat, in Hamburg-Wilhelmsburg, sind die Deiche 
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die Seismografen des Klimawandels. Sie werden aktuell 
wieder erhöht, weil die Intensität und Häufigkeit von 
schweren Sturmfluten zunimmt. Wir haben keine Zeit 
zu verlieren, wir müssen jetzt handeln – und nicht nur 
das Umweltministerium. Ich freue mich auf die Beratung 
im Haushaltsausschuss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Martin Hohmann für 

die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Hohmann (AfD):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Verehrte Frau Ministerin, wir feiern heute nicht 
nur Ihren Geburtstag, sondern auch das Fest des heiligen 
Erzengels Michael. Er gilt als der Patron der Deutschen,

(Marie-Luise Dött [CDU/CSU]: Mit Schwert!)
daher wohl die bekannte Wendung „der deutsche 
Michel“, und des jüdischen Volkes. Er wird in schwieri-
gen Lagen zur Hilfe gerufen. Ein Blick in die umwelt-
politische Situation zeigt, die Lage ist schwierig – also: 
Sankt Michael, hilf!

(Beifall bei der AfD)
Auf der einen Seite stehen die deutschen Verbraucher; 

sie zahlen den höchsten Strompreis der Welt. Auf der 
anderen Seite steht die schwarz-rote Energiepolitik; sie 
führt dazu, dass ein Blackout immer wahrscheinlicher 
wird.

(Timon Gremmels [SPD]: Sie haben einen 
Blackout!)

Man spricht von Flatterstrom. Die Verantwortlichen in 
den Schaltzentralen der Energieverteiler haben keine 
ruhige Minute mehr. Die ständig steigende Zahl von 
Windkraftanlagen produziert zwar sogenannten Öko-
strom, aber eben nur, wenn der Wind weht. Weht er zu 
stark, wird zu viel Ökostrom produziert. Dann wird der 
Überschussstrom ins Ausland verschenkt, oder, schlim-
mer noch, die dortigen Energieversorger erhalten hohe 
Zahlungen, damit sie den Überschussstrom abnehmen.

(Beifall bei der AfD)
Ökonomisch ist das reiner Irrsinn. Aber es gibt den Aus-
fallbürgen, den deutschen Michel; er muss mit der EEG- 
Umlage auf seiner Stromrechnung alles bezahlen.

(Ulli Nissen [SPD]: Michaela auch?)
Und wenn der Wind nicht weht? Über Jahrzehnte hat-

ten wir ein zuverlässiges System der Grund-
lastversorgung.

(Timon Gremmels [SPD]: Süße alte Märchen!)
Atomkraftwerke und Kohlekraftwerke stellten diese 
sicher. In einem großen Konsens von Rot-Rot über 
Grün, Schwarz, Rot und Gelb

(Timon Gremmels [SPD]: Also alle Vernünfti-
gen! – Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Alle Demokraten!)

haben Sie den Ausstieg aus der Kernkraft beschlossen.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Es ist weltweit einmalig,
(Ulli Nissen [SPD]: Super, ne?)

aus beiden Energiearten zugleich auszusteigen.
(Zuruf von der AfD: Selbstmörderisch!)

Die Regierung, mit einer Physikerin an der Spitze, hat 
nie eine hieb- und stichfeste Prognose vorgelegt, woher 
der Strom nach diesem Doppelausstieg kommen soll.

(Beifall bei der AfD)
Dem Ausland ist es völlig unverständlich,

(Michael Thews [SPD]: Sie dürfen aber auch 
nicht nur in den rechten Netzwerken recher-
chieren!)

wie ein hochentwickeltes Industrieland eine sichere Ener-
gieversorgung preisgibt, die Basis seines Wohlstandes. 
Das harte, aber verdiente Urteil über diese Politik lautet: 
„Die dümmste Energiepolitik der Welt“; so schreibt es 
das „Wall Street Journal“.

(Beifall bei der AfD – Jan Korte [DIE LINKE]: 
Ja, das sind auch Ihre Freunde! Das glaube ich 
sofort!)

Die Niederlande planen neue Atomkraftwerke, weltweit 
werden neue Atomkraftwerke geplant und gebaut. Ihr 
Betrieb ist immerhin klimaneutral – das bestätigt sogar 
die Ikone der Umweltbewegung, Greta Thunberg.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh!)

Frau Ministerin, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
Sie haben sich geradezu verschworen, der Ideologie des 
Doppelausstiegs zu folgen – für die Menschen in 
Deutschland eine Katastrophe.

(Beifall bei der AfD – Lisa Badum [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt kommt der Alu-
hut!)

Es wird Zeit, dass unser Land zu einer realistischen Ener-
gie- und Umweltpolitik zurückkehrt – unter Verantwor-
tung der AfD.

(Beifall bei der AfD – Lisa Badum [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Eine Katastrophe, 
was da vorn gerade passiert!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Abgeordnete 

Rüdiger Kruse das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Rüdiger Kruse (CDU/CSU):
Herr Kollege Hohmann, ich weiß ja nicht, wann Ihre 

Begegnung mit dem Erzengel Michael sein wird,
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(Zuruf von der AfD: Ständig!)
aber ich glaube, so, wie Sie hier reden, wird sie nicht gut 
ausgehen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn – führen wir uns den Beginn der Debatte vor 
Augen – Herr Hilse hier davon redet, dass man Deutsch-
land wieder groß oder großartig machen möchte, dann hat 
das natürlich damit zu tun, dass Sie für sich erkannt 
haben, dass Sie dieses Land erst mal schlechtreden müs-
sen,

(Zuruf von der AfD: So ein Schwachsinn!)
und das machen Sie permanent, in jeder Debatte. Dabei 
ist es in Wirklichkeit so, dass wir in einem großartigen 
Land leben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Aber das heißt eben nicht, dass es nicht auch Punkte gibt, 
die es besser zu machen gilt. Wir sind nicht in diesem 
Parlament, um nur zu sagen: Deutschland ist großartig, 
und wir sind stolz darauf.

Wir haben jetzt eine Debatte zum Etat Umwelt, zum 
Thema Umwelt. Das ist mit Sicherheit ein Thema, das 
den Deutschen sehr, sehr wichtig ist.

(Zuruf von der AfD: Richtig!)
Deswegen wird diese Debatte auch so geführt, deswegen 
bemühen wir uns darum, unsere Art und Weise, unseren 
Erfolg der letzten Jahrzehnte, den wir erreicht haben, in 
Einklang damit zu bringen, dass diese Umwelt, dass diese 
Natur, die wir so schätzen und lieben, auch erhalten bleibt 
für die nächsten Generationen.

Natürlich ist es so, dass Sie an der Großartigkeit dieses 
Landes keinen Beitrag hatten – weil Sie, zum Glück, 
nicht da waren, als das aufgebaut wurde. Wahrscheinlich 
wären Sie glücklich gewesen, wenn Pläne – die es ja 
gegeben hat –, aus Deutschland nach dem Krieg einen 
Kartoffelacker zu machen,

(Karsten Hilse [AfD]: Hören Sie mal auf mit 
diesen Diffamierungen! – Weiterer Zuruf von 
der AfD: Sie sind auf dem besten Weg dorthin!)

umgesetzt worden wären. Das wäre das Land gewesen, 
das Sie sich gewünscht hätten, da hätten Sie zwischen 
dem Kartoffelkraut Ihre dumpfen Gedanken ausbringen 
können,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
da hätten Sie vielleicht auch eine Ernte einfahren können.

Aber Sie werden es niemals erreichen, dass die Deut-
schen nicht stolz auf ihr Land sind. Das können sie auch 
zu Recht sein. Wir stehen kurz vor einem Feiertag, der 
Deutschland die Wiedervereinigung beschert hat – zu der 
Sie auch nichts beigetragen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Ich bin auch froh, dass Sie nichts beitragen; denn jeder 
Beitrag von Ihnen ist ein schlechter Beitrag.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD – Zurufe von der AfD: Oh!)

Da ist sicherlich Einigkeit in diesem Parlament. Ansons-
ten ist es vollkommen richtig, dass wir uns darüber strei-
ten, wie wir dieses Land weiter nach vorne bringen, und 
da gibt es verschiedene Ansätze.

Ja, Frau Lemke, Sie haben recht: Manchmal ist gestern 
der beste Augenblick gewesen. Das können wir nicht 
nachholen. Heute ist der Augenblick, wo wir es schaffen 
müssen.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Besser machen müssen!)

Es ist wichtig, zu sehen: Die Bemühungen gehen in die 
richtige Richtung. Können wir noch mehr machen? – 
Mein Wunsch ist – genauso wie es Frau Dött ausgeführt 
hat –, dass wir energischer an dieses Thema herangehen, 
dass wir zum Beispiel das Thema der Kreislaufwirtschaft 
aufgreifen und sagen: Wir sind in Europa ein Land, das 
ziemlich weit vorne ist. Aber wir können die Bremse 
weiter lösen. Wir müssen klare Vorgaben machen und 
dürfen uns nicht im Klein-Klein verstricken, sondern 
müssen eine Perspektive eröffnen.

Da hier über die Zukunftstechnologie Wasserstoff dis-
kutiert und darauf hingewiesen wurde, dass es eine Haus-
haltssperre gibt: Das ist ein übliches Haushaltsinstru-
ment. Wir haben hier ein großes, milliardenschweres 
Gesamtpaket hingestellt und haben dann natürlich gesagt: 
Es geht darum, genau zu schauen, welche Maßnahme 
man zu welchem Zeitpunkt macht. – Das ist ein vollkom-
men normaler Vorgang. Wir wollen doch das Parlament 
nicht entmachten. Haushaltssperren werden wir sicher-
lich noch einige ausbringen. Da mag die Regierung 
sagen: Das ist aber nicht nett. – Das sind wir auch nicht. 
Wir wollen als Parlament steuern können, und das ist 
eines der Instrumente, mit denen wir steuern können, 
damit wir, bevor Geld ausgegeben wird, noch einmal ent-
scheiden können, wie es dann im Kleinen ausgegeben 
wird. Die Perspektive, die wir uns mit diesem Programm 
eröffnen, ist groß.

Was wir auch gesehen haben: Durch die starken Ein-
schränkungen wegen Corona – das wurde bereits 
erwähnt – sind die CO2-Emissionen zwar gesunken. 
Aber obwohl diese Einschränkungen sehr stark waren, 
war der Effekt nicht groß genug, um das Problem zu 
lösen. Das heißt im Umkehrschluss: Durch Verzicht wer-
den wir es nicht hinbekommen. Wir werden es nur hinbe-
kommen durch Innovation und Aufbruch sowie durch 
eine grundsätzliche Veränderung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Genau das ist, perspektivisch gesehen, auch das Gute. 

Das bedeutet, dass wir eine Zukunft für wirtschaftliches 
Wachstum haben, wenn dieses Wachstum in die richtige 
Richtung gelenkt wird, nämlich nicht in ein Weiter-so, 
sondern in ein „Weiter nach vorne“-Kommen. Wir wollen 
weiter nach vorne kommen. Das können wir mit der 
Innovationskraft unseres Mittelstands schaffen. Dafür 
müssen wir Rahmenbedingungen setzen, die Planungs-
horizonte eröffnen. Es ist nicht so, dass kein Geld zum 
Investieren da wäre; das ist nicht das Problem.
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(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Das 
stimmt!)

Vielmehr muss es Sicherheit geben, dass wir die Rah-
menbedingungen nicht halbjährlich oder jährlich ver-
schärfen; denn im Unterschied zum politischen Bereich 
kann man in anderen Bereichen nicht jede Woche zu einer 
neuen Bewertung kommen. Wenn man in Anlagen inves-
tiert, dann handelt es sich um Zeiträume von 15 bis 
20 Jahren. Das heißt, wir müssen jetzt ganz klar 
anspruchsvolle Perspektiven beschließen, dann dazu ste-
hen und sagen: So bleibt es! – Wir dürfen nicht ständig 
nachbessern. Das ist in Wirklichkeit gar kein Vorteil, 
sondern würde uns in die Situation führen, dass zu wenig 
investiert wird.

Allein die Ankündigung eines Wasserstoffprogramms 
hat in den entsprechenden Branchenbereichen – das 
betrifft sehr viele Felder – den Korken aus dem Flaschen-
hals gezogen. Es gibt nun einen Schub. Viele Unterneh-
men sagen jetzt: „Davon wollen wir Teil werden“, weil 
sie sehen, dass das ein Wachstumsmarkt ist. Dort holen 
wir sozusagen das nach, was wir versäumt haben, als es 
um die Batterietechnologie ging. Aber da gibt es kein 
Zurück. Deswegen konzentrieren wir uns nun auf diese 
Fortschrittstechnologie und werden sie voranbringen. 
Dazu muss jeder Etat seinen Beitrag leisten. Nachhaltig-
keit findet sicherlich nicht ausschließlich in einem Etat 
und erst recht nicht in diesem – dafür ist er viel zu klein – 
statt, sondern muss als Querschnittsaufgabe dieser Regie-
rung und dieses Parlaments gemeinschaftlich gelöst wer-
den.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Lukas Köhler für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Lieber Herr Kruse, Sie haben gerade 
darauf hingewiesen, dass wir ein hervorragendes Land, 
ein großartiges Land sind, dass Deutschland fantastisch 
ist und fantastisch dasteht. Da bin ich hundert Prozent bei 
Ihnen. Die Untergangsrhetorik, die wir vom rechten Teil 
des Hauses hören, ist nicht dazu geeignet, sinnvolle Kli-
mapolitik in den nächsten Jahren zu machen, sinnvolle 
Gesamtpolitik zu machen, sinnvolle Politik innerhalb 
Deutschlands zu machen. Ich bin bei Ihnen. Aber ich 
bin nicht sicher, ob der Umwelthaushalt und das Regie-
rungshandeln geeignet dafür sind, zu entscheiden, dass es 
wegen der Bundesregierung oder trotz der Bundesregie-
rung ein großartiges Land ist. Ich glaube, es gibt ein paar 
Hinweise darauf, warum das so ist.

Effizientes Handeln in Klima- und Umweltpolitik 
bedeutet vor allen Dingen, zielorientiert zu handeln und 
dafür zu sorgen, dass wir die Ziele, die wir uns in der 
Politik setzen, auch einhalten. Es gibt zwei Kriterien, 
die relevant sind und die wir erfüllen müssen, um zielge-
richtet zu handeln. Das erste Kriterium ist, dass wir Risi-

ken erkennen und sie ausschalten. Da muss die Bundes-
regierung noch ein paar Hausaufgaben erfüllen. Das 
Brennstoffemissionshandelsgesetz weist zwei Probleme 
auf und birgt zwei massive Haushaltsrisiken. Das eine 
ist, dass – das sind Ihre Zahlen – in den ersten drei Jahren 
bis zu 25 Milliarden Euro an Kosten entstehen. Wenn 
diese 25 Milliarden Euro – weil dieses Gesetz möglicher-
weise verfassungswidrig ist – an die Unternehmen 
zurückgezahlt werden müssen – nicht an die Bürgerinnen 
und Bürger –, dann ist das ein Riesenhaushaltsrisiko, das 
Sie sich hier ins Buch schreiben und das Sie nicht adres-
sieren und das Sie auch über eine Normenkontrolle nicht 
adressieren wollen. Meine Damen und Herren, wir legen 
uns hier ein Ei in den nächsten Haushalt, das wir viel-
leicht nicht ausgeräumt bekommen.

Das Brennstoffemissionshandelsgesetz ist aufgrund 
seiner niedrigen CO2-Preise, vor allen Dingen aber auf-
grund seines fehlenden Deckels auch nicht dazu geeignet, 
die Klimaziele zu erfüllen.

(Beifall bei der FDP)

Das, meine Damen und Herren, ist ein weiteres Haus-
haltsrisiko. Weder werden die aktuellen Klimaziele der 
Europäischen Union noch die – Frau Dött hat das schon 
ausgeführt – auf 55 Prozent erhöhten Ziele erfüllt. Was 
bedeutet das für uns? Wir werden als Deutschland höchst-
wahrscheinlich Strafzahlungen über die Lastenteilung 
leisten müssen. Das ist ein weiteres Haushaltsrisiko, das 
nicht adressiert wird. Es geht nicht, dass wir diese Risiken 
nicht erkennen und nicht auf sie reagieren.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, gerade in der Haushalts-
politik, gerade dann, wenn es um Nachhaltigkeit und 
Zukunftsgerechtigkeit geht, müssen wir dafür sorgen, 
dass Risiken erkannt und ausgemerzt werden.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Köhler, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung aus der SPD-Fraktion?

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Gerne.

Klaus Mindrup (SPD):
Lieber Kollege Dr. Köhler, Sie kennen ja das Prinzip 

der selbsterfüllenden Prophezeiung, das Sie gerade gel-
tend gemacht haben. Aber wie stellen Sie sich das denn 
vor? Sie haben gerade angedeutet, dass Sie einen höheren 
CO2-Preis und keine Einführungsphase haben wollen. 
Wir sehen eine Einführungsphase vor, um dann 2027 zu 
einem Deckel zu kommen. Sie wollen alles ganz schnell 
machen. Was sagen Sie eigentlich den Menschen in unse-
rem Land, wie sie in der Übergangsphase, die Sie offen-
sichtlich gar nicht haben wollen, auf den erhöhten CO2- 
Preis reagieren sollen? Wie wollen Sie denn die Unter-
nehmen schützen? Wie wollen Sie die Wohnungswirt-
schaft bei der ökologischen Transformation begleiten, 
wenn Sie sagen, es müsse alles viel schneller laufen 
und von Anfang an viel teurer sein? Können Sie einmal 
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erklären, welche Folgen dieser Marktliberalismus, den 
Sie gerade predigen, ohne es offen auszusprechen, für 
die Gesellschaft hat?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Mit dem größten Vergnügen. Das haben wir ja auch des 

Öfteren schon erklärt.

Klar ist doch, dass ein CO2-Limit, das dazu geeignet 
ist, die Klimaziele zu erfüllen, als Ziel gesetzt werden 
muss. Darum herum bauen wir einen Rahmen. Aber das 
Ziel haben Sie nicht gesetzt.

(Klaus Mindrup [SPD]: Doch!)

Das Ziel ist im Emissionshandel nicht verankert; denn der 
Emissionshandel funktioniert dadurch, dass die Menge 
das Ziel steuert. Die schnelle Ausweitung des Emissions-
handels – Sie haben gerade richtigerweise gesagt, das sei 
möglich; wir könnten das also jetzt angehen – führt dazu, 
dass wir im Komplex des europäischen Emissionshandels 
eine Gesamtzahl an Reduktionen haben. Das heißt, die 
Kosten des europäischen Emissionshandels, die Kosten 
pro Tonne CO2 werden am effizientesten festgesetzt. So 
einen großen Mittelaufwuchs – dazu gibt es diverse Stu-
dien – gibt es also nicht. Das heißt, es wird nicht unend-
lich viel teurer, aber es wird zielgerichteter.

Hinzu kommt: Der Emissionshandel ist – das sind 
nicht meine, sondern die Worte der Wirtschaftsweisen – 
das Rückgrat der Klimapolitik. Aber zu einem Rückgrat 
gehört ja ein ganzer Körper. Deswegen fordern wir ein, 
dass zum Beispiel Investitionen in eine Wasserstoffstrate-
gie – dazu komme ich gleich – erhöht werden, dass die 
Flottengrenzwerte endlich so ausgestaltet werden, dass 
sie CO2-neutral funktionieren können, dass die Umwelt-
politik so gemacht wird, dass wir am Ende die Kosten 
reduzieren. Natürlich müssen wir das Geld an die Bürger-
innen und Bürger zurückgeben, aber nicht über die EEG- 
Umlage. Vielmehr müssen wir den Menschen das Geld 
im Haushalt zurückgeben. Wir müssen aus dem EEG 
mittelfristig und zuvor aus den Steuern und Umlagen 
aussteigen.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Die Frage ist beant-
wortet!)

– Der Kollege hat nach einer Antwort gefragt. Ich ant-
worte ihm. Dann muss er auch zuhören, wenn er mir die 
Möglichkeit zum Antworten gibt. Ich habe es ihm gerade 
erklärt; es scheint ihm nur nicht zu gefallen.

(Klaus Mindrup [SPD]: Keine Antwort! Sagen 
die Grünen auch, keine Antwort!)

Das ist eine gut funktionierende, sinnvolle Klimapoli-
tik. Aber es ist doch nicht meine Schuld, dass wir Ihnen 
zeigen müssen, wie Klimapolitik funktioniert.

(Zuruf von der SPD: Das war doch keine Ant-
wort auf die Frage!)

Meine Damen und Herren, ich glaube, ich mache mit 
meiner Rede weiter, weil der Punkt klar geworden ist.

Klimapolitik kann effizient und zielgerichtet funktio-
nieren. Sie kann auch dafür sorgen, dass dieses Land 
wächst, dass die Wirtschaft wächst. Wir kommen zum 
zweiten Teil eines funktionierenden Haushaltes: Sie 
kann dafür sorgen, dass wir mehr Einnahmen generieren; 
denn, meine Damen und Herren, Wohlstand muss erar-
beitet werden. Er wird nicht hier im Bundestag erarbeitet. 
Er wird von den Bürgerinnen und Bürgern da draußen, 
von den Unternehmen erarbeitet, und die müssen wir 
stärken; die können wir aber auch stärken.

(Beifall bei der FDP)

Kollegin Ihnen hat es schon angesprochen: Die Frage 
des Mittelabflusses muss geklärt sein. Denn es bringt 
nichts, Haushalte und Projekte aufzusetzen und dann so 
viel Bürokratie anzuhängen, dass niemand die Mittel 
abruft. Das ist Wahnsinn, weil es am Ende nicht effizient 
funktioniert. Das ist, glaube ich, eine der großen Heraus-
forderungen.

Der zweite Punkt betrifft sicherlich die Nationale Was-
serstoffstrategie. Frau Dött, ich habe mich sehr über Ihre 
Rede gefreut. Sie war ein bisschen eine Oppositionsrede. 
So leid es mir tut, ein bisschen war es schon so. Denn Sie 
sind ja in der Regierung. Sie haben die Möglichkeit, mit 
Ihrem Koalitionspartner dafür zu sorgen, dass die E- 
Fuels, die synthetischen Kraftstoffe, endlich umgesetzt 
werden, dass sie sowohl in der Renewable Energy Direc-
tive als auch bei den Flottengrenzwerten endlich ange-
rechnet werden können.

Denn Märkte sind es doch, die für Innovationen sor-
gen. Diese Märkte anzureizen, erwarte ich von einer Bun-
desregierung, und das sehe ich nicht. Das sehe ich weder 
bei den Investitionen, die getätigt werden, noch bei den 
Rahmenbedingungen, die geändert werden sollen. Ich 
hoffe darauf, dass das noch vor dem Wahlkampf umge-
setzt werden kann. Denn das gehört zu einer funktionier-
enden, nachhaltigen Politik; das gehört dazu, dass wir 
Kosten reduzieren: Märkte und Innovationen reduzieren 
Kosten. Auch wenn das einige in diesem Haus nicht 
hören wollen: Das ist der einzige Weg, wie wir wirkli-
chen Klimaschutz erreichen können: indem wir die Kos-
ten für die neuen Technologien reduzieren. Dazu gehört 
die Versorgung mit billiger Energie. Dazu gehört die Ver-
sorgung mit billiger nichtfossiler Energie. Das bedeutet: 
Wasserstoff und synthetische Kraftstoffe.

(Beifall bei der FDP)

Zu sagen und zu denken, dass der Wasserstoff der Cham-
pagner der Energiewende wäre, ist völlig absurd. Wir 
müssen Wasserstoff zum neuen Öl der Energiewende 
machen. Das muss das Ziel sein.

(Beifall bei der FDP)

Denn wir werden überhaupt nur mit billiger nichtfossiler 
Energie zu mehr Klimaschutz kommen.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Mit Champagner 
kennt sich die FDP ja aus!)

– Von Champagner kann Die Linke ein Lied singen.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Wir trinken Pils!)
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Deswegen, meine Damen und Herren: Setzen wir 
einen anständigen Haushalt auf! Setzen wir auf Innova-
tion und Wettbewerb! Dann schaffen wir auch Klima- 
und Umweltschutz.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich habe mich vorhin schon gewundert, woher die 

Kollegin Ihnen den Optimismus nahm, dass Sie unter 
Ihrer Redezeit bleiben. Ich bitte wirklich, nach Ankündi-
gung des Schlusses des Beitrags auch zum Schluss zu 
kommen und die Zeit im Auge zu behalten.

Das Wort hat der Kollege Lorenz Gösta Beutin für die 
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 

Frühjahr sind wir alle hier im Deutschen Bundestag auf-
gestanden und haben geklatscht für die Berufe, die sys-
temrelevant sind. Heute streiken die Menschen in diesen 
Berufen,

(Frank Sitta [FDP]: Mitten in der Krise!)

weil auf das Klatschen keine Taten gefolgt sind. Die 
Fahrerinnen und Fahrer von Bussen und Bahnen sind 
die, die systemrelevant sind, das sind die Klimahelden, 
das sind die, die für die Verkehrswende stehen. Deswegen 
senden wir ihnen heute solidarische Grüße und wünschen 
ihnen viel Erfolg für ihren Arbeitskampf.

(Beifall bei der LINKEN)

Am Wochenende war ich im Dannenröder Wald in 
Hessen. Dort wird ein jahrhundertealter Wald für eine 
Autobahn, die A 49, abgeholzt; mein Kollege Victor Perli 
hat es vorhin schon erwähnt. Klimaschützerinnen und 
Klimaschützer haben diesen Wald besetzt; denn sie wis-
sen: In der Klimakrise bedeutet jeder Baum, der abge-
holzt wird, mehr CO2 in der Atmosphäre, das nicht ent-
zogen wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Statt neue Autobahnen in diesem Haushalt vorzusehen, 
statt den Verbrennungsmotor weiter zu fördern, statt 
Güter auf die Straße zu setzen, brauchen wir eine Priorität 
beim Bereich des Umwelt- und Klimaschutzes.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Haushalt zeigt: Die Bundesregierung setzt die fal-
schen Prioritäten. 2021 ist der Umweltetat mit 2,68 Mil-
liarden Euro wieder der kleinste Einzelplan. Das Kanzler-
amt beispielsweise hat im Etat rund 1 Milliarde Euro 
mehr eingestellt, und – man möge sich das einmal anhö-
ren – Armee und Rüstung haben 46,8 Milliarden Euro 
eingestellt. Das ist 17-mal so viel wie der Umweltetat. 
Das zeigt das Ungleichgewicht in diesem Haushalt. Das 
ist das wirkliche Problem.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber absurd wird es dann, wenn man sich ansieht, dass 
allein 47 Prozent des Umwelthaushaltes für die unmittel-
baren Folgen der Nutzung von Atomenergie draufgehen, 
für radioaktive Abfälle und Strahlenschutz. Wie beim 
Kohleausstieg haben wir auch bei der Atomenergie die 
Situation, dass die Allgemeinheit für die Gewinne der 
Energiekonzerne aufkommen muss. Das ist eine falsche 
Weichenstellung.

(Beifall bei der LINKEN)
Aber wir hören nicht nur aus der AfD-Fraktion, son-

dern auch aus FDP und auch aus Union immer mehr 
Stimmen, die für ein Revival der Atomkraft einstehen.

(Beifall des Abg. Karsten Hilse [AfD])
Schon am Beispiel des Endlagers haben wir doch gese-
hen, dass das Augenwischerei ist. Ich will da gar nicht 
von der Asse reden. Aber es ist eine Absurdität, zu glau-
ben, für 1 Million Jahre könne man Atommüll einfach so 
sicher verschwinden lassen.

(Karsten Hilse [AfD]: Brauchen wir nicht!)
Der Atomstrom ist teuer, der Atomstrom ist lebensge-

fährlich, und die Menschheit wird noch Tausende von 
Jahren dafür bezahlen müssen. Deshalb, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von FDP und CDU, stoppen Sie diese 
gefährliche Diskussion!

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Timon Gremmels [SPD] und Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber auch für fossile Subventionen werden weiterhin 
mehr als 50 Milliarden Euro Steuergelder verwendet. 
Zum Vergleich noch einmal: Für den Kampf gegen die 
Vermüllung unseres Planeten, gegen das Artensterben, 
für den Naturschutz und für den Erhalt unserer Lebens-
grundlagen sind das 2,68 Milliarden Euro. Rund 50 Mil-
liarden Euro für fossile Subventionen! Die Bundesregie-
rung versäumt es, hier die Weichen zu stellen. Wir 
müssen raus aus fossilen Investitionen, wir müssen raus 
aus fossiler Energie. Das bedeutet: Wir müssen die 
Erneuerbaren fördern. Auch das muss zentraler Bestand-
teil dieses Haushalts sein.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir als Linke sagen: Die Bundesregierung hat es in der 

Coronakrise versäumt, soziale und ökologische Kriterien 
insbesondere für die Förderung von Konzernen aufzu-
stellen. Hier muss nachgebessert werden. Wir sagen 
ganz klar: Wir brauchen eine Bundesregierung, die nicht 
die Politik der Konzerne macht; wir brauchen eine Bun-
desregierung, die für die Mehrheit der Menschen da ist.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Karsten Möring 
[CDU/CSU]: Herr Beutin, diese Regierung 
haben wir gerade! – Gegenruf des Abg. Jan 
Korte [DIE LINKE]: Ja, so viel Humor muss 
man erst mal haben!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Lisa Badum für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Erlauben Sie mir als Fränkin und Bayerin eine 
Vorbemerkung aus regionaler Betroffenheit. Frau Bär 
und Frau Weisgerber, auch Sie sind Fränkinnen, viel-
leicht auch noch andere hier. Ich muss sagen: Ich schäme 
mich für die peinlichen und die schädlichen Äußerungen 
der Bayerischen Staatsregierung zur Atomendlagersuche.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Grigorios Aggelidis 
[FDP])

Bayern hat maßgeblich mit Atommüll produziert, 
Bayern hat das Standortauswahlgesetz mit unterschrie-
ben. Wie schon Franz Josef Strauß sagte: Unterschriebe-
ne, geschlossene Verträge müssen auch eingehalten wer-
den. – Deswegen erwarte ich, dass die CSU da ihre 
Verantwortung wahrnimmt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN und des Abg. Grigorios Aggelidis [FDP])

Aus Angst ist die CSU heute auch kaum vertreten. Das 
verstehe ich, weil wir so einen peinlichen Anblick abge-
ben. Aber nicht ganz Bayern steht dahinter.

Jetzt zu Ihnen, Frau Ministerin Schulze. Ich habe ein 
paar Interviews von Ihnen nachgelesen. Sie haben gesagt, 
dass in der Klimaschutzpolitik der vergangenen Jahre 
Fehler passiert sind, dass da zu wenig passiert ist. Da 
möchte ich Ihnen ausdrücklich recht geben. Ich habe 
mir die Aktionen mal angeschaut: 2007 wurde das Integ-
rierte Energie- und Klimaprogramm verabschiedet, 2014 
das Aktionsprogramm 2020, 2016 der Klimaschutz-
plan 2050. Wenn wir jetzt, im Jahr 2020, Bilanz ziehen 
und fragen: „Haben wir es geschafft, der Klimakrise die 
Stirn zu bieten, was haben wir effektiv erreicht?“, dann 
müssen wir sagen: In der Bundesrepublik Deutschland ist 
seit 2005 kaum CO2 eingespart worden. Im Verkehrssek-
tor ist der Ausstoß sogar gestiegen. – Das ist die skanda-
löse Realität, in der wir leben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was bedeutet es vor Ort, wenn wir die Erderhitzung 

nicht stoppen können? Ich habe für Bayern aus Ihrem 
Ministerium eine Antwort bekommen; aber, meine sehr 
geehrten Kolleginnen und Kollegen, für alle Ihre Wahl-
kreise gibt es ähnliche Antworten. Bei uns ist die Durch-
schnittstemperatur in den letzten Jahren um 0,8 Grad 
gestiegen. Wir haben mehr heiße Tropennächte. Wir 
haben vertrocknete Felder.

(Karsten Hilse [AfD]: Hochwasser!)
Die Zahl der Flächen, die bewässert werden müssen, hat 
sich seit 2009 verdoppelt. Die Gefahr für Waldbrände ist 
gestiegen. Die Zahl der Hitzetoten in Städten ist gestie-
gen.

Ich weiß, dass Sie das genauso schockiert wie mich, 
Frau Schulze. Aber was mich sehr besorgt, ist, dass Sie 
im Ministerium die Kosten dieser ganzen Klimaschäden 
nicht mal dokumentieren. Das haben Sie mir auch geant-

wortet: Sie wissen nicht, was Kommunen, Bund und Län-
der insgesamt für Klimaschäden, für diese Schäden in 
Wasserwirtschaft, Tourismus, Bauwesen, Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft, ausgeben.

(Karsten Hilse [AfD]: Institute!)
Das wissen Sie nicht. Aber trotzdem zögern Sie nicht, das 
Geld für Maßnahmen und Anpassungen an den Klima-
wandel von 60 auf 22 Millionen Euro im Haushalt zu 
kürzen. Das sind 38 Millionen Euro weniger für betrof-
fene Regionen und Kommunen, die wir mit den Folgen 
der Klimakrise alleinlassen. Das ist unverantwortlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Alleine? 
Wir investieren! Massiv!)

Zugleich – das haben alle Vorrednerinnen und Vorred-
ner auch erwähnt – geben Sie weiterhin 57 Milliarden 
Euro Geschenke an die Öl- und Gasindustrie. Dem stellen 
Sie Ihr Klimapaket mit Zahlungen in Höhe von 52 Mil-
liarden Euro bis 2023 gegenüber. Das sind zweimal Mil-
liardenbeträge; das hebt sich gegenseitig auf. Der politi-
sche Effekt ist sozusagen gleich null.

Aber die Krone setzen Sie dem Ganzen mit dem Ener-
gie- und Klimafonds auf. Aus einem Klimafonds, würde 
ich denken, sollen saubere, neue Energien finanziert wer-
den. Aber Sie bezahlen daraus zum Teil die Abwicklung 
von dreckigen, von alten Energien. Sprich: Die Entschä-
digungen an die Kohlebetreiber zahlen Sie aus dem Ener-
gie- und Klimafonds. Ich frage Sie: Soll der Klimafonds 
Klimaschutz oder Geschenke an diejenigen finanzieren, 
die in den letzten Jahrzehnten unser Klima zerstört haben, 
Frau Schulze? Diese Antwort hätte ich gerne von Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Lorenz Gösta Beutin [DIE 
LINKE])

Wenn Sie hier in der Regierung wirklich verstanden 
hätten, was die Klimakrise bei uns bedeutet, was sie welt-
weit bedeutet, dann würden Sie handeln, dann würden Sie 
das Geld aus den fossilen Energien in erneuerbare Ener-
gien stecken, dann würden Sie uns zeigen, wie massen-
haft Autos ohne Öl und Gas fahren können,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Massen von Strom-
ausfällen wie in Kalifornien!)

wie wir Fahrrad-Highways quer durch Deutschland zie-
hen, wie wir in Nachtzügen ausgeruht ankommen. Das 
wäre der Spirit, Frau Schulze. Das wären die Klimami-
nisterien, die Sie wollen. Packen Sie Herrn Altmaier und 
seine Klimacharta, und zeigen Sie Herrn Scheuer die Tür, 
damit Sie endlich eine erfolgreiche Klimapolitik in dieser 
Regierung machen, damit wir endlich eine Veränderung 
hinkriegen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun Dr. Nina Scheer das 

Wort.

(Beifall bei der SPD)
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Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen 

und Kollegen! Ich möchte eigentlich direkt anknüpfen 
an das – das macht lebendigen Parlamentarismus ja 
auch aus –, was meine Vorrednerin gerade ausgeführt hat.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Gerne!)

Denn es ist, glaube ich, ein verbreiteter Irrglaube, dass 
mehr Klimaschutz immer nur bedeutet, auf das hinzu-
weisen, was man alles noch nicht hat. Vielmehr müssen 
wir darauf schauen: Was ist in der Vergangenheit gut 
gelaufen, und was wird verkannt?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meines Erachtens wird das manchmal ganz gezielt ein-
gesetzt. Da muss ich jetzt – selbst wenn Sie, Frau Dött, 
gerade geklatscht haben – auch mit uns in der Koalition 
ein bisschen kritisch umgehen.

(Marie-Luise Dött [CDU/CSU]: Ich kann das 
ab!)

Nach meiner Beobachtung ist der Einstieg in die Ener-
giewende immer ganz gezielt mit dem Ausstieg aus der 
Atomenergie in der zweiten Runde, nämlich 2011 nach 
Fukushima, kommunikativ verknüpft worden; ganz 
geschickt kommunikativ. Das hat dann aber zur fatalen 
Folge, dass alle Energiewende- und Klimaschutzmaßnah-
men, die uns bis dahin erfolgreich nach vorne gebracht 
hatten, ausgeblendet werden und dass das EEG als der 
Klimaschutzmotor schlechthin,

(Grigorios Aggelidis [FDP]: Das kann jetzt 
nicht Ihr Ernst sein, das EEG als Erfolg zu 
bezeichnen! Eine der größten Fehlinvestitionen 
überhaupt! – Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist nach 2005 passiert!)

nämlich durch den Ausbau erneuerbarer Energien, ein-
fach nicht mehr wahrgenommen wird.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, aber es ist vorher verabschiedet worden!)

Das ist kommunikativ eine „Glanzleistung“ gewesen.
Insofern appelliere ich an uns alle, nicht nur darauf zu 

schauen, was man zukünftig noch mehr machen muss, 
sondern dringend auch wieder darauf zu schauen, welche 
Hemmnisse in den letzten Jahren eingebaut wurden. 
Denn gerade von der fossil-atomaren Energiewirtschaft 
wurde alles getan, den Prozess hin zu erneuerbaren Ener-
gien zu verlangsamen. Welche Hemmnisse wurden ein-
gebaut, und an welcher Stelle muss man wieder etwas 
abbauen, um zu dem zurückzukommen, was unter Rot- 
Grün 2000 mit dem EEG eingeführt wurde?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich wiederhole es: Die größten CO2-Einsparungen, die 
wir bisher hinbekommen haben, sind über den Ausbau 
erneuerbarer Energien geschehen. Das ist Fakt.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Null! Nicht eine 
Tonne!)

– Das ist einfach falsch, Herr Köhler. Das wissen Sie 
genau! Der von Ihnen so viel beschworene Emissions-
handel hätte nicht ein bisschen wirken können,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

wenn man nicht die Alternativen hätte und wenn die nicht 
Markteinführung bekommen hätten. Das wissen Sie 
genau.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Null!)
Es ist Teil der Vernebelungstaktik, und es ist Teil der 
Verzögerungstaktik, wenn immer wieder nur auf diesen 
Emissionshandel abgestellt wird

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Nein, ist doch 
Quatsch! Das sagen Ihre Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler! Genau das Gegenteil! 
Hören Sie doch auf die Wissenschaft!)

und ignoriert wird, welche Markteinführungsinstrumente 
man braucht und welche Anreize man braucht. Man 
braucht Anreize, um Alternativen zu geben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Und diese Alternativen müssen verstärkt gegeben wer-
den.

Ich bin, ehrlich gesagt, erneut ziemlich verärgert über 
unseren Koalitionspartner; das muss ich leider sagen. Wir 
in der Koalition haben eine Reihe von sehr guten An-
sätzen dank der SPD hinbekommen – Stichworte „Koh-
leausstiegsgesetz“, „Klimaschutzgesetz“. Jetzt, wo es 
um die Umsetzung geht, nämlich die Hemmnisse beim 
EEG, die ich gerade erwähnt habe, endlich zu beseitigen, 
da kommt auf einmal aus dem Hause Altmaier ein 
20-Punkte-Programm

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Wir refor-
mieren doch das EEG! Wir verhandeln doch 
und machen es besser!)

– ich würde gerne meine Redezeit auch zum Reden nut-
zen dürfen –, in dem er nur wiederholt, was wir schon 
beschlossen haben, und eine Beschwörung des Emis-
sionshandels stattfindet. Er lenkt damit davon ab, dass 
er im gleichen Moment eine EEG-Novelle anzuschieben 
hat, die endlich den Ausbau der Erneuerbaren wieder 
dahin bringt, wo wir einmal waren und wo wir auch 
wieder hin müssen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Marie-Luise Dött [CDU/ 
CSU]: Aber wir werden noch mehr machen!)

Es ist mir wichtig, das auch in das Zentrum der Haus-
haltsdebatte zu setzen, weil die ganzen Gelder, die man 
bereitstellt – in welchen Ressorts auch immer – nichts 
helfen, wenn an einer anderen Stelle an Stellschrauben 
gedreht wird, die die Alternativen, den Ausbau und die 
Generierung von neuen Jobs verhindern.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Welche Jobs denn? In 
China?)

Aber genau das passiert gerade; das passiert mit dieser 
EEG-Novelle.
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Deswegen hat Svenja Schulze zu Recht eine Protokoll-
erklärung an ihre Zustimmung gehängt. Anders wäre es 
nicht gegangen, überhaupt noch rechtzeitig ins parlamen-
tarische Verfahren zu kommen. Insofern finde ich das 
einen guten Schachzug von ihr – auch noch mal von 
mir: Herzlichen Glückwunsch! –, dass dies so gelöst wur-
de. Sonst wäre die Rechnung aufgegangen, dass wir am 
Ende des Jahres wieder nur mit weiteren Zielbestimmun-
gen und weiteren Punkten in Form der schon erwähnten 
20-Punkte-Planung nach Hause gegangen wären und 
wieder keine Umsetzungsschritte bekommen hätten. 
Das darf so nicht passieren. Wir als SPD-Fraktion werden 
alles daransetzen, dass die Erneuerbare-Energien-Gesetz- 
Novelle auch das einlösen kann, was sie verspricht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Es ist noch vieles weitere zu tun. Wir haben in der 
letzten Sitzungswoche auch im Bereich „nachhaltige Ent-
wicklung“ etwas beschlossen. Ich erwarte, dass die Bun-
desregierung dies so umsetzt, damit wir den Parlamenta-
rischen Beirat für nachhaltige Entwicklung 
weiterentwickeln. Wir als Abgeordnete haben Vorarbeit 
geleistet, sodass aus Nachhaltigkeitsprüfungen auch tat-
sächlich Nachhaltigkeitsprüfungen werden und wir die 
Nachhaltigkeitsziele auch wirklich in die Gesetzgebung 
implementiert bekommen; das will ich nur noch kurz 
erwähnt haben. Aber ich bin, wenn ich das richtig sehe, 
schon über meiner Redezeit.

Danke. 
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Marc Bernhard für die 

AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: Oh! 

Müssen wir uns das auch noch antun?)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Geehrte Kollegen! Noch nie war die 

Abgabenlast für die Menschen in unserem Land so hoch 
und so erdrückend wie heute. Getrieben von Ihrer Klima-
hysterie pressen Sie den Menschen eine Steuer nach der 
anderen ab:

(Timon Gremmels [SPD]: Die gleiche Schall-
platte!)

Energiesteuer, Ökosteuer, EEG-Umlage, Stromsteuer. 
Und jetzt wollen Sie uns auch noch weismachen, dass 
eine CO2-Steuer im nationalen Alleingang

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Es ist keine 
CO2-Steuer! Das wissen Sie auch ganz genau!)

den globalen Klimawandel aufhalten könnte.
Gleichzeitig steuern wir auf die größte Wirtschaftskri-

se seit 1929 zu. Die Lebenshaltungskosten steigen unauf-
hörlich. Und dank Ihrer völlig vermurksten Energiewen-
de haben wir in Deutschland die höchsten Strompreise 
der Welt: doppelt so hoch wie in unseren Nachbarlän-
dern; so hoch, dass jedes Jahr 400 000 Haushalten der 

Strom abgestellt wird. Bereits 3 Millionen Menschen 
sind arbeitslos, 5 Millionen in Kurzarbeit, und durch 
Ihre Weltretterallüren vertreiben Sie noch die restlichen 
Arbeitsplätze aus Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Sie erzwingen die Elektromobilität, obwohl es die 
schmutzigste Antriebsart überhaupt ist, und zerstören 
unsere Automobilindustrie, das Rückgrat unseres Wohl-
stands.

(Beifall bei der AfD)

Jeder dritte Zulieferbetrieb ist in seiner Existenz bedroht, 
jeder zweite Mitarbeiter wird seinen Arbeitsplatz verlie-
ren, in einer Branche mit über 2,2 Millionen Menschen.

(Timon Gremmels [SPD]: Deutschland 
schlechtreden! Das machen Sie!)

Ich höre es ja: Ihnen ist das ganz offensichtlich völlig 
egal.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: Sie 
reden einen Unfug!)

Ihr eigenes Pariser Klimaabkommen gibt dem Rest der 
Welt doch noch zehn Jahre Zeit, bevor er sich in irgend-
einer Weise beim CO2-Ausstoß einschränken muss. 
Daher sollten auch wir diese zehn Jahre nutzen, in neue 
Technologien investieren und nicht in blindem Aktionis-
mus die Zukunft unserer Kinder zerstören.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: 
Blödsinn!)

Denn es gibt bereits neue Technologien und Lösungen 
wie synthetische Dieselkraftstoffe, die sofort den CO2- 
Ausstoß um 60 Prozent verringern würden; aber Sie blo-
ckieren die Zulassung aus rein ideologischen Gründen. 
Was Sie hier machen, ist eine einzige Abrisspolitik, die 
die Bürger abzockt, Arbeitsplätze vernichtet und die 
Umwelt zerstört, und das Ganze ohne irgendeinen Nut-
zen.

(Beifall bei der AfD)

Das Konzept Ihrer CO2-Steuer nannte man im Mittel-
alter Ablasshandel. Wenn Sie tatsächlich glauben, den 
Klimawandel mit einer Steuer stoppen zu können, wer-
den Sie vermutlich morgen auch noch eine Antivirus-
steuer gegen Corona einführen.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: Lie-
ber eine Anti-AfD-Steuer!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Anja Weisgerber für die CDU/CSU- 

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Das Rednerpult 
wird gereinigt – Dr. Gesine Lötzsch [DIE LIN-
KE]: Schön saubermachen jetzt! – Ulli Nissen 
[SPD]: Aber kräftig saubermachen nach dieser 
Rede! Da ist ja jede Menge Schmodder hängen 
geblieben!)
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Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Deutschland ist bislang gut durch die Krise 
gekommen. Deutschland ist auch deshalb gut durch die 
Krise gekommen, weil wir eine nachhaltige und sehr ver-
nünftige Haushalts- und Finanzpolitik machen. Warum 
ist diese Haushalts- und Finanzpolitik klug?

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, das ist eine gute Frage!)

Weil wir investieren. Der Bund investiert, nimmt Geld in 
die Hand. Der Bund hilft den Unternehmen mit Sofort-, 
mit Überbrückungshilfen. Wir haben jetzt auch ein Kon-
junkturpaket verabschiedet, um die Folgen der Pandemie, 
des Lockdowns abzumildern und Arbeitsplätze zu 
sichern. Wir nehmen Geld in die Hand, um aus der Krise 
durchzustarten, und gleichzeitig sagen wir auch ganz 
klar: Im kommenden Jahr muss die Schuldenbremse wie-
der eingehalten und die Neuverschuldung zurückgefah-
ren werden. Denn das ist auch eine Frage der Generatio-
nengerechtigkeit und der Nachhaltigkeit, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben in der letzten Sitzungswoche eine Nach-
haltigkeitswoche auf die Tagesordnung gesetzt. Wir 
reden nicht nur, wir handeln auch. Ich bin stolz, dass 
wir Umwelt- und Klimapolitiker Einfluss auf dieses Kon-
junkturprogramm genommen haben in dem Sinne, dass 
wir jetzt in die Zukunft investieren. Corona hat uns 
gelehrt, dass wir präventiv handeln müssen, dass wir 
nachhaltig aus dieser Krise durchstarten müssen, dass 
wir uns gleich für die nächste Herausforderung, den Kli-
mawandel, der im Moment schon intensiv greift, wapp-
nen müssen, dass wir dem begegnen müssen. Wir inves-
tieren mit diesem Konjunkturpaket 40 Milliarden Euro in 
den Umwelt- und Klimaschutz, in Umwelt- und Klima-
innovation, zum Beispiel in die Innovationsprämie, in 
Flottenaustauschprogramme, in das CO2-Gebäudesanie-
rungsprogramm, in Wasserstoff. Das ist ein starkes Signal 
für Innovation und Zukunft.

Zur Wahrheit gehört auch, dass wir mit diesem Haus-
halt die Mittel für den Klimaschutz verdreifachen. Des-
wegen sage ich ganz klar an die Adresse der Opposition: 
Hören Sie doch einmal auf mit dem Märchen, dass wir 
nicht in Klimaschutz investieren! Das stimmt einfach 
nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Grigorios Aggelidis [FDP]: 
Aber nicht genug!)

Als Nächstes: Hören Sie auf mit dem Märchen, dass die 
Regierung, dass der Bundestag nichts für Klimaschutz 
macht! Wir haben ein Klimapaket auf den Tisch gelegt – 
wir haben dieses Klimapaket verabschiedet,

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das wirkt ja nicht!)

sind jetzt in der Umsetzung –, das seinesgleichen sucht, 
mit einem Klimaschutzprogramm mit 60 Maßnahmen, 
mit dem Klimaschutzgesetz, mit Monitoring, mit Zielen 

in den Sektoren, und wir geben CO2 einen Preis. Das ist 
ein umfassendes Paket, das es in der Geschichte der Bun-
desrepublik so noch nicht gegeben hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Und jetzt sage ich auch an die Adresse der Opposition: 
Eine solche Kraftanstrengung haben auch die Grünen 
unter Rot-Grün nicht hinbekommen. Das gehört zur 
Wahrheit dazu. Die Grünen haben damals die Chance 
verpasst, ein solches Paket zu verabschieden.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist jetzt aber wirklich falsch!)

– Ja, das gehört zur Wahrheit dazu. Man merkt an Ihrer 
Rede, dass Ihnen die Argumente bezüglich der Kritik an 
diesem Paket ausgehen.

Es ist ein gutes Paket. Warum ist das Paket gut?
(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Danach kam nichts mehr!)
Wir führen jetzt einen Emissionshandel für Wärme und 
Verkehr ein. Wir sind damit Vorreiter in ganz Europa. 
Dass dieses marktwirtschaftliche Instrument, das keine 
CO2-Steuer ist, wie Sie immer versuchen zu behaupten,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Was denn sonst?)
funktioniert, sehen wir im Bereich Industrie und Energie. 
Durch den europäischen Emissionshandel sind in diesem 
Bereich die CO2-Emissionen nachhaltig zurückgegan-
gen. Dieses marktwirtschaftliche Instrument funktioniert, 
und deswegen ist es jetzt auch der richtige Weg, dass wir 
in den Bereichen Wärme und Verkehr dieses Instrument 
auf nationaler Ebene einführen. Ich bin stolz darauf, dass 
wir mit dieser Einführung eine Bewegung in ganz Europa 
ausgelöst haben, dass Ursula von der Leyen jetzt bekannt 
gegeben hat, dass die Europäische Union für die Bereiche 
Wärme und Verkehr schon im nächsten Jahr ein Gesetz-
gebungspaket auf den Tisch legen wird, um den Emis-
sionshandel EU-weit auf Wärme und Verkehr auszuwei-
ten. Das ist der konsequente und richtige Schritt, dieses 
Herzstück des Klimaschutzes auch europaweit auszuwei-
ten. Dafür haben wir gesorgt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Frank Sitta [FDP]: Das ist 
etwas anderes, als von der Leyen macht!)

Wir machen einen nationalen Emissionshandel mit 
Augenmaß. Wir berücksichtigen, dass wir die Akzeptanz 
der Menschen behalten müssen und dass wir auch die 
Auswirkungen auf die Wirtschaft und die Arbeitsplätze 
berücksichtigen müssen,

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Preissteigerung über 
den Emissionshandel!)

was die FDP komplett außen vor lässt. Wenn die FDP 
sagt: „Der Preis soll sich ausschließlich am Markt bil-
den“, ja, dann müssen Sie aber auch Ihren Unternehmen, 
die Sie angeblich vertreten, sagen, dass der Preis dann 
durch die Decke schießt. Wenn man den europäischen 
Emissionshandel ausweiten will, dann führt das letztend-
lich dazu, dass der Verkehr diese ganzen Rechte wegkauft 
und es für die Industrie noch schwieriger wird. Das ge-
hört zur Wahrheit dazu; an dieser Stelle muss man die 
FDP stellen, meine Damen und Herren.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Lukas Köhler [FDP]: Wir 
haben uns dem schon oft gestellt!)

Zu dem Thema „Akzeptanz der Menschen“ möchte ich 
noch sagen: Wir nehmen die Einnahmen und deckeln 
damit die EEG-Umlage.

(Grigorios Aggelidis [FDP]: Linke Tasche, 
rechte Tasche!)

Das ist eine ganz wichtige, richtungsweisende Entschei-
dung; denn wir müssen dafür sorgen, dass, wenn wir in 
Zukunft immer mehr auf Strom aus erneuerbaren Ener-
gien umsteigen, der Strompreis stabil bleibt, perspekti-
visch soll die EEG-Umlage – das hat heute der Finanz-
minister Scholz gesagt – komplett wegfallen.

(Beifall des Abg. Klaus Mindrup [SPD])
Das ist unser Ziel. Wir machen eine nachhaltige Finanz-
politik, die auch auf Klimaschutz und Innovationen aus-
gerichtet ist. Das ist unser Weg, und das ist der richtige 
Weg.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Timon Gremmels 
[SPD]: Du hast ja gar nichts zu Söder gesagt! – 
Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genau, was ist mit Söder?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Karsten Möring für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Karsten Möring (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wir machen das arbeitsteilig: Meine Kol-
legin Weisgerber hat eben mit einem Argument der FDP 
widersprochen, weil das einfach nicht logisch ist, was 
Herr Köhler von sich gegeben hat,

(Grigorios Aggelidis [FDP]: Das war das glei-
che Argument, das Frau von der Leyen 
gebracht hat!)

und ich stürze mich jetzt auf eine Bemerkung von Herrn 
Bernhard, die er eben gemacht hat. Herr Bernhard hat 
behauptet: Weil in Deutschland die Strompreise doppelt 
so hoch sind wie in Frankreich, haben wir 5 Millionen 
Arbeitslose.

(Marc Bernhard [AfD]: Das habe ich nicht 
behauptet!)

– Dem Sinne nach, Herr Bernhard; ist gut. – Ich weiß aber 
nicht, ob Sie zur Kenntnis nehmen, dass die Arbeitslo-
senzahlen, auch wenn die Preise für Strom in Frankreich 
vielleicht nur halb so hoch sind wie bei uns, wesentlich 
höher sind als bei uns.

(Ulli Nissen [SPD]: Hört! Hört!)
Wie kommt das denn jetzt zustande?

(Otto Fricke [FDP]: Sie verwechseln die Kau-
salität!)

Die Logik, die Sie dort anwenden, funktioniert nach fol-
gendem Muster: Das Einkommen hängt von der Schuh-
größe ab.

(Heiterkeit der Abg. Steffi Lemke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wissen Sie, warum? Wenn wir die Einkommen derjeni-
gen Menschen mit einer großen Schuhgröße auf der einen 
Seite und die Einkommen derjenigen Menschen mit einer 
kleineren Schuhgröße auf der anderen Seite betrachten, 
dann sehen wir, dass diejenigen mit den größeren 
Schuhen das höhere Einkommen haben. Daher kommt 
übrigens der Spruch: auf großem Fuße leben.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Weil Frauen die kleineren Schuhe haben!)

Aber Sie wissen natürlich in Wirklichkeit nicht, warum es 
so ist; denn die größeren Schuhe werden in der Regel von 
Männern und die kleineren Schuhe von Frauen getragen. 
In der Realität sind die Einkommen der Männer insge-
samt größer als die der Frauen.

(Ulli Nissen [SPD]: Aha! Jetzt haben wir es 
verstanden!)

Über die Ursachen will ich nicht reden. Aber nach diesem 
Muster funktioniert Ihre Argumentation,

(Marc Bernhard [AfD]: Und warum ist das so?)
und das ist nicht sinnvoll.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Jetzt komme ich zu dem Thema, um das es hier geht. 
Frau Ihnen, Sie haben vorhin beklagt, dass die Verschul-
dung sehr hoch ist und für die Umwelt nichts passiert. Ich 
möchte Sie trösten, und eigentlich hätten Sie sich selbst 
daran erinnern können, weil Sie ja beteiligt sind. Unge-
fähr 40 Prozent des Haushalts unseres Umweltministe-
riums wird gar nicht vom Steuerzahler getragen. 40 Pro-
zent – sogar etwas mehr als 40 Prozent – wird aus dem 
Kernenergieentsorgungsfonds bezahlt.

(Ulla Ihnen [FDP]: Ja, ich bin da ja Mitglied!)
Der wiederum wird aus den Geldern gespeist, die die 
Unternehmen abgegeben haben, damit wir als Staat für 
die Entsorgung und die Zwischenlagerung sorgen und 
bezahlen – aber nicht mit Steuerzahlergeld, sondern mit 
dem Geld der Unternehmen.

(Lorenz Gösta Beutin [DIE LINKE]: Dafür 
haben sie ja auch kräftig Profite bekommen!)

– Ja, sonst hätten sie das auch nicht zahlen können, Herr 
Beutin. Das ist auch eine Form von Logik, die Sie mal 
lernen müssen.

Ich möchte an dieser Stelle gerne die Gelegenheit nut-
zen, um zu sagen, welche Rolle der KENFO für die Ent-
sorgung der Kernenergiereste spielt, weil es nämlich 
wichtig ist. Auf die gesamte Zeit der Entsorgung brau-
chen wir diese Mittel. Jetzt liegen sie ungefähr bei 
1,14 Milliarden Euro im Haushalt. Davon bezahlen wir 
die gesamte Endlagersuche beispielsweise; davon bezah-
len wir Schacht Konrad, die Asse. All diese Punkte 
bezahlen wir aus diesen Mitteln, die den Steuerzahler 
jetzt nicht belasten.
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Damit das so bleibt, legt dieser Fonds Geld an. Und ich 
kann Ihnen sagen – das weiß Frau Ihnen auch –: Das tut er 
mit so großem Erfolg, dass wir selbst in der Coronazeit 
noch Gewinne mit diesem Fonds machen, weil er nach-
haltig anlegt und wir ein gutes Management haben. 
Dafür, dass wir ein gutes Management haben, sorgen 
wir im Kuratorium; da sind wir uns doch wieder einig.

Wenden wir uns also jetzt mal dem Punkt zu, der für 
den Haushalt so wichtig ist, nämlich die Frage der Ent-
sorgung des atomaren Mülls. Wir haben am Montag gera-
de einen Zwischenbericht bekommen. Und voller Erstau-
nen haben der eine mit Begeisterung und ein anderer 
vielleicht mit weniger Begeisterung festgestellt, dass 
das Ergebnis des Verfahrens das Herausfallen von Gor-
leben aus der weiteren Untersuchung ist.

Ich möchte an eines erinnern: Es gibt einen fundamen-
talen Unterschied zur Situation vor 50 Jahren, als man 
sich auf einen Standort, Gorleben, verständigt hat, der 
dann auf seine Eignung untersucht wurde. Der Streit 
darüber, ob er geeignet ist, dauerte über Jahrzehnte an.

Was wir jetzt machen, ist ein völlig anderes Verfahren. 
Wir haben Kriterien aufgestellt, und wir machen ein ver-
gleichendes Verfahren. Wir wollen nicht wissen, ob ein 
Standort, den wir einfach aussuchen, geeignet ist, dass 
man dort sicher lagern kann, was man im Laufe der 
Zeit positiv oder negativ erkennen kann, sondern wir 
suchen auf diese Weise den bestmöglichen Standort. Des-
wegen ist es auch richtig, dass wir in der Anfangsphase, 
in der wir jetzt sind, auf einer weißen Landkarte alle 
Gebiete identifizieren, die von der geologischen Voraus-
setzung her infrage kommen. Nur diese Punkte werden 
jetzt untersucht. Alles andere folgt im nächsten Schritt.

Deswegen kann ich nur jedem, der sich jetzt aufregt 
und sagt: „Ich muss mich wehren; vielleicht kommt ein 
Endlager zu uns“,

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Jedem? Es gibt ganz Spezielle aus Ihrer Frak-
tionsgemeinschaft!)

einmal abgesehen davon, dass wir einen Standort brau-
chen, –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Kollege – –.

Karsten Möring (CDU/CSU):
– sagen: Er soll dafür sorgen, dass die Leute sich nicht 

unnötig Sorgen machen. Er soll teilnehmen an dem Pro-
zess, den wir transparent gestalten, und er soll mitma-
chen, sich informieren. Wenn wir das sorgfältig und ver-
trauensvoll durchführen, –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Möring, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung des Abgeordneten Hilse?

Karsten Möring (CDU/CSU):
– werden wir zu einem guten Ergebnis kommen. – Herr 

Hilse kann gleich noch eine Intervention machen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort erteilen Sie nicht.

Karsten Möring (CDU/CSU):
Genau.

Ein letztes Wort zum Stichwort „Bayern“.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Endlich!)

Es kann doch keiner bestreiten, dass der bayerische 
Ministerpräsident gesagt hat: Wir Bayern blockieren die-
ses Verfahren nicht. Wir machen es mit – kritisch. – Das 
kann man ja niemandem verdenken. Ich gehe auch sicher 
davon aus.

(Timon Gremmels [SPD]: Der Koalitionsver-
trag schließt das aus!)

Die Bayern haben bisher über ihre geologischen Landes-
ämter die Daten geliefert, die wir gebraucht haben. Sie 
haben das Verfahren mitgemacht. Sie haben es mitbe-
schlossen. Keiner will das gerne haben; völlig klar. 
Irgendwo wird es landen.

Wir sorgen dafür, hier in diesem Hause mit unserer 
Gesetzgebung in der nächsten Wahlperiode, dass das Ver-
fahren richtig weitergeht und die nächsten Standortein-
grenzungen dazu führen, dass wir nicht mehr über 54 Pro-
zent des Bundesgebiets reden, sondern über eine deutlich 
kleinere und dann intensiver zu untersuchende Fläche. 
Wenn Sie daran mitwirken und nicht die Bewohner auf 
die Bäume treiben und dann hinterherkriechen – man 
kommt irgendwann schwer wieder herunter –, dann ist 
das Verfahren positiv und gut.

Verzeihen Sie mir die 15 Sekunden mehr. Ich danke 
Ihnen für die Geduld und wünsche uns alles Gute und ein 
erfolgreiches Verfahren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich erteile dem Abgeordneten Hilse das Wort zu einer 

Kurzintervention.

(Ulli Nissen [SPD]: Uns bleibt auch nichts 
erspart!)

Karsten Hilse (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, dass Sie die Kurzinter-

vention zulassen. – Herr Möring, ich wollte Ihnen eigent-
lich nur eine ganz kurze Frage stellen, nämlich ob Sie mit 
mir übereinstimmen, dass Sie mit dem Verfahren, das Sie 
jetzt durchführen, in dem erst einmal 90 Gebiete zur Aus-
wahl gestellt worden sind, die noch weiter untersucht 
werden sollen, Streit provozieren zwischen den einzelnen 
Gebieten, die sich vehement dagegen wehren. Wir haben 
ja gesehen, was da in Bayern passiert ist. Haben Sie mit 
einberechnet, dass es dazu kommen wird?

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was soll das? Eine Kurzintervention?)
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– Ach Mann, lassen Sie mich doch einfach ausreden. 
Habe ich jetzt eine sehr schlimme Frage gestellt, oder 
was?

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Reden Sie einfach, und stottern Sie nicht!)

Herr Möring, das war alles, was ich Sie fragen wollte, 
nämlich ob Sie das letztendlich mit bedacht haben. – 
Mehr wollte ich eigentlich gar nicht wissen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Wollen Sie antworten, Herr Kollege? – Dann bitte.

Karsten Möring (CDU/CSU):
Ja, Herr Präsident. – Wir haben das mit bedacht. Es ist 

auch sinnvoll, wenn den Menschen gleichzeitig gesagt 
wird, dass dieses Verfahren dazu dient, den geeigneten 
Standort zu finden, nicht aber, irgendjemandem einen 
Standort aufzudrücken.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herzlichen Dank. – Weitere Wortmeldungen zu diesem 

Einzelplan liegen nicht vor.
Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich – –

(Zurufe: Halt!)
– Oh!

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD, der LINKEN und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN – 
Jan Korte [DIE LINKE]: Ist okay! Wir können 
weitermachen! – Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die Debatte ist geschlossen!)

Herr Kollege Gädechens, ich bitte vielmals um Ent-
schuldigung. Von Schleswig-Holstein zu Schleswig-Hol-
stein: Sie haben jetzt das letzte Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ingo Gädechens (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nachdem das Präsidium gewechselt hat und die Schles-
wig-Holstein-Connection jetzt hier im Plenum präsent 
ist,

(Jan Korte [DIE LINKE]: Ich gehe! – Abg. Jan 
Korte [DIE LINKE] verlässt den Plenarsaal)

freue ich mich, dass wir heute wie schon vor einem Jahr 
eine ähnlich lebendige Diskussion zum Einzelplan 16 
haben, in dem es um Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit geht. Ich sage Ihnen auch ganz ehrlich: Seit 
dieser Debatte vor einem Jahr hat sich unser Leben 
grundlegend geändert; es ist mehrfach benannt worden. 
Wir leben in einer Pandemie.

Diese Pandemie hat nicht nur Auswirkungen auf unse-
re Umwelt- und Naturschutzpolitik, sondern insbesonde-
re auch auf die Haushaltspolitik. Wir haben in diesem 
Jahr schon zwei außergewöhnliche Nachtragshaushalte 
hier in diesem Hause beschlossen und sind mit dem 
Regierungsentwurf für den Haushalt 2021 jetzt fast wie-
der im regulären Rhythmus. Auch hier wird schnell klar, 

wie umfassend die Auswirkungen sind, nicht nur mit 
Blick auf Umwelt und Naturschutz, sondern auch mit 
einem geschärften Blick auf unsere Staatsfinanzen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auf Initiative 
der CDU/CSU-Fraktion haben wir in der letzten Woche 
intensiv über das Thema Nachhaltigkeit debattiert. Mei-
ner Fraktion ist es ein großes Anliegen, diesen Begriff aus 
der politischen Verengung zu lösen. Ziel ist die Bewah-
rung der Schöpfung und damit die Gestaltung unseres 
Lebensraumes in einer Art und Weise, sodass nicht nur 
wir, sondern auch die nachfolgenden Generationen ein 
gutes Leben auf diesem Erdball führen dürfen.

Damit meint Nachhaltigkeit natürlich ganz besonders 
den Umwelt- und Klimaschutz, darüber hinaus aber noch 
viel mehr. Nachhaltigkeit ist ein Grundprinzip in allen 
Politikfeldern. Für mich als Haushaltspolitiker gilt das 
insbesondere für unsere Staatsfinanzen, natürlich gerade 
mit Blick darauf, dass wir unseren Kindern und Enkelkin-
dern nicht nur eine heile Welt hinterlassen, sondern 
kommenden Generationen auch keinen riesigen Schul-
denberg überlassen. Auch das ist ein gutes Stück nach-
haltige Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dieses Ziel unter den Auswirkungen der Coronapande-

mie zu erreichen, ist anspruchsvoll. Die Große Koalition 
stellt sich dieser Verantwortung und wird sie auf Grund-
lage eines guten Regierungsentwurfes am Ende dieser 
Haushaltsberatungen erfolgreich meistern. Dabei wird 
es in den kommenden Beratungen vor allen Dingen 
darauf ankommen, jede Ausgabeposition genau zu durch-
leuchten – diese Mühe machen wir uns – und in ihrer 
Sinnhaftigkeit zu hinterfragen. In den vergangenen Jah-
ren konnten wir dank sprudelnder Steuereinnahmen viele 
Wünsche erfüllen. Mit dem Blick auf eine Rekordneuver-
schuldung in diesem und angesichts einer immer noch 
signifikanten geplanten Neuverschuldung von 96 Milliar-
den Euro im nächsten Jahr sind diese „goldenen Zeiten“ 
auf absehbare Zeit erst einmal vorbei. Das werden wir 
leider auch im Einzelplan 16 zu spüren bekommen.

Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden 
Regierungsentwurf liegt ein aus meiner Sicht zunächst 
einmal ausgewogener Haushaltsentwurf vor. Damit wer-
den wir Kurs halten und die notwendigen Mittel für 
Umwelt-, Klima- und Naturschutz bereitstellen. In die-
sem Sinne kann ich Ihnen, Frau Ministerin, nur zustim-
men: Mit dem Bundeshaushalt 2021 sind Investitionen in 
den Klima- und Umweltschutz in beachtlicher Höhe 
geplant. Der hierfür einschlägige Energie- und Klima-
fonds, aus dem die nationalen Klimaschutzmaßnahmen 
finanziert werden, wächst erneut deutlich auf nun 42 Mil-
liarden Euro auf. Damit unterlegen wir die Maßnahmen 
des Klimaschutzprogramms mit der notwendigen Finan-
zierung und werden so unserer Verantwortung für einen 
schnellen und effektiven, zugleich aber auch menschen-
verträglichen Klimaschutz gerecht. Das, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ist Nachhaltigkeit pur.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Neben den Bereichen Umwelt-, Klima- und Natur-

schutz haben wir aber noch ein etwas ungeliebtes Stief-
kind, um das wir uns gerade mit Blick auf die Haushalt-
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sauswirkungen intensiv kümmern müssen. Dabei geht es 
um die Entsorgung nuklearer Abfälle. Mein Vorredner 
Karsten Möring hat darauf hingewiesen: Schon jetzt ste-
hen im Bundeshaushalt jährlich über 1 Milliarde Euro für 
diese wichtige Aufgabe zur Verfügung. Auch hier geht es 
natürlich um Nachhaltigkeit, wollen wir diese Abfälle 
doch sicher und dauerhaft lagern, damit unsere Kinder 
und Kindeskinder keine negativen Auswirkungen 
befürchten müssen. Umso wichtiger ist es, dass die Suche 
nach einem neuen Endlagerstandort, die diese Woche ja 
hohe Wellen geschlagen hat, in aller Gründlichkeit und 
Nachvollziehbarkeit weitergeführt und erfolgreich been-
det wird. Hier ist weiterhin – da wiederhole ich das, was 
Karsten Möring gesagt hat – die wissenschaftliche Exper-
tise gefordert, bevor eine politische Bewertung erfolgen 
kann.

Meine Damen und Herren, es stehen noch schwierige 
Haushaltsverhandlungen vor uns. Die Leichtigkeit der 
letzten Jahre, in denen immer genug Geld vorhanden 
war, wird uns fehlen. Umso mehr sind wir jetzt gefordert, 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel, wie es 
immer so schön heißt, verantwortungsvolle Entscheidun-
gen zu treffen. In diesem Sinn bedanke ich mich für die 
Aufmerksamkeit und freue mich auf unsere gemeinsa-
men Beratungen, bis wir dann in der zweiten und dritten 
Lesung diesen Haushalt beschließen werden.

Frau Ministerin, ich gratuliere Ihnen nicht nur zum 
Geburtstag; als letzter Redner darf ich Ihnen dann auch 
noch einen schönen Geburtstag wünschen. Ich hoffe, die-
se lebendige Debatte zum Einzelplan 16, zum Haushalt 
Ihres Hauses, hat Sie erfreut und bereichert.

In diesem Sinn, meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen: Bleiben Sie alle negativ in der 
Pandemie! Denn wenn Sie ein Negativattest bekommen, 
dann ist das in der Coronakrise positiv.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Gädechens. – Damit kann 

ich feststellen, dass weitere Wortmeldungen zu diesem 
Einzelplan nicht mehr vorliegen.

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Ernährung und Landwirtschaft, 
Einzelplan 10.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte nehmen Sie die 
Platzwechsel zügig vor. – Ich erteile als erster Rednerin 
der Bundesministerin Julia Klöckner das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrtes Parlament! 
Auf die Afrikanische Schweinepest gehe ich in dieser 
Haushaltsrede nicht ein. Zu dieser Frage sind wir im 
permanenten parlamentarischen Kontakt.

Verehrte Kollegen, die Coronapandemie hat unser 
Leben, das Arbeiten von uns allen beeinflusst, so auch 
das unserer Landwirtinnen und Landwirte und der 
Lebensmittelbranche. Ihre Systemrelevanz ist deshalb 
nicht nur so dahingesagt. Dass wir trotz zeitweise 
geschlossener Grenzen jeden Tag mit Lebensmitteln ver-
sorgt waren und sind, gilt uns in der Regel als selbstver-
ständlich. Aber in der Coronahochzeit ist es uns noch mal 
besonders bewusst geworden: Wenn unsere Bauern auf-
hören, zu ackern, haben wir alle ein Problem.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es muss also in unser aller Interesse sein, dass Bauern-
familien Freude an ihrem Beruf haben und dass sie sich 
nicht in erster Linie dafür rechtfertigen müssen, was sie 
tun. Es muss in unser aller Interesse liegen, dass in der 
Landwirtschaft tätige Familien mit ihrer Arbeit ein aus-
kömmliches Einkommen erzielen. Und warum? Damit 
auch die junge Generation Lust darauf hat, Höfe zu über-
nehmen.

Lebensmittel zu erzeugen, das hat Sinn, nämlich uns zu 
ernähren. Aber Nahrungsmittelproduktion geht auf Dauer 
nicht gegen die Akzeptanz von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern. Konsument und Produzent, sie schauten 
mal gemeinsam in eine Richtung. Heute macht sich der 
Eindruck eines Gegeneinanders breit. Hohe Erwartungen 
gibt es auf der einen Seite an die anderen, an die Bauern, 
nämlich nach mehr Tierwohl, noch mehr Klima- und 
Umweltschutz, mehr Nachhaltigkeit, mehr Biodiversität 
und auch nach bezahlbaren Lebensmitteln. Auf der ande-
ren Seite steht die Forderung der Landwirte, dass diese 
hohen Erwartungen mit entsprechenden Verbraucherprei-
sen und Ausgleichszahlungen unterlegt werden. Denn 
welcher Landwirt, liebe Kolleginnen und Kollegen, sollte 
mit Freude jahrelang drauflegen und das auch noch sei-
nen Kindern empfehlen?

Ich will, dass Verbraucher ihren Landwirten vertrauen. 
Und ich will, dass Landwirte mit Zuversicht die Weiter-
entwicklung ihrer Arbeit angehen. Die Antwort auf diese 
Anforderungen ist dieser Zukunftshaushalt der Großen 
Koalition. Dieser Haushalt ist ein ganz klares Bekenntnis 
dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Linda Teuteberg [FDP])

Wir sagen Ja zu den ländlichen Räumen, Ja zu starken, 
wettbewerbsfähigen Bauernhöfen, Ja zu einer innovati-
ven Ernährungswirtschaft am Standort Deutschland, Ja 
zum größten Aufforstungsprogramm in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland und Ja zum größten 
Stallumbauprogramm für mehr Tierwohl. Auch das set-
zen wir auf die Tagesordnung unserer EU-Ratspräsident-
schaft.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich lege erneut einen 
Rekordhaushalt vor: für die Land- und Ernährungswirt-
schaft, für die ländlichen Räume, den Wald, die Nach-
haltigkeit, das Tierwohl, den gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz, die Fischerei. 7,66 Milliarden Euro, diese 
Zahl steht für eine Zukunftszusage.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Denn das, was wir von landwirtschaftlicher Erzeugung 
mehr erwarten und was die Arbeit unserer Landwirte 
teurer macht, müssen wir ausgleichen. Ja, liebe Kollegen, 
ich will, dass unsere Bäuerinnen und Bauern in Deutsch-
land weitermachen.

Die Landwirtschaft steht vor vielen Zielkonflikten, 
Umwelt- und Klimaschutz auf der einen und Erntesiche-
rung auf der anderen Seite. Ich will es konkreter sagen: 
Weniger Schädlingsbekämpfungsmittel sind gesell-
schaftlich gewünscht. Fällt aber der komplette Schutz 
für die Pflanze weg, ist die Ernte gefährdet, die Ressour-
cen aber auch.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE], an die 
CDU/CSU gewandt: Das ist eure Ministerin! 
Da muss man mal klatschen!)

Wunsch und Wirklichkeit liegen oft sehr weit auseinan-
der: perfektes Obst und Gemüse in ausreichender Menge 
zu bezahlbaren Preisen, am liebsten hergestellt ganz ohne 
Pflanzenschutzmittel und ganz ohne Düngung, höchste 
Tierwohlstandards, große Ställe und Freilauf, am liebsten 
zu ganz günstigen Preisen an der Ladentheke. Aber wie 
soll das gehen? Die Lösung liegt nicht nur, aber eben 
auch in der richtigen Finanzierung und nicht im Entwe-
der-oder.

(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Klatschen!)
Wir als Ministerium setzen deshalb auf Innovationen, 

die sich in der Praxis bewähren. Das sind Ställe der 
Zukunft, die mehr Tierwohl bieten, moderne Maschinen, 
digitale Technologien, die Dünger präziser ausbringen, 
Böden schonen, die Arbeit erleichtern und zugleich 
Geld sparen. Übersetzt in unseren Haushaltsentwurf heißt 
das: Das Investitions- und Zukunftsprogramm Landwirt-
schaft ist 2021 mit 207 Millionen Euro unterlegt. Insge-
samt sind das in den kommenden vier Jahren sage und 
schreibe 816 Millionen Euro für unsere deutsche Land-
wirtschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Damit unterstützen wir die Landwirte ganz konkret, um 
Wirtschaftsdünger emissionsärmer zu lagern, umwelt-
freundlicher aufzubringen. Wir fördern die Entwicklung 
von Geräten, um Pflanzenschutzmittel einzusparen und 
präziser auszubringen. Das wollen die Verbraucher. Das 
wollen auch die Landwirte. Das will auch die Ernäh-
rungswirtschaft, und das will auch der Handel, aber 
umsetzen müssen es die Landwirte. Deshalb benötigen 
gerade die Landwirte mehr als alle anderen in der Kette 
unsere Unterstützung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich sage ganz klar: Wer fordert, muss auch fördern, 

damit ein Umsetzen möglich ist. Wir fordern mehr Tier-
wohl; wir fördern den Umbau der Ställe. Dafür nehmen 
wir 300 Millionen Euro aus dem Konjunkturpaket in die 
Hand. Das hat es in diesem Umfang noch nie zuvor gege-
ben. Das macht die Große Koalition,

(Beifall bei der CDU/CSU)
für bessere Ställe, für mehr Tierwohl, für mehr gesell-
schaftliche Akzeptanz und mehr landschaftliche Planbar-
keit. Zudem richten wir mit fast 40 Millionen Euro Tier-

wohlkompetenzzentren ein, entwickeln die Ställe der 
Zukunft. Mit Blick auf den Boden gibt es die Ackerbau-
strategie: Mit 24 Millionen Euro für Forschung und För-
derung des modernen Pflanzenbaus machen wir den 
Ackerbau fit für die Zukunft, angepasst an den Klima-
wandel. Es geht um Bodenfruchtbarkeit, abwechslungs-
reiche Fruchtfolgen, passgenaue Düngung. Und Land-
wirte wollen die Grundlagen ihrer Arbeit schützen, und 
sie tun dies durch Insektenschutz. Mit dem Sonderrah-
menplan Insektenschutz stellen wir sage und schreibe 
85 Millionen Euro zur Verfügung; denn wir als Große 
Koalition sagen Ja zum Insektenschutz und zum Ernte-
schutz. Aber wir sagen Nein zum Schädlingsschutz und 
zur Ressourcenvernichtung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
So, liebe Kollegen, geht Umweltschutz, so geht Arten-

schutz, so geht Ernteschutz: machen statt klagen, helfen 
statt hängen lassen. Hier sind wir Vorreiter. Wir sind 
Treiber einer Entwicklung für die Landwirtschaft – mit 
Augenmaß. Nicht gegen, sondern mit den Bauern, nicht 
gegen, sondern mit den Verbrauchern. Genau deshalb 
investieren wir in die Digitalisierung, in digitale For-
schungsfelder; denn wir wollen Arbeit erleichtern und 
präziser machen, Ressourcen schonen und am Ende 
auch den Geldbeutel schonen. Das ist gut für die Ent-
wicklung in den ländlichen Räumen.

Aber wir vergessen die Landwirte auch nicht in 
schwierigen Situationen, bei Unfällen, bei Krankheit, 
im Alter. Wir nehmen über 4 Milliarden Euro für die 
landwirtschaftliche Sozialpolitik in die Hand. So stärken 
wir denen den Rücken, die uns jeden Tag den Tisch 
decken. Das ist in unser aller Interesse.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Verehrte Abgeordnete, noch einen Gedanken zu den 
zusätzlichen 30 Millionen Euro, die nicht im Haushalt 
zu finden sind, aber für die landwirtschaftliche Kranken-
kasse eingesetzt werden. Diese zusätzlichen 30 Millionen 
Euro kommen aus dem Gesundheitsfonds. Das habe ich 
mit Gesundheitsminister Spahn ausgemacht und auch mit 
dem Kabinett vereinbart. Das hat zur Folge, dass die Bei-
träge stabil bleiben, dass sie nicht steigen. Das sind Zei-
chen der Wertschätzung gegenüber der Landwirtschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Eine weitere Wertschätzung, die man kaum besser fas-

sen kann, betrifft unseren Wald, eine Jahrhundertaufgabe. 
Stürme, Dürre, Borkenkäfer – der Wald leidet wie nie 
zuvor, und wir helfen ihm so stark wie nie zuvor: 800 Mil-
lionen Euro mit den Ländern zusammen und jetzt noch 
einmal 700 Millionen Euro aus dem Konjunkturpaket, 
um Wälder zu räumen, um wieder aufzuforsten. Klima-
resiliente, standortangepasste Mischwälder werden 
gepflanzt. Wir führen in Deutschland erstmalig eine 
Nachhaltigkeitsprämie ein. 1,5 Milliarden Euro für die-
sen Wald. Ich kann nicht glauben, dass die Grünen, die 
viel über den Wald reden, so etwas überhaupt hinbekom-
men hätten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Albert Stegemann [CDU/ 
CSU]: Richtig! Wir liefern! – Gegenruf der 
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Abg. Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wird ja ein lustiger Wahlkampf!)

Wald hat etwas mit Lebensqualität zu tun, aber das 
Land auch. Deshalb fördern wir das Ehrenamt auf dem 
Land. Wir fördern gleichwertige Lebensverhältnisse. Wir 
wollen, dass am Ende Stadt und Land nicht gegeneinan-
der, sondern miteinander arbeiten.

Ich möchte schließen mit einem ganz wichtigen Punkt, 
der uns alle verbindet, das Essen. Im November kommt 
der Nutri-Score. Und ich werde Ihnen sagen: Diesen Nut-
ri-Score werden mehr nutzen als alle, die dagegen sind, 
die jetzt darüber reden und sagen, er werde nie kommen. 
Er wird kommen, und er wird breit genutzt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe Ihnen zu 
Beginn dieser Legislatur versprochen: Die gesunde 
Wahl wird einfacher werden. – Wir sind sehr erfolgreich 
mit unserer Ernährungspolitik – nicht mit Verboten; dafür 
sind andere zuständig. Wir haben erreicht, dass bei den 
Fertigprodukten Zucker, Salze und Fette merklich redu-
ziert werden. Wir gehen den Weg. Wir reden nicht darü-
ber, wir machen. Und am Ende sage ich Ihnen ganz klar: 
Weil wir verändern, können wir das bewahren, was uns 
wichtig ist.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Hervorragend!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herzlichen Dank, Frau Ministerin. – Nächster Redner 

ist der Kollege Wilhelm von Gottberg, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Wilhelm von Gottberg (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 

Ministerin Klöckner! Zunächst eine kritisch-zornige 
Bemerkung:

(Ulli Nissen [SPD]: Oh!)

Es ist nicht in Ordnung, dass uns der zu erörternde Haus-
haltsplan erst am vergangenen Freitag vorgelegt wurde. 
Das Budgetrecht ist das wichtigste Instrument des Parla-
ments zur Kontrolle der Regierung. Dieses Recht hatten 
sich die Parlamentarier schon in vordemokratischen Zei-
ten erkämpft. Wir können nicht schweigend hinnehmen, 
dass dieses Budgetrecht durch die ganz kurzfristige Vor-
lage des Haushaltsplans eingeschränkt wird.

(Beifall bei der AfD)

Der Agrarhaushalt 2021 hat gegenüber 2020 einen 
Aufwuchs von 9 Prozent auf rund 7,7 Milliarden Euro. 
Dass dieser Teilhaushalt auch für das Verschwinden der 
schwarzen Null verantwortlich ist, darf nicht übersehen 
werden; denn im Finanzplan des Bundes für den Einzel-
plan 10 waren für die Jahre 2021 und 2022 jeweils 
6,5 Milliarden Euro vorgesehen. Durch Corona ist die 
Missachtung dieses Planansatzes nicht zu begründen.

Ein flüchtiger Blick auf den Planentwurf gibt wenig 
Grund zur Kritik: 200 Millionen Euro für Stallumbauten 
zur Verbesserung des Tierwohls bei der Sauenhaltung, 
eine erste Tranche in Höhe von 250 Millionen Euro für 
das Investitions- und Zukunftsprogramm, ein weiterer 
Aufwuchs bei der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“. Im Bereich 
der Nachhaltigkeit wird die Förderung des ökologischen 
Landbaus fortgesetzt. Das Sozialstaatsgebot bei der so-
zialen Sicherung der Menschen wurde beachtet.

Aber bei den Haushaltsberatungen darf der Blick auf 
die Situation der Bauern und Landwirte nicht fehlen. Wir 
haben die düstere Perspektive der Schweinemäster wegen 
der ASP vor 14 Tagen hier im Hause erörtert. Die Minis-
terin hat Hilfe versprochen. Wann und wie?

Die Lage der Milchbauern ist keinen Deut besser. Die 
Milchbauern erhalten deutschlandweit durchschnittlich 
28 Cent je Liter Milch. Um den Milchviehhaltern einen 
angemessenen Lohn zu gewähren, damit sie wirtschaft-
lich über die Runden kommen, müsste der Milchpreis auf 
etwa 38 Cent je Liter ansteigen. Die Milchbauern machen 
derzeit bei einer durchschnittlichen Milchviehherde von 
100 Kühen etwa zwischen 3 000 und 5 000 Euro Minus, 
und dies bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 85 bis 
90 Stunden. Der ruinöse Milchpreis kommt auch durch 
eine falsche Politik zustande. Die Russlandsanktionen 
der Bundesregierung haben vonseiten Russlands bereits 
einen Importstopp von deutschen Milchprodukten zur 
Folge.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Legen Sie 
doch mal eine neue Platte auf!)

Frau Bundeskanzlerin, verbessern Sie die Situation der 
Milchbauern durch Aufgabe der Russlandsanktionen!

(Beifall bei der AfD – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Streuen Sie den Bauern doch kei-
nen Sand in die Augen! Das ist Schnee von 
gestern!)

Die Kartoffelbauern haben in diesem Jahr umsonst 
gepflanzt und geerntet. Der derzeitige Preis für einen 
Zentner Kartoffeln beträgt irgendwo zwischen 1 und 
2 Euro. Die Kartoffelpreise für Verarbeitungsware am 
europäischen Terminmarkt verfielen in kurzer Zeit von 
17 Euro auf weniger als 2 Euro je 100 Kilogramm. Natür-
lich: Die Coronapandemie hat im Wesentlichen den Kar-
toffelmarkt zusammenbrechen lassen. Bisher hält die 
Regierung Marktstützungsmaßnahmen für nicht erforder-
lich. Wann, wenn nicht jetzt? Das ist widersprüchlich. Es 
gibt keine Marktstützungsmaßnahmen für den Kartoffel-
anbau, aber 41,5 Millionen Euro für eine Ackerbau-
strategie, um den Landwirten zu erklären, welche Frucht-
folge sie einzuhalten haben. Oder: Einerseits gibt es 
200 Millionen Euro für Tierwohlmaßnahmen bei 
Schweinen, andererseits aber keinen Cent Beihilfe für 
die private Lagerhaltung von Schweinefleisch zur Stüt-
zung des Marktpreises.

Deutlicher als je zuvor tritt beim Haushaltsent-
wurf 2021 zutage, dass die verpflichtenden Grundsätze, 
nämlich Wahrheit und Klarheit sowie Sparsamkeit und 
Wirtschaftlichkeit, nicht beachtet wurden. Ein Beispiel: 
Die Personalkosten bei der Bundesanstalt für Landwirt-
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schaft und Ernährung haben gegenüber dem Haus-
halt 2020 einen Aufwuchs von 12,3 Millionen Euro zu 
verzeichnen. Aber im Haushalt 2020 war bereits an dieser 
Stelle ein Aufwuchs von 15,3 Millionen Euro zu regist-
rieren. Weitere derartige Beispiele lassen sich im Entwurf 
finden. Für Kürzungsvorschläge ist reichlich Luft nach 
unten. Wir werden entsprechende Vorschläge machen.

Abschließende Bemerkung. Wir begrüßen alle Bemü-
hungen zur Verbesserung des Tierwohls. Die Vorschläge 
der Borchert-Kommission dazu sind hilfreich. Wir haben 
für die Einsetzung der Kommission, mit dem exzellenten 
Fachmann Borchert an der Spitze, Frau Klöckner Respekt 
gezollt. Aber Grundsatz muss sein: Bauernwohl vor Tier-
wohl.

Danke. 
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege von Gottberg. – Als näch-

ster Redner hat das Wort der Kollege Rainer Spiering.
(Beifall bei der SPD)

Rainer Spiering (SPD):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Kolleginnen und Kol-

legen!
Was du ererbt von deinen Vätern hast,  
erwirb es, um es zu besitzen!  
Was man nicht nützt, ist eine schwere Last.

Das ist nicht von Rukwied, sondern von Goethe.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Wenn Sie das einmal sinnbildlich auf die heutige Zeit 
übertragen, erkennen Sie: Das ist nicht eine Verpflichtung 
für die Landwirtschaft, sondern eine Verpflichtung für 
alle Väter und Mütter in diesem Land. Das heißt im 
Klartext: Wir haben das zu erhalten, was man uns in 
einem guten Zustand gegeben hat: Boden, Luft und Was-
ser. Das ist sinnbildlich das, was Goethe uns mitgibt, was 
wir für unsere Kinder und Kindeskinder zu schützen 
haben.

(Beifall bei der SPD)
Kein Wirtschafts-, Öko- und Sozialbereich ist so kom-

plex wie die Landwirtschaft. Es gibt keine einfachen Ant-
worten. Wir hatten gestern ein Gespräch mit der Initiative 
„Land schafft Verbindung Deutschland“. Ich werde jetzt 
ein paar Punkte nennen, die man uns mitgegeben hat: 
Anerkennung, faires Verhalten, angemessene Verteilung 
von Mitteln im Einklang mit Gesellschaft und Landwirt-
schaft, Stärkung regionaler Kulturlandschaft, Steigerung 
der Wertschöpfung in der Landwirtschaft. Kurz: Man 
kann besser an der Landwirtschaft Geld verdienen als in 
der Landwirtschaft. Das, Kolleginnen und Kollegen, 
haben wir zu ändern.

Eine Kernbedingung dafür ist ein gemeinsames Funda-
ment und das wahre Benennen der Zielkonflikte. Ich 
möchte jetzt auf ein paar Felder eingehen: Wenn wir die 
Landwirtschaft nüchtern als einen Teil von Ernährungs-
wirtschaft betrachten, dann haben wir es mit drei unab-
hängigen Wirtschaftskreisläufen zu tun, die ineinander 

greifen. Das sind die Landmaschinentechnologie, die 
Saatgutindustrie, die Chemie, dann die Landwirtschaft 
als Produktionszweig selber und dann nachgelagert der 
gesamte Bereich der Fleischindustrie, der Fleischverar-
beitung und des Lebensmitteleinzelhandels. Ich würde 
mich jetzt gern jedem einzelnen Feld zuwenden.

Wenn wir uns dem Bereich der Landmaschinentechno-
logie, der Saatgutherstellung und der Chemie nähern, 
dann stellen wir fest: durch die Bank gut bezahlte 
Arbeitsplätze, ordentliche Verhältnisse an den Arbeits-
plätzen, hohe Erträge durch hohe Innovationskraft. Das 
wird gespeist durch wissenschaftliche Leistung und 
durch die Tätigkeit der jeweils dort anwesenden Kolle-
ginnen und Kollegen. Hier ist es unsere Aufgabe, deutlich 
besser zu unterstützen.

Die Firmen sind dazu in der Lage, ihre Aufgabe zu 
erfüllen. Tun wir das als Staat auch? Sind wir genügend 
ausgerüstet mit 4 G/5 G, mit Breitband? Nein. Wir kön-
nen unsere Intelligenz nur auf die Felder bringen, wenn 
der Staat dort seine Aufgabe wahrnimmt. Da besteht, 
Kolleginnen und Kollegen, durchaus Verbesserungsbe-
darf.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen eine deutlich bessere Verzahnung von 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und dem, was wir tun.

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder [SPD])

Wir sind aber in diesem Bereich in der Lage, es zu tun. 
John Deere und The Climate Corporation halten jeweils 
Datensätze für 40 Millionen Hektar. Unsere landwirt-
schaftliche Nutzfläche umfasst nur 17 Millionen Hektar. 
Haben wir die Datensätze dazu? Haben wir die Kenntnis-
se? Nein. Da muss man die Frage stellen: Warum haben 
wir sie nicht? Weil wir weder die Infrastruktur aufbauen 
noch die gesetzlichen Regelungen schaffen, um dafür 
Sorge zu tragen, dass die Daten und Datenmengen an 
ihre jeweiligen Adressaten kommen. Da besteht deutli-
cher Verbesserungsbedarf. Wir müssen endlich die IT- 
Plattform der Bundesrepublik Deutschland für die Land-
wirtschaft an den Start bringen.

(Beifall bei der SPD)

Das Ziel bei allem Vorgehen muss sein, die natürlichen 
Ressourcen sorgfältig einzusetzen, und zwar nach einem 
alten Schlosserspruch: So wenig wie möglich und so viel 
wie nötig. Davon, Kolleginnen und Kollegen, sind wir, 
weil wir nicht digitalisiert sind, weil wir nicht die 
Verzahnung der Datensätze haben, leider noch weit ent-
fernt. Aber wir haben als SPD eine Forderung für den 
Haushalt aufgestellt: Wir möchten, dass alle Güllefässer 
in Deutschland GPS-ausgerüstet sind, wir alle Verfahr-
wege kennen, wir den jeweils Eintragenden und den 
jeweils Austragenden kennen, damit die Datensätze vor-
liegen und wir diejenigen, die Verursacher sind, benen-
nen können und vor allen Dingen die, die nicht Verur-
sacher sind, schützen können.

(Beifall bei der SPD – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Was für ein bürokratisches 
Monstrum!)
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Ich komme zur Afrikanischen Schweinepest und zum 
Export. Wie hoch ist der Preis? Der Import großer Men-
gen an Futtermitteln und ein großer Eigenverbrauch an 
Wasser haben eine Nitratbelastung und den Verlust von 
Phosphor zur Folge, und das bei einem Preis von 
1,27 Euro pro Kilogramm Fleisch. Das ist ökologisch 
sinnlos, sozial sinnlos und leider auch ökonomisch sinn-
los.

(Beifall bei der SPD)

Die Antwort muss sein: Weniger ist mehr. Das bedeutet: 
Wir wollen bessere Tierhaltungssysteme, größere Ställe, 
mehr Licht, mehr Luft, bessere Lebensbedingungen für 
die Tiere, weniger Tiere, mehr Geld für den Landwirt für 
die Erzeugung der Tiere.

(Beifall bei der SPD)

Dazu haben wir einen Forderungskatalog zur Förde-
rung der regionalen Vermarktung aufgestellt: Obst und 
Gemüse für Kindergärten, Schulen, Universitäten und 
die großen Mensen der Betriebe, welch ein Absatzmarkt. 
Aber wir müssen ihn fördern. Wir müssen auch die regio-
nalen Schlachthöfe fördern. Hubertus Heil hat mit seinem 
Gesetz dafür gesorgt, dass die ganz großen Schlachthöfe 
in ihrer Konkurrenzsituation gegenüber den kleinen 
Schlachthöfen geschwächt werden. Und deswegen unter-
stützen wir nachhaltig den Gesetzentwurf von Hubertus 
Heil. Ich hatte letzte Woche Gespräche mit großen 
Fleischverarbeitern. Die haben im Regelfall kein Pro-
blem mit Werkverträgen. Die haben im Regelfall kein 
Problem mit Zeitarbeitsverträgen. Aber sie haben ein 
Problem damit, dass die vier großen Schlachthöfe perma-
nent Gesetze unterlaufen. Und deswegen müssen wir 
Hubertus Heil nachhaltig unterstützen.

(Beifall bei der SPD)

Ein letztes Wort an die Kolleginnen und Kollegen aus 
dem Südwesten. Ich hatte Ihnen versprochen – und das 
werden wir halten –, wegen der Situation im Handwerk 
auf Hubertus Heil zuzugehen. Wir werden keine Zuge-
ständnisse bei der Zeitarbeit machen. Wir werden keine 
Zugeständnisse bei den Werkverträgen machen. Aber wir 
werden uns dafür einsetzen, dass sich die Situation des 
Handwerks verbessert und es den Machenschaften der 
Schlachtindustrie Paroli bieten kann.

Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Spiering. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Ulla Ihnen, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Ulla Ihnen (FDP):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Trotz Coronakrise haben unsere Landwir-
te unermüdlich gearbeitet. Im Homeoffice kann man eben 
keine Felder bestellen, und unsere Versorgung mit 
Lebensmitteln in dieser außergewöhnlichen Zeit hätte 

man im Homeoffice auch nicht sicherstellen können. 
Dafür gilt den Landwirten in Deutschland mein persönli-
cher, aber, ich denke, auch unser aller aufrichtiger Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der AfD)

Vielen landwirtschaftlichen Betrieben in Deutschland 
geht es aber nicht so gut. Es ist kaum noch aufzuzählen, 
welche Belastungen Land- und Forstwirte in den vergan-
genen Monaten und Jahren hinnehmen mussten. Mit 
Regulierung, Bürokratie, praxisfernen Vorgaben, die 
über ihre Köpfe hinweg beschlossen wurden, macht 
man keine Politik für systemrelevante Berufe. Das rächt 
sich eben jetzt.

Ein paar Beispiele: Die Düngeverordnung sorgte für 
Aufruhr in der Landwirtschaft. Der Einsatz von Glypho-
sat steht vor dem Aus, aber Sie, Frau Ministerin, haben 
nicht für rechtzeitigen Ersatz an neuen Pflanzenschutz-
mitteln gesorgt.

(Beifall bei der FDP – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Adressieren Sie doch mal Ihre 
Problematik richtig!)

Das Wasserhaushaltsgesetz wurde geändert und die 
Bewirtschaftung von Flächen eingeschränkt. Und weitere 
neue Auflagen drohen und hängen wie ein Damokles-
schwert über unseren Landwirten. Doch um daran etwas 
zu ändern, müssten eigentlich ein Konzept und der Wille 
zur Gestaltung aus dem Haushalt ersichtlich sein. Das 
können wir nicht erkennen. Zukunft gestaltet man eben 
nicht, indem man sie verbietet; Zukunft gestaltet man mit 
Innovationen und Mut. Sie aber haben nur einen einzigen 
Lösungsansatz: noch mehr Geld.

(Beifall bei der FDP)
Der Haushaltsentwurf für 2021 sieht insgesamt 

7,6 Milliarden Euro vor, davon 4,2 Milliarden Euro für 
die landwirtschaftlichen Sozialsysteme. Neu in dem 
Haushaltsentwurf – Sie haben es selber angeführt –: gut 
200 Millionen Euro für Güllelagerung, 200 Millionen 
Euro für Stallumbauten, 85 Millionen Euro für Insekten-
schutzmaßnahmen. Dahinter verbirgt sich aber am Ende 
des Tages ja nur eines, Frau Ministerin: Sie stellen Sub-
ventionen bereit, und im Gegenzug haben die Landwirte 
Ertragseinbußen und Vorschriften zu akzeptieren. – Das 
ist aus unserer Sicht weder wirtschaftlich, noch ist es 
effizient.

(Beifall bei der FDP – Dr. Kirsten Tackmann 
[DIE LINKE]: Es ist aber ethisch!)

Liebe Frau Ministerin, es gibt den schönen Satz von 
Laotse: „Wer kein Ziel hat, kann auch keines erreichen.“ 
Ich sehe im vorliegenden Haushalt kein großes Ziel, das 
Sie verfolgen, abgebildet. Es ist zu wenig im Bereich 
Digitalisierung; der Kollege hat es angesprochen. Fakt 
ist auch, dass die Bundesregierung keine Politik mit den 
Landwirten macht, sondern über ihre Köpfe hinweg.

(Beifall bei der FDP)
Wir als Freie Demokraten wünschen uns – das ist unser 
Ziel –: Landwirtschaftspolitik mit den Menschen, die im 
Landwirtschaftssektor arbeiten.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ministerin hat 
gesagt, sie wolle heute über die Afrikanische Schweine-
pest nicht sprechen.

(Nicole Bauer [FDP]: Schade!)
Ich will darüber sprechen. Die Afrikanische Schweine-
pest ist im Land und belastet unsere Schweinehalter ganz 
massiv. 1 Million Euro haben wir Ihnen hier im Bundes-
tag im Nachtragshaushalt 2020 auf Ihren Antrag hin 
bewilligt – für einen auf polnischer Seite zu bauenden 
Zaun. Der steht bis heute nicht, und die Schweinepest 
ist da. Und auch die Schweinepest ist doch eine Art von 
Pandemie. Deswegen verlangen wir, dass Sie das Krisen-
management zu Ihrer persönlichen Chefsache machen.

(Beifall bei der FDP – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Ist doch schon lange passiert!)

Meine Damen und Herren, wir Freien Demokraten 
unterstützen, dass Sie, Frau Ministerin, sich jetzt für ein 
europäisches Tierwohlkennzeichen einsetzen. Aber was 
soll dann Ihr nationales, freiwilliges und teures Tierwohl-
label noch? Seit einem Jahr ist da nichts passiert, und 
schon wieder stehen dafür im Haushaltsentwurf fürs 
nächste Jahr 20 Millionen Euro. Ich glaube, wir haben 
das oft genug gerügt, Frau Ministerin. Die Zeit ist gekom-
men, das Label endlich zu vergessen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Wir haben in Deutschland großflächige Waldschäden. 

Es stehen im Haushalt – in diesem Jahr wie im neuen 
Entwurf – massive Summen für Waldumbau und Auf-
forstung. Doch die Programme laufen leider nur sehr 
schleppend an. Bis heute haben Sie es nicht geschafft, 
für die Waldhilfen, die wir mit dem Konjunkturpaket 
bewilligt haben, eine Förderrichtlinie auf den Weg zu 
bringen. Das Geld, das der Bundestag bewilligt hat, 
kommt in unseren Forsten nicht an. Es ist bezeichnend, 
dass Sie zur heutigen Lesung des Haushaltes noch keine 
Istzahlen zu den Mittelabflüssen in diesem Jahr durch Ihr 
Haus haben vorlegen lassen. Das empfinde ich ein biss-
chen als Zumutung. Wir erwarten da mehr Tempo.

Wohl und Funktionsfähigkeit unserer Land- und Forst-
wirtschaft sind Ihnen, Frau Ministerin, anvertraut. Des-
halb erwarten wir von Ihnen Akzente für eine Politik mit 
den Landwirten, Akzente für eine Digitalisierung. Und 
diese Akzente spiegelt der Haushaltsentwurf bisher nicht 
wider.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Ihnen. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Heidrun Bluhm-Förster, Fraktion Die 
Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Heidrun Bluhm-Förster (DIE LINKE):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich habe es eben in der Rede zum Umwelt-
etat schon gesagt: Egal in welchen Haushalt man schaut – 
es ist zu erkennen, dass diese Regierung ein Jahr vor der 

Bundestagswahl keine neuen Projekte wagt. Alle nicht 
exponentiell sichtbaren Probleme werden wohl an die 
nächste Regierung delegiert.

Aber wir alle wissen doch: Das aktuelle Haushaltsjahr 
ist wiederum eine große Herausforderung für die Men-
schen in der Agrar- und Ernährungswirtschaft – zunächst 
die Waldkrise, dann die Coronakrise und nun auch noch 
die Afrikanische Schweinepest. In dieser Krise werden 
aber einige Dinge klar: Zusammenhalt und kooperatives 
Handeln sind für die Zukunft Deutschlands und Europas 
gerade angesichts der aktuellen, aber auch der kommen-
den Krisen existenziell.

(Beifall bei der LINKEN)

Und der Schutz der Natur, der Tiere sowie der Menschen 
in der Gesellschaft ist nicht zum Nulltarif zu haben. Die 
Entwicklung der ländlichen Räume, insbesondere der 
strukturschwachen Gebiete, ist wichtiger als je zuvor.

(Beifall bei der LINKEN)

Neben der noch immer unzureichenden und nicht 
zielgenauen Bedarfsförderung im Osten Deutschlands 
zeichnet sich aber auch ab, dass sich weite Teile des nörd-
lichen, westlichen oder auch südwestlichen Deutschlands 
in einem neuen Schwellenzustand befinden. Wird hier 
insgesamt nicht entschlossen gehandelt, um die deutlich 
erkennbaren Strukturschwächen anzugehen, werden die 
Menschen weiter stärker in die Städte ziehen. Es ist schon 
lange fünf vor zwölf, und für strukturschwache ländliche 
Räume erst recht. Das ist eine gesamtgesellschaftliche, 
ressortübergreifende Aufgabe, die die Regierung bis heu-
te so nicht begriffen hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Und es stellt sich die Frage, ob dafür eine Umverteilung 
von Haushaltsmitteln im Einzelplan 10 ausreicht oder ob 
die Bundesregierung es schafft, ihren „Plan für Deutsch-
land“, den ja auch Frau Ministerin Klöckner unterschrie-
ben hat, als Gemeinschaftsaufgabe von historischer 
Bedeutung zu begreifen und entsprechend zu handeln.

Bisher ist es nicht erkennbar, welchen Kurs die Bun-
desregierung im nächsten Jahr einschlagen wird. Die ver-
fügbaren Zahlen des Einzelplans 10 vor den Beratungen 
mit den Berichterstattern in den Ausschüssen verweisen 
jedoch stark auf ein Weiter-so. Hier gibt es nur wenige, 
marginale Veränderungen zum Vorjahresetat, was vermu-
ten lässt, dass wir alles im Griff haben oder auch alles 
prima läuft. Dem muss ich leider entschieden widerspre-
chen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wie soll mit diesem Finanzpaket der dringend notwen-
dige, aber immer wieder nur angekündigte sozialökolo-
gische Umbau der Landwirtschaft gelingen? Meine 
Damen und Herren, Herausforderungen werden leider 
nicht durch ein Weiter-so bewältigt. Was wir im nächsten 
Haushaltsjahr erwarten, ist die Umsetzung längst fälliger 
und bereits versprochener Reformen für die Bäuerinnen 
und Bauern, insbesondere um den sozialökologischen 
Umbau in der Landwirtschaft voranzutreiben.
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Ich will zwei Beispiele nennen. Die Landwirtschaft 
kann einen entscheidenden Beitrag zur nachhaltigen öko-
logischen, ökonomischen und sozialen Entwicklung in 
den ländlichen Räumen leisten. Das Stichwort hierzu 
lautet „Regionalisierung“.

(Beifall bei der LINKEN)
Vollmundig wird sie im Koalitionsvertrag angekündigt 
durch ein – ich zitiere –: „klares Bekenntnis zur bäuer-
lichen und regional verwurzelten Landwirtschaft.“ Seit 
2017 ist das ein Lippenbekenntnis, mehr leider nicht.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Ja!)
Ich erinnere an unseren Antrag „Regionale Ernäh-

rungssysteme stärken“, der sich gerade im parlamentari-
schen Verfahren befindet. Hier zeigt Die Linke auf, was 
zu tun wäre, um gesunde Ernährung so zu organisieren, 
dass landwirtschaftliche Produktion und regionale 
lebensmittelverarbeitende Betriebe in den ländlichen 
Räumen mit den Interessen der Verbraucherinnen und 
Verbraucher verknüpft und langfristig und nachhaltig 
gestaltet werden. Noch ist es nicht zu spät, sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen. Nachdem Sie zumindest im 
Ausschuss unseren Antrag gelobt haben, um ihn dann 
trotzdem abzulehnen, könnten Sie in der zweiten und 
dritten Lesung vielleicht über Ihren Schatten springen.

(Beifall bei der LINKEN – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Mit Sicherheit nicht!)

Es ist also nicht so, dass es keine guten und machbaren 
Vorschläge gäbe, sie kommen halt nicht von der Regie-
rung.

Eine regionale Produktion von gesunden Lebensmit-
teln ist immer stark verknüpft mit der Ernährungswirt-
schaft. Die Diskussion über eine Politik für eine nach-
haltigere Ernährung – so lautet auch der Titel einer 
kürzlich veröffentlichen Studie eines komplexen Gutach-
tens, dass das Landwirtschaftsministerium in Auftrag 
gegeben hat – fehlt bislang weitgehend in der öffentli-
chen Debatte. Das Gutachten macht aber deutlich, dass 
der Konsum von Lebensmitteln wesentlich von der 
Ernährungsumgebung – dazu gehören zum Beispiel Wer-
bung und soziale Medien sowie der Zugang zum Angebot 
von Lebensmitteln – beeinflusst ist. Eine stärker konsu-
morientierte Ernährungspolitik würde dazu beitragen, 
dass die hierzulande zunehmende Ernährungsarmut ver-
ringert wird. Sie fördert die Gesundheit jedes Einzelnen 
und hilft darüber hinaus bei der Erreichung der Klima-
schutzziele.

(Beifall bei der LINKEN)
Eine beitragsfreie und qualitativ hochwertige Kita- und 
Schulverpflegung – das fordern wir Linke schon lange – 
ist eine wesentliche Empfehlung aus dem Gutachten.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Ministerin wird zu dem Gutachten wie folgt zitiert: 
Politik muss lernen, dass Gutachter auch manchmal auf-
schreiben, was man nicht gern hört. – Ich sage: Politik ist 
gut beraten, wenn sie sich von wissenschaftlichem Sach-
verstand leiten lässt.

(Beifall bei der LINKEN)

Um die ebenfalls erforderliche Transformation in der 
Landwirtschaft ernsthaft einzuleiten, Artenvielfalt zu för-
dern, in Klima- und Naturschutz zu investieren und die 
Bäuerinnen und Bauern bei der Umstellung auf ökologi-
sche Verfahren zu unterstützen, würde die Umschichtung 
der Mittel von maximal 15 Prozent von der ersten Säule 
in die zweite Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik auf 
europäischer Ebene ein Zeichen setzen. Mit der Festle-
gung Deutschlands auf eine Umschichtung von 6 Prozent 
bleiben die Bereiche jedoch massiv unterfinanziert, und 
die Ziele, die Frau Klöckner hier vorgetragen hat, werden 
dadurch sicher nicht erreicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, noch offene und 
ungelöste Aufgaben sind die Umsetzung der Ackerbau-
strategie, der Umbau der Stallhaltung, des Insektenschut-
zes und auch die Hilfen für den Wald. Aber auch hier 
zeigen sich aus unserer Sicht fundamentale Fehlentwick-
lungen. Nun legen Sie ein dreiteiliges Förderprogramm 
für Wald und Holz vor. Ein Teil ist ein 500 Millionen 
Euro starkes Programm, das Prämien für besonders nach-
haltige Forstwirtschaft vorsieht. Bisher ist aber gar nicht 
klar, wie die Richtlinien zur Verteilung dieser Gelder aus-
sehen sollen. Wir reden über Hunderte von Millionen, 
und keiner weiß, wie sie verteilt werden sollen. Das 
beklagten im Übrigen auch die Agrarminister auf ihrer 
letzten Konferenz in der vergangenen Woche.

Stichwort „Umbau der Stallhaltung“: 300 Millionen 
Euro stehen für den Umbau nach der neuen Nutztierhal-
tungsverordnung zur Verfügung – das finden wir gut –, 
aber der beantragende Viehhalter oder die beantragende 
Viehhalterin soll binnen 15 Monaten, also bis spätestens 
31. Dezember 2021, das gesamte Stallumbauprojekt 
umsetzen, inklusive Projektierung, Baugenehmigung, 
Baufertigstellung und Abrechnung. Wir alle wissen, das 
ist unmöglich. Allein die Einholung einer emissions-
schutzrechtlichen Genehmigung dauert schon mindestens 
ein Jahr. Offensichtlich gab es bei der Erstellung des 
Programms keine Rückkopplung mit möglichen Antrag-
stellern. Das ist weltfremd und reiner Aktionismus, oder 
aber es wurde bewusst gemacht, um die 300 Millionen 
Euro nicht zur Auszahlung zu bringen.

(Beifall bei der LINKEN – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Bösartige Unterstellung!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zurück zum ländli-
chen Raum. Aus Sicht der Fraktion Die Linke reicht es 
nicht, den ländlichen Raum mit zentral ausgedachten För-
derprogrammen zu alimentieren; bei BULE wollen Sie 
sogar kürzen. Hier müssen wir vielmehr klotzen und dür-
fen nicht kleckern. Zum Beispiel mit der Ansiedlung von 
Bundesbehörden und Ressortforschungseinrichtungen 
kann der Wandel strukturschwacher Regionen angeregt 
werden. Erste Erfolge können wir dabei verbuchen; Vor-
rednerinnen und -redner haben darauf Bezug genommen, 
auch ich habe mit dem im Aufbau befindlichen Wald-
kompetenzzentrum in Neustrelitz in Mecklenburg-Vor-
pommern allen Grund, stolz zu sein. Wichtiges Ziel dabei 
muss sein, den ländlichen Raum in die Lage zu versetzen, 
die ihm innewohnenden Potenziale selbstständig und 
nachhaltig zu erschließen. Dazu sind Wissen und neue 
Denk- und Handlungsansätze notwendig, und die entste-
hen vornehmlich durch Forschung und Lehre. Die 
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Ansiedlung neuer sowie der Ausbau und die Spezialisie-
rung vorhandener Hoch- und Fachschulen im ländlichen 
Raum ist ein Gebot der Stunde, vor allem aber eine 
Voraussetzung, um Perspektiven für die Zukunft in dem 
ländlichen Raum zu schaffen und wissenschaftlich zu 
begleiten, um das gesamtgesellschaftliche nachhaltige 
Leben weiter zu organisieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke möchte, dass die verfügbaren Mittel so ein-
gesetzt werden, dass durch ihre Verwendung der größ-
tmögliche Entwicklungsschub in Richtung einer sozial-
ökologischen und damit zukunftsfesten Agrarstruktur 
und eines selbstbestimmten, sich wirtschaftlich selbsttra-
genden Aufschwungs im ländlichen Raum genutzt wer-
den kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was in diesem Etat 
allerdings komplett fehlt, ist ein Haushaltstitel für die 
Zahlung einer Weidetierprämie.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Ja!)

Schäferinnen und Schäfer, die täglich mit der Weidetier-
haltung auch wichtige Umweltaufgaben erledigen, wer-
den dafür nicht honoriert. In 27 anderen europäischen 
Ländern ist das möglich.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Bitte kommen Sie zum Schluss.

Heidrun Bluhm-Förster (DIE LINKE):
Unser Ministerium versäumt sogar absichtlich die 

Anmeldefristen in Brüssel, um diesem Berufsstand die 
notwendige Unterstützung zu verwehren. Da meckern 
nicht nur die Schafe.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Bluhm-Förster. – Nächste 

Rednerin ist die Kollegin Renate Künast, Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Mit dem vorliegenden Etatentwurf – so 
muss man sagen – beendet diese Regierung ihre Arbeit, 
und das ist auch gut so. Viele Herausforderungen gab es 
in den letzten drei Jahren im Bereich „Ernährung und 
Landwirtschaft“, und was machen Sie, Frau Ministerin? 
Sie treten hier auf und jonglieren mit Zahlen und sagen: 
„Großartig, so viel Geld gab es noch nie“, aber Sie beant-
worten nicht die Frage, wohin das Geld fließen soll.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Das ist eine 
Haushaltsberatung!)

– Ja, das ist die Haushaltsberatung, aber wissen Sie: In 
den Haushaltsberatungen legt man nicht nur fest, wie viel 
Geld man ausgibt, sondern man muss auch sagen, wofür 

man das Geld ausgibt. Noch besser wäre es, man würde 
es sinnstiftend einsetzen und Antworten geben und Pro-
bleme lösen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Christian Haase [CDU/CSU]: Lesen!)

Sie haben den Haushalt schöngeredet, aber keinen Weg 
aufgezeigt, wie die Mittel verwendet werden. Das bleibt 
völlig offen.

Was ist los? Nach drei Jahren Dürre fürchten die 
Bauern die nächsten Dürrejahre, weil zum entscheiden-
den Zeitpunkt kein Wasser und zu anderen Zeitpunkten 
zu viel Wasser vorhanden ist. Die Bauern wollen endlich 
faire Preise für die Produkte ihrer Arbeit gezahlt bekom-
men. Es besteht die Notwendigkeit, endlich regenerativ 
zu arbeiten und die Biodiversität und das Klima zu schüt-
zen. Was tun Sie? Geben an mit 300 Millionen Euro hier 
und noch 24 Millionen oder 30 Millionen Euro da. Meine 
Damen und Herren, aus Geld allein wird kein Programm, 
das Probleme löst.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Alles, was Sie tun, ist, eine Zukunftskommission 

Landwirtschaft einzusetzen, die am Ende der Wahlperio-
de sicher ihre Ergebnisse vortragen wird. Denen haben 
Sie aber nicht einmal zugesagt, dass Sie in der Zwischen-
zeit keine Fakten schaffen werden. Nein, uns erzählen 
Mitglieder, dass von der Ministerin noch gesagt wurde: 
Bei der GAP-Reform in Brüssel haben sie nicht mitzu-
reden. – Meine Damen und Herren, hier läuft die Show-
veranstaltung mit der Zukunftskommission Landwirt-
schaft, die ihre Ergebnisse nächsten Sommer passend 
zum Wahlkampf veröffentlichen wird, und zeitgleich 
werden mit der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 
auf europäischer Ebene für die nächsten Jahre Fakten 
geschaffen, und zwar genau für die Jahre, in denen ein 
Umsteuern organisiert werden müsste.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Und noch schlimmer: Sie blockieren die GAP-Reform 
in Brüssel sogar und machen sie zu einem Papiertiger. 
Was ist denn Ihr Vorschlag? Die Eco-Schemes, die 
Öko-Regeln, könnten in der ersten Säule zu einer Verän-
derung führen, indem die Gemeinwohlleistungen der 
Landwirte wirklich honoriert werden können, wenn die 
Felder kleiner werden, Hecken und Stoppelacker vorhan-
den sind und keine Chemie eingesetzt wird. Wir könnten 
an dieser Stelle eine echte Gemeinwohlprämie einsetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
So würde man Respekt zeigen. Es geht nicht darum, nur 
respektvoll darüber zu reden.

Wir haben noch zwei Jahre Übergangszeit. Und Frau 
Klöckner setzt sich dafür ein, dass die Eco-Schemes, die 
Öko-Regeln, in den ersten zwei Jahren nach Inkrafttreten 
ausgesetzt werden können und es doch wieder zu den 
dürren, reinen Direktzahlungen kommt. Meine Damen 
und Herren, das sind doch wieder vier verlorene Jahre, 
und zwar nicht nur in Bezug auf die Geldausgabe. Wir 
helfen den Bauern auf diese Weise nicht nur nicht, sich 
umzustellen, sondern honorieren sie für das Umstellen 
auch nicht.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie haben genauso Ihren Unwillen ausgedrückt, die 

zweite Säule zu unterstützen, über die konkrete Projekte 
finanziert werden. Meine Damen und Herren, so geht es 
im wahrsten Sinne des Wortes nicht. Und jetzt, nachdem 
Sie Fakten geschaffen haben – deshalb sitzt die CDU/ 
CSU-Fraktion, glaube ich, auch etwas stinkig oder emo-
tional erschöpft in den Sesseln –,

(Widerspruch bei der CDU/CSU)
laden Sie die Fraktionsvorsitzenden für morgen kurzfris-
tig zu einem weiteren Showtermin ein, den Sie damit 
überschreiben: Man sollte jetzt mal mit dem Bundestag 
über die Zukunft und den Umbau der Tierhaltung reden.

Frau Ministerin, erst Fakten schaffen, eine Borchert- 
Kommission einberufen, eine Zukunftskommission ein-
richten, in Brüssel Fakten schaffen und danach sagen: 
Könnten wir mal bitte diskutieren? – Nee, so wird keine 
Zukunft der Landwirtschaft daraus, und so wird auch 
kein Gesellschaftsvertrag daraus, Frau Ministerin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mein letzter Satz: Sie loben sich für den Bereich 

Ernährung, aber auch dort werden Sie der Aufgabe, etwas 
gegen Lebensmittelverschwendung und ernährungsbe-
dingte Erkrankungen, gegen Übergewicht zu tun, nicht 
gerecht. Alles freiwillig, alles nur im Interesse der Indust-
rie gedacht.

(Zuruf von der FDP: Gott sei Dank!)
Sie schützen nicht mal die Kinder, um deren Gesundheit 
wir uns sorgen müssten. Wir müssten überlegen, ob man 
für Softdrinks für Kinder überhaupt werben darf und ob 
man vielleicht den Zucker in Softdrinks besteuern muss. 
Nein, meine Damen und Herren, Sie können in diesem 
Haushaltsentwurf gern mit Zahlen jonglieren, aber es 
wird Zeit für ein anderes, ein ehrgeiziges, ein angemesse-
nes Programm.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, bitte.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es wird Zeit, dass endlich etwas getan wird, wovon die 

Bauern etwas haben.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner ist der Kollege Albert Stegemann, 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Albert Stegemann (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Kollegen! Frau Künast, gestat-
ten Sie mir einen Kommentar zu Ihrer Einschätzung, wie 
wir uns hier darstellen: Sie sitzen mit sechs Personen in 
Ihrer Fraktion.

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir dürfen nicht mehr!)

Wenn ich in unsere Reihen schaue, dann kann ich sagen: 
Ich sehe dort viel mehr Elan, viel mehr Leute. Also soll-
ten Sie sich etwas zurückhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie stellen sich hier als Reformerin der Landwirtschaft 
dar, können aber Ihre Kollegen noch nicht mal ermuntern, 
ins Parlament zu kommen; das ist schon traurig.

Ich will mich an dieser Stelle zunächst einmal ganz 
herzlich bei Julia Klöckner für diesen Haushaltsentwurf 
bedanken und an dieser Stelle auch einen Dank an die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Ministerium richten. 
So einen Haushaltsentwurf zu erarbeiten, ist unheimlich 
viel Arbeit. Dafür schon mal ganz herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich will aber auch einen herzlichen Dank an unseren 

Berichterstatter Christian Haase aussprechen. Er wird 
dafür sorgen, dass das Ganze auch wirklich ein rundes 
Paket wird. Wir als Haushaltsgesetzgeber werden das 
dann natürlich vernünftig verabschieden. Dafür schon 
mal ganz herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zuruf des Abg. Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir beraten diesen Haushalt in Krisenzeiten, bedingt 
durch die Coronapandemie. Wir haben alle gesehen, dass 
dieser Lockdown einiges mit unserem Land gemacht hat, 
auch mit unserer Wirtschaft. Vor allem die Bereiche 
Ernährung und Landwirtschaft waren betroffen. Wir 
haben gesehen, dass Grenzschließungen auch Lieferket-
ten unterbrochen haben. Wir haben gesehen, dass wir 
große Probleme hatten, Saisonarbeitskräfte auf die Höfe 
zu bekommen. Wir haben auch gesehen, dass Restaurants 
schließen mussten, dass teilweise Wochenmärkte gar 
nicht öffnen konnten. Das waren ganz große Herausfor-
derungen, aber ich finde, wir haben das angesichts der 
Größe der Herausforderungen hervorragend hinbekom-
men.

Deswegen danke ich an dieser Stelle noch mal der 
Bundesregierung, auch noch mal namentlich Julia Klöck-
ner. Ich glaube, wir haben die Dinge gut auf den Weg 
gebracht. Ich will mich aber auch bei den anderen Minis-
terien bedanken. Wir haben ja auch sehr gut mit dem 
Bildungsministerium und dem Innenministerium zusam-
mengearbeitet. Ich denke, der Dank ist angebracht.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Finanzministe-
rium!)

Ich glaube, dass wir hier heute das Fundament für eine 
wirtschaftliche Erholung legen. Wir müssen anerkennen, 
dass der Arbeitsmarkt wirklich ganz erheblich in Mitlei-
denschaft gezogen wurde, dass auch die Haushalte der 
nächsten Jahre erheblich in Mitleidenschaft gezogen wur-
den. Deswegen ist es richtig, dass wir jetzt wirklich mit 
Schub nach vorne gehen, dass wir die Sache wieder in 
den Griff bekommen, und das natürlich eben auch im 
Bereich der Landwirtschaft. Die Landwirtschaft ist ein 
ganz maßgeblicher Bereich der Gesamtwirtschaft. Inner-
halb der Landwirtschaft ist eine starke Tierhaltung für uns 
wahnsinnig wichtig, auch ökonomisch sehr relevant. 
Deswegen will ich das hier gerne noch etwas ausführen.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Viele Tierhalter haben tatsächlich mal wieder ein Kri-
senjahr vor der Brust. Einige Tierhalter sind in einer 
Dauerkrise, beispielsweise – das wurde jetzt schon einige 
Male erwähnt – unsere Schweinehalter. Im Mastbereich 
haben wir im Frühjahr noch über 2 Euro für 1 Kilogramm 
Schlachtgewicht bekommen. Dort liegen wir jetzt bei 
1,27 Euro, bei den Ferkeln sind wir bei 27 Euro. Das alles 
ist sehr katastrophal, die Branche ist hart getroffen.

Ich glaube, dass wir, was das Seuchenbekämpfungs-
management angeht, vielleicht in den Ländern noch ein 
bisschen besser werden können. Aber mit dem, was wir 
vom Bund zugesteuert haben, haben wir wirklich gut vor-
gelegt und die richtigen Instrumente auf den Weg 
gebracht. Ich glaube, dass wir da auf einem guten Weg 
sind.

Vielleicht noch eine Bitte um Unterstützung beim 
Regionalisierungsprinzip: In Europa ist das Regionalisie-
rungsprinzip anerkannt, aber wir müssen dafür sorgen, 
dass auch in Drittländern anerkannt wird, dass Deutsch-
land ein großes Land ist. Es geht nicht, dass wegen eini-
ger regionaler Befunde ganz Deutschland vom Handel 
ausgeschlossen wird. Diesbezüglich unterstützen wir 
das Ministerium, um in den Gesprächen, vor allen Dingen 
mit China, endlich eine vernünftige Lösung zu finden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich glaube, dass wir über diese Dinge hinaus über 
weitere finanzielle Hilfen für die Schweinehalter spre-
chen müssen. Eins müssen wir unbedingt verhindern: 
Wir müssen ein Wegbrechen der Schweinehaltung in 
Deutschland verhindern. Das dürfen wir auf gar keinen 
Fall zulassen. Es geht hier am Ende nicht nur um Geld, es 
geht nicht nur um Wertschöpfung; sondern es geht wirk-
lich um ein Stück Identität des ländlichen Raumes.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dafür brauchen wir die Unterstützung des Hauses. Das 
bringen wir hiermit auf den Weg.

Ich nehme an dieser Stelle auch die Schlacht- und die 
Verarbeitungsbetriebe in die Pflicht, aber auch den Han-
del. Wir müssen momentan alles dafür tun, dass der Han-
del und die Schlachtindustrie jetzt nicht auch noch dazu 
übergehen, die Afrikanische Schweinepest zu nutzen, um 
den Schweinepreis noch weiter zu drücken. Von daher 
sollten wir die Schweinehalter unterstützen.

Ich war ja gerade bei den Dauerkrisen; wir sehen, dass 
die landwirtschaftlichen Tierhalter viele offene Baustel-
len haben. Es geht auch um die gesellschaftliche Aner-
kennung. Ich glaube, wir alle wissen, dass die Landwirte 
nicht die gesellschaftliche Wertschätzung bekommen, die 
sie verdienen. Aber es gibt auch immer neue ordnungs-
rechtliche Anforderungen. Ich will das beispielhaft an 
dem Bundesratsbeschluss zur Tierschutz-Nutztierhal-
tungsverordnung festmachen. Natürlich war dieser 
Beschluss notwendig, aber jetzt werden die Bauern ein 
Stück weit allein gelassen. Deswegen wollen wir sie auch 
in diesem Bereich finanziell unterstützen.

Wir müssen dafür arbeiten, weiterhin eine vernünftige 
Schweinehaltung in Deutschland zu haben; denn eines ist 
klar: Eine Verlagerung der Produktion ins Ausland hilft 
nun wirklich keinem.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wenn wir weiter Einfluss auf die Produktionsweise im 
Bereich Tierhaltung behalten wollen, dann müssen wir 
Veränderungsprozesse in der Landwirtschaft so gestalten, 
dass die Bauern mitkommen können. Ich glaube, dass wir 
hierzu die richtigen Instrumente auf den Weg gebracht 
haben. Wie angesprochen stehen 200 Millionen Euro 
dafür im Haushaltsentwurf. Insgesamt bringen wir ja 
300 Millionen Euro auf den Weg. Ich finde, das ist 
mehr als ein Lippenbekenntnis; das ist ein Signal, dass 
wir hinter unseren Sauenhaltern stehen, dass wir sie 
unterstützen.

Viele Menschen wünschen sich wesentlich mehr Tier-
wohl. Ich glaube, auch das ist klar. Ich will an dieser 
Stelle noch einmal die besondere Verantwortung der Ver-
braucher herausstellen. In Umfragen sagen drei Viertel 
aller Verbraucher: „Jawohl, ich wäre bereit, für mehr 
Tierwohl mehr Geld auszugeben“, aber die bekannte Stu-
die der Hochschule Osnabrück belegt, dass nur 16 Prozent 
auch tatsächlich bereit sind, für mehr Tierwohl mehr Geld 
ausgeben. Da haben wir wirklich ein Verbraucherparado-
xon. Ich will nicht die Verbraucher allein in die Pflicht 
nehmen. Die Politik hat eine Verantwortung, die Land-
wirte haben eine Verantwortung, die Ernährungswirt-
schaft hat eine Verantwortung, der Handel hat eine Ver-
antwortung, aber eben auch der Verbraucher. Ich glaube, 
der Verbraucher versteht mehr und mehr, dass er diese 
Verantwortung hat.

Ich freue mich deshalb umso mehr, dass wir uns neben 
diesem freiwilligen Ansatz, der ja eigentlich der bessere 
ist, als Koalition jetzt auch eindeutig zu den Empfehlun-
gen der Borchert-Kommission bekannt haben. Die Um-
setzung dieser Empfehlungen müssen wir weiter voran-
treiben, wir müssen die Empfehlungen der Borchert- 
Kommission in Gänze umsetzen. Vorschläge sind 
gemacht. Ich freue mich auf die Machbarkeitsstudie aus 
dem BMEL. Wenn die Machbarkeitsstudie da ist, dann 
lassen Sie uns keine Zeit verlieren, Frau Ministerin. Lasst 
uns vital ans Werk gehen. So vital, wie die Union hier 
heute sitzt, werden wir das dann auch schnell umgesetzt 
bekommen.

(Zuruf von der FDP)
Ich will mich an dieser Stelle auch noch mal ganz herz-
lich bei den 4,6 Millionen Menschen in Deutschland 
bedanken, die jeden Tag dafür arbeiten, dass wir vernünf-
tige, qualitativ hochwertige Produkte auf den Tisch 
bekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie haben gerade in der Coronapandemie bewiesen: 
Jawoll, wir lassen euch nicht alleine!

Genau mit dieser Prioritätensetzung, mit diesem 
Schub, mit diesem Haushalt 2021 wollen wir auch wei-
terhin die Landwirtschaft unterstützen. Das tun wir hier-
mit.
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Jetzt bedanke ich mich fürs Zuhören.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Stegemann. – Viel Freude 

beim „vitalen“ Sitzen.

(Heiterkeit)

Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Birgit Malsack- 
Winkemann, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Birgit Malsack-Winkemann (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Abgeordnete! 

Nahrung kann töten. Besonders Kinder fallen Infektionen 
und Vergiftungen durch kontaminierte Lebensmittel zum 
Opfer. In Deutschland sind Salmonellen das höchste Risi-
ko. Jedes Jahr werden rund 200 000 Erkrankungsfälle 
gemeldet.

Nur zum Vergleich: Stand 20. August 2020 gab es in 
ganz Deutschland rund 229 000 Covid-19-„Fallzahlen“. 
Die sogenannten Fallzahlen spiegeln jedoch nicht die 
Zahl der an Covid-19 tatsächlich Erkrankten wider, son-
dern allein die Zahl der positiv Getesteten.

Stand 17. August 2020 gab es seit vielen Wochen – 
sogar nach den offiziellen Daten des RKI – laut Professor 
Bhakdi, einem Facharzt für Mikrobiologie sowie Infek-
tionsepidemiologie, kaum neue Fälle einer Covid-19- 
Erkrankung.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Sie 
haben die falsche Rede dabei!)

Demgegenüber gibt es Listerien in der Wurst, Salmonel-
len im Ei, Bakterien in der Milch. Die Lebensmittelskan-
dale häufen sich.

Nach dem Wilke-Skandal kündigte Ministerin Klöck-
ner endlich mehrere Initiativen an. Und was kam dabei 
heraus? Neue Regeln für Lebensmittelkontrollen, 
genauer gesagt: Frau Klöckner will allen Ernstes die 
Zahl der Pflichtkontrollen verringern. In Fleischbetrieben 
wie Tönnies, die zur höchsten Risikoklasse zählen, sollen 
in Zukunft nur noch wöchentliche statt tägliche Kontrol-
len stattfinden. Und andere Lebensmittelbetriebe, die 
bisher monatlich kontrolliert wurden, sollen künftig nur 
noch vierteljährlich kontrolliert werden.

Frau Ministerin verkauft diese ihre lebensgefährlichen 
Pläne als „mehr Lebensmittelsicherheit durch gezieltere 
Kontrollen“.

(Alois Gerig [CDU/CSU]: Lebensmittel waren 
noch nie so sicher wie heute!)

Was Sie jedoch verschweigen, ist: Probleme bei Betrie-
ben werden oft erst durch Pflichtkontrollen bemerkt. 
Zudem orientiert sich die Zahl der Lebensmittelkontroll-
eure an der Zahl der Kontrollen. Werden diese Vorgaben 
verringert, führt dies dazu, dass weniger Kontrolleure 
benötigt werden.

Das aber scheint Ihnen, Frau Klöckner, zupasszukom-
men. Die Organisation Foodwatch kam im Dezem-
ber 2019 in einer Studie zu dem Ergebnis, dass jede dritte 
Kontrolle in Lebensmittelunternehmen wegen Personal-
mangels entfällt. Wohlgemerkt: jede dritte!

Laut Angaben des Bundesverbandes der Lebensmittel-
kontrolleure gibt es bundesweit circa 2 500 Lebensmittel-
kontrolleure; rund 1 500 zusätzliche werden – nach den 
alten Regelungen – benötigt. Da passt es doch hervor-
ragend, nicht wahr, dass nach dem neuen sogenannten 
Sicherheitssystem mit wesentlich weniger Pflichtkontrol-
len auch wesentlich weniger Kontrolleure benötigt wer-
den, oder?

Nein, Sie, Frau Klöckner, haben aus den Vorfällen bei 
Wilke und Tönnies offensichtlich nichts gelernt.

(Beifall bei der AfD – Stefan Müller [Erlangen] 
[CDU/CSU]: Von was reden Sie hier eigent-
lich?)

Mit Ihren absurden Plänen ebnen Sie nur und ausschließ-
lich den Weg für den nächsten Lebensmittelskandal.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Wir 
diskutieren gerade den Haushalt! Das haben 
Sie schon bemerkt, oder?)

Wie sieht eine der Gesundheit der Bevölkerung ange-
messene Lebensmittelüberwachung jedoch wirklich aus? 
Wird Ihr Vorhaben verwirklicht, Frau Ministerin, wird 
der Personalmangel in den Behörden zwangsläufig ver-
stärkt. Deshalb bedarf es einer grundlegenden Reform der 
Lebensmittelüberwachung.

Derzeit haben wir sage und schreibe rund 400 politisch 
abhängige Behörden, die unter immensem Personalman-
gel leiden. Darüber hinaus halten die Behörden die aller-
meisten Kontrollergebnisse geheim. Als Bürger und 
Steuerzahler fragt man sich daher, was mit dem Etat 
von 62 Millionen Euro für 2019 und sogar 65 Millionen 
Euro für 2020 für das Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit, eine Bundesoberbehörde 
unter Ihrer Verantwortung, Frau Ministerin, überhaupt 
geschieht. Denn diese Bundesoberbehörde soll gerade 
das Risikomanagement im Bund-Länder-Verhältnis zent-
ral koordinieren und über die Durchführung der Lebens-
mittelüberwachung Bericht erstatten.

Das aber bedeutet nicht, dass Sie, Frau Klöckner, nun-
mehr zentral Ihre Aufgaben zur Kontrolle der Lebens-
mittelsicherheit in Bezug auf Pflichtkontrollen verrin-
gern, sondern dass Sie diese Kontrollen mit dem 
entsprechend künftig gut noch auszubildenden Personal 
erhöhen.

Ihre Behörde muss die ihr übertragenen Risikomana-
gementaufgaben endlich ernsthaft wahrnehmen und 
zudem alle negativen und gesundheitsgefährdenden 
Ergebnisse der Lebensmittelkontrollen ohne jede Ein-
schränkung transparent machen, also veröffentlichen.

(Beifall bei der AfD)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 178. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 29. September 2020                                                                                                                                                                                            22505 

Albert Stegemann 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Denn nur eine große Anzahl an Pflichtkontrollen, Klar-
heit und Transparenz schaffen einen Anreiz für Lebens-
mittelbetriebe, sich an Hygienevorschriften überhaupt zu 
halten, und nur das sorgt für Klarheit und Sicherheit bei 
Verbrauchern.

Ihr Ministerium erhält jährlich immer mehr Millionen 
des Steuerzahlers. Was soll das, wenn Sie Ihre Aufgaben 
nicht wahrnehmen? Wohin verschwinden die Gelder?

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Die 
Redezeit ist gleich zu Ende! Sprechen Sie 
auch noch zum Thema?)

Die Steuerzahler sind nicht für die Regierung da, sondern 
die Regierung für die Steuerzahler, und nur dafür wurde 
Ihnen Verantwortung übertragen.

(Beifall bei der AfD)
Verantwortung bedeutet aber nicht, Diäten einzukassie-
ren, auf irgendwelchen Empfängen herumzustehen

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zu viel Geld für Essen hat doch Ihre 
Fraktion ausgegeben!)

und Schönwetterreden zu schwingen, während ringsum 
alles den Bach heruntergeht.

Sie alle vermitteln hier den Eindruck, als seien Sie 
Mitglieder der Bordkapelle der leckgeschlagenen Titanic, 
die ihren Swinging-Jazz spielt, bis sich der halbe Damp-
fer – nämlich unser Land – senkrecht stellt und im großen 
weiten Ozean versinkt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Nein, werden Sie sich endlich der wahren Sorgen und 

Nöte der Menschen unseres Landes bewusst, und erfüllen 
Sie die Aufgaben, für die Sie von den Bürgern gewählt 
worden sind! Eine wirksame Lebensmittelsicherheits-
kontrolle und eine artgerechte Tierhaltung für gesunde 
Nahrung sind dafür die Grundlage, und dafür stehen 
wir, die AfD.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Dr. Malsack- 

Winkemann. – Nächste Rednerin ist die Kollegin Ursula 
Schulte, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ursula Schulte (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
beraten heute in erster Lesung den Haushalt des Minister-
iums für Ernährung und Landwirtschaft. Das Ministe-
rium wird in der Öffentlichkeit vorrangig mit dem Thema 
Landwirtschaft in Verbindung gebracht. Das spiegelt sich 
auch in den Zahlen des Haushaltsplans wider. Allein für 
die landwirtschaftliche Sozialpolitik geben wir über 
4 Milliarden Euro aus und stellen damit den größten 
Teil unserer Haushaltsmittel für diesen Bereich zur Ver-
fügung.

Dagegen stehen lediglich 212,5 Millionen Euro für den 
gesundheitlichen Verbraucherschutz und das Thema 
Ernährung und damit noch einmal 200 000 Euro weniger 
als in 2020 zur Verfügung. Ich empfinde das als ein kras-
ses Missverhältnis, das wir zwingend ändern müssen, 
zumal sich der Haushalt mit 7,661 Milliarden Euro auf 
einem Rekordniveau befindet.

Ich fand es auch sehr schade, Frau Klöckner – ich habe 
Ihrer Rede sehr aufmerksam gelauscht –, dass Sie erst 
ganz am Ende auf das Thema Ernährung eingegangen 
sind, und da – in Anführungsstrichen – „nur“ auf den 
Nutri-Score. Ich hoffe, dass Ihr Optimismus recht behält.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Ernährungsre-
port 2020, den Sie, Frau Klöckner, vorgelegt haben, hat 
uns eine wunderbare Welt vorgegaukelt, in der die Men-
schen bewusst einkaufen, selber kochen und sich regional 
ernähren. Die Ernährungsprobleme und deren gesund-
heitliche Folgen wurden einfach ausgeblendet. Die Deut-
sche Diabetes Gesellschaft attestierte uns nach dem 
Erscheinen des Reports noch einmal ein massives Ernäh-
rungsproblem, und die Kinder- und Jugendärzte merkten 
an, dass das Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen 
gar nicht erwähnt worden ist. Angesichts solcher Kritik, 
die berechtigt ist, wie ich finde, stelle ich mir die Frage, 
welchen Mehrwert so ein Report für unsere Gesellschaft 
überhaupt hat.

Beim Thema „gesunde Ernährung“, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, denke ich immer zuerst an Kinder und 
Jugendliche. Sie verbringen immer mehr Zeit in Kitas 
und Schulen und nehmen dort ihre Mahlzeiten ein. Das 
Essen sollte natürlich schmecken und gesund sein. Dieser 
Wunsch verbindet uns sicher alle. Genau hier beginnt die 
Arbeit der Schulvernetzungsstellen. Diese vermitteln 
Wissen rund um das Thema Ernährung.

Ich weiß auch, dass man sich redlich abmüht, für 
gesundes Essen nach DGE-Standards zu werben. Die 
Ernüchterung kommt allerdings, wenn man mit Kommu-
nalpolitikern, Verwaltung und Schulleitern spricht. Denn 
viele der gerade Genannten kennen die DGE-Standards 
überhaupt nicht. Wenn Sie, Frau Ministerin, nun die 
DGE-Standards verpflichtend für alle Schulen und Kitas 
fordern, haben Sie mich ausdrücklich an Ihrer Seite.

(Beifall bei der SPD)

Es geht aber nicht nur ums Essen. Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang auch, was wir „Ernährungsumgebung“ 
nennen. Dazu gehören auch die Mensen, in denen die 
Kinder ihr Essen einnehmen. Die sollten freundlich, 
hell und einladend sein. Aber das ist noch längst nicht 
überall erreicht. Es gibt viel zu tun, wenn wir ideale 
Rahmenbedingungen für unsere Kinder wollen.

Unser Land ist ein gespaltenes Land. Ich weiß, das hört 
niemand gerne, aber Fakt ist: Einkommen und Lebens-
chancen sind sehr unterschiedlich verteilt. Kinder leiden 
in besonderer Weise unter Ungerechtigkeit und mangeln-
den Teilnahmemöglichkeiten und können persönlich an 
ihrem Umstand gar nichts ändern. Die SPD-Fraktion will 
mit einer Studie die Ursachen und Folgen der sogenann-
ten Ernährungsarmut in Deutschland näher beleuchten, 
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um angemessen reagieren zu können. Um diese Studie zu 
finanzieren, brauchen wir natürlich Geld im Haushalt – 
Geld, das aber gut angelegt ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir können den Kindern aber schon jetzt helfen. Daher 
will die SPD-Fraktion Projekte zur Ausgabe eines gesun-
den Frühstücks unterstützen. Wir wollen daneben das 
kostenlose Mittagessen und einen flächendeckenden 
Ernährungsführerschein gerade für Kinder aus bildungs-
fernen Schichten. Wer sagt denn, dass Eltern nicht auch 
einmal von ihren Kindern lernen können? Das ist jeden-
falls die Hoffnung, die hinter dieser Idee steckt.

(Beifall bei der SPD)

Im Gutachten zur nachhaltigen Ernährung des Wissen-
schaftlichen Beirats heißt es zum Thema „Beitragsfreie 
Kita- und Schulverpflegung“: „Alle Kinder profitieren!“ 
Diskriminierung und Stigmatisierung entfallen. Auf-
merksamkeit und Leistungsfähigkeit werden dauerhaft 
gestärkt. Kita- und Schulverpflegung sind ein Element 
gesamtgesellschaftlicher Daseinsvorsorge. – Diese Bot-
schaften teile ich uneingeschränkt, und ich wünsche mir, 
dass sie zum Maßstab unseres Handelns werden.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Frau Ministerin, Sie nennen Ihr Ministerium 
gerne „Lebensministerium“. Ich finde, das ist ein richtig 
schöner Begriff. Wie wäre es denn, wenn wir diesem 
Begriff gemeinsam noch mehr Leben einhauchen wür-
den? Das könnten wir tun, wenn wir das Werbeverbot 
für ungesunde Kinderlebensmittel und eine deutliche 
Reduzierung des Zuckergehaltes in den von Kindern so 
geliebten Limonaden auf den Weg bringen würden. Dafür 
braucht man nicht einmal Geld in die Hand zu nehmen. 
Man muss nur den politischen Willen haben, das zu tun.

Wenn wir dann auch noch eine klinische Studie zum 
Gefährdungspotenzial von Energydrinks miteinander 
verabreden könnten, hätten wir viel für unsere Kinder 
und Jugendlichen getan, und ich wäre glücklich.

(Beifall bei der SPD)

Zum Schluss möchte ich noch ein Herzensthema von 
mir ansprechen; das ist die Lebensmittelverschwendung. 
12 Millionen bis 18 Millionen Tonnen Lebensmittel lan-
den jährlich im Müll. Deswegen haben wir die Nationale 
Strategie zur Reduzierung der Lebensmittelverschwen-
dung im Februar letzten Jahres beschlossen. Diese Strate-
gie beruht auf Freiwilligkeit. Das ist wirklich schade, 
weil sich eigentlich alle Experten einig waren, dass die 
Zeit der Freiwilligkeit und der Appelle in diesem Bereich 
vorbei ist. Die SPD – das ist auch kein Geheimnis – will 
eine gesetzliche Lösung.

Ohne die Tafeln und die anderen Lebensmittelretter, 
Frau Klöckner, sähe unsere Bilanz wahrscheinlich noch 
sehr viel schlechter aus. Ich bin sehr froh, dass die Tafeln 
immerhin von der Sondermaßnahme „Ehrenamt stärken. 
Versorgung sichern.“ profitieren konnten; denn allein die 
Tafeln retten jedes Jahr 264 Tonnen Lebensmittel. Es 
könnten noch wesentlich mehr sein, es fehlt ihnen aber 
an Lager-, Kühl- und Transportkapazitäten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Ursula Schulte (SPD):
Ich weiß, Herr Präsident, aber das möchte ich noch 

kurz zu Ende führen. -

(Lachen bei Abgeordneten der FDP)

Wir sehen den Bund durchaus in der Verantwortung, weil 
wir die Tafeln als Teil unserer Strategie empfinden.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, ich bitte Sie jetzt.

Ursula Schulte (SPD):
Wir werden fordern, 5 Millionen Euro zur Unterstüt-

zung der Tafeln in den Haushaltsplan einzustellen.

Verbunden mit einem herzlichen Dankeschön an alle 
Lebensmittelretterinnen und -retter beende ich meine 
Rede und bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin Schulte, was meinen Sie, wie viele Red-

nerinnen und Redner hier alles zu Ende führen wollen, 
was sie noch in ihrem Kopf haben? Dann sitzen wir um 
Mitternacht noch hier.

(Ursula Schulte [SPD]: Ja, manche machen das 
auch ganz frech, Herr Präsident!)

Ich finde, nun lauschen wir sehr gespannt den Worten 
des Kollegen Dr. Gero Hocker, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor einem 
knappen Jahr haben mehrere Zehntausend Landwirte in 
ganz Deutschland demonstriert – auch hier in Berlin. Für 
viele Kolleginnen und Kollegen – auch für mich – war es 
ein sehr beeindruckendes Bild, was sich da ergeben hat.

Auf den Plakaten, die die Demonstranten damals 
dabeigehabt haben, standen Sätze wie „Redet mit statt 
nur über uns“, „Wir brauchen Verlässlichkeit“ und „Wir 
wollen mitreden“. Eigentlich ist das eine Selbstverständ-
lichkeit, meine Damen und Herren.

Umso ernüchternder erscheint es mir und meiner Frak-
tion, dass in den vergangenen Monaten aus den politi-
schen Bemühungen der Bundesregierung nicht viel 
mehr herausgekommen ist als eine hastig einberufene 
Zukunftskommission, deren Ergebnisse quasi schon fest-
gestanden haben, als die Teilnehmer gerade ins Auto 
gestiegen sind, um nach Berlin zum Kanzleramt zu fah-
ren, und eine hastig zusammengekratzte Bauernmilliarde, 
von der bis heute niemand wirklich weiß, wofür genau sie 
überhaupt aufgewendet und wie sie ausgeschüttet werden 
soll, und die vor allem niemand gefordert hat.
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Es ist ein Armutszeugnis dieser Bundesregierung, dass 
sie das Wesen der Demonstrationen vor einem Jahr so 
missverstanden hat und glaubt, ihrer schlechten Politik 
wahllos gutes Steuergeld hinterherwerfen zu müssen, 
das Betroffene aus guten Gründen überhaupt nicht haben 
wollen.

(Beifall bei der FDP)

Ich habe in den vergangenen Jahren – und ich weiß, 
dass das viele Kollegen aller Fraktionen in diesem Hohen 
Hause auch getan haben – viele intensive Gespräche mit 
Landwirten geführt. Mein Eindruck ist, dass nicht ein 
einziger Landwirt, mit dem ich gesprochen habe, die For-
derung erhoben hat, er wolle mehr Geld aus Brüssel oder 
aus Berlin oder in irgendeiner Form mehr finanzielle 
Unterstützung. Nicht einer! Diese Bauernmilliarde wird 
von der gesamten Branche vollständig abgelehnt.

Dass Ihnen vor dem Hintergrund dieser Entwicklung 
nicht mehr einfällt, als Geld zusammenzukratzen, um die 
Landwirte ruhigzustellen, und man dann noch empört ist, 
dass die Landwirte dafür nicht auch noch Dankbarkeit 
zeigen, demonstriert nur sehr deutlich, wie weit Sie sich 
von den tagtäglichen Herausforderungen entfernt und 
entfremdet haben, die die Landwirtinnen und Landwirte 
in Deutschland gegenwärtig zu bestreiten haben, und des-
wegen machen wir Ihnen das zum Vorwurf, verehrte Frau 
Ministerin.

(Beifall bei der FDP)

Deswegen fordern wir mit unserem Haushalt auch 
nicht mehr finanzielle Mittel. Das könnte man ja als 
Oppositionsfraktion politisch sehr leichtfertig tun; ich 
sage das ganz ausdrücklich. Das tun wir aber nicht, weil 
wir der festen Überzeugung sind, dass die Probleme der 
Landwirtschaft im Jahre 2020 nicht einfach mit mehr 
Geld gelöst werden können. Was wir tatsächlich brau-
chen, ist eine Politik, die auch mal den Rücken gerade-
macht, wenn es bestimmte gesellschaftliche Trends gibt, 
die vielleicht gar nicht wissenschaftlich fundiert oder 
fachlich geboten sind. Es ist erforderlich, dass die Politik 
zu solchen Trends auch mal Nein sagt, und da hilft es 
nicht, irgendwelchen Landwirten irgendwelche Milliar-
den zu versprechen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei der FDP)

Ich sage das ganz ausdrücklich: Diese Bauernmilliarde 
hilft keinem Landwirt, solange bei der Düngeverordnung 
in Deutschland, die nach ganz anderen grundsätzlichen 
Werten und Messverfahren zustande gekommen ist als in 
anderen Staaten, überhaupt keine Vergleichbarkeit mit 
den Ergebnissen anderer Nationalstaaten existiert. Diese 
Bauernmilliarde hilft keinem einzigen Tierhalter, der vor 
wenigen Jahren vielleicht in einen neuen Stall investiert 
hat, einen Kredit zu tilgen hat und jetzt wieder neuerliche 
Auflagen auf sich zukommen sieht, sodass er wieder zur 
Bank laufen und einen zweiten oder dritten Kredit zusätz-
lich bedienen muss. Diese Bauernmilliarde hilft auch 
keinem einzigen Landwirt, der es mit Verbrauchern zu 
tun hat, die nach dem Prinzip „Geiz ist geil“ Lebensmittel 
einkaufen und jetzt zusätzlich den Eindruck bekommen: 

Na ja, das ist ja auch legitim; denn die Landwirtschaft 
kriegt ja schon auf anderem Wege Gelder durch den Bun-
deshaushalt zugesteckt.

Das sind die Gründe, warum wir diese Bauernmilliarde 
vollständig ablehnen.

(Beifall bei der FDP)
Ich sage es Ihnen ganz ausdrücklich, verehrte Frau 

Ministerin: Statt mit Geld könnten Sie den Landwirten 
tatsächlich helfen – unmittelbar und sehr viel kostenspar-
ender für unseren Bundeshaushalt.

(Otto Fricke [FDP]: Ich glaube, sie ist abge-
lenkt! Das ist echt unhöflich!)

Nutzen Sie die EU-Ratspräsidentschaft, verehrte Frau 
Ministerin – ich hoffe, dass Sie auch zu diesem Thema 
gerade in Ihrem Telefon Hinweise finden –,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)
um endlich eine Angleichung der Wettbewerbsstandards 
innerhalb Europas zu erkämpfen! Jedes in Süd- oder in 
Osteuropa gebaute Auto muss bestimmte Standards erfül-
len, wenn es auf deutschen oder auf europäischen Straßen 
fahren soll. Nur bei Lebensmitteln, nur bei den Haltungs-
bedingungen und Fragen der Düngung und des Pflanzen-
schutzes ziert man sich, solche einheitlichen Standards in 
Europa zu schaffen. Dabei würde man genau damit tat-
sächlich etwas für die Wettbewerbsfairness zwischen den 
Landwirten in Deutschland und ihren süd- und osteuro-
päischen Kollegen sowie für das Tierwohl und die Rein-
heit von Boden, Luft und Wasser erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
AfD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, verehrte 
Frau Ministerin, die Hälfte der EU-Ratspräsidentschaft 
geht in diesen Tagen zu Ende. Nutzen Sie wenigstens 
die zweiten drei Monate dieser EU-Ratspräsidentschaft!

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Hocker. – Nächster 

Redner ist der Kollege Friedrich Ostendorff, Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Erinnern wir uns einmal, mit welchen Vorhaben 
Ministerin Klöckner startete: Sie wollten Dynamik im 
ländlichen Raum schaffen, „ideologische Grabenkämp-
fe“ beenden, Ihr Augenmerk auf einen naturverträglichen 
Ackerbau und auf Pflanzenschutz richten. Die Landwirt-
schaft sei „ein Verbündeter des Naturschutzes“. – So 
sprachen Sie in Ihrer Regierungserklärung im März 2018.

Eine staatliche Tierhaltungskennzeichnung – staatli-
che! – mit verbindlichen Kriterien – verbindliche Krite-
rien; das muss man immer wiederholen – wollten Sie bis 
zur Mitte der Legislatur schaffen, Kriseninstrumente für 
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den Milchmarkt entwickeln – Worte statt Taten, reine 
Selbstinszenierung statt Umsetzung! Die staatliche Tier-
wohlkennzeichnung ist ein einziges Gemurkse. Verlierer 
sind Bäuerinnen und Bauern, Verlierer sind Verbraucher 
und die Gesellschaft. Die Stimmung in der Landwirt-
schaft ist auf dem Tiefpunkt. Erst nach dem Eingreifen 
der Kanzlerin kommt jetzt endlich – sehr, sehr spät – die 
Zukunftskommission.

Kommen wir zur Bauernmilliarde, dem Wahlkampfge-
schenk im Januar für Herrn Söder. Es herrscht großes 
Chaos im Haus, wie man nun auch noch dieses Geld 
ausgeben soll; Ausgabereste von über 500 Millionen 
Euro sind ja schon für letztes Jahr zu verbuchen. Sie 
schaffen es nicht, dass die bestehenden Programme aus-
geschöpft werden, Frau Klöckner. Hier sei gestattet, ein-
mal Mario Adorf zu zitieren, der sehr drastisch sagte: den 
Gegner draußen mit Geld zuschei… – So wurde es von 
ihm genannt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Das war der legendäre Satz, den man hier sicherlich hin-
terfragen kann.

Keine nachhaltige Zukunftspolitik, sondern blanke 
Notstandsverwaltung. „Umbau der Tierhaltung beginnt 
jetzt“, so Ihre Presseerklärung vor drei Wochen. Ja, gut. 
Aber beim genauen Lesen erkennt man: Das ist wieder 
Schaufensterpolitik. Das ist symptomatisch, auch für den 
heutigen Wahlkampfhaushalt, den Sie vorlegen: Die 
Scheine sitzen locker, Geld spielt keine Rolle, jeder 
wird bedient – Scheine statt Konzepte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Albert Stegemann [CDU/CSU]: Das war mal 
ein markiger Spruch!)

Ein Rekordaufwuchs von 643 Millionen Euro im 
Haushalt – viel Geld ohne Substanz. Denkt noch mal 
darüber nach, wie Mario Adorf das nannte! 300 Millionen 
Euro zusätzlich bis Ende 2021 für den Umbau der 
Tierhaltung. Ja, die Höfe brauchen viel Geld, um die 
Tierhaltung zukunftsfähig zu machen. Aber wie sollen 
die Höfe das denn schaffen? Bis Ende 2021 Baukon- 
zepte, Baugenehmigung, Umweltverträglichkeitsprü-
fung, Bauen im Hauruckverfahren? Das ist doch völlig 
illusorisch, das ist lächerlich. Ihre Kollegin in Nordrhein- 
Westfalen, Frau Heinen-Esser, sagte: Zwei Jahre Pla-
nungs- und Projektierungszeit sind normal. – Von daher 
müssen hier Antworten gegeben werden, wie das gehen 
soll.

Wir müssen jetzt in die Zukunft investieren, Frau 
Ministerin. Wir brauchen aus grüner Sicht einen 
Zukunftsfonds, aus dem der Umbau längerfristig finan-
ziert werden kann. Stattdessen betreiben Sie Flickschus-
terei. Statt Zugpferd einer zukunftsfähigen Landwirt-
schaft zu sein, sitzen Sie, Frau Klöckner, wieder mal im 
Besenwagen und fahren der Entwicklung hinterher. Ihr 
Rumgeeiere beim Kükentöten: Statt es, wie im Koali-
tionsvertrag vereinbart, 2019 zu beenden, kündigen Sie 
den Ausstieg für 2022 an. Ihr Plan war, die Geflügel-
industrie sollte es selber regeln, freiwillig natürlich – 
wie immer bei Ihnen. Nichts ist passiert – wie immer 
bei Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dem einzigen in der Praxis angewandten Verfahren neh-
men Sie gleich auch noch die Zukunft.

Ein Letztes noch: Ihr Agieren zur Gemeinsamen 
Agrarpolitik der EU, der GAP. Eine sogenannte Lern-
phase für die Eco-Schemes, die Umweltmaßnahmen, 
bis 2025 schlagen Sie vor, das heißt Vertagen auf den 
Sankt-Nimmerleins-Tag, in die übernächste Legislatur, 
meine Damen und Herren; das bedeutet es ja.

Davon haben wir endgültig genug. Klimakrise, Klima-
anpassung, Güllebelastung unseres Grundwassers, das 
Arten- und Insektensterben, der Umbau der Tierhaltung, 
der Erhalt der bäuerlichen Landwirtschaft: darum geht es, 
Frau Klöckner, und um nichts anderes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir brauchen endlich die Honorierung von Gemeinwohl-
leistungen durch eine Gemeinwohlprämie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir brauchen eine starke Konditionalität.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Haben wir 
doch!)

Das sind die Bedingungen, unter denen Landwirtschaft 
auf der Fläche gefördert wird. Wir brauchen eine starke 
zweite Säule für gezielte Länderprogramme.

Die EU-Kommission fordert von den Ländern: Ausbau 
des Ökolandbaus, Reduzierung der Grundwasser-
belastung, Antibiotika-/Pestizidminimierung. Das muss 
die zukünftige GAP liefern. Wo nehmen Sie das denn 
auf? Wir brauchen Mut zum Aufbruch. Aber mit Ihrer 
ambitionslosen Schaufensterpolitik, keinem wehzutun, 
die Probleme auszublenden, immer nach hinten zu 
schauen, schaden Sie den bäuerlichen Betrieben. Es ist 
Zeit für den Politikwechsel. Schauen wir nach vorn!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Ostendorff. – Nächster 

Redner ist der Kollege Artur Auernhammer, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Er bringt mal ein bisschen Sach-
lichkeit in die Diskussion!)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Es ist heute schon mehrfach ange-
klungen: Wir reden von einem Haushalt auf Rekordni-
veau. Eine Steigerung von, wenn man alles mit einrech-
net, 12 Prozent ist beachtlich. Gerade in diesen bewegten 
Zeiten, die den Menschen, der Wirtschaft, aber auch den 
politisch Verantwortlichen viel abverlangen, bin ich der 
Ministerin sehr dankbar, dass sie heute diesen Rekord-
haushalt vorlegt, den wir dann im Parlament beraten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ja, unsere Bäuerinnen und Bauern haben zurzeit sehr 

viele Aufgaben; ich sage nur: Düngeverordnung, Insek-
tenschutz und Gewässerschutz. Deshalb ist es wichtig, 
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dass wir unsere Landwirtschaft bei der Erledigung dieser 
Aufgaben unterstützen, und deshalb ist es auch wichtig, 
dass wir diese Milliarde im Koalitionsausschuss 
beschlossen haben, dass wir hier an der Seite unserer 
Bäuerinnen und Bauern stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wenn ich heute höre, die Bauern wollen das Geld 

nicht: Also, ich weiß nicht, wie es Ihnen geht – das hat 
vielleicht etwas damit zu tun, dass Sie in der Opposition 
sind und nichts zu sagen haben –, aber ich bekomme sehr 
viele Anfragen: Wie kann ich den NIR-Sensor jetzt unter-
stützen? Wie kann ich jetzt die Gülleprogramme in 
Anspruch nehmen? – Die Nachfrage aus der Landwirt-
schaft ist da, und die wollen wir auch bedienen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Was unsere Bäuerinnen und Bauern in erster Linie 

brauchen, ist Anerkennung: Anerkennung für ihre Arbeit, 
die sie gerade auch in der Coronazeit geleistet haben. Wir 
haben nie gemerkt, wie fragil unser System ist. Die Land-
wirtschaft hat diese Zeit mit Bravour gemeistert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Die Arbeit der Bäuerinnen und Bauern, die Landwirt-
schaft, ist systemrelevant.

Es hat sich auch gezeigt, wie wichtig regionale Pro-
duktion vor Ort ist. Deshalb ist es für mich von ganz 
entscheidender Bedeutung, dass wir mit den Haushalts-
mitteln dafür sorgen, dass auch unsere kleinen und mitt-
leren Betriebe mit ihren Verarbeitungsstrukturen eine 
Zukunftsperspektive haben. Ich schaue hier natürlich 
auch etwas nach Bayern. Wir haben in Bayern über 
100 000 landwirtschaftliche Betriebe mit durchschnitt-
lich 30 Hektar. Das ist für manche in Ostdeutschland 
gerade mal das Vorgewende, aber bei uns leben Familien 
davon. Jeder sechste Arbeitsplatz in Bayern hängt mit 
dem Cluster Land- und Forstwirtschaft zusammen. Das 
zeigt: Land- und Forstwirtschaft ist der Jobmotor im 
ländlichen Raum.

Meine Damen und Herren, das Thema Tierwohl 
bewegt uns alle. Das Thema Tierwohl verlangt auch Ant-
worten. Ich sage nur, was wir in den letzten Wochen und 
Monaten alles beraten haben: Zuchtsauenhaltung, Hüh-
nerhaltung, Käfighaltung. Wir werden auch über die Rin-
derhaltung reden müssen. Deshalb ist es richtig und es ist 
für mich auch besonders wichtig, dass wir die Vorschläge 
der sogenannten Borchert-Kommission in die Praxis 
umsetzen und diese Kommission auch zum Erfolg füh-
ren. Ich finde, hier ist ein guter Ansatz gemacht, um eine 
Zukunftsperspektive für unsere Bäuerinnen und Bauern 
und gerade für unsere kleinstrukturierten Betriebe zu 
geben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, gerade wurde der Umwelt-

etat diskutiert. Da ging es auch um Klimawandel. Wir – 
gerade in der Landwirtschaft – merken, wir spüren diesen 
Klimawandel: Die letzten Jahre waren sehr nieder-
schlagsarm, die Zahl der Hitzetage nimmt zu, die Schäd-
linge nehmen zu. Deshalb müssen wir auch hier die Land-
wirtschaft unterstützen. Ich finde es sehr gut, dass im 

Haushalt bereits Finanzmittel angedacht sind, damit wir 
hier die Klimaherausforderung bewerkstelligen können. 
Denn eines ist auch sicher: Unsere Landwirtschaft ist 
nicht der Auslöser für den Klimawandel, sondern unsere 
Landwirtschaft ist die Antwort auf den Klimawandel.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Franziska 
Brantner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was? – Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gibt es auch was dazwischen?)

In den letzten Wochen und Monaten und eigentlich 
schon immer ist sehr viel über Landwirtschaft diskutiert 
worden, und nicht immer fachlich orientiert. Was ich 
letzte Woche erlebt habe, noch dazu von einem öffent-
lich-rechtlichen Sender, das macht mich zornig: Es wer-
den undifferenziert polemische Schlagzeilen gegen unse-
re Landwirtschaft gemacht. Ich denke da an den 
Facebook-Post einer sogenannten Wissenschaftssendung 
eines öffentlich-rechtlichen Senders von letzter Woche. 
Dort werden mit Blick auf den Biodiversitätsverlust drei 
Branchen aufgeführt, unter denen – so wörtlich – „die 
Natur am meisten leidet“. Das ist die Landwirtschaft, 
das ist die Fischerei, und das ist die Forstwirtschaft. Sol-
che Verunglimpfungen dürfen wir nicht durchgehen las-
sen. Wir müssen unseren Bäuerinnen und Bauern zur 
Seite stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Gerade die Landwirtschaft leistet mit den Umweltpro-

grammen sehr viel für den Erhalt der Biodiversität. Sie 
nimmt hier sehr viel in Anspruch. Die Forstwirtschaft 
sorgt – das ist schon angesprochen worden – für klima-
stabile Wälder. Da sind wir auf einem guten Weg; da 
müssen wir auch weitermachen. Aber solche Diffamie-
rungen – erst recht von öffentlich-rechtlichen 
Fernsehsendern – dürfen wir nicht durchgehen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
In der Coronazeit kam meiner Meinung nach ein 

Aspekt viel zu kurz. Wir alle haben gemerkt: Die Coro-
nazeit, der Lockdown,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gab keinen Lockdown! Das Ding 
hieß „Shutdown“! Das ist was ganz anderes!)

hat bei dem einen oder anderen zu Coronaspeck geführt. 
Deshalb ist es für mich wichtig, dass wir über die Themen 
„Ernährung“, „Bewegung“, „sportliche Betätigung“ und 
vor allem auch „Kennzeichnung von Lebensmitteln“ wie-
der diskutieren.

Ich freue mich auf die Haushaltsberatungen. Ich wün-
sche uns allen gute Beratungen über den Agrarhaushalt 
für das Jahr 2021.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Auernhammer. – Nächste 

Rednerin ist die Kollegin Nezahat Baradari, SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Nezahat Baradari (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete des Deutschen Bundestages! Liebe Bürgerinnen und 
Bürger! Wenn wir in einem Spielzeuggeschäft einkaufen, 
dann gehen wir davon aus, dass diese Produkte sicher 
sind. Doch gerade im Plastikspielzeug lauert eine 
unsichtbare Gefahr: die sogenannten endokrinen Disrup-
toren. Doch was sind diese Stoffe genau? Endokrine Dis-
ruptoren sind hormonähnliche Stoffe, die den menschli-
chen Organismus schädigen können. Die möglichen 
Folgen sind vielfältig. Sie reichen von Fruchtbarkeits- 
und Entwicklungsstörungen bis hin zu Diabetes und 
einem erhöhten Krebsrisiko. Nennen wir es beim Namen: 
Endokrine Disruptoren sind Hormongifte. Ein Beispiel 
hierfür ist das weitverbreitete Bisphenol A. Jährlich 
wird allein in Deutschland rund eine halbe Million Ton-
nen dieses Stoffes hergestellt. Weltweit sind es mehr als 
6 Millionen Tonnen. Dieser Plastikzusatz ist heftig 
umstritten.

Hormongifte finden sich aber nicht nur im Spielzeug, 
sondern mittlerweile überall: in der Luft, im Hausstaub, 
in vielen Haushaltsgegenständen sowie in Lebensmittel-
verpackungen wie Plastiktrinkflaschen, in der Beschich-
tung von Joghurtdeckeln oder Konservendosen. Bereits 
im Kinder-Umwelt-Survey von 2009 wurde gezeigt, dass 
in insgesamt 600 untersuchten Blut- und Urinproben 
Abbauprodukte von Hormongiften gefunden wurden. 
Passiert ist seither wenig. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, hier besteht dringender Handlungsbedarf.

(Beifall bei der SPD)

Laut Umweltbundesamt gibt es zu fast allen hormon-
wirksamen Stoffen Alternativen, die beispielsweise keine 
Phthalate als Weichmacher enthalten. Die Hersteller 
könnten somit auf die Verwendung dieser gefährlichen 
Weichmacher in Alltagsprodukten verzichten. Genau 
dort muss angesetzt werden. Wir benötigen erstens eine 
Aufklärungskampagne zur Problematik der Hormongifte, 
zweitens die Beratung besonders gefährdeter Bevölke-
rungsgruppen wie Schwangere und Kinder und drittens 
Forschung zu alternativen und weniger schädlichen 
Ersatzstoffen. Ziel dieser Forschung muss zudem sein, 
dass endlich einheitliche Kriterien zur Identifizierung 
von hormonstörenden Chemikalien aufgestellt werden. 
Eine systematische Analyse und die Erarbeitung einer 
Reduktionsstrategie sind nötig zum gesundheitlichen 
Schutz von Verbraucherinnen und Verbrauchern.

(Beifall bei der SPD)

Der Staat hat seinem Vorsorgeprinzip gerecht zu werden.

Die bisherigen Regulierungen auf europäischer und 
nationaler Ebene sind nicht ausreichend. Hier können 
wir von unserem Nachbarn Frankreich lernen, der einen 
nationalen Aktionsplan zum Schutz der menschlichen 
Gesundheit und der Umwelt vor hormonstörenden Che-
mikalien verabschiedet hat. Die endokrinologischen 
Fachgesellschaften fordern schon seit Langem und zu 
Recht zum Handeln auf. Daher brauchen wir im komm-
enden Haushalt Mittel zur Erforschung von sicheren 
Grenzwerten und Alternativen zu Hormongiften – zum 
Schutz von Bürgerinnen und Bürgern und zum Schutz 
von unseren Kindern.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner ist der 

Kollege Christian Haase, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Christian Haase (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Ministerin! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Dies ist kein Haushalt 
wie jeder andere. Dies wird kein Haushaltsjahr wie jedes 
andere. Mit Blick auf die nächsten Jahre und die struktu-
relle Unterfinanzierung des Gesamthaushaltes stehen wir 
vor einer echten Zäsur. Wir werden, auch um die Schul-
denbremse einzuhalten, mehr priorisieren müssen. Coro-
na ist dabei nicht der Auslöser, hat das Problem aber 
deutlich verschärft. So weit vor der Klammer.

Meine Damen und Herren, die Coronakrise hat uns 
vieles gelehrt. Eine wichtige Erkenntnis: Die Landwirt-
schaft ist genauso wie die Ernährungswirtschaft system-
relevant. Landwirte stellen unsere Lebensmittel her. Was 
heute nicht gesät oder gepflanzt wird, kann morgen nicht 
geerntet werden. Deshalb waren zum Beispiel auch die 
Soforthilfen wichtig. Maßnahmen, die wir in den Nach-
trägen angelegt haben, spiegeln sich nun auch im Haus-
halt 2021 wider. Ja, wir erreichen erstmals eine Marke 
von 7,8 Milliarden Euro. Das ist unterm Strich ein starkes 
und wichtiges Signal für die Landwirtschaft. Wir dürfen 
hier nicht nur den Einzelplan 10 sehen; wir müssen in den 
EKF gucken, wir müssen in den Einzelplan 60 gucken.

Jedoch handelt es sich aus Sicht eines Haushälters 
nicht um Aufwüchse, mal hier ein bisschen, mal da ein 
bisschen. Eigentlich sehe ich vor mir einen Haushalt, der 
wie nie zuvor priorisiert und in dem es teilweise auch 
starke Einsparungen gibt. Nur drei der sieben nachge-
ordneten Institute beispielsweise verzeichnen überhaupt 
Aufwüchse; beim Rest wird gespart. Herr Gottberg, wenn 
Sie sich mal die BLE oder das BfR angucken, bei denen 
Sie starke Aufwüchse kritisieren – dort gibt es Organisa-
tionsuntersuchungen, dort gibt es Personalbemessun-
gen –, dann werden Sie feststellen, dass sich Ihre Vor-
würfe wieder einmal in Luft auflösen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, uns wurde ein solider Haus-

haltsentwurf vorgelegt. Wir begegnen damit den Themen 
und Herausforderungen der Zeit. Die Land- und Forst-
wirtschaft sowie die Ernährungsbranche befinden sich 
in der Zeit eines Strukturwandels. Damit ziele ich nicht 
nur auf klimatische Veränderungen und ihre Folgen ab. 
Auch das, was von der Land- und Forstwirtschaft gesell-
schaftlich erwartet wird, ist enorm. Längst reicht es nicht 
mehr aus, Lebensmittel zu produzieren und für sich und 
die Familie den Unterhalt zu erwirtschaften. Nein, Land- 
und Forstwirtschaft soll Umwelt- und Klimaschützer 
sein, Land- und Forstwirtschaft soll Biodiversität im 
Blick haben, Land- und Forstwirtschaft soll sich ständig 
wandelnden gesellschaftlichen Ernährungsbedürfnissen 
anpassen, und wenn überhaupt noch Tiere gehalten wer-
den, dann doch bitte mit zugehörigem Wellnessbereich.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, auch wenn ich überspitze, 
so ist doch in jeder sarkastischen Bemerkung auch ein 
Funke Wahrheit. In meinen Gesprächen mit der heim-
ischen Landwirtschaft erkenne ich: Wir sind bei diesen 
Dingen am Limit. Da sind es noch nicht einmal die Auf-
lagen, die die Bauern vor Ort meistern. Vieles davon wird 
bereitwillig umgesetzt. Frau Kollegin Ihnen, wenn Sie 
zum Beispiel über Bremsen bei Pflanzenschutzalternati-
ven sprechen, dann sollten Sie nicht auf das BMEL, son-
dern auf das UBA gucken. Letzteres macht den Land-
wirten Sorgen, nicht das BMEL.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, unsere Bauern üben ihren 
Beruf aus Leidenschaft zu Vieh und Acker aus. Deswe-
gen schmerzt das Image der bösen und profitorientierten 
Landwirtschaft, welches viel zu oft, Frau Künast, ver-
mittelt wird. Es stimmt nämlich einfach nicht, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte in einem Land leben, in dem unsere Land- 
und Forstwirte wirtschaften können, ohne ständig auf 
Notprogramme angewiesen zu sein. Ich möchte in einem 
Land leben, in dem man keinen Keil zwischen die öko-
logische und die konventionelle Landwirtschaft treibt. 
Und ich möchte in einem Land leben, in dem man Bäue-
rinnen und Bauern Respekt und Anerkennung entgegen-
bringt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann tun Sie 
das!)

Meine Damen und Herren, ich will zu den Zahlen 
zurückkommen. Der vorliegende Haushaltsentwurf 
begegnet vielen dieser Themen, die uns beschäftigen, 
und unterlegt sie mit entsprechenden Mitteln. So kann 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ zusammen mit den 
Mitteln der Länder im nächsten Jahr 1,9 Milliarden 
Euro auf den Weg bringen. Die Digitalisierung der Land-
wirtschaft wird mit 63 Millionen Euro vorangetrieben. 
14 Experimentierfelder sind am Start. Dort wird die 
Landwirtschaft der Zukunft erprobt. Die von uns, von 
dem Parlament geforderte Machbarkeitsstudie zur Agrar-
masterplattform wird im November vorgestellt. Wir wer-
den Fragen beantworten können wie: Wem gehören 
eigentlich die Daten, die auf dem Feld entstehen, und 
wer darf anschließend darauf zugreifen? Das sind wich-
tige Fragen, die am Anfang eines solchen Prozesses ste-
hen müssen.

Meine Damen und Herren, ich bin auch froh darüber, 
dass wir vor der Sommerpause ohne Gegenstimme – Frau 
Künast, auch ohne Gegenstimme von Ihnen – die Ergeb-
nisse der Borchert-Kommission positiv aufgenommen 
haben. Wir brauchen, so hat es die Ministerin richtig 
formuliert, an dieser Stelle einen Generationenvertrag. 
Noch in dieser Legislaturperiode wird das Ministerium 
eine Strategie zur Umsetzung und damit auch zur Finan-
zierung vorlegen.

Trotzdem müssen wir schon vorher aktiv werden. Für 
Tierwohl und Stallumbauten stellen wir mehr als 200 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Das Geld – darauf ist von 
Vorrednern auch schon hingewiesen worden – kann 
aber nur ausgegeben werden, wenn endlich die Blocka-
den im Bau- und Emissionsrecht aufgegeben werden und 
wenn hier keine Ideologie vorangetrieben wird.

Ich komme noch einmal zu weiteren großen Heraus-
forderungen; ich meine den Wald. 1,5 Milliarden Euro 
stellen Bund und Länder für den privaten und den Kom-
munalwald zur Verfügung. Trockenheit, Stürme und 
Schädlingsbefall haben die Wälder in Deutschland mas-
siv geschädigt. Die Dürrejahre haben dafür gesorgt, dass 
wir in den nächsten Jahren 245 000 Hektar vollkommen 
neu bewalden müssen. Insgesamt müssen in Deutschland 
11 Millionen Hektar an den Klimawandel angepasst wer-
den. Deswegen ist das Geld, das wir dafür einstellen, ein 
wichtiges Signal für die Erwerbsforstwirtschaft.

Aber es kann nicht sein, dass dann so viel Zeit vergeht, 
bis die Mittel vor Ort ankommen. Im Herbst hat der 
PLANAK dazu beschlossen. Bis heute haben nicht alle 
Länder diese Richtlinien umgesetzt. Daher liegt es nicht 
am BMEL, sondern an den langsamen Ministerien in den 
Ländern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das kann und das muss besser werden. Deswegen bin 
ich froh, dass vom Ministerium eine Waldprämie auf den 
Weg gebracht wird. Auch da – ich gucke in Richtung 
BMF – erwarte ich, dass die zögerliche Haltung im 
BMF aufgegeben wird und dass die Prämie endlich zum 
Wald kommt. Da müssen wir Blockaden lösen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Eine letzte Herausforderung steht nicht mehr vor der 
Tür; sie ist quasi im Wohnzimmer: die Afrikanische 
Schweinepest. Das Ministerium, das FLI und die Länder 
haben bisher gut darauf reagiert. Die Ausbreitung ist am 
Beginn. Wir wissen nicht, wie sie sich weiterentwickelt; 
wir müssen das beobachten. Wir wissen nicht, was das 
noch für den Haushalt an der Stelle bedeuten kann. Ich 
zumindest bin bereit dazu, auch Mittel umzuschichten, 
wenn wir hier improvisieren und noch Geld ausgeben 
müssen. Aber das werden wir im Laufe der nächsten 
zwei Monate dann noch sehen.

Zum Schluss will ich der Ministerin und dem Ministe-
rium für die Vorarbeiten danken. Ich denke, wir werden 
noch einige Diskussionen zum Haushalt führen. Er wird 
nicht so verabschiedet, wie er eingebracht worden ist. 
Das ist unser Recht; das werden wir auch in Anspruch 
nehmen. Ich freue mich jetzt auf die Beratungen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Ich freue mich jetzt auf 

den letzten Redner in dieser Debatte. Das ist der Kollege 
Uwe Schmidt, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)
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Uwe Schmidt (SPD):
Sie haben auch allen Grund dazu. – Moin, Herr Präsi-

dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Forschungs-
eisbrecher „Polarstern“ nimmt nach fast einem Jahr im 
ewigen Eis Kurs auf meine Heimatstadt Bremerhaven. Es 
gibt kaum ein besseres Beispiel als die Arktis, um zu 
zeigen, was der Klimawandel eigentlich mit der Erde 
anrichtet. Keine andere Region der Welt erwärmt sich 
schneller. Das ewige Eis schmilzt. Der globale Klima-
wandel führt zu einer Erhöhung des Meeresspiegels, zur 
Häufung von Wetterextremen wie Stürmen oder Stark-
regen und in manchen Regionen zu extremer Trocken-
heit.

Diese Herausforderung müssen wir angehen. Der vor-
liegende Etat des Bundesministeriums für Ernährung und 
Landwirtschaft orientiert sich daran. Extreme Trocken-
phasen und lange Hitzeperioden führen für die Landwirt-
schaft in Deutschland im dritten Jahr in Folge zu hohen 
Ernteausfällen. Der Kostendruck durch Einnahmeausfäl-
le steigt. Dieser darf nicht auf den Rücken der Beschäftig-
ten abgeladen werden.

(Beifall bei der SPD)

Sie sind ohnehin schon die Leidtragenden der Corona-
pandemie. Das geht auch aus dem Bericht 2020 zur Sai-
sonarbeit der Initiative Faire Landarbeit hervor. Jährlich 
kommen Hunderttausende nach Deutschland, um Spargel 
zu stechen oder Erdbeeren und Gemüse zu ernten. Diese 
Saison- und Wanderarbeiter stellen 60 Prozent der dorti-
gen Beschäftigten. Das zeigt, wie abhängig Deutschland 
von ihnen ist. Die aktuelle Krise hat die Saisonarbeit in 
der Landwirtschaft zusätzlich erschwert. Die Koordinie-
rung der Einreise nur einem Sozialpartner zu überlassen, 
Frau Bundesministerin Klöckner, war keine gute Idee; 
das hätten Sie anders organisieren müssen.

(Beifall bei der SPD)

Saison- und Wanderarbeiter leisten Arbeit, die wir 
wertschätzen müssen. Genau wie alle anderen Beschäf-
tigten auch. Mit fairen Bedingungen bei der Arbeitszeit 
und den Unterkünften, bei der Lohnzahlung und beim 
Gesundheitsschutz. Arbeitnehmerrechte gelten für alle 
Beschäftigten. Für uns als SPD ist das eine Selbstver-
ständlichkeit.

(Beifall bei der SPD)

Den Arbeitgebern, die ihrer Verantwortung nicht nach-
kommen, müssen wir bei der Einhaltung der Arbeitneh-
merrechte besonders auf die Finger schauen. Zustände 
wie in der Fleischindustrie – mein Kollege Spiering hat 
es vorhin schon gesagt – wollen wir nicht. Wir wollen 
Handwerk vor Ort, wir wollen sozialpartnerschaftlich 
organisierte Poolsysteme, um flexibel auf Produktions-
spitzen vor Ort reagieren zu können. Hier steht die SPD 
an der Seite der Gewerkschaften, solange sie im Sinne der 
Beschäftigten agieren; das haben wir auch schon anders 
erlebt.

Saison- und Wanderarbeiter müssen ihre Rechte ken-
nen. Die zuständige Berufsgenossenschaft kann jetzt vor 
Ort beraten, muttersprachlich und, wenn nötig, direkt auf 
dem Feld. Das hat die SPD durchgesetzt. Uli Freese, recht 
schönen Dank dafür, dass du das da reinbekommen hast.

(Beifall bei der SPD)

Zuschüsse zur landwirtschaftlichen Unfallversiche-
rung in Höhe von fast 177 Millionen Euro können und 
müssen auch dafür eingesetzt werden. Liebe Ministerin 
Klöckner, hier müssen Sie mal von der Bremse gehen und 
endlich mal tätig werden. Wir brauchen hier ein gesetz-
lich verankertes Zugangsrecht der Gewerkschaften und 
der Berufsgenossenschaften zu den Beschäftigten sowie 
eine langfristige Finanzierung der arbeitsrechtlichen 
Beratungsstellen.

(Beifall bei der SPD)

Denn nicht nur die Bäuerinnen und Bauern brauchen 
unseren Schutz, sondern auch deren Beschäftigte. Die 
sichern durch ihre wertvolle Arbeit die Existenz der 
Betriebe vor Ort.

Die Mission MOSAiC der „Polarstern“ zeigt auch die 
künftigen Probleme der Landwirtschaft auf: Gletscher 
schmelzen, der Meeresspiegel steigt; das habe ich eben 
schon gesagt. Gerade wir an der Küste, wo ich herkom-
me, sind besonders davon betroffen. Umso wichtiger ist 
der wirksame Küstenschutz; er ist Bevölkerungs-, 
Umwelt- und Klimaschutz. Das geht uns alle an. Bei 
der Finanzierung der Maßnahmen zum Küstenschutz 
muss der Bund die Länder noch stärker unterstützen. 
Auch Hafenanlagen müssen berücksichtigt werden. Sie 
stellen oftmals die erste Deichverteidigungslinie dar. Es 
ist richtig, dass wir die GAK-Mittel auf insgesamt 
1,16 Milliarden Euro erhöhen. 25 Millionen Euro stehen 
für den Sonderrahmenplan „Maßnahmen des Küsten-
schutzes in Folge des Klimawandels“ zur Verfügung. 
Das ist ein richtiger Ansatz; aber ich fürchte, das wird 
in Zukunft nicht mehr ausreichen.

Abschließend noch eine Bemerkung zu den Bundes-
forschungseinrichtungen – ich habe es gesehen, Herr Prä-
sident –, die im Etat des BMEL liegen: In Bremerhaven 
forschen die beiden Thünen-Institute für Fischereiökolo-
gie und Seefischerei. Es muss ein besonderes Anliegen 
sein, die biologische Vielfalt in den Meeren zu erhalten. 
Das sichert auch nachhaltige Erträge für die deutsche 
Berufsfischerei. Nur in intakten marinen Lebensräumen 
kann das Meer seine Rolle als eine der wichtigsten Nah-
rungsquellen erfüllen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Uwe Schmidt (SPD):
Die Forschungsinstitute brauchen daher weiter finanz-

ielle Unterstützung. Davon profitieren wir alle.

Recht schönen Dank, schönen Feierabend und danke 
für die Zeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Schmidt, ich bin wirklich begeistert, 

wenn ich immer wieder feststelle, dass mir gesagt wird, 
man habe es gesehen, aber darauf nicht reagiert wird.
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(Heiterkeit – Uwe Schmidt [SPD]: Doch, ich 
habe ja reagiert!)

– Ja, Sie haben reagiert: Sie haben weitergeredet. Aber 
heute ist das alles egal. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Aussprache.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich wünsche Ihnen einen entspannten Abend, gute 
Gespräche, vor allen Dingen aber neue Erkenntnisse.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Mittwoch, den 30. September 2020, 
9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 17.48 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Bas, Bärbel SPD

Brugger, Agnieszka BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bülow, Marco fraktionslos

Domscheit-Berg, Anke DIE LINKE

Dörner, Katja BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Esdar, Dr. Wiebke SPD

Freihold, Brigitte DIE LINKE

Friesen, Dr. Anton AfD

Gabelmann, Sylvia DIE LINKE

Gebhart, Dr. Thomas CDU/CSU

Göring-Eckardt, Katrin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hartmann, Verena fraktionslos

Irlstorfer, Erich CDU/CSU

Kamann, Uwe fraktionslos

Karliczek, Anja CDU/CSU

Kartes, Torbjörn CDU/CSU

Kessler, Dr. Achim DIE LINKE

Klinge, Dr. Marcel FDP

Lambsdorff, Alexander 
Graf

FDP

Launert, Dr. Silke CDU/CSU

Leidig, Sabine DIE LINKE

Leikert, Dr. Katja CDU/CSU

Lindner, Dr. Tobias BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Maas, Heiko SPD

Mackensen, Isabel* SPD

Müller (Chemnitz), Detlef SPD

Abgeordnete(r)

Müller, Bettina SPD

Oehme, Ulrich AfD

Ortleb, Josephine SPD

Pasemann, Frank AfD

Petry, Dr. Frauke fraktionslos

Pfeiffer, Dr. Joachim CDU/CSU

Pilger, Detlev SPD

Pohl, Jürgen AfD

Rachel, Thomas CDU/CSU

Remmers, Ingrid DIE LINKE

Roth (Augsburg), Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Sauter, Christian FDP

Schmidt (Aachen), Ulla SPD

Schneidewind-Hartnagel, 
Charlotte

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schwabe, Frank SPD

Siebert, Bernd CDU/CSU

Steinke, Kersten DIE LINKE

Wagenknecht, Dr. Sahra DIE LINKE

Weiler, Albert H. CDU/CSU

Weingarten, Dr. Joe SPD

Werner, Katrin DIE LINKE

Weyel, Dr. Harald AfD

Wiese, Dirk SPD

Zdebel, Hubertus DIE LINKE

Ziegler, Dagmar SPD

Zimmermann, Pia DIE LINKE

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes
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Anlage 2 

Neudruck der Erklärung nach § 31 GO
der Abgeordneten Kerstin Griese (SPD) zu den 
namentlichen Abstimmungen über
– die Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Inneres und Heimat zu dem Antrag der Abge-
ordneten Ulla Jelpke, Heike Hänsel, Michel 
Brandt, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion DIE LINKE: Konsequenzen aus dem 
Brand in Moria ziehen – Lager auf den griechi-
schen Inseln auflösen und Geflüchtete in 
Deutschland aufnehmen

und
– den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN: Nach dem Brand von Moria – Für 
schnelle Nothilfe und einen menschenrechtsba-
sierten Neustart der europäischen Flüchtlings-
politik

(177. Sitzung, Anlage 6, Zusatzpunkt 18 und 
Zusatzpunkt 25)
Die Zustände auf Lesbos und den anderen griechischen 

Inseln sind bereits seit Langem katastrophal und uner-
träglich. Durch die verheerenden Brände im Flüchtlings-
camp Moria hat sich die Lage nochmals massiv ver-
schlechtert. Rund 13 000 Menschen haben nun auch 
noch ihr letztes Dach über dem Kopf verloren. Frauen, 
Männer und Kinder leben buchstäblich auf der Straße. Es 
handelt sich um eine humanitäre Katastrophe. Die 
schrecklichen Bilder und Schicksale der Menschen dort 
lassen selbstverständlich niemanden aus der SPD-Bun-
destagsfraktion kalt. In dieser unmittelbaren Not ist 
schnelles Handeln gefordert. Jetzt kommt es zunächst 
darauf an, den schutzbedürftigen Menschen vor Ort in 
enger Kooperation mit der griechischen Regierung sofort 
zu helfen, um diese menschenunwürdige Situation zu ent-
schärfen. Die Menschen dort brauchen jetzt eine Unter-
kunft, grundlegende Verpflegung und medizinische Ver-
sorgung.

Wir helfen! Deutschland leistet umfangreiche Unter-
stützung. Bereits in der Nacht zum 11. September 2020 
haben wir einen ersten THW-Konvoi auf den Weg nach 
Griechenland geschickt. Weitere sind gefolgt bzw. in Vor-
bereitung. Auch das DRK hilft bei den kurzfristigen Lie-
ferungen von Sachmitteln. Zu unserer umfangreichen 
humanitären Hilfe vor Ort zählen etwa 1 028 Zelte, 
7 000 Schlafsäcke, 1 400 Feldbetten, 22 Sanitärcontainer, 
Decken und Schlafunterlagen. Es geht hier aber nicht um 
Zahlen, es geht um Menschen. Die Zustände in Griechen-
land müssen sich zwingend verbessern. Wir lassen nicht 
nach, bis wir menschenwürdige Bedingungen erreicht 
haben, die mit europäischem Recht und unseren Werten 
vereinbar sind.

Doch auch darüber hinaus müssen wir Griechenland 
noch stärker unterstützen und entlasten, indem wir ge-
flüchtete Menschen von den Inseln in anderen europä-
ischen Staaten aufnehmen. Deutschland hat sich hierbei 
in großem Maße engagiert und bei den anderen europä-
ischen Mitgliedstaaten dafür geworben, geflüchtete Men-
schen aus Griechenland aufzunehmen. Das Ergebnis ist, 

dass sich bereits vor den Bränden in Moria in der europä-
ischen Koalition der Menschlichkeit mittlerweile elf EU- 
Länder plus Norwegen und Serbien an der Aufnahme von 
Geflüchteten beteiligen. Deutschland hat die Aufnahme 
von knapp 1 000 Menschen, unbegleiteten Minderjähri-
gen, behandlungsbedürftigen Kindern und ihren Fami-
lien, zugesagt. In diesem Rahmen sind bislang 758 Ge-
flüchtete aus Griechenland überstellt worden, 574 nach 
Deutschland, 184 in sechs weitere Länder. Der Prozess 
läuft leider nur sehr schleppend. Daran müssen wir arbei-
ten. Zudem hat die SPD sich dafür starkgemacht, in der 
aktuellen Situation nun nicht auf die schwerfällige Eini-
gung zwischen mehreren europäischen Mitgliedstaaten 
zu warten, sondern unser zugesagtes Kontingent jetzt 
weiter zu erhöhen. Es ist gut, dass sich die Union auf 
unseren Druck hin endlich bewegt hat. Wir haben uns 
mit Erfolg dafür eingesetzt, dass unser Land einen eigen-
ständigen Beitrag humanitärer Hilfe leistet und gleich-
zeitig die Solidarität der europäischen Gemeinschaft 
nicht aus der Pflicht entlässt. Wir nehmen nun weitere 
150 Kinder und Jugendliche und 1 553 Menschen, haupt-
sächlich Kinder und ihre Familien, in einem eigenständi-
gen Kontingent auf.

Damit nimmt Deutschland nun insgesamt circa 
2 750 Personen aus Griechenland auf und leistet einen 
wichtigen Beitrag zur spürbaren Entlastung der griechi-
schen Inseln. Dies alles ist auf unsere Initiative und gegen 
den erheblichen Widerstand des Koalitionspartners zu-
stande gekommen.

Doch damit ist es aus unserer Sicht nicht getan. Wir 
sehen unsere europäischen Partner weiter mit uns in der 
Verantwortung. Deshalb werben wir weiter um Unterstüt-
zung für die gemeinsame Initiative aufnahmebereiter 
europäischer Partnerländer. Auf eine europäische Lösung 
darf man nicht warten, man muss für sie arbeiten. Das tun 
wir und wollen uns auch weiterhin entsprechend unserer 
Kraft und Größe beteiligen. Die Aufnahmebereitschaft 
vieler Bundesländer und Kommunen in Deutschland 
gilt es jetzt zu nutzen. Unser Ziel bleibt es, dass sich am 
Ende alle europäischen Mitgliedstaaten in diese Solidari-
tät einbringen. Und wir brauchen eine dauerhafte Lösung 
und einen ständigen Hilfsmechanismus, sodass wir nicht 
bei jeder Notlage erst in schwerfällige Verhandlungen 
darüber treten müssen, wer wieviel Unterstützung leistet.

Für eine grundsätzliche Lösung brauchen wir eine 
Neuausrichtung der europäischen Flüchtlingspolitik und 
des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems. Als SPD- 
Bundestagsfraktion haben wir dazu vor der Sommerpau-
se einen klaren Beschluss mit konkreten Umsetzungsvor-
schlägen verabschiedet. Wir müssen weg vom Prinzip der 
Zuständigkeit des Ersteinreisestaates und brauchen eine 
gerechte und solidarische Verteilung geflüchteter Men-
schen auf die einzelnen EU-Mitgliedstaaten. Nur so 
schaffen wir dauerhaft eine Entlastung der Staaten an 
den EU-Außengrenzen und somit auch insbesondere 
Griechenlands. Daran arbeiten wir auf EU-Ebene mit 
Hochdruck. Die EU-Kommission muss endlich ihre Vor-
schläge präsentieren und diese fortgesetzte Schande an 
unseren Außengrenzen beenden. Ein erster Schritt könn-
te, wie bereits im Frühjahr von uns vorgeschlagen, die 
Entwicklung eines Pilotmodells für ein gemeinsam be-
triebenes Asylzentrum unter europäischer Flagge auf 
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den griechischen Inseln sein. Wir lassen nicht nach, bis in 
Europa europäisches Recht und europäische Werte auch 
überall durchgesetzt werden. Wir müssen unsere europä-
ische Ratspräsidentschaft nutzen, um die Idee einer soli-
darischen europäischen Asylpolitik endlich gemeinsam 
in die Praxis umzusetzen.

Warum ich den Anträgen der Fraktionen Die Linke und 
Bündnis 90/Die Grünen trotzdem nicht zustimme, 
obwohl ich doch für die Aufnahme von Geflüchteten in 
Deutschland bin: Auch mich beschämt und entsetzt das 
gemeinschaftliche Versagen in Europa. Bei der Abstim-
mung im Bundestag geht es aber nicht um Symbolpolitik, 
sondern vielmehr darum, die Aufnahme von Menschen 
aus Griechenland auch tatsächlich durchzusetzen. Es ist 
ein Irrglaube, dass die SPD-Bundestagsfraktion einfach 
nur den vorliegenden Anträgen zustimmen müsste und 
schon kämen die Menschen nach Deutschland. Das 
Gegenteil wäre der Fall: Damit wäre keinem einzigen 
geflüchteten Menschen in Griechenland geholfen, 
Deutschland hätte stattdessen zusätzlich eine handfeste 
Regierungskrise.

Im Koalitionsvertrag haben sich die Fraktionen von 
CDU/CSU und SPD auf ein einheitliches Abstimmungs-
verhalten im Deutschen Bundestag verständigt. Das ist 
Grundlage jeder Koalition. Diese Tatsache wird von den 
Fraktionen der Opposition gerne dazu benutzt, um Frak-
tionen in einer Regierungskoalition vorzuführen.

Im Bundestag haben sich zwei Oppositionsparteien 
dazu entschlossen, über ihren Antrag jeweils namentlich 
abstimmen zu lassen. Dabei ist von vornherein klar, dass 
diese keine Mehrheit erhalten werden. Es gibt derzeit 
keine linke Mehrheit im Deutschen Bundestag. Wem 
das nicht gefällt, der muss mit seiner Wahlentscheidung 
bei der nächsten Bundestagswahl für andere Verhältnisse 
sorgen.

Im Übrigen ist die Kritik der Grünen scheinheilig. Wer 
die Hilfeleistungen der deutschen Bundesregierung auf 
der einen Seite als nicht ausreichend kritisiert, auf der 
anderen Seite aber als Teil der österreichischen Regie-
rung die menschenfeindliche Entscheidung mitträgt, trotz 
der großen Not nicht einen einzigen Flüchtling aufzuneh-
men, hat sich vom seriösen Diskurs verabschiedet. Die 
Grünen werden ihren eigenen moralischen Maßstäben 
nicht gerecht, sobald sie selbst in Regierungsverantwor-
tung sind: Im Bund fordern sie die Bundesregierung auf, 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, der durch eine Ände-
rung im Aufenthaltsgesetz den Bundesländern die eigen-
ständige Aufnahme von Geflüchteten auch innerhalb der 
EU ermöglicht. Im Bundesrat wird heute über einen sol-
chen Gesetzentwurf abgestimmt. Doch wer jetzt denkt, 
alle Bundesländer mit grüner Regierungsbeteiligung 
würden dem zustimmen, der irrt gewaltig. Hier sieht 
man einmal mehr die krasse Diskrepanz zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit. Dies entlarvt solche Anträge 
als taktisches Manöver.

Ich weiß, dies ist für die Bürgerinnen und Bürger nur 
sehr schwer nachvollziehbar, und auch uns Abgeordneten 
verlangt eine solche namentliche Abstimmung bei wich-
tigen Themen und vor allem auch bei humanitären Not-
lagen sehr viel ab. Zur Regierungsverantwortung in einer 
Demokratie gehört es aber eben auch, getroffene Verein-
barungen einzuhalten.

Unser Auftrag als Regierungsfraktion ist es nicht, sym-
bolpolitischen Oppositionsanträgen zuzustimmen – was 
effektiv gar nichts verbessert –, sondern die Möglichkei-
ten zu nutzen, die uns als an der Regierung beteiligte 
Fraktion offenstehen, und konkrete Lösungen zu entwi-
ckeln. Und daran arbeiten wir.
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